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Borrede, 


Di wöchentlichen Verfammlungen ver Geſell⸗ 
fhaft zur Beförderung der Künfte und nüßlichen 
Gewerbe bildeten in ven erften Wochen nach den 
verheerenden Maitagen des vorigen Jahres faft den 
einzigen Vereinigungspunkt, an welchem Hamburgs 
Bürger zum gegenfeitigen Austaufche ihrer Gefühle, 
Anfichten und Wünfhe in größerer Anzahl fih zu: 
fammenfinden Fonnten. Auch wurden jene Berfamm: 
lungen weit zahlreicher, als zu anderen Zeiten, und 
zwar nicht nur von Mitgliedern, fondern aud von 
Jicht: Mitgliedern der Gefellfhaft beſucht. — In 
ihnen gewann Dasjenige, was fchon vor dem Brande 
in Beziehung auf unfere üffentlihen Zuſtände mit 
größerer oder geringerer Beftimmtheit als Bedürfniß 
empfunden worden war, eine bei Weitem ausgeprägtere 
Geſtalt; allgemein machte fich die Ueberzeugung geltend, 
dag in manchen der wichtigften Theile unferer In⸗ 
ftitutionen wefentlihe Reformen ſchon viel zu lange 
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verſchoben worden ſeyen, und daß der gegenwärtige 
Augenblick, in welchem das Bewußtſeyn jener Noth: 
wendigfeit alle Bürger durchdrungen habe, nicht un: 
beachtet gelaffen werden dürfe, 

Einftimmig wurde in einer am 25. Mai ge 
haltenen Berfammlung befchloffen, dem Senate eine 
Petition in dem fo eben angebeuteten Sinne zu 
überreihen. — Mit ver Abfaffung verfelben ward 
eine zu dieſem Zwecke gebildete Commiffion beauftragt, 
welche in einer, acht Tage fpäter, am 1. Suni, ge: 
baltenen PVerfammlung einen Entwurf vorlegte, der 
nach lebhaften Discufjionen genehmigt wurde. 

In diefer, in der Beilage 6, (S. 455) vollftändig 
mitgetheilten Petition werden ald Dringend nothmendig 
bezeichnet: “Veränderungen in ber Wahlart der bür- 
“* gerlichen Collegien; weitere und vollftändige Durd;: 
“führung des Grundfaßes der Trennung der Recht: 
“nflege von der Adminiſtration, und eine Reform 
„unſeres Polizeiwefend.” Unter Hindeutung auf 
“manche Mängel in anderen Zweigen der Ber: 
*“waltung,” richteten die Petenten das fchliepliche 
Geſuch dahin, “daß der Senat in einer der nächften 
* Bürgerfchaften beantragen wolle, eine Deputation 
"aus gefammter Bürgerfehaft zu ernennen, um dem 
“Senate innerhalb einer zu beftimmenden Zeitfrift 
“einen, demnächft zu veröffentlichenden, Bericht über 
pie oben . angebeuteten und fonftige. allgemein ge: 
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“hegte Wuͤnſche in Betreff unſerer Verfaſſung und 
“Verwaltung zu erftatten.? 

Diefe Petition wurde, mit etwa 500 Unterſchriften 
verfehen, am 8, Juni dem Senate liberreicht. 

Am 24, uni erfolgte die Antwort des Senateß, 
welche vollftändig aus der Beilage 6 (5. 463) zu 
erfehen iſt. — Sie entfprah den Wünfchen und 
Erwartungen der Petenten ‚nicht, und pie Letzteren 
befchloffen deshalb, dem Senate ein ferneres Geſuch 
zu übergeben. Mit der Entwerfung deſſelben und 
deffen demnächſtiger Ueberreihung im Namen der. 
früheren Unterzeichner, wurde eine neue Commiſſion 
beauftragt, zu welcher auch Die Mitglieder der erften 
Commiſſion zugezogen - wurden. 

Diefe neue Commiſſion, beftehend aus folgenden 
Perfonen: E 4. AuffmOrdt, Dr. Baumeifter, 
Theodor Dill, Hermann Dreyer, O. & 
Gaedehens, Günther Gensler, J. G. F. ©: . 
Suilhauman, % €. Godeffroy jun, €. J. 
Johns, Ed. Johns, Dr. Kirchenpauer, Obriſt⸗ 
lieutenant Mettlerkamp, G. Repſold, Edgar 
Roß, F. W. Schemmann, O. R. Schröder, M. 
Steinthal, A. E. Vidal, Dr. Voigt und Prof. 
Wurm, legte ver Verſammlung am 20. Juli eine von 
ihr. ausgearbeitete, in ver Beilage6 (S. 464) mitgetheilte 
Petition vor, und überreichte viefelbe, da die Berfamms 
lung ſich zuftimmig erklärte, dem Senate am 22. Juli. 
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Als auf dieſe Eingabe in den folgenden Wochen, 
und zwar ſelbſt im Laufe des September: Monates, 
fein Decret erfolgte, wurde wiederholend die Bornahme 
fernerer Schritte beantragt, und in Folge deſſen am 
5. October befchloffen, 

. “dem Senate in einer ausführlichen und motivirten 
“„Darſtellung die Wünfche und Anfichten der Bürger 
“in Bezug auf Reformen in ver Berfaffung und 
“Verwaltung vorzutragen.” 
Zugleich wurde die früher ernannte Gommiffion be: 
auftragt, | 
“unter Hinzufügung anderer mit unferen Staats⸗ 
“Einrihtungen vertraueter Männer jene Dar: 
“ftellung auszuarbeiten, und dieſelbe fpäteftend 
“innerhalb ſechs Monate der Berfammlung vor: 
* zulegen.” 
Die Commiffion unterzog fich diefem Auftrage, und 
begann fofort ihre Arbeiten. 

Ueber die Art, wie fie. die lebteren befchaffte, 
glaubt fie nur anführen zu müfjen, daß fie fich in 
drei Sectionen getheilt hat, 1) für Berfaflung uno 
Verwaltung; 2) für Juſtiz und Polizei; 3) für Schul: 
wefen. — Außerhalb jener Sectionen find noch in 
einigen abgefonderten Zufammenfünften die Angelegen- 
heiten des Finanzweſens und der Preffe befprochen 
worden. — Ueber vie NRefultate der Sections⸗Be⸗ 
ratbungen if in der Geſammt⸗Commiſſion Bericht 


Vorrede. VI 
erftattet und verhandelt worden, fo daß die letere ſich 
die Anfichten und Vorſchläge der Sectionen entweder 
aneignete, oder die ihr angemeffen erfcheinenden Ab⸗ 
änderungen beſchloß. — Im Ganzen find in ben 
Monaten October bis März 76 Abende zu den 
Sections: und Commiffiond: Berhandlumgen verwendet 
worden, ſo daß die Commiſſion ſich im Stande gefehen 
bat, in einer am 5. April 1843 (an welchem Tage 
die fechömonatliche Friſt ihre Endſchaft erreichte) 
gehaltenen Verſammlung, ihren Committenten anzus 
zeigen, Daß die Arbeiten vollendet ſeyen. — Freilich 
hatte ſich das Material ſo gehäuft, daß es eben ſo 
wenig möglich war, der Verſammlung einen, wenn 
auch noch fo ſehr gedrängten Bericht mündlich zu 
erftatten, als felbiged in eine zur Ueberreihung an 
ben Senat geeignete fchriftliche Petition zufammen- 
zufafien. Die Berfammlung änderte deshalb ven 
am 5. October 1842 gefaßten Befhluß ab, und. 
beauftragte die Commiffion, jenes Material für 
ven Drud auszuarbeiten, und auf diefem Wege zu 
veröffentlichen. 

Das Nefultat dieſes Befchluffes iſt der nach⸗ 
folgende Bericht, über welchen die Commiſſion die 
Bemerkung hinzufügt, daß die Zuſammenſtellung, ſo 
wie Die größere oder geringere Ausführlichkeit in der 
Behandlung ver einzelnen Gegenftände davon abhängig 
gewefen find, in welcher Reihenfolge die Commiſſion 
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die verſchiedenen Punkte behandelt hat, und ob 
ihr dieſelben einer mehr oder weniger umfaſſenden 
Erörterung bedürftig erſchienen ſind. Da es durchaus 
nicht beabſichtigt wurde, eine vollſtändige Kritik aller 
unſerer, gleichviel bewährter oder nicht bewährter 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs⸗Einrichtungen zu liefern, 
ſo war es ein Selbſtverſtand, daß manche Inſtitutionen 
gänzlich unberückſichtigt bleiben konnten. Deshalb iſt 
auch die Anordnung des Ganzen keineswegs als eine 
ſyſtematiſch organiſirte, und insbeſondere nicht als 
eine materiell vollſtändige anzuſehen. Niemand mögte 
es auch wohl der Commiſſion zutrauen ‚ daß fie der 
Meinung gewefen fey, den gefammten Staatsorganis- 
mus unter die drei Kategorieen: “Berfaffung,. Juſtiz 
und Polizei, und Schulwefen,” vertheilen zu Fönnen; 
nichtödeftomweniger fchienen dieſe drei NRubrifen, ver 
Einfachheit wegen, unbedenklich gewählt werden zu 
können. 

Die Ausarbeitung des erſten Theiles (Verfaſſung) 
bat Dr. Voigt, diejenige des zweiten Theiles (CJuſtiz 
und Polizei) Dr. Baumeifter, diejenige des Dritten 
Theiles (Schulwefen) Prof. Wurm übernommen. 

Bor dem Schluffe des Vorwortes hat die Com: 
miffion Zweierlei auszufprechen: 

Zuerft gedenkt fie der bereitwilligen und fürder: 
lichen Unterftügung von Seiten derjenigen ihrer Mit: 
bürger, welche ven einzelnen Sectionen mit ihren 
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Erfahrungen und ihrer Einfiht zu Hülfe gelommen 
find. Insbeſondere hat fie zu nennen, Die Herren 
Prof. Bubendey, Paftor Dr. Geffcken, Ober 
lehrer 5.4. Hoffmann, Dr. Juris 3, C. Knauth, 
Dr. Juris Kramer, Dr. Phil. Kröger, Architect €. 
5. Reihardt, Dr. Phil. Ruete, Prof. Peterfen, 
Paftor Plath!) und Arditet F. G. Stammann. — 
Die Commiffion fpriht diefen ſämmtlichen Herren 
ihren verbinöfichften Dank aus, und erkennt öffentlich 
die Verdienſte derfelben um einen großen Xheil der 
vorliegenden Arbeiten an. 

Die zweite Hinzuflgung enthält einen Ausdruck 
des Schmerzes. — Friedrih Wilhelm Schem— 
mann — vin Mitglied der Commiflion, dem fein 
anderes an patriotifchem Intereſſe für Das unternommene 
Werk, an Flarer und richtiger Einficht in unfere öffent: 
lichen Berhältniffe, endlich an gefundem und treffendem 
Urtheile vorging, — dieſer allgemem geſchätzte und 
geehrte Mann follte leider das Ende der gemeinfchaft: 
lichen Arbeiten nicht erleben. Ein unglüdlihes Er: 
eigniß zerfchnitt, zu früh für feine Familie, zu früh 
für unfere Republik feinen Lebensfaden! Mit tiefer 
Zrauer gevenft die Commiſſion des Abgefchiedenen. 


1) Die Herren Paftoren Gefflen, Dr. und Plath hatten die 
Güte, der Sertion für das Schulwefen beiräthig zu ſeyn. — 
Die Tirchlichen Angelegenheiten find einer näheren Erörterung 
überhaupt nicht unterzogen worden. (Man vergl. ©. 94.) 
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Schließlich richtet die Commiſſion — deren 
Functionen durch Abſtattung dieſes Berichtes beendigt 
ſind — die Bitte an ihre Mitbürger, den folgenden 
Blättern Beachtung nicht zu verſagen. — Sie iſt 
weit davon entfernt, zu glauben, Anſichten aufgeſtellt 
zu haben, zu welchen nicht jeder Hamburger, bei 
längerer Beſchäftigung mit unſeren öffentlichen An: 
gelegenheiten, eben fo gut hätte gelangen Fünnen; ja 
fie bezweifelt nicht, daß in manchen Richtungen Befferes, 
als fie vorgefchlagen hat, ausfindig gemacht werden 
kann; dennoch ift fie der Meinung, daß die verfchiepenen 
Theile ihres Berichtes jedenfall ald eine Vorarbeit 
dienen fönnen, auf welcher, als auf einem — wie 
fie ohne Anmaaßung annehmen zu Fünnen glaubt — 
mit Umficht, Treue und Fleiß gefammelten Materiale, 
fernere Beftrebungen im Sinne der Petitionen vom 
8. Suni und 22, juli 1842 fußen Fünnen. 

Darf fie diejenigen Punkte angeben, welche ihr 
unter allen befprochenen unbedingt als die wichtigften, 
und zugleich ald diejenigen erfcheinen, deren Erledi⸗ 
gung eine Bürgfchaft für die Herbeiführung fernerer 
heilſamer Fortſchritte in fich fchließen wird, fo beftehen 
diefelben in einer vollftändigen Trennung der Juſtiz von 
der Adminiſtration, und in einer verbefferten Wahlart 
der bürgerlichen Collegien. 


Samburg, im Juni 1843. 
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| Di Commiſſion ftellt dem Berichte, welchen fie ihren 
Sommittenten in Folge der Befchlüffe vom 5. October 1842 
und 5. April 1843 abzuftatten hat, einige Bemerkungen voran, 
welche dazu beitimmt find, die allgemeineren Auffaffungen 
anzugeben, von welchen fie bei der Betrachtung der öffent, 
lichen Berhältniffe unfered Gemeinwefend ausgegangen ift. 
Gewiß kann darüber kein Zweifel beftehen, daß fein 
Hamburger bad Endziel feines politifchen Steebens in 
etwas Anderes feben wird, ald in die Erlangung :der 
höchitmöglichen inneren und äußeren Blüthe unferes Freis 
ftaates, und nur Darum handelt e& fich, auf welcher 
Grundlage jener Zuftand volliter und fchönfter Entwidelung 
zu erreichen feyn wird. Diefe Frage läßt ſich nicht bes 
antworten, ohne die allgemeine Stellung Hamburgs einiger⸗ 
maaßen näher in Betracht zu ziehen. Ä 
Hamburg — wie feinen Schwefterftädbten — ift es 
nicht nur in früheren Jahrhunderten gelungen, ‚allen wider 
feine Unabhängigkeit gerichteten VBeftrebungen mit Erfolg 
zu widerfiehen, fondern auch and dem Sturme ber ypolitis 
ſchen Ereigniffe, welche die erften Zeitabfchnitte des jeßigen 
Sahrhunderts für Deutfchland fo aͤußerſt wichtig gemacht 
haben, hat es auf eine ehrenvolle Weife ſeine Selbftftändigfeit 
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gerettet. Es nimmt gegenwärtig ald fouverainer Staat, 
im organischen VBerbande mit den übrigen Staaten der 
deutfchen Nation, eine unabhängige und .‚geficherte Stellung 
ein. — Hamburgs Bürger wiffen das hohe Glück, deſſen 
fie durch diefe Stellung ihrer Vaterſtadt theilhaftig find, 
fo zu fchäßen, wie baffelbe ed verdient. Sie bilden, neben 
wenigen andern Gleichgeftellten, inmitten des monardjifchen 
Europa’s, eine freie Bürgergemeindesz fie fennen über 
fich feinen irdifchen Herrn; nur den Geſetzen, welchen fie 
felbft Geltung verleihen, nur den Obrigfeiten, welche aus 
ihrer eigenen Mitte hervorgehen, find fie Kolgeleiftung 
ſchuldig. Alles Dasjenige, was in anderen Staaten ale 
das Ziel freifinniger Beftrebungen angefehen und herbei 
gewünfcht wird, und weit mehr ald Das, ift in Hamburg 
laͤngſt geſetzlich vorhanden. 

Doch die felbitftändige politiſche Stellung, und die 
sepublifanifche Berfaffung find nicht die einzigen Güter, in 
deren Befike Hamburgs Bürger ſich vorzugsweife glücklich 
fhäten dürfen. Huch Hamburgs merfantilifche Bedeutung, 
der. Umfang feiner Verbindungen, der Reichthum und die 
Einficht feiner Kaufleute: Died Alles und die mannigfaltigen 
Segnungen, welche aus einem lebhaften und umfaffenden 
Hanbelöverfehre entfpringen, find Vorzüge, deren Beſitz in 
gleichem Maaße nur wenigen, bejonders günftig geftellten 
Staaten und Städten gewährt ift, und die auch Hamburg 
ſchwerlich in der gegenwärtigen Ausdehnung zu Theil gewors 
den feyn würden, wenn nicht die politifche Selbſtſtaͤndigkeit 
und Die freie Berfaffung der Entwicelung. des hamburgifchen 
Handeld den mannigfaltigften Vorſchub geleiftet. hätten. 

Eine Folge der vorfiehend berührten Verhältniffe ift 
ed, dag Hamburg eine. weit bebeutendere Stellung ein- 


Vorbemerkungen. 3 


nimmt, als man bei einer einfachen Betrachtung der Aus⸗ 
dehnung ſeines Gebietes und der Zahl ſeiner Einwohner 
zu erwarten haben würde. Es überragt ohne Frage an 
Wichtigkeit eine Reihe von binnenländifchen Staaten, hinter 
welchen es, der äußeren Erfcheinung nach, nicht unbeträcht- 
lich zurückſteht. 

Betrachtungen bdiefer Art bilden die Grundlage der 
enthufiaftifchen Liebe des Hamburgerd zu feiner Vaterftabt; 
fie find es, welche ihn berechtigen, den Namen des ham⸗ 
burgifchen Bürgers mit Selbfigefühl zu tragen. — Allein 
ed verbindet. fich ummwillführlich mit ihnen ein Gebanfe an- 
derer Art: ber Gedanke, wie ernit und fohwierig Die 
Anfgabe tft, weiche Hamburg zu erfüllen hat, um ben 
Anforderungen zu entfprechen, welche burch feine eigen⸗ 
thümliche Stellung. hervorgerufen werden. Während es 
bei den öffentlichen Angelegenheiten anderer Staaten, 
wenigitens derjenigen, welche nicht zu ben Mächten des 
erften Ranges zu zählen find, meiftend nur auf die ınk 
mittelbare Erhaltung ded Ganzen, auf die Vermehrung 
ber Staatswohlfahrt und anf die Fürforge für die geiftigen 
und materiellen Sntereffen der Staatdangehörigen ankommt, 
hat Hamburg, neben diefen Obliegenheiten, eine Reihe 
anderer Aufgaben zu erledigen. Sein Blick muß weiter 
reichen und fchärfer unterfcheiden, feine Wachfamfeit größer 
feyn, feine Combinationen müſſen fehneller von Gtatten 
gehen, als Dies bei ver Mehrzahl der übrigen Staaten 
erforderlich if, wenn Hamburg fich in berjenigen auds 
gezeichneten Stellung, in welcher es fich gegenwärtig be- 
findet, erhalten, und den Kampf mit wetteifernden, und 
zum Theil durch mächtigen Einfluß Interftügten Neben: 
buhlern ſiegreich beſtehen will. 
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Fragt man nun, weldyer Weg als der geeignete ans 
zufehen tft, um für die inneren und äußeren Berhältniffe 
unfered Freiſtaates, insbeſondere auch in der zuletzt ber 
rährten Beziehung, Fürforge zu treffen,- fo feheint ed der 
Sommiffion, daß Feine andere Antwort gegeben werden 
fann, ald daß alle gewünfchten Erfolge zu erwarten 
find, aber auch nur zu erwarten find, von einer 
allgemeinen Belebung unferer öffentlichen In— 
flitutionenz; von einer immer mehr zunehmenden 
Erwedung und immer weiter ausgedehnten Ber: 
breitung inniger und bewußter Theilnahme der 
Bürger an den Staatsangelegenheiten; von 
einer auf firenge Gerechtigfeit und gefunde Auf: 
faffung der Verhältniffe beruhenden Geſetz— 
gebung; endlid von einer intelligenten, männ— 
lichen, und Durch Nichts ind Schwanfen zu 
bringenden Handhabung Der Regierung und 
Verwaltung. 

Sollte es nothwendig ſeyn, hiefür die inneren Gründe 
ausführlich darzulegen? — Wir glauben es nicht. — 
Einem Seden muß es einleuchten, daß ein Bürgerftaat 
nur dann ein Träftiged Leben entwiceln fann, wenn die 
Bürger burchdrungen find vom politifchen Bewußtſeyn; 
daß nicht daran zu denfen ift, einſichtsvolle, charafterfefte 
und ihre Aufgabe zugleich begreifende und derfelben ges 
wachjene Männer an den Mittelpunkt ver Regierung und 
Verwaltung gelangen zu fehen, wenn nicht der gefammte 
Staatsorganismus geeignet ift, folche Männer zu erzeugen 
und zu bilden; oder, mit anderen Worten, Daß es heißen würde, 
einer Republif die Bedingung des Lebens, die unerläßliche 
Borausfegung jeder Blüthe und jedes Wohlergehens rauben, 
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wenn man bie nicht am Staatsruder befindlichen Bürger in 
Gleichgültigkeit, oder feige und egoiftifche Zurückgezogenheit 
verſinken, die Theilnehmer der Regierung und Verwaltung in 
Indolenz und Selbſtgenügſamkeit fich verlieren laſſen wollte. 
Wodurch find in den verfchiedenen Perioden. der Ges 
fchichte Fleine Staaten zu Macht und Anfehen gelangt, 
wenn nicht durch die politifchen Tugenden ihrer Bürger? 
Und follten ‘wohl jene Tugenden ausgebildet, follte das 
Staatswohl in dem Maaße, wie gefchehen, einſichtsvoll 
und thatkräftig gefördert worden feyn, wenn die Staates 
einrichtungen nicht auf eine lebendige Theilnahme der 
Bürger an den öffentlichen Angelegenheiten hingewirkt 
hätten? — Niemand wird diefe Frage bejahen. — Richtet 
man nun feinen Blick auf Hamburg, und erwägt man, 
inwiefern die jeßigen üffentlichen Zuftände geeignet find, 
dasjenige patriotifche Interefle und diejenige politifche Bil 
dung und Einficht der Bürger hervorzurufen und zu förbern, 
welche die Grundbedingungen des Flores einer jeden Res 
publif find, und ohne weldye die jedesmaligen oberften 
Leiter der öffentlichen Angelegenheiten der unerläßlichen 
Eontrole und fteten aäüßeren Anregung entbehren würden, 
fo wird man fich davon überzeugen, daß, wenn auch vor⸗ 
treffliche Grundlagen bei ung vorhanden find, dennoch eine 
neue Belebung der Spnftitutionen als ein höchft dringendes 
Bepürfniß bezeichnet werden darf. — Und wie fünnte es 
wohl anders feyn? — Hamburgs BVerfaffung und bie bei 
Weiten größere Mehrzahl feiner Berwaltungs-Einrichtungen 
fammen aus einer Zeit, in welcher feine politifche und 
commercielle Stellung mit derjenigen, welche es gegenwärtig 
einnimmt, in gar feine VBergleichung gebracht werben fann, 
wie dann überhaupt biejenigen Anfprüche, welche im 
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Anfange des achtzehnten Jahrhunderts an die Männer ger 
macht wurden, welchen die Leitung von Staatdangelegens 
heiten übertragen war, nicht im Entfernteften diejenigen 
erreichen, welchen gegenwärtig, in der Mitte des neunzehnten 
Sahrhunderts, genügt werden muß. Sin jener Zeit mag es 
3. B. ohne große Webelftände thunlid,) gewefen ſeyn, den 
Rath mit der Berwaltung der Juſtiz und einer Menge 
anderer zeitraubender Verwaltungsangelegenheiten zu be- 
laften, bei dem jegigen Stande der Staatöwiffenfchaften 
und, nachdem aus der Reichsſtadt ein fonverainer Staat, aus 
dem Handelsplatze mit nicht fehr ausgedehnten Kreife des 
Verkehres eine DVermittlerin des Welthandeld geworben ift, 
fann ein ſolches Berhältniß nicht länger beftehen, ohne die 
Intereſſen ded Gemeinweſens auf das Tieffte zu verleken. 
Aehnliche Beifpiele ließen ſich aus verfchiedenen anderen 
Theilen des hamburgifchen Stantsorganismus anführen. 
Es bedarf deshalb der Reform, und zwar einer 
folchen, weldye zugleich dem Mittelpunfte der Regierung 
und Verwaltung die Möglichkeit einer energifchen und 
lebensvollen Wirkſamkeit fchafft und fichert, und den 
Bürgern eine ausgebreitete Theilnahme an der Erwägung 
und Beltimmung der öffentlichen Angelegenheiten gewährt. 
Werden dann noch manche Hemmniffe und Mißzuftände 
in einzelnen. Zweigen der Verwaltung entfernt, und 
die Herrichaft des Rechtsgeſetzes mehr und mehr befeftigt, 
fo wird es Hamburg niemald an einem. zahlreichen Kreife 
von Bürgern fehlen, weldye der Vaterſtadt Wohlergehen, 
wie, in ihrem gefchäftlichen und Privatleben, fo in ihren 
öffentlichen Stellungen erfolgreich fordern werden! 


— oo — 
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Die Gommiffion glaubt, daß nicht leicht von irgend 
Semandem die Anſicht gehegt werden mögte, daß ber 
Fundamentalfag unferer Eonftitution, der Grundfag vom 
“Kyrion,“ aufzugeben oder zu modificiren fey. Sie fleht 
ed deshalb ald einen Gelbftverftand an, daß bei den 
folgenden Betrachtungen von der Aufrechthaltung jenes 
Grundfated ausgegangen werden müße. Dagegen hat fle 
bei ihven Berathungen einige Zeit bei der ſchon öfter in 
Anregung gekommenen, und im Jahre 1833 1) öffentlich 
verhandelten Frage vermeilt, ob die höchfte Macht aus⸗ 





1) Man vergl. die Hamburgiſche Neue Zeitung von 1833 
No. 86, 137, 140, 141, 144 und die Brochüre: “Beleuch⸗ 
tung der Bemerlungen über das in der Bürger: 
fhaft beobamtete Verfahren in No. 86 ber Neuen 
Zeitung. Hamburg, 1833.” - 


8 Erfter Theil. Verfaffung. 


geübt werden folle “vom Rathe und der Bürgerfchaft” 
oder “vom Rathe und von NRepräfentanten der 
Bürgergemeinde.” Die Eommiffion hat fi einftims 
mig dahin entfchieden, daß, obgleich eine Nepräfentantens 
Kammer ohne Zweifel von manchen Mängeln frei fenn 
würde, welche. biöher den Bürgerfchafts- Berfammlungen 
eigenthümlich gewefen find, und theilweife auch in -Zufunft 
wohl eigenthümlic, bleiben werden, dennoch die fogenannte 
“Mitregentfchaft der Bürger” zugleich etwas fo 
ächt republifanifches tft, und mit den Anfichten und dem 
Staatöbewußtfeyn der Bürger in fo unzertrennlicher Ber 
bindung fteht, daß auf Feine Weile ein auf Abänderung 
gerichteter Borfchlag Empfehlung verdienen oder irgend 
Anklang finden würde. Sobald nur unfere öffentlichen 
Zuftände im Allgemeinen beffer geworden feyn werden, 
werden auch unfere Bürgerfchaftsverfammlungen weniger 
als biöher, zu wünſchen übrig laffen, und vollendd wird 
dies alsdann Statt finden, wenn in ber Organifation 
der bürgerlichen Gollegien die fchon fo lange und ſo 
fehnlich gewünfchten Reformen ind Leben getreten feyn 
erben. 

Ein fernerer Gegenftand, über weichen die Commiſſion 


—*— ſich ausſprechen zu mäffen glaubt, bildet die Frage, ob in Be⸗ 


ziehung auf den bisherigen allgemeinen und Hanpttitel ber 
Bürgerfchaftsfähigkeit, die Erbgefeifenheit, ein: Abäns 
derungsporfchlag zu ftellen ſey. Arch hier erklärt fich die 
Commiſſion unbedingt gegen jedes Verlaſſen des biöherigen 
geſetzlichen Zuſtandes. Soll wirklich bie Bürgergemeinde 
das Recht der Mitregentſchaft ausüben, ſo iſt kein anderer 
Titel ſo nahe liegend und zugleich ſo empfehlungswerth 
als derjenige des Grundbeſitzes, der überdies die Autorität 
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der Geſchichte für ſich hat. — Schwerlich wird ſich außer 
dem Grundbeſitze ein anderes, durchgaͤngig auf alle Bürger 
anwendbares Fundament der Bürgerſchaftsfaͤhigkeit aus⸗ 
findig machen laſſen. Das einzige, allenfalls in Betracht 
zu ziehende mögte ein gewiſſes Maaß der jährlich zu 
zahlenden Steuern feyn. Ein Steuerquantum würde its 
deffen, unter Anderem, Das gegen ſich haben, daß ihm in 
Hamburg, ald in einem Handelsſtaate, der Charakter des 
Permanenten und mit dem Staate Gonnectirenden fehlen 
würde. Auch mögte fich der Steuerfaß ſchwerlich fo 
niedrig beftimmen laffen, daß ein einigermaaßen beträchtlicher 
Theil von denjenigen Bürgern, welche ſich jegt 3000 4 
freie Geld, und dadurch Bürgerfchaftsfähigkeit verfchaffen 
fünnen, actived Bürgerredjt erlangen würde. Die Ers 
reichung diefes lebteren darf aber, nad) dem Geifte unferer 
Berfaffung, an keine fchwer zu erfüllende Bedingungen ges 
fnüpft werden, und es empfiehlt fid) deshalb die bisherige 
Einrichtung, nach welcher jeder, der fidy für die öffentlichen 
Angelegenheiten wirklich intereffirt, und nicht etwa wegen 
perfünlicher Beziehungen verhindert ift, leicht die Mittel 
finden fann, um zur Ausübung bed vollen Bürgerrechtes 
zu gelangen. 

Eng mit der vorftehend berührten Frage hängt die 
fernere Frage zufammen, ob alle diejenigen Ausfchließungen 
von dem Beſuche der Bürgerfchaft zu billigen find, welche 
durch die betreffende Gefeßesvorfchrift (den fünften Artikel 
bes eriten Titeld ded Reglementd der Rath» und Bürgers 
Eonvente) angeordnet werden, ober ob etwa in einer ober 
anderer Hinficht Abänderungen in Beziehung auf die dort feit- 
gefesten Beftimmungen für angemeflen zu halten find. Die 
Commiſſion fpricht hierüber ihre Anficht aus, indem fie bie 
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einzelnen Nummern des angeführten Artileld der Reihe 
nach durchgeht: 

1. “nicht Intherifcher Religion” 

Diefe Beftimmung .ift fchon durch das im Gonvente 
von 20. Dctober 1814 beliebte Reglement über bie Vers 
hältniffe der . biefigen nicht Iutherifchen chriſtlichen Religions⸗ 
verwandten aufgehoben. 

2. “in fremden Dieniten” 

Bei diefer Nummer fommt ed in Erwägung, ob es 
als angemeflen anzufehen ift, daß man diejenigen Bürger, 
welche von einer auswärtigen Macht zu Conſuln beftellt 
find, ferner Diejenigen, weldye von einem Souverain einen 
Titel oder Orden angenommen haben, zur Ausübung des 
activen Bürgerrechte zulaſſe. Die Anficht der Commiſſion 
hierüber ift folgende: Was 

die Inhaber a) die Inhaber von Gonfulaten Cgleichviel, welcher 
' —— Claſſe) anlangt, ſo iſt es allerdings zu wünſchen, daß denſel⸗ 
ne ben fernerhin der Zutritt. zu der Bürgerfchaft nicht geftattet 
werde. Es laͤßt fich nämlich zuvoörderſt nicht verfennen, 
daß die von hiefigen Bürgern befleideten Conſulate meiſtens 
in der alleinigen Abficht nachgefucht werden, um fich ber 
Erfüllung der perfönlidhen Bürgerpflichten zu entziehen. 
(Zwar befteht noch fein pofitives Gefeß, welches Die Con⸗ 
fulats Inhaber von jener Erfüllung befreiet, allein vie 
Praris hat fid, dennoch entichieden im diefem Sinne aus⸗ 
gebildet; 3. B. beim Bürger-Militair, bei ben Richters 
ftelen und bei den bürgerlichen Collegien) Wer :aber 
nicht alle Pflichten des Bürgers erfüllen will, ber darf ba 
feine. Stelle finden,. wo. es ſich um bie Ausübung des 
vollften Bürgerrechtes handelt: — Sodann führt die Ueber: 
nahme eines Conſulates doch immer eine, wenn auch nach 
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der größeren ober geringeren ypolitifchen Bedeutung des 
ernennenden Staates größere oder geringere, Abhängigkeit 
des Conſuls, jedenfalld aber die Verbindlichkeit für den⸗ 
felben herbei, über die hiefigen Verhältniffe zum Zwecke 
einer möglichit vortheilhaften Stellung der auswärtigen 
Staaten gegen Hamburg Bericht zu erftatten, was gewiß 
mit der bevorzugten Stellung des vollen Activ Bürgers 
fehr wenig verträglich erfcheint. Doch felbit hievon abs 
gefehen darf und muß man davon ausgehen, daß der 
hamburgifche Bürger feinen Stolz darin zu feßen habe, 
in feiner. Hinficht Fürftendiener zu feyn. — In Betreff 
b) der Titel und Orden⸗Inhaber verfennt die Com⸗ a in 

miffton nicht, daß manche von benjenigen Ruͤckſichten, 
welche auf die Conſuln anzumwenden find, auch hier zus 
treffen; dennoch erklärt fie fich nicht dafür, hier eine Aus 
fchließung anzuempfehlen. Denn, abgefehen davon, daß 
Titel- und Ordens Inhaber bei und bis jest nur felten 
vorgefommen find, fehlt e8 bei den Verhältniffen dieſer Art 
an einem hervortretenden factifchen Erfennungszeichen. — 
Während die Bekleidung eined Conſulates erft in dem 
Augenblide beginnt, m weldyem der Rath dad Era 
quatur ertheilt, findet eine ähnliche, aͤußerlich hervor 
tretende Thatſache bei ver Verleihung. und Annahme eines 
Titel8 oder Ordens nicht Statt. Es bedarf aber bei 
Berfaffungs-Beftimmungen der hier in Betracht gezogenen 
Art feſtſtehender und leicht nachweislicher Merkmale, well 
ed in den Fällen der Anwendung unmoͤglich ift, weit⸗ 
läufige Unterſuchungen anzuftellen (3. B. baräber, ob 
Jemand einen Titel nicht nur ‚erhalten, fondern auch 
angenommen habe,. ob er von demſelben Gebrand) 
mache u. dal. m.). [u 
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Wenn die Commiſſion zufolge des Vorſtehenden den 
Verluſt des activen Bürgerrechts für alle Diejenigen, 
welche ein fremdes Conſulat bekleiden, als wünſchens⸗ 
werth bezeichnet, ſo haͤlt ſie dieſen Punkt gleichwohl 
nicht für ſo wichtig, um wegen deſſelben die Stellung 
eines eigentlichen Poſtulates anzurathen. Bei einer Re⸗ 
viſion des Reglements der Rath⸗ und Bürger⸗Convente 
mögte man ſich allerdings im obigen Sinne zu entſcheiden 
haben. 
3. “in Dienften der Stadt” u. f. w. 
Es it verfchiedentlich behauptet worden, der Gelehrten: 
ftand nehme nicht fo, wie Dies zu wünfchen fey, an der 
Ausübung des vollen Bürgerrechtes Theil, und es fey 
deshalb rathfanı, diejenige Claſſe der Gelehrten, welche 
zufolge der hier in Betracht gezogenen Beſtimmung aus- 
gefchloffen fey, nämlich die Geiftlichen und die Angehörigen 
des eigentlichen Lehrftandes, unter der Borausfekung ver Erbs 
gejeffenheit, zur Bürgerfchaft zuzulaflen. Die Sommiffton ift 


indeſſen der Anficht, daß hier eine Aenderung nicht motivirt 


fey. Denn der innere Grund der Ausfchließung der Geiſt⸗ 
lichen und des Lehrftandes liegt nicht fowohl in dem im 
Artifel angeführten Eide, ald vielmehr in der Steuerfreiheit, 
deffen die Minifterialen und der Lehrftand genießen. — 
Gewiß iſt e8 nun aber unyaffend, folchen Staatögenoffen 
Theilnahme, und zwar, wie hier in Frage fteht, einfluß- 
reiche Theilnahme an der gefeßgebenden und infonderheit 
fieuerbewilligenden Berfammlung einzuräumen, melche. von 
der Steuerzahlung erimirt find. — Hiezu fommt noch, 
daß es von Seiten Derjenigen, welche dem hier in Betracht 
gezogenen Theile des Gelehrtenfianded angehören, bisher 
niemald verlautbart worden tft, daß fie eine Ummanblung 
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der Steuerfreiheit in ein Gehaltsquantum, und dann weiter 
Ertheilung des vollen Buͤrgerrechtes wünfchen, fo daß es 
fogar an einer äußeren Beranlaffung zum Erlaffe eines 
reformirenden Geſetzes fehlt. 

Unter den übrigen, in der dritten Nummer aufgeführten 
nicht qualifteirten Perfonen iſt von einigen Seiten ber 
Mäkfler Erwähnung gethan worden, unter welchen nicht 
wenige eine fo achtbare Stellung einnähmen, daß man fich 
für ihre Bürgerfchafts- Qualification zu erflären habe. 
Die Commiſſion ift nicht diefer Anficht. Ihr fcheint ee, 
daß die Stellung der Mäfler nicht fo unabhängig ift, wie 
diefelbe für die Inhaber des activen Bürgerrecdhted ger 
wünfcht, und, fo weit wie möglich, durch das Geſetz herbeis 
geführt werben muß. 

4. “fundbare Jalliten” 

Es verdient erwogen. zu werden, ob nicht Dies 
jenigen, welche notoriſch ihre Creditoren convocirt und 
mit ihnen einen Privat-Accord gefchloffen haben, vom Bes 
füche der -Bürgerfchaft ausgefchloffen werden follten. In 
neuerer Zeit ift es üblich geworben, bei Snfolvenzfällen 
ſolcher Perfonen, welche eine einigermaaßen befannte 
Stellung an der Börfe oder im bürgerlichen Leben eins 
nehmen, an die Stelle des gerichtlichen Fallitverfahrens 
das außergerichtlicye, übrigens ganz nad) den materiellen 
Borfchriften der Fallitenordnung geordnete Accorde- oder 
Adminiftrationd- Verfahren treten zu laſſen. Es fcheint 
deshalb Vieles dafür zu fprechen, nicht nur die eigentlichen 
Salliten, fondern auch die notorifch Accorbirenden auszu⸗ 
ſchließen. Dennoch erflärt fich die Commiſſion nicht für 
einen dahin zu richtenden Antrag. Auch hier trifft nämlich 
der fchon vorhin angeführte Grund zu, daß ed an einem 
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beſtimmten Erkennungsmerkmale fehlt, nach welchem, vor⸗ 
kommenden Falles, die Ausſchließung oder Nicht⸗Aus⸗ 
ſchließung der Betreffenden ſofort ſich verfügen laſſen 
würde. Anders verhält ſich die Sache in Beziehung 
auf die bürgerlichen Gollegien, deren Mitglieder die 
- Möglichkeit haben, ſowohl von der Wahl Derjenigen zu 
abftrahiren, welche in früherer Zeit zu einer fund gewor⸗ 
denen Zahlungsunfähigkeit gefommen find, als auch den 
- Austritt Derer zu veranlaffen, welche während der Mit- 
gliedfchaft dad Unglüd haben mögten, in eine foldye Tage 
zu gerathen. Es wirb unten auf diefen Punkt zurückzu⸗ 
fommen feyn. | 

Die übrigen Nummern des in Betracht gezogenen 
Artikels, nämlich: 

5. “PDfufcher” und 

6 “unicht in der Stadt Wohnhafte” 
bieten Feine Veranlaffung zu Erörterungen bar. 

\ (Ueber das Berfahren in den Rath und Bürger: 
Conventen, und über bie Stellung, welche die beiden 
oberften Staatögewalten in benfelben zu einander einzu- 
nehmen haben, wird unten im vierten Gapitel das Nähere 
bemerft werden.) 


15 


Bweites Capitel. 
Der Rath. 


Die Commiſſion geht, in Uebereinftimmung mit dem 
bei Gelegenheit ded Kyrions Ausgefprpchenen, davon au, 
daß in Betreff der allgemeinen Stellung des Nathed, als 
der oberiten Regierungs- und oberauffehenden Verwaltungs⸗ 
behörde, und als des Nepräfentanten der Staatögewalt, 
feine Abänderung in Borfchlag zu bringen feyn wird. 

Unter den zur Erörterung zu bringenden Punkten, 
welche Beziehung auf die Stellung des Rathes haben, fteht 
oben an die Realifirung der in der erften Bittfchrift poſtu⸗ 
lirteny⸗ vollſtaͤndigen Trennung der Rechtspflege von ber 
Adminiftration; einer Trennung, welche im Falle einer 
ftrenge burdhgeführten Verwirtlichung die Folge haben 
würde, daß 

1) die obergerichtliche Sudicatur in allen Civil⸗ und in 

Griminalfachen, . 

2) die Senatd-mdicatur in Erimmalfachen, 

3). die Sjurisdietion erſter Inſtanz der Stadt- Prätoren; 
der Borftapt- Patrone und ber Gebietd-Lanpherren ˖ 

hinwegfallen, und auf wirfliche und ſelbſtſtaͤndige Juſtiz⸗ 

behörden übergehen würden. 


Es kommt bei der Beſtimmtheit, mit welcher die Ge⸗ 


ſammtheit der Supplicanten das hier beſprochene Poſtulat 
aufgeftellt hat, auf Die quaestio an freilich nicht mehr 
ans; dennoch erfcheint e8 rathfam, die Motive des ge 
ftellten Berlangens:. mit. Klarheit und Beſtimmtheit darzu⸗ 
legen. Es ift nämlich eine haͤufig vernommene Behauptung 


Irennung ber 
Rechtspflege von 
der Adminiſtra⸗ 

tion. 


Behauptungen 
ber Gegner ber 
Neform. 


Verſchiedenheit 
der hamburgiſchen 
Verhaltniſſe von 
denen großer 
Staaten. 


Gründe für die 
Trennung. 
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der Gegner der Reform, daß jenes Verlangen auf ver⸗ 
worrenen Begriffen beruhe, daß es nur eine Art Mode⸗ 
artikel ſey, und daß diejenigen Gefahren, deren Vermeidung 
man in monarchiſchen Staaten durch die Abſonderung der 
Juſtizverwaltung von der Adminiſtration herbeizuführen 
fuche, bei und weber bisher vorhanden geweſen ſeyen, noch 
jemals eintreten wuͤrden. 

Es hat ſeine Richtigkeit, daß in Betreff des hier be- 
rührten Gegenftandes, eine Berfchiedenheit zwifchen ven 
Berhältniffen monarchiſcher Staaten, insbefondere der 
größeren unter denfelben, und denjenigen unfered Staates 
befteht. — In jenen wird die Trennung der Suftizpflege 
von der Adminiftration, abgefehen von allen anderen Ger 
fichtöpunften, fchon deshalb verlangt, weil nur durch 
fie die nothwendige Unabhängigkeit der richterlichenm Ent⸗ 
fcheidungen von den Einwirkungen der Regierung herbei- 


geführt werden kann. Se: mehr nun einem Seven bie 


Gefahren und Uebelftände einleuchten, weldye aus dem Bor- 
fommen von Einwirkungen jener Art fi ergeben würden, 
und deren Gulminationszuftand man durch das Wort 
“Sabinetsjuftiz” zu bezeichnen pflegt, deſto erflärlicher 
iſt ed, Daß, wo von ber hier befprochenen Trennung 
Die Rede ift, die Meiften nur an die Vermeidung der 
GSabinetsjuftiz, und deren weniger fchlimmen Abitufungen 
zu denfen pflegen. 

Hierin liegt indeffen ein Fehlgriff. Es find noch andere 
fehr erhebliche Gründe vorhanden, ‘welche die Vereinigung 
richterlicher und adminiftrativer. Zunctionen in denfelben 
Perfonen nachtheilig erfcheinen laffen, und zwar folche 
Gründe, die auch auf unfere hamburgifchen Berhältniffe 
vollfommene Anmwenbung finden. Ä 
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Sie find theils äußere, theild innere Die 
äußeren beruhen auf ber, im Berlaufe ber Zeit 
mehr und mehr zunehmenden Ausdehnung und Mannigs 
faltigfeit, fowohl der bei ber allgemeinen Staatövers 
waltung, ald andy bei der Handhabung der Suftizpflege 
zu erledigenden Angelegenheiten, und auf der durch fie 
unumgänglicher Weiſe gebotenen Theilung der Arbeit; die 
inneren ergeben fich aus der fpecififchen Berfchiedenheit 


zwifchen derjenigen Thaͤtigkeit, welche von den Theil. 


nehmern der. Regierung und Verwaltung, und, derjenigen, 
welche von den Inhabern richterlicher Aemter ausgeübt 
wird. | 

- Daß fomohl jene äußeren, ald auch dieſe inneren 
Gründe in Bezug auf Hamburg zutreffen, läßt ſich nicht 
verfennen. Denn es ift, Die erfteren anlangend, ſchon 
häufig bemerkt worden, daß in Folge der Nothwendigkeit, 
einen großen Theil der im Rathe vorhandenen Kräfte und 
viele Zeit regelmäßig auf die Juſtiz zu verwenden, ben 
Regierungs⸗ und Berwaltungsangelegenheiten die für fie 
erforderliche Thätigfeit und Muße bei Weitem nicht ges 
wibmet werden Tonnen. Daher kommt ed denn, daß viele 
wichtige Angelegenheiten, und unter ihnen fogar folche; 
welche von dem Rathe felbit für höchft dringlich gehalten 
werden, nicht etwa während einzelner Sahre, ſondern 
während ganzer Sahrzehnte, ja während langer Reihen von 
Sahrzehnten unerledigt bleiben, 1) und die Mitglieder des 
Rathes fo raftlos in Anfpruch genommen find, daß ihnen 


1) Einige befonbers hervortretende Beifpiele werben unten im 
zweiten Theile bei den Betrachtungen über die verſchiedenen 
Zweige umferer Gefeßgebung angeführt werben. 


2 


Yeußere Gründe. 


Innere Gründe, 
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weder bie Zeit bleibt, um die nöthigen Ueberblicke über 
die inneren und Äußeren Verhältniffe unfered Staates zu 
gewinnen, noch auch um die bei bem jegigen Standpunkte 
der öffentlichen Angelegenheiten unentbehrlichen Studien zu 
machen. Anf ver anderen Seite nimmt aber auch bie 
Ssuftispflege die Aufmerkſamkeit, die Zeit und dad Studium 
Derjenigen, welchen fie übertragen ft, fo fehr in Anſpruch, 
daß fie nothwendiger Weife leiden muß, wenn neben ber- 
felben andere Functionen von erheblicher Bedeutung ausgeübt 
werben follen. Insbeſondere ift. die Stellung eines Ger 
richted zweiter, umd wie ed beziehungöweife non unferem 
Obergerichte gilt, leßter Snftanz von fo großer Bedeutung, 
und zwar nicht etwa allein für Die Entfcheidung der Rechts⸗ 
ftreitigfeiten, fondern für bie gefammte Ausbildung des 
echtes durch Geſetzgebung und Praxis, daß jedenfalls bei 
ibm die Befreiung feiner Mitglieder von amtlichen Ar⸗ 
beiten anderer Art für unumgänglich nothwendig zu er- 
Hären if. — Für die Nichtigfeit diefer letzten Bemerkung 
kann man, ohne daß den jeßigen und früheren Mitgliedern 
des Obergerichted Etwas zur Laft zu bringen wäre, ben 
äußerft geringen Einſtuß anführen, ben diefes Gericht auf 
die Feſtſtellung des Rechtes, und auf bie Körberung der 
Legilation gehabt hat. Diefe Feſtſtellung und Förderung 
fönnen denn auch in ber That nur von einem folchen 
Obergerichte. erwartet werben, welches wenigftend in feinen 
juriftifchen Elementen unveraͤnderlich ift, und deſſen Mit- 
glieder in den Stand gefebt find, ihre ganze Zeit und alle 
ihre Kräfte dem Gerichte zu widmen. 

Die angeführte fpecififche Verfchiedenheit zwifchen der 
richterlichen und. der Regierungs⸗ und abminiftrativen Thätig- 
feit beruhet nicht etwa Darauf, Daß bei jener bie Forderungen 
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der Gerechtigkeit zur Geltung zn bringen find, wohingegen 
bei viefen mehr nach den Umfländen, nach eigenem Gut⸗ 
befinden und nach Willlühr verfahren werden bürfte, — 
denn die Idee ber Gerechtigkeit, welche das eigentliche 
Kebenselement des Staates it, muß nothwendiger Weife 
alle öffentlichen Angelegenheiten ohne Ausnahme durch⸗ 
dringen — ſondern darauf, daß, während ed Sache der 
Juſtiz if, nur nach bereitd vorhandenen Regeln zu vers 
fahren, Regierung und Adminiftration in fehr vielen, ja 
in. den meiften Fällen die Aufgabe haben, ihrerfeitö Regeln 
anfzuftellen, und eine große Anzahl der verſchiedenartigſten 
Angelegenheiten, bei welchen Fein idealed Intereſſe vors 
handen ift, und die mithin nur aus bem Geſichtspunkte 
der Zwechmäßigfeit oder des Vortheilhaften zu beurtheilen 
find,. zu erledigen. Rum ift ed aber eine Außerft fchwierige 
Aufgabe, daß Sewand, ber bald ald Richter, bald als 
Nöminiftratiobeamter zu handeln hat, niemald da in bie 
freiere Adminiſtrativſtellung fich hinein verfeße, wo er als 
Richter zu handeln hätte, und fich nicht mehr, als noth⸗ 
wendig tft, da binde, wo er ungehindert dem eigenen Er⸗ 
meſſen folgen fünnte. — Darüber, ob bei und Erfahrungen 
gemacht worden find, durch welche die vorftehenden Bes 
merfungen yraftifch beftätigt würden, laſſen fich nicht 
leidyt urkundliche Belege Kiefern. Doc, mögte unfer Ads 
vocatenftand ziemlich einftimmig ber Meinung feyn, daß 
den obergerichtlichen Entfcheidungen hin und wieder eine 
abminiftrative Schattirung eigenthümlich gewefen ſey; jeden⸗ 
falls aber liegt fo viel gänzlich außer Zweifel, daß die größten 
theils vom Rathe ausgehende Handhabung der Criminalrechts⸗ 
pflege, wie felten auch irgend Jemand fidy über eine zu 
harte Behandlung zu beichweren haben mag, auf: dad Ent- 
9: 
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ſchiedenſte den’ Charakter des Willkührlichen an fich trägt, 
und in einem vielleicht beifpiellofen Grabe ſchwankend ift. 
Rebengrünbe. Dem Obigen fönnte noch eine Neihe von Betradh- 
tungen fecundairer Bedeutung hinzugefügt werben. Nur 
zwei von ihnen mögen hier erwähnt werden. Es iſt erſtens 
von großer Wichtigkeit, daß die Gerichte nicht nur das 
Vertrauen unwandelbaren Feſthaltens am beſtehenden Rechte 
verdienen, ſondern daß auch Alles entfernt werde, was 
den Beſitz dieſes Vertrauens beeinträchtigen könnte; zwei⸗ 
tens ereignen ſich bei uns ſolche Fälle, in welchen bei 
Privatrechtshändeln entweder der Staat als folcher, oder 
einzelne Behörden, oder wenigftend einzelne Mitglieder 
der Behörden, näher oder entfernter betheiliget find, aus 
nahe liegenden Gründen viel öfter als in anderen größeren 
Staaten. Es find mithin, — weil Perhorrescenz-Anträge, 
möge ihnen in den einzelnen Fällen gewillfahrt, oder nicht 
gewillfahrt werden, immer ald Uebel angefehen” werben 
müffen, — bei ung, anßer den überall zutreffenden allgemeinen 
u Gründen, befondere und Iocale Beranlaffungen vorhanden, 
welche die vollkommene Trennung der Nechtöpflege von 
der Adminiftration dringend rathfam erfcheinen Iaffen. Die 
Hauptfache bleibt freilich immer die Unmöglichkeit, 
daß bei der jebigen Einrichtung eine gute Oberleitung der 
Staatöangelegenheiten Statt finden, und zugleich das Ober; 
gericht die ihm geſtellte Aufgabe Yöfen könne. 


Brartitung de Die Commifflon glaubt den hier behandelten Gegen- 
endroth’ichen . u , “ 
Borfilages: fand nicht verlaffen zu fünnen, ohne ihre Anficht darüber 


am. anözufprechen, ob vielleicht dadurch eine genügende Selbft- 


Senat. ſtaͤndigkeit des Obergerichted herbeigeführt werden Fünne, 
daß vaffelbe, etwa nad Maafgabe des Abendroth’fchen 
Borfchlages Cin den befannten “Wünfchen bei Ham- 
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burgsd Wiedergeburt”) durch eine permanente Abs 
theilung des Senates gebildet werde. Gie glaubt dieſe 
Frage verneinen zu müffen. Denn nur, wenn bie Tren⸗ 
nung des “Juſtiz⸗Senates“ von dem “ Adminiftrationd- 
Senate” eme Wahrheit wäre, würde bem oben aus 
gefprochenen Poftulate Genüge geſchehen. Was follen 
aber dann die Senatd- Attribute, welche nur die Bers 
anlaffung eined völlig unnöthigen Mehraufwande® an 
Suftentationsfoften herbeiführen würden, ohne irgend einen 
reellen Nuten zu haben. Sn Gefeßgebungsfällen, in 
welchen nach Abendroth's Borfchlag die beiden Senate 
zufammentreten follten, würde vie - Thätigfeit der Mits 
glieder eines felbftftändigen Dbergerichted um nichts Wer 
niger nutzbar zu machen feyn, als biejenige der in Bors 
fchlag gebrachten ° Suftig- Senatoren.” — 

Das Nähere über die Einrichtung bes Juſtizweſens —— 
wird unten, im zweiten Theile, in Betracht zu ziehen ſeyn, Orsantfatton für 
auch wird die Gommiffion bei Gelegenheit des Gapiteld vn el. 
über bie Vorflädte und das Landgebiet einiges hieher Ger 
hörige zu berühren haben. Hier kommt ed nur auf die 
jenigen Folgen an, welche die Einſetzung eines ſelbſt⸗ 
ftändigen Obergerichtes, fo wie die Lleberweifung der Juris⸗ 
diction der Stadt und Vorftadt-Präturen ar dad Nieder, 
gericht, für dad Berhältniß des Nathes haben würden. 
Sm Falle der Durchführung diefer Manßregeln würde für 
den Rath gewonnen werben die Thätigfeit jedenfalls von 
dreizehn Rathöglievern, unter welchen fich ein jwriftifcher 
Bürgermeifter und mindeſtens ſechs juriftifche Neferenten 
befinden würden; denn fo viele rechtögelehrte Rathsglieder 
find bisher Cabgefehen von den Vorfladt- Präturen) theils 

eim Obergerichte, theils (durchſchnittlich) bei einer der 


Muthmaaßliche 


Koſten des Ober⸗ 


gerichtes. 
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Praͤturen befchäftigt gewefen. Diefer Zuwachs an Kräften, 
in Berbindung mit der Zurädführung ber Arbeit auf 
eigentliche Regierungs⸗ und Bermaltungsangelegenheiten, 
Cinbem auch: Die zeitraubenben Relationen über Criminal⸗ 
fachen im Rathe felbft hinwegfallen würden,) laͤßt das Ein, 
gehen einiger Rathöftellen einerfeitd ald durchaus unbedenklich 
erfcheinen, während andererfeitd poſitiv für daffelbe ber 
für das Obergericht erforberfich werdende Koftenaufwanb 
ſpricht. — Diefer leßtere, welcher, wenn möglich, aus 
den jekt für das Obergericht verwendeten Mitteln, alfo 
and dem Senatöbudget, aufzubringen feyn würde, mögte, 
abgefehen von ben Koften ver Regiftratur, welche auch jetzt 
veraudgabt werden, und deshalb nicht in Betracht kommen, 
etwa folgendermaaßen zu veranfchlagen feyn: ein Präfes 
mit 8000 Ert., vier juriftifche Richter mit je 7000 X Ext., 
zwei Mctuarien ober Secretaire mit etwa 5000 und 
4000 X Gehalt, zufammen alfo 45,000 X Eourant ober 


Borfälag, wei 36,000 X Banco. — Nun mögte dagegen wohl auf feinen 


jurififche und zwei 


nitejurißifge Fall etwas einzuwenden feyn, mindeſtens zwei juriſtiſche 


Rathsſtellen und 


zwei Secretarien⸗ 


und zwei nicht» jnriftifche NRathöftellen, fo wie die Stellen 


ven nahen iu des Protonotars und des zweiten Senats-Secretairs, 


Cetztere unter Uebertragung der Hypothekenverwaltung an 
zwei eigends zu beſtellende Beamte,) eingehen zu laſſen. 
Hiedurch würden gewonnen werden, wenn man etwa die 
Stelle des vierten und ſechsten grabnirten Rathsherrn 
mit 8000 und 7500 & Banco, und die Stelle des vierten 
und fechsten Faufmännifchen Rathsherrn mit 5500 und 
5000 X Banco ausfallen ließe, 26,000 X Banco. Beinahe 
auf 30,000 X Banco würde biefe Summe fleigen, wenn 
man eine der juriſtiſchen Bürgermeifterfiellen unter die 
ausfallenden Stellen aufnähme; eine Maaßregel, für melde 
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der Umſtand angeführt werben fann, daß bisher Die Thätigkeit 
des einen juriftifchen Bürgermeifters faft ausſchließlich dem 
Obergerichte gewibmet gewefen, und ed, in Beziehung auf 
die eigentlichen Staatögefchäfte, für ausreichend gehalten 
worden ift, wenn neben dem Faufmännifchen Bürgermeifter, 
zwei rechtögelehrte Bürgermeifter im Rathe in Function 
waren. Was durch Die 26,000 bis 30,000 & Banco noch 
nicht gedeckt würbe, mögte ſich nad) Wahrfcheinlichkeit ganz, 
jedenfalls zum bei Weitem größeren Theile durch die 
Secretariens Gehalte und den Ueberfchuß der Hypotheken⸗ 
fporteln über die Gehalte der neuen Hypothefenbeamten 
decken laſſen. 

Bei. Gelegenheit der Verhandlung über den vor⸗ © ein Kleiner. 

ftehenden Punkt iſt ed zur Sprache gefommen, ob von Radiyeite mi 1 
einer Berringerung der Zahl ber Nathöftellen nachtheilige Mi"! 
Zolgen infofern zu beforgen feyn würden, al& im Falle 
jener kleineren Zahl em oligarchifcher Charakter eins 
treten, und eine Präponderanz der fenatorifchen Familien 
fi bilden könne. Die Commiſſion hält Died Bedenken 
dann für ganz unerheblich, wenn die Zahl der eingehenben 
Rathöftellen entweder bei der vorgefchlagenen Zahl vier 
bleiben, oder doch biefelbe nicht bedeutend überfteigen würde. 
Faͤllt die Juſtizverwaltung durch Senatdmitglieder künftig 
hinweg, fo wird die Zahl der regelmäßig in den Sefftonen 
anwejenden Mitglieder bei Weitem größer feyn, als diefelbe 
in der Regel bisher gewefen ift, und auch für dad Plenum 
wird es in ber angedeuteten Beziehung feinen. Unterfchieb 
machen, wenn Künftig, ftatt höchktens 28 (oder 27), nicht mehr 
als 24 (oder 23) Mitglieder fich verfammeln werben. 

Die tranfitorifchen Anordnungen, welche in Betreff Tranſitoriſche 
des Eingehend einiger Rathsftellen zu erlaflen feyn würden, ‚nehinmungen, 


Alterögrenze. 


Drei Hauptivege. 
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fonnen Teine Schwierigkeit darbieten. Es fliegt nicht einmal 
außer dem Bereiche der Möglichkeit, daß das eine oder 
andere juriflifche Rathsglied Neigung fände, als Präfes 
oder Richter in dad neue Obergericht einzutreten, wodurch 
dann der Uebergang von der bisherigen Einrichtung zu ber 


neuen fehr erleichtert werden würde. — 


Ein Punkt, welcher in der zweiten Supplication vom 
22. Suli 1842 bereit angedeutet worden, und jeßt, in 
befondere mit Bezugnahme auf den Rath, in Betracht zu 
ziehen ift, geht dahin, “daß die wichtigften Aemter 
“und Würden des Staates unabhängig feyn 
“müßten von den Zufälligfeiten einer langen 
“Lebensdauer.” — Wenn bei irgend einer Behörde 
Nachtheile daraus fich ergeben konnen, daß eine Anzahl von 
Mitgliedern, und insbefondere die durch Rang und Amtsalter 
einflußreichſten unter venfelben, durch ange Lebensdauer, und 
durch das mit derfelben verbundene Abnehmen der geiftigen 
Kräfte an der Leiftung der erforderlichen Thätigfeit ver- 
hindert werben, fo gilt Died im befonderen Grade von 
dem Verhältniffe des Nathes. Es ift deöhalb dringend noth- 
wendig, in bdiefer Beziehung ein neues, die Sntereffen 
des Gemeinweſens ficher ftellended Gefeß zu erlaſſen. — 
Ein folched Geſetz hat and, Feine unüberfteiglichen Schwierig- 
feiten. _ 

Es ftellen fidy drei Hauptwege dar, welche man zur 
Erreichung des angegebenen Zweckes einfchlagen Fonnte: 
entweder. erfiend die Emeritirung abhängig zu machen 
von dem Entjchluffe des einzelnen Individuums, fo daß 
das Gefek nur die Möglichkeit des Nücktritted von einem 
gewiffen Lebensalter an ausfpreche, und dem Zurüdtre- 
tenden im Voraus ein Nuhegehalt fichre; oder zweitens, 
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daß es von dem Beichluffe ded Rathes, vielleicht von 
demjenigen des Nathed und eined oder mehrerer ver 
bürgerlichen Collegien, abhängig gemacht werde, ob Die ein- 
zelnen hochbejahrten Rathöglieder zu emeritiren feyen; oder 
endlich drittens, ob die Emeritirung ohne Weiteres beim 
Eintritte eines gewiffen Lebensalters eintreten folle, gleich- 
viel, welchen Grad geifliger Kraft der betreffende Einzelne 
noch befike. 

Die Commiſſion erklärt ſich entfchieden gegen die Ein⸗ Der erſte Weg i 
fchlagung des erften Weges; denn, wenn auch durch bie "Alan 
Einführung der Möglichkeit, nach Erreichung eines gewiſſen 
Alters, unter Beziehung eines Nuhegehaltes, fic, zurück⸗ 
zuziehen, im Vergleiche mit dem gegenwärtigen Verhält- 
niffe ein Fortichritt herbeigeführt werden würde, indem 
man erwarten dürfte, daß manche in bad höhere Lebend- 
alter eintretende Rathöglieder entweder aus eigenem Anz 
triebe, oder auf Beranlaffung wohlgefinnter Angehöriger 
von der dargebotenen Möglichfeit, ehrenvoll zurückzutreten, 

Gebrauch machen würben, fo könnte doch keinesweges 
darauf gerechnet werden, daß dieſes in allen geeigneten 
Fällen geichehe. Mit der Abnahme der allgemeinen Kräfte 
im höheren Alter ift natürlicher Weife auch eine Abnahme 
der Beurtheilungsfähigfeit in Betreff des eigenen Selbft 
verbunden, und ed ift mithin anzunehmen, daß in nicht 
wenigen Fällen hochbejahrte, und der erforderlichen gei- 
fügen Rüftigfeit in Folge Deffen entbehrende Männer den- 
noch von ihrem Qualificirtfeyn in Betreff der Verwaltung 
der öffentlichen Angelegenheiten ficy überzeugt halten, und 
völlig im guten Glauben bei ihren Functionen verbleiben 
mögten. — Eben fo wenig verdient der zweite Vorfchlag Der zweite We 
(die Emeritirung von einem Beichluffe des Rathes, oder aricſat⸗ wet 
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des Rathes und der bürgerlichen Gollegien, abhängig zu 
machen) Empfehlung. Denn ed würbe eine fo belicate, 
ja peinliche Unterfuchung feyn, welche die Amtstauglichkeit 
geehrter nnd verdienter Gollegen beträfe, daß kaum er⸗ 
wartet werden könnte, eine folche Verhandlung anders, 
ald im Falle der äußerſten Nothwendigfeit herbeigeführt 
zu jehen. Ja, der hier geprüfte Vorfchlag würbe den ber 
abfichtigten Zweck felbft dann nicht erreichen laffen, wenn 
die Bornahme der betreffenden Unterfuchung und Ent⸗ 
fcheidung gefetlich an den Eintritt eines gewiſſen 
Lebensalters gefnüpft würde. Der Wunfch, Dems 
jenigen, der ſich vielleicht ſelbſt für qualificire halte, nicht 
wehe zu thun, ja felbft der Gedanke, nach Verlauf einiger 
Sahre in diefelbe Lage zu gerathen, in welcher jetzt ber 
ältere Gollege fich befinde, mögte in den meiften Fällen 
dad Verbleiben der Hochbejahrten Rathsglieder im Amte 
zur Folge haben. — Ueberdies ließe ſich die Qualificationd- 
Erflärung doch immer nur auf einige Jahre ertheilen, 
nach deren Verlauf die fo eben als peinlich bezeichnete 
Verhandlung erneuert werden müßte, wo fich dann Die 
Uebelftände gegen vie frühere Zeit eher größer ald geringer 
Der britte Weg ausweiſen mögten, — Der britte Weg (die Emeritirung 
——— beim Eintritte eines gewiſſen Lebensalters ohne die Moög⸗ 
ine lichkeit einer Dispenſation Statt finden zu laſſen) empfiehlt 
ſich freilich dadurch, daß der beabſichtigte Zweck auf eine 
gründliche und durchgreifende Weiſe erreicht wird; es laͤßt 
ſich indeſſen nicht verkennen, daß er, insbeſondere, wenn 
das betreffende Lebensalter nicht ſehr weit hinaus geſetzt 
wird, nicht nur in manchen Faäͤllen eine nicht geringe 
Härte enthalten, fondern auch, ba Beifpiele geiftiger 
Rüſtigkeit im höheren Alter hin und wieder vorkommen, 
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Die Kolge haben kann, daß dem Staate die Vortheile ent 
gehen, welche berfelbe aus der Mitwirkung ‚zugleich kräfs 
tiger, und durch lange Erfahrung zu einer befonderen Ges 
ſchaͤftskunde gereifter Männer an der NRegierungsthätigfeit 
ziehen könnte. — Die Commiffion glaubt aus Diefen 
Gründen, daß die zu löfende Aufgabe dahin gehe, ben 
dritten der in Betracht gezogenen Vorfchläge fo zu modis 
ficiren, daß die beiden vorftehend aufgeführten Bedenken 
fo weit, wie dies möglich iſt, befeitigt werden. In Folge 
deffen erklärt fle fich für folgenden Vorſchlag: 

Die Mitglieder des Rathes, fo wie aud) die Syndici 
und Seeretarien haben, fobald fie das fiebenzigfte Lebens⸗ 
jahr vollendet haben, das Recht, ihr Amt niederzulegen. 
Eine Pflicht hiezu tritt ein, fobald fie dad fünfund: 
fiebenzigfte Lebensjahr zurückgelegt haben. Sie bleiben 
jedoch lebendlänglich im Befite aller Ehrenrechte, deren fie 
während der Bekleidung des Amtes theilhaftig waren, und 
haben ferner dasjenige Gehalt unverkürzt zu beziehen, welches 
ihnen zufolge ihrer Stellung im Rathe zur Zeit ver Emeritirung 
zukam; auch behalten Bürgermeilter, Syndici und Raths⸗ 
herren die Befngniß, an den Raths⸗Seſſionen cum voto 
consultativo Theil zu nehmen. 

. (Im Betreff folcher Fälle, in welchen ein Mitglied 
Senatus oder de Senatu wegen Krankheit oder ähnlicher 
Ueberfommniffe wünſchen follte, vor Zurüdlegung bes 
fiebenzigften Jahres, unter fernerer Beziehung der Raths⸗ 
emolumente, von ber Amtsführung zurückzutreten, hätten, 
wie bisher, Rath und Bürgerfchaft über einen deshalb 
geftellten Antrag zu entfcheiben.) 

Die tranfitorifchen Beſtimmungen glaubt die Com⸗ 
miſſion einer ins Eingelne gehenden Erörterung nicht unter- 
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ziehen zu müſſen. — Das Naͤchſtliegende ſcheint ihr zu ſeyn, 
denjenigen Rathsgliedern, welche zur Zeit der Erlaſſung des 
neuen Geſetzes das fünfundſiebenzigſte Jahr ſchon zurückgelegt 
haben würden, das Verbleiben im Amte oder die Emeritirung 
nach eigenem Entſchluſſe anheim zu geben, dagegen das 
neue Geſetz auf alle diejenigen anzuwenden, welche noch 
vor dem Normaljahre ſich befänden. 

Die Begründung des obigen Vorſchlages ift fchon in 
der voranftehenden Ausführung enthalten, und nur darüber 
glaubt die Commiſſion ſich aͤußern zu müflen, ob bie 
Dermehrung des Senatd-Budgetd, welche im Falle der 
Realifirung der befprochenen Maaßregel zu Zeiten aller 
dings nicht ganz unbeträchtlic; werben könnte, als ein 
Hinderniß der Ausführung derfelben angefehen werben 
dürfe. Sie fpricht ſich auf das Allerentfchiedenfte ver: 
neinend aus. Aufwendungen, welche dazu dienen, die 
Handhabung der Regierung und Verwaltung in bem 
höchften und widhtigften Staatöförper gegen Diejenigen 
Gefahren zu fichern, gegen welche in dem vorgefchlagenen 
Mittel Hülfe gefucht worden ift, werben niemals zu theuer. 
Was zu jenem Zwecke mehr verausgabt wird, als biäher, 
wird in anderen Theilen des Staatshanshaltes, direct und 
indirect, mehrfältig und mit Zinfen und Zinfeszinfen einge- 
bracht werben. 

Zu denjenigen Berfaffungsbeftimmungen, hinfichtlic 
welcher von mandjen Seiten Aenderungen gewünfcht werben, 
gehören auch diejenigen, welche die Wahlart des Rathes 
betreffen. Die Commiſſion fpricht ihre Anfichten über 
diefen Gegenftand in ven. folgenden Bemerfungen aus. 
Was zuvörderſt die Selbftergänzung ded Rathes an⸗ 
langt, fo erklärt fie fid) dahin, daß feine Wenderung anzu: 
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empfehlen fey. Diejenigen, welche ſich gegen die Selbfts gränte für deren 
ergänzung erflären, nehmen faft ohne Ausnahme die Wahl, PrPreitıne- 
handlung ausſchließlich für die Bürgerfchaft in Anſpruch, 
und in ber That würben Mittelzuftände zwilchen dem 
jegigen Derhältniffe und einer .von ber Bürgerfchaft 
ausgehenden Wahl (z. B. eine vom Rathe, unter Zus 
ziehung bürgerfchaftlicher Deputirte, vorgenommene Wahls 
handlung) nicht wefentlicd; von dem jebigen Vorgange ab» 
weichen. Gegen die Vornahme der Wahlhandlung durd) 
die Bürgerfchaft fprechen aber, abgefehen von anderen 
Bedenken geringerer Bedeutung, entfcheidend folgende 
Gründe. Es würbe vor Allem das Geheimniß ſchwinden, 
welches jet auf eine gewiß empfehlungswerthe Weife bie 
Lifte der Borgefchlagenen, fo wie die Namen Derer, welche 
im Looſe concurrirt haben, bedeckt; ferner würde bei der 
Ungewißheit, wer in den MWahl-Bürgerfchaften zugegen 
feyn, und ob fich die jeweilig Anmwefenden im Befiße ber 
erforderlichen Perfonalfenntnig befinden würden, nicht 
barauf zu rechnen feyn, daß die Wahl immer, oder auch 
nur in den meiften Fällen, den Würbigften treffe; endlich 
fönnte es nicht fehlen, daß, im Fall der Uebertragung ber 
Wahl an die Bürgerfchaft, Bewerbungen, Volksgunſt⸗ 
buhlerei und ähnliche nicht minder demoralifirende,. wie 
politifch nachtheilige Ereigniffe fich zutragen würden. 
In Beziehung auf den Wahlmobus ift nicht felten das 
Bedenken erhoben worden, daß bei demfelben Vieles vom 
Looſe abhänge, und indbefondere, daß in legter Inftanz 
das 2008 über vier Candidaten gezogen werde. Die Benupung 
Commiſſion ift, anlangend den erften Punkt, der Anſicht, Fl 
daß für die Benutzung des Loofes im Allgemeinen übers 
wiegende Gründe ſprechen. Durch das Ausloofen der 
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Vorſchlagsherren und durch die am Ende Statt ſindende 
Loosentſcheidung wird naͤmlich zweierlei bewirkt: erſtens 
werden alle Bewerbungsbeſtrebungen Einzelner ausge⸗ 
ſchloſſen, und zweitens wird das Bedenkliche, welches unter 
anderen Umſtänden darin liegen würde, daß ſich der Rath 
im Beſitze des Rechtes der Selbſtergänzung befinde, ganz 
oder wenigſtens zum großen Theile beſeitigt. — In Betreff 
des zweiten Punktes, ob es Beifall verdiene, die letzte Aus⸗ 
looſung aus vier Candidaten Statt finden zu laſſen, kann 
die Commiſſion ſich nicht ganz für die geſetzliche Einrichtung 
erklaͤren. Bei nicht⸗juriſtiſchen Wahlen wird der fragliche 
Modus allerdings meiſtens ohne nachtheilige Folgen bleiben, 
da die Zahl der qualificirten Maͤnner hier nicht geringe 
iſt; dagegen iſt es gewiß nur ſelten moͤglich, vier 
Rechtsgelehrte zu finden, welche in allen Beziehungen, 
alſo ſowohl den Kenntniſſen, der Geſchaͤftserfahrung 
und ber Thätigfeit, als dem Charakter und ber all 
gemeinen Bildung nad, in gleichem Maaße zu der 
Rathöftele berufen find. Unter diefen Umftänden mögte 
ed Empfehlung verdienen, den Wahlaufſatz der erwählten 
vier Kandidaten durch Abftimmung bid auf bie Hälfte zu 
verkleinern, und unter den zwei Ermählten das Loos ent- 
fcheiden zu laffen. Doch gehört diefer Punkt zu denjenigen, 
welche die Commiſſion nicht für fo wichtig halt, um als 
ein eigentlicyes Poftulat geltend gemacht zu werben. 

Ein in der Kommiffion zur Sprache gebrachter, Die 
Wahlen zu Rath betreffender Vorſchlag geht dahin, die 
gefegliche Beitimmung einer gewilfen Quote der Rathes 
fielen für Nicht Suriften und Nicht» Kaufleute anzu⸗ 
empfehlen. Die Commiſſion erklärt ſich nicht für den⸗ 
ſelben. Es fcheint ihr bedenklich, dad Zahlenverhältniß 


der juriflifchen Rathsaͤmter zu ber Gefammtzahl der Raths⸗ 
fiellen zu vermindern, unb zu nichtsjnrifliichen Raths⸗ 
ſtellen iſt ſchon jetzt ber Nicht» Kaufmann eben ſowohl, 
wie der Kaufmann, wählbar. 

. Bei der Wahl der Oberalten find befanntlid, Deputirte 
des Rathes gegenwärtig; hierauf hat man das Verlangen 
gegründet, daß zu den Wahlhandlungen bed Rathes him 
wiederum Deputirte per Dberalten binzugezogen wers 
den ſollten. — Die Commiſſion erflärt fih, — felbft wenn 
jene Goncurrenz von Senatsbeputirten bei der Oberaltenwahl 
ferner Statt finden follte, wofür fi die Commiſſion nicht 
erflärt (f. unten Cap. 3), — nicht für einen dahin zu rich⸗ 
tenden Borfchlag, ba derfelbe nur auf einem theoretifchen 
Streben nad) Parallelismus zu beruhen fcheint, ohne burdh 
ein praktiſches Bedürfniß hervorgerufen worden zu feyn. 

Ein Punkt, welcher der gelegentlichen Revifion bes 
Darf, ift der Rathe-Eid, 1) indem feine Form veraltet 
- ifl, und auf die gegenwärtigen Verhältniffe durchaus nicht 
mehr paßt. Doch fcheint feine Abänderung nicht gerabe 
dringlicher Art zu ſeyn. Der bisherige Eid wird, felbft 
in feiner unpaflenden Faffung, den gewiffenhaften nes 
erwählten Rathmann nicht minder binden, als irgend ein 
anderer, noch fo angemeſſen formirter. 

In Betreff der Bürgermeifterftellen ift geäußert worden, 
daß ein Turnus, etwa wie berfelbe in Frankfurt Statt 
finde, zwedmäßig feyn werbe, in folder Art, daß bie 
Praͤſidialſtellen nicht bleibend feyen, fondern nach und nadı, 
entweder durch Wahl, oder nach einer Reihenfolge, auf 


ı) Ein Abdruck findet fih in ven “Nachträgen zu dem Ab: 
drade der Grundgefehe” ©. 155—157. 
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die einzelnen Rathsglieder übergingen. — Auch gegen einen 
ſolchen Vorſchlag erklärt ſich die Commiſſion. — Theils 
find dauernde Bürgermeiſterſtellen im Herkommen feſt be⸗ 
gründet, theils mögten das Anſehen und die Autorität des 
Rathes einigermaaßen Eintrag erleiden, wenn die erſten 
Stellen deſſelben durch häufigen Wechſel an Würde ab⸗ 
nähmen. Gegen die Nachtheile, welche aus dem zu hohen 
Alter der im Beſitze der Präſidialſtellen ſich befindenden 
Rathsglieder entſtehen könnten, wird durch die vorgeſchlagene 
Einführung der Altersgrenze hinlänglich geſorgt ſeyn. 

In der Vorrede zu dem Weſtphalen'ſchen Werke: 
“Ueber Hamburgs Berfaffung und Verwaltung,” 
ift “der wunderlichen Stellung der Syndici gedacht, die 
“im Range den Rathsherren vorftehen, denen aber nur ein 
“votum consultativum eingeräumt ift, welches, nach den 
* votis deeisivis abgegeben, “nicht attendirt wird.” — Es 
fommt darauf an, ob in der angegebenen Beziehung ein 
Abänderungsantrag zu ftelen iſt? — Die Commiſſion ift 
nicht diefer Anficht. — Die Syndici find urfprünglich Die 
rechtöfundigen, inöbefondere ftaatsrecdhtöfundigen Eonfulenten 
bed Rathes geweſen; fpäter ift diefe Stellung dahin vers 
ändert worden, daß fie einzelnen Partieen ber öffentlichen 
Angelegenheiten vorzuftehen, und gewiffermaaßen Minifter- 
Functionen auszuüben haben. Dabei ift ed dann gewiß 
genügend, wenn fie im Rathe nur eine Gonfultativ-Stimme 
befiten, welche Confultativ-Stimme, wenn fon fie nach 
dem Buchftaben des Geſetzes “nicht attendiret wird,” den⸗ 
noch in der Praxis fehmerlich ohne den zu wünjchenden 
Einfluß bleiben wird. — Hiezu fommt, daß das Beſchränkt⸗ 
feyn auf ein Confultativ-Botum im engen Zufämmenhange 
fteht mit ver jegigen Wahlart der Syndici. — Derjenige 
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nämlich, weicher als Inhaber eines enticheidenden Votums 
einen iüntegrirenden Theil des Rathes bildet, darf wur auf 
eine ſolche Weife erwählt werben, baß einerfeits jegliche 
Bewerbung, und andererfeitd jede volllommen willtührliche 
Einwirkung ded Rathes auf die Wahl ausgefchloffen bleibt, 
welche Ausſchließung nur bei den Wahlen ber eigentlichen 
Rathsglieder Statt findet. 

Es hat in der Commiſſion eine Beiprechung darüber geräftsertmung. 
Statt gefunden, ob der Rath zu erfuchen fey, eine neue Ges 
ſchäftsördnung für feine Verhandlungen zu entwerfen 
und zu publiciren. 1) — Die Commiſſion glaubt indeflen 
vorausfegen zu fönnen, baß dieſes Bebürfnig im Nathe 
felbft Tebhaft genug empfunden werde, um auch ohne be 
fonderen Antrag baldige Abhülfe erwarten zu laffen. 

Am Schluffe des von den Berhältniffen des Rathes 
handelnden Eapiteld werden folgende, nachträglich in Be⸗ 
tracht fommende Punkte berührt: 

1. Das Amtsgericht. Die Commiſſion ift der Arte Zpeitnapme der 
ficht, daß, obgleich die amtliche Stellung dieſes Gerichtes ———— 
in gewiſſer Hinſicht einen Juſtiz-Charakter an ſich trägt, 
man dennoch für die naͤchſte Zukunft Feine Abänderung zu 
beantragen haben wird. Denn nicht nur werben Die Mite 
‚glieder des Rathes durch jenes Gericht nur im geringen 


ı) Das einzige Regulativ, welches eine Art Gefchäftsorbnung ents 
Hält, Dildet das “Reglement, woburd bei den gewöhn: 
lihen Raths⸗Seſſionen, und fonfl, die unter dem 
Uniong:Receß intendirte mehrere Befefligung eines \ 
guten Stadt-Regiments zu befördern,” im Auszuge 
mitgetheilt im Neuen Abdrud der vier Haupt: Grund: 
gefeße” S. 266—270. Ueber das Unzureichende und Ber: 
nee dieſes Regulativs Tann feine Verſchiedenheit der Anfichten ' 
eben. 
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Maaße in Anſpruch genommen, ſondern es wird ohnehin 
eine Reviſion des Aemter-Reglements, zufolge des Rath⸗ 
und Bürgerſchluſſes vom 25. Mai 1840, demnächſt Statt 
finden müſſen, fo daß die rathſam erſcheinenden Veränderungen 
bis zu jener Reviſion füglich verfchoben werden Fünnen. 
2. Obervormundfchaftliche Verwaltung. Da 
auch durch diefe Function nur wenige Rathsglieder in An- 
ſpruch genommen werden, da ferner die obervormundſchaft⸗ 
liche Aufſichtsführung einen überwiegend adminiſtrativen 
Charakter an ſich trägt, fo geht die Anſicht ver Commiſſion 
dahin, daß feine Abänderung zu beantragen feyn werde. 
Sollte ed auf Seiten des Rathes ald unpaffend angefehen 
werden, die Bormundfchaftd-Deputation, ald erfte Inſtanz, 


dem neuen Dbergerichte, als zweiter Inſtanz, unterzuorbnen, 
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fo würde fich leicht eine Section des Rathes als ober; 
vormundfchaftliche Behörde zweiter Inſtanz bilden laſſen. 
Die dritte Inſtanz würde in den Fällen, welche fich dazu 
qualificiren, nach wie vor das Ober⸗Appellationsgericht zu 
Lübeck bilden. 

3. Aufficht über die Hypothefenvermwaltung. 
Sie wird dem neuen OÖbergerichte zu übertragen feyn. 
Nur auf diefe Weife ift darauf zu rechnen, daß bei diefer 
wichtigen Verwaltung nad) feſten Grundfäben verfahren 
werde. — Daß die Hypothefenverwaltung des Stadtbezirfes 
den Senatd- Secretarien abgenommen, und eigens anzu- 
ftellenden Beamten übertragen werbe, ift ſchon oben (S. 22) 
als angemefjen bezeichnet worden. 
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Drittes Capitel. 
Die bürgerlihen Collegien. 


Die Frage, weldye hier zunächft in Betracht kommt, 
betrifft die den bürgerlichen Gollegien in der Berfaffung 
eingeräumte Stellung, und zwar, ob man fit im Als 
gemeinen für die Beibehaltung berfelben ald der Eontroles 
Behörden der Regierung und Verwaltung; ald vorberas 
thender Behörden bei Gefeßvorfchlägen; ald Vertreter der 
Bürgerfchaft bei Angelegenheiten pro nunc; endlich als 
Recurs⸗Behörden zu erklären habe. — Diefe Frage iſt freis 
lih von der Commiſſion im Allgemeinen bejahend beants 
wortet, Doch find in Betreff des Hundertachtziger⸗Collegiums 
Zweifel erhoben worden. Es ift nämlid die Anſicht ges 
äußert, daß ein fernered Beftehen jenes. Collegiums nicht 
hinlänglich motiviert erfcheine. Daffelbe habe als Gontroles 
Behörde in Beziehung auf die Regierung, fo wie al 
Bertreter der Bürgerfchaft in Betreff der Angelegenheiten 
pro nunc niemald Bedeutung gehabt, und hinfichtlich der 
Geſetzgebung hätten fich feine Functionen bisher Darauf 
befchräntt, daß feinen Mitgliedern die Senatspropofitionen 
wenige Tage vor der Bürgerfchaft Fund gemacht worden 
feyen, was gegenwärtig, wo jeder Bürgerfchaftsfähige 
von ben Anträgen bed Senated vorher Mittheilung ers 
halte, feinen Werth mehr habe. Die einzige noch übrige 
Bedeutung, welche das Hundertachtziger-Collegium noch 
haben könne, werde alfo darin beftehen, daß Necurfe an 
felbiges gelangen. Dies fey aber biöher fo felten ge- 
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fchehen, daß es gar nicht in Betracht zu ziehen fey, und 
fomit fcheine Die Aufhebung jened Collegiums unbedenklich 
gejchehen zu Tönnen. — Dennody hat fich die Commiſſion 
gegen eimen folchen Antrag entfchieben. Shre Gründe 
find folgende: 

Penn auch die bisherigen Functionen des Collegiums 


- der Hundertachtziger feine fehr praftifche Bedeutung gehabt 


haben mögen, fo ift dies allein noch fein Grund, um 
fich für die Abfchaffung deſſelben zu erflären. Hiezu bes 
darf es, zumal bei einer Körperfchaft, welche durch eine 
große Anzahl von Bürgern gebildet wird, des Vorhanden⸗ 
feynd pofitiv-nachtheiliger Beziehungen. Bon diefen 
liegt indeffen fo wenig etwas vor, daß im Gegentheile 
fogar poſitive Gründe für die Beibehaltung eines Colle⸗ 
giumd, wie das der Hundertachtziger, fprechen. Es ift 
nämlich: 

1) von nicht geringer Wichtigkeit, eine beträchtliche 
Anzahl von Bürgern in naher Beziehung zu den Staate- 
angelegenheiten zu erhalten. Died wird durch das Colle⸗ 
gium der Hunbertachtziger bewirkt, denn die Mitglieder 
deſſelben find verpflichtet, die Bürgerfchaft zu befuchen, 
und werden theild unmittelbar hiedurch, theils dadurch, 
daß das Huumdertachtziger- Collegium den Zugang zum 
Collegium ber Sechziger und der Oberalten bildet, ver- 
anlaßt, mit den öffentlichen Angelegenheiten ſich mehr und 
mehr vertraut zu machen. 

2) Durch das Beſtehen des Hundertachtziger⸗Colle⸗ 
giums wird ein Vorwurf, den man nicht ſelten der Zu⸗ 
ſammenſetzung der Bürgerſchaft macht, daß nämlich nur 
Grundeigenthümer in ihr Sitz und Stimme hätten, und 
daß in Kolge Deffen die Intereffen des Grundeigenthums 
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eine überwiegend flarfe Vertretung fänden, wenn auch 
nicht ganz beſeitigt, doch ſehr gemildert, indem die Hundert⸗ 
achtziger gewählte Bürgerſchaftsbeſucher find, welche, 
obſchon fie nicht erbgefelfen zu ſeyn brauchen, 
den eigentlichen Kern ber Bürgerfchaft ausmachen. 

3) Die Zuſammenkunft der Hundertachtziger vor den 
Bürgerfchaften hat auch noch jetzt eine fehr wefentliche 
Bedeutung, infofern in derfelben diejenigen Bürger, welche, 
wie fo eben bemerkt worden ift, den Kern der Bürgerfchaft 
bilden, Gelegenheit finden, fchon vor dem Convente über 
die Gefehvorfchläge fich gemeinfam zu berathen. Und zwar 
findet diefe Berathung Statt unter Eoncurrenz der Obers 
alten, bes Actuarias civium, fo wie in der Regel verfchier 
dener Mitglieder der übrigen Berwaltungsbehörden, von 
denen in manchen Fällen berichtigende oder anfflärende 
Mittheilungen gemacht werden können, was fehr ge: 
eignet ift, wohlthätigen Einfluß auf die bürgerfchaftlichen 
Berhandlungen felbit auszuüben. — Es erfcheint übrigens 
erforderlich, um den hier ın Augficht geftellten Bortheil 
wirklich zu erlangen, die Spundertachtziger ungetrennt 
ſich verfanmeln zu Iaffen; wobei denn auch nach der 
Anficht der Commiſſion keinerlei Scywierigfeiten und Bes 
benfen vorhanden feyn würden. — Endlich ift es 

4) nicht zu überfehen, daß für die, wenn auch nur 
fehr feltenen Fälle, in “welchen Recurfe weiter als an Die 
Sechziger gelangen, das Hundertachtziger Collegium keines⸗ 
weged ohne Werth iſt. Denn, wenn ein Mittel gefunden 
werden Tann, um, nachdem ein Necurs bei den Sechzigern 
unerledigt geblieben iſt, die Angelegenheit ohne fofortige 
Anrufung der Bürgerfchaft zu ordnen, fo hat man daſſelbe 
gewiß zu benutzen. — Ein folched Mittel bietet aber das 


Hificatton ber 

andlungsweiſe 
der 

dertachtziger. 


änderungs⸗ 
ag hinſicht⸗ 
ed Recurſes. 
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Hundertachtziger⸗ Collegium dar. Verwendet ſich daſſelbe 
kräftig für den Recurrenten, ſo wird Died von dem 
größten Gewichte bei dem Nathe feyn, und faft mit Ge⸗ 
wißheit eine Erledigung der Beichwerbeführung auf die 
eine oder andere Art veranlaffen. — Zwar läßt es fid) 
nicht in Abrede ftellen, daß ein bis zu den Hundert- 
achtzigern fortgefeßtes Necursverfahren in nicht geringem 
Grade weitläuftg und zeitraubend ift; allein bei der Selten- 
heit der Falle, in welchen es auch gewiß in Zukunft zu 
einem folchen Verfahren fommen wird, mögte hierin Fein 
fehr erhebliches Bedenfen liegen. — Dem Uebelſtande, 
welcher jet darin feinen Grund hat, daß das Hunbert- 
achtziger» Collegium nur bei bevorftehenden Bürgerfchaften 
fich zu verfammeln pflegt, läßt fich durch eine reglemen- 
tarifche Vorſchrift Teicht abhelfen. 

Aus den vorftehend zufammengeftellten Gründen er- 
Härt fich Die Sommiffion dahin, daß das Hinwegfallen des 
Hundertachtziger-Collegiums keinesweges motivirt fey, Daß 
indeffen der Antrag Beifall verdiene, die Verfamm- 
lungen der Hundertacdhtziger ungetrennt Calfo 
nicht in Kirchfpielen) Statt finden zu laffen, 
baß es ferner dem Präfes der Oberalten zur 
Pflicht zu machen fey, das genannte Collegium 
fpätefteng 14 Tage, nachdem ein an Daffelbe 
gerichtetes Recursgeſuch eingelaufen feyn werde, 
außerordentliher Weife zu berufen. 

Sn Betreff des Necursverfahrend ift in den Ver⸗ 
bandlungen der Commiffion der Vorfchlag gemacht worden, 
dem Necurrenten dann die Möglichkeit zu geben, an die 
Hundertachtziger fich zu wenden, wenn in einem Falle, 
in welchem die Oberalten eine Berwenbung beim Rathe 
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für motivirt gehalten haben, die Sechziger ſich gegen 
das Recursgeſuch erflären. Rad) längerer Discuſſion — 
bei welcher ald Gegengrund angeführt worden ift, daß ber 
jeßige Zuftand Cbei welchem der Diffens der Oberalten in 
dem Falle Feine weitere Folgen hat, wenn fpäter die 
Sechziger der Anficht des Rathes beitreten) Das für ſich 
habe, daß die Dberalten im Sechziger - Collegium mit ents 
halten feyen, und ver fpätere Conſens, wenn auch nicht 
immer gerade von ihnen audgehe, doch von ihnen, einer 
beträchtlichen Majorität neu hinzutretender Bürger gegen« 
über, erfolglos befämpft werde — hat fich die Mehrs 
zahl der Stimmen für den DVorfchlag erklärt. Würden 
übrigens in einem Falle, ‘wie der hier angenommene, 
die Hundertachtziger gegen den Necurrenten ſich aus⸗ 
fprechen, fo würde dadurch nad) der einftimmigen Anficht 
der Commiffion der Recursweg definitiv beendigt feyn 
müfjen. 

Ehe die Commiſſion auf die näheren Erörterungen über die 
einzelnen bürgerlichen Eollegien eingeht, glaubt fie die Frage 
berühren zu müfjen, ob e8 angemeffen feyn werde, hinfichtlidy 
der jest beftehenden Berbindung zwifchen den bürgers 
lichen Collegien und der kirchlichen Verwaltung 
eine Abänderung zu beantragen. Diefer Punkt läßt ſich 
in zwei Beziehungen auffaffen, erftiend vom Standpunfte 
ded Staates aus; zweitens unter Berücfichtigung ber 
Sntereffen der Kirche. Diefe letztere Betrachtung wird 
unten im fünften Capitel zum Gegenftande einer näheren 
Betradytung zu machen feyn. Hier handelt es ſich nur 
um bie Beziehungen ded Staates. An Betreff derfelben 
fcheint ed der Commiſſion feinem Zweifel zu unterliegen, 
daß man fi gegen bie bezeichnete Verbindung aus⸗ 


Trennung 
der bürgerlichen 
Eollegien von be 
kirchlichen Ver⸗ 

waltung. 


Wie die Curien 
vohzählig zu hal⸗ 
ten feyen. 
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zufprechen babe. Denn, obfchon nad, dem geftenden 
Rechte das active Bürgerrecht den erbgefeffenen Bürgern 
aller chriftlichen Eonfeffionen zufieht, und fomit Die Mit⸗ 
glieder der hiefigen nicht» Intherifchen Gemeinden vollkom⸗ 
men gleiche politifche Rechte mit denjenigen der Intherifchen 
Gemeinden haben, fo find dennoch die Erfigenannten von 
der Möglichkeit, zu der Stellung eines Gollegienmitgliebed 
zu gelangen, durchaus ausgefchloffen. — Wenn nun and) 
die Mitglieder der nicht=lutherifchen Gemeinden nicht fehr 
zahlreidy find, und der berührte Punkt deshalb Fein ſehr 
hervortretendes praftifches Intereſſe hat, fo iſt dennoch 
der bezeichneten factifchen Ungleichheit Derer, welche rechts 
lich gleich geftellt feyn follten, wenn irgend möglich, abs 
zuhelfen. 

Würde die fo eben erwähnte Trennung durchgeführt, 


. fo Hätte man ſich darüber zu enuticheiden, ob man alsdann 


bie Kirchfpield- (oder Curiat-) Eintheilung in 
Betreff der bürgerlichen Eollegien beizubehalten habe. Diefer 
Punkt würde freilich für den Gefchäftegang innerhalb 
der Sollegien ohne Sintereffe ſeyn, da fowohl die Oberalten 
ald ˖die Sechziger ſchon immer als ungetheilte Körper 
verhandelt haben, und da, zufolge ded oben, Seite 38, ge⸗ 
machten Vorfchlages, auch die Hundertachtziger ungetrennt 
mit einander berathen würden; Dagegen iſt die erwähnte 
Eintheilung fo lange beizubehalten, als vie jegige bürger- 
fchaftlihe Berhandlungsweife unverändert fortbeſteht. — 
Es ließe ſich diefer Punkt leicht auf ſolche Weile ord⸗ 
nen, daß jedes einzelne Mitglied der bürgerlichen Colle⸗ 
gien einem gewiflen Kirchipiele angehörte, und daß bei 
Baranzfällen die Wahl des neuen Mitglieded immer an 
daffelbe Kirchſpiel Statt fünde. Auf diefe Weiſe würde 
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in ben Rath» und Bürgers Eonventen ein jedes Kirchſpiel 
die erforderliche Anzahl von Oberalten, Sechzigern u. |. w. 
haben. — Sollte ed bei den Zufammenfünften der Sedy 
iger und Hundertachtziger einer befondern Ordnung des 
Stimmens bebürfen, fo würde fich eine folche ohne Schwierig⸗ 
feit dadurch herbeiführen laffen, daß zuerft die Oberalten, 
nach dem Range der Kirchipiele, ſodann Die Uebrigen im 
derfelben Reihenfolge, und endlich die übrigen Hunderts 
achtziger gleichfalld nach jener Anciennität zu flimmen 
hätten. 

Die Mitgliederzahl der bürgerlichen Collegien iſt @röße der bürger- 
verſchiedentlich ald nicht ganz angemeffen, meiftend als zu uiden Gatten. 
groß, bezeichnet worden. Die Sommiffion fpricht ihre Ans 
ficht über dieſen Gegenftand im Folgenden aud. — Was Der Oberalten. 
zuvörderft dad Collegium der Oberalten betrifft, fo ift 
in Beziehung anf daffelbe die Anficht geäußert worden, daß 
ed genügen werde, dieſes Collegium aus zchn Mitgliedern 
beftehen zu Iafjen, und auch die Reorganifationg-Deputation 
von 1814 hat fich hiefür erflärt. Die Commiſſion erffärt 
fih gegen einen Abänderungsvorfchlag, und zwar, weil 
nicht nur feine poſitive Gründe für ein Verlafſen des 
jetzgen Zuftandes vorhanden zu feyn fcheinen, fondern weil 
auch gegen die Verringerumg der Zahl der Oberalten der 
Umitand, fpricht, Daß Die Zahl derjenigen Deputationen, in 
welchen DOberalten, mit der Beſtimmung, die Rechte der 
Bürger kräftig wahrzunehmen, Sitz und Stimme haben, 
feit 1814 zugenommen hat, 2) weshalb denn Die Zahl 


) Die Geſammtzahl dieſer Deputationen beläuft fih auf ſieben⸗ 
zehn. Sie find zufammengeftellt in Weftphalen’s Hand: 
bus ꝛe. 3.1, S. 16 in der Note **. 


Des Sechziger⸗ 
unb 


Hundertachtziger⸗ 
Collegiums. 


Beibehaltung 
ber Adjuncten. 


Organiſation 
und Wahlart der 
bürgerlichen 
Collegien. 
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funfzehn als keinesweges zu groß angeſehen werden kann. 
Auch in Betreff der Größe des Sechziger- und des. 
Hundertachtziger-Collegiums fcheint der Commiſſion ein 
Verlaſſen des bisherigen Zuſtandes nicht motivirt zu ſeyn. 
Zweifelhaft kann es allenfalls erſcheinen, ob man ſich für 
die Beibehaltung der 30 Adjuncten⸗Stellen zu erklären habe. 
Zwar können diefe Stellen bei einer zweckmäßig beftimmten 
Wahlart der bürgerlichen Collegien nicht mehr den Nach⸗ 
theil haben, daß die (bisher tontinenartig behandelte) Reihe 
der in Anwartſchaft Befindlichen durch fie noch mehr, als 
ed urſprünglich beabfichtigt gewefen ift, verlängert, und 
auf diefe Weife das Alter der am Endpunfte Stehenden 
ungewöhnlich erhöhet wird; allein die eigentliche Be⸗ 
flimmung der Adjuncten geht doch dahin, die Zahl der 
conventöpflichtigen Bürger zu completiren, und in diefer 
Hinficht mögte anzunehmen feyn, daß ed bei der beträcht- 
lichen Zunahme der Bevölferung, fo wie bei dem ſchon 
bisher vermehrten, und gewiß in Zufunft noch mehr zus 
nehmenden Intereſſe der Bürger an den öffentlichen An⸗ 
gelegenheiten fernerhin niemald an der erforderlichen Zahl 
Bürgerfchaftöbefucher fehlen werde. Deſſen ungeachtet 
erklärt fi die Commiſſion gegen die Stellung eined Ab- 
änderungsvorfcjlages, indem ihr für die Beibehaltung der 
Adjuncten fchon der eine Grund ausreichend zu feyn 
fcheint, daß durd) fie die Zahl derjenigen Bürgerfchafts- 
pflichtigen, welche nicht erbgefeffen zu feyn brauchen, nicht 
ganz unerheblich vermehrt wird. (Siehe oben ©. 37.) 
Die Commiffion wendet ſich zu der Darlegung ihrer 
Anfichten über die Veränderungen, welche hinfichtlich der 
inneren Organifation und der Wahlart der bürger- 
lichen Eollegien in Vorfchlag zu bringen feyn mögten. Gie 
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thut zuerft des Dberalten-Eollegiums Erwähnung. 
Die hohe Wichtigkeit dieſes Collegiums Liegt in demfelben 
Grade außer Zweifel, in welchem die Aufgabe ſchwierig ift, 
beren Loͤſung die Berfaffung ihm übertragen hat. Unerläßs 
lich, find ihm zu dieſem Zwecke allgemeine Ssntelligenz, fo 
wie Fähigfeit und Geübtheit, den Gang des Staatdlebens 
zu überwachen, Störungen und Unregelmäßigfeiten fofort 
zu erkennen, und, unter klarer Anfchauung ber jeweiligen 
Bedürfniffe unferer öffentlichen Zurftände, über die richtigen 
und geeigneten Mittel der Nemedur nicht im Ungewiſſen 
zu feyn. Diefe Eigenfchaften, verbunden mit einer maͤnn⸗ 
lichen Berfahrungsweife, werben für dad Oberalten-Eolle- 
gium um fo mehr erfordert, je leichter der Rath, als ein 
zahlreicheres und großentheild aus wiffenfchaftlich gebildeten, 
und in der Staatd-Prarid geübten Männern beftehended 
Eollegium, ein unbedingtes Webergewicht über das erfte 
bürgerliche Collegium erlangen kann. — Es reicht ferner 
nit aus, wenn dad Collegium ald Ganzes ben Ans 
forderungen, welche man an daſſelbe zu ftellen berechtiget 
ift, entfpricht; auch die fammtlihen einzelnen Glieder 
des Collegiums müſſen einfichtövolle, Flarbliclende und eners 


Das Obreralten- 
Gollsgium. 


gifche Männer feyn. Nur auf ſolche Weife kann die 


Theilnahme von Mitgliedern ded Oberalten-Collegiumd an 
den verfchiedenen Deputationen den Erfolg haben, welcher 
durch ihre Abordnung beabfichtigt wird, und inöbefondere 
fann das Präfidium in den Kichſpielen bei den Rath⸗ und 
Bürgerfchaftd» Eonventen, nur von Männern der bezeich- 
neten Art auf eine zugleich würdige, und die bürgerfchaft- 
lichen Verhandlungen fürdernde Weife geführt werden. 
Fragt man nun, welchen Urfachen man es zuzufchreiben 
habe, daß den fo eben gefchilderten Anforderungen oft nur 
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Worin bie Arfade Unvollkommen entſprochen worden ſey, fo ſcheint die Ant⸗ 


ber vorgekom⸗ 


menen Mängeı Wort dahin gegeben werben zu koͤnnen, daß die vor⸗ 


liege? 


Worin Abhülfe 
zu finden fey. 


gefommenen Mängel vornehmlich - herbeigeführt worden 
find, erſten durch Die geringe Wichtigfeit, weldye man 
bisher den Adjuneten- Wahlen beigelegt hat, zweitens 
durch das faft ohne Ausnahme Statt findende tontinenartige 
Anfrüden von den unteren Gollegien in die oberen, drit⸗ 
tens durch die große Ausdehnung derjenigen Reihe, welche 
vom jüngften Adjuneten bis zu ben älteren Sechzigern ſich 
erſtreckt, und durch die, auf dieſe Weife herbeigeführte 
Thatfache, daß die in Bacanzfällen zunächft zu berückſichti⸗ 
genden Sechziger meiftend ein ziemlich vorgerücktes Alter 
erreicht zu haben pflegen, viertens durch die natürliche 
Abneigung der Wählenden, den oder die älteften Sechziger, 
fobald ſich gegen die Unbefchoftenheit ihre Charakters 
nicht einwenden läßt, lediglich aud Dem Grunde zu über- 
gehen, weil ihr ehrenvolles Alter vielleicht nicht mehr mit 
rüftiger Maunesfraft verbimden ift; fünftens endlich 
durch den Umſtand, daß bei der biöherigen Einrichtung 
nicht einmal beim höchften Lebensalter ein Zurücktreten 
der einzelnen Oberalten Statt finder. 

Um diefen Mängeln abzuhelfen, glaubt die Commiſſion 
in drei Richtungen Borfchläge machen zu Dürfen; erftens 
dahin, daß fchon die Wahlart der Adjuncten und der 
Sechziger zu verbeffern, und daß fowohl in Beziehung 
anf die Wahlen zu diefen Eollegien, als auf die Wahlen 
zum Dberalten-Eolfegium ein vollkommen zuverläffiges 
Schutzmittel gegen das Aufrüden eingeführt werde; zwei- 
tens, daß das Oheralten-Golleginm nicht aus Mitgliedern 
beitehe, welche auf Lebenszeit gewählt werben, fondern aus 


foichen, welche nach Verlauf einer gewiflen Anzahl von 
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Sahren aus dem Collegium fcheiden, endlich Dritteng, 
daß felbft die Wahl zum Oberalten durd, ein Maximum 
des Alters befchräntt werde. 

Der erfte der vorftehend berührten Punkte betrifft das 
Oberalten-Bollegium nicht ausfchlieplich und wird deshalb 
unten mit Bezugnahme auf alle drei Eollegien in Betracht 
zu ziehen feyn. Leber den zweiten Punkt, die Wandelbars 
feit Des Oberaltens&ollegiums ift die Commiſſion der 
Anficht, daß der geftellte Borfchlag fowohl einerfeits zur Hers 
beiführung des beabfichtigten Erfolges wefentlich mitwirken, 
als auch andererfeitd mit keinerlei Bedenken verbunden 
feyn werde. — Jenes fcheint Feiner befonderen Ausführung 
zu bedürfen, über Diefed mögte etwa Folgendes zu bes 
merfen ſeyn. — Es ift behauptet worden, 1) einem auf 
Lebenszeit gewählten Senate müffe ein, auch auf Lebenszeit 
gewähltes erſtes bürgerliches Kollegium gegenüber jtehen. 
Die Commiſſion vermag feinen inneren Grund diefer Bes 
bauptung zu erfennen; ihr fcheint im Gegentheile eine 
fpecififche Berfchiedenheit zwifchen der Stellung des Rathes 
und derjenigen des Oberaltens Collegium unzweifelhaft zu 


Mantelbarteit 
bes Oberalten- 
Gollegtums. 


Geaͤußerte Brben- 
fen und Wider⸗ 
legung berfelben. 


ſeyn. Sener, ber Rath, ſteht nicht ſowohl in verfelben 


Parallele mit den Dberalten, ald vielmehr mit ber 
Bürgerfchaft, und es kann mithin — abgefehen davon, 
daß folche Parallelen überhaupt unzuläffig find und irre 
leiten — eine Nothwendigkeit, daß der Rath und das 
Oberalten- Collegium im Wefentlichen auf gleiche Weiſe 
srgauifirt feyn müßten, auf feine Weife angenommen 
werben. — Ein fernered Bedenken wird darin gefunden, 


ı) Abhandlungen über Gegenftände der Hamburgifihen 
Berfaffung. Hamburg, 1835. ©. 362. 
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daß es den Anjichten und der Thätigfeit eines wandelbaren 
Oberalten-Eollegiumd an der wünfchendwerthen Stabilität 
und Energie fehlen werde. 1) Mllein gewiß ohne Grund. 
Denn, wenn in einem Collegium von 15 Perfonen jährlich 
etwa 2 Mitglieder durch nen eintretende Meitglieder erſetzt 
werden, fo bleibt jederzeit ein fo überwiegend einflußreicher 
Stamm, daß an ein Schwanfen der Anfichten und Ten⸗ 
denzen gewiß nicht zu denfen ift. Auch Iehrt die Erfahrung, 
daß wandelbare Collegien fehr wohl im Stande find, Die 
erforderliche Energie zu entwideln, und mit Confequenz in 
der einmal eingefchlagenen Richtung zu verbleiben, in 
welcher Hinficht vor Allem auf unfere Kämmerei verwiefen 
werden kann. Ueberdies leidet dad erwähnte Argument 
auf das Oberalten - Collegium und deſſen bisherige Ver⸗ 
hältniffe aud dem Grunde factifcy Feine Anwendung, da 
in Folge des hohen Alters, in welchem die Mitglieder bis⸗ 
her in das Collegium zu gelangen ypflegten, ein fo häufiger 
Wechſel der Mitglieder Statt gefunden hat, daß bei einer 
Ausführung des gemachten Vorſchlages die Wanvelbarkeit 
fchwerlich auf irgend eine erhebliche Weiſe vermehrt werben 
würde. — Außerdem fommt e8 in Betracht, daß die nen 
in das Kollegium der Oberalten eintretenden Mitglieder 
niemald ganz fremd in denjenigen Angelegenheiten find, 
deren Erledigung diefem Collegium obliegt, indem fie als 
Mitglieder der bürgerlichen Gollegien ſchon vorher Gelegen- 
heit gehabt haben, mindeftens einen Theil der betreffenden 
Thätigfeit fennen zu lernen. — Die Gommiffion glaubt 
aus allen diefen Gründen, daß die Einführung der Wandel 


1) Abhandlungen über Gegenffände der Hamburgifihen 
Berfaffung, ©. 124 ff. 
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barkeit des Oberalten⸗Collegiums mit Recht empfohlen 
werden kann. 

Anlangend das Alters-Darimum, fo führt auf fel- 
biged die Fefthaltung derfelben Anficht hin, welche oben 
(S. 24 ff.) in Bezug auf die Rathöftellen eine Emeritirung 
hat nothwendig erfcheinen laffen, und zwar mögte 'auch hier 
das Alter von fünfundfiebenzig Sahren, ald die Grenze 
der Amtsthätigkeit. anzufehen feyn, fo daß das Außerfte Waͤhl⸗ 
barkeitö-Alter auf fünfundfiebenzig Sahre, weniger die Sahre 
der Amtödaner, zu beftimmen feyn würde. 

Nachdem ſich bie Commiſſion über die vorftehenden 
allgemeineren Anfichten ausgefprochen hat, geht fie zu ben 
Sperialien des berührten Berhältniffed über. 

1. Amtsdauer. Die Commiffion erflärt fich für 
zehn Sahre, fo daß ein jeder neu ermwählte Öberalter, 
fobald er zehn Sahre nach dem, auf feine Wahl folgenden 
Neujahr im Amte gewefen wäre, aus dem Eollegium aus 
zufcheiden hätte. — Sim Falle der Ausführung dieſes Vor⸗ 
fchlaged mögten, da Fünftig nicht mehr fo hochbejahrte 
Mitglieder, wie bisher, im Collegium feyn, und deshalb 
weniger Sterbefälle, als früher, in ihm ſich zutragen 
würden, burchfchnittlich etwa zwei Wahlen im Jahre vors 
fommen, was bei. einem aus funfzehn Mitgliedern bes 
fiehenden Collegium keinesweges für zu wechfelnd angefehen 
werden fann. 

2. Das Alterd-Marimum würde zufolge ded Obis 
gen auf 65 Jahre anzunehmen feyn, und demzufolge gewiß 
weit genug hinausliegen, um nicht beforgen zu müflen, 
dem Staate die Dienfte befonderd tüchtiger Männer zu 
entziehen. Sehr ausgezeichnete Mitglieder der bürgerlichen 
Collegien würden nämlich aller Wahrfcheinlichfeit nach fchon 
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in einem früheren Lebensſtadium in dad Oberalten⸗-Collegium 
gelangen, und nur Männer‘ dDiefer Art würden auch noch 
im böchiten Lebensalter für den Staat von wirflichem 
Nutzen feyn fonnen. 

3. Unvermeidlich ift hier die Frage, welche Stellung 
für Die aus dem Oberalten-Collegium anstretenden Mit- 
glieder in Borfchlag zu bringen ſey. Die Commiſſion ift 
der Anficht, daß man für fie eine Mittelftufe zwifchen der 
Stellung eined Sechzigerd und derjenigen eines Oberalten 
zu fchaffen habe, und zwar in folcher Weife, daß fie be- 
rechtigt feyen, an den Situngen der Sechziger Cund 
Hundertachtziger) cum veto decisivo Theil zu nehmen, ben 
Rang nad) den Oberalten hätten, den Ramen “ Aeltefte,” 
“Altadjungirte,” oder wie man fie fonft benennen wollte, 
erhielten, ‚jedoch nicht verpflichtet wären, in den Golle- 
gien und der Bürgerfchaft zu erfcheinen. — Bon einer 
folchen Mittelftufe ließe fich die wohlthätige Folge erwarten, 
daß in dem Sechziger- Collegium, außer den Dberalten, 
Männer vorhanden wären, welche die genauefte Kunde 
der öffentlichen Berhältniffe befäßen, und in gewiſſem Maaße 
felbft eine Eontrole über die Oberalten ausüben fonnten. — 
Abgeſehen hievon, fpricht für die in Vorſchlag gebrachte, 
oder eine ähnliche Einrichtung entfcheidend der Umſtand, 
daß, wenn man fich für die Wahl ver Oberalten aus 
den Sechzigern entfcheiden follte, die Zahl der wähl 
baren Mitglieder dieſes Collegiums leicht zu Flein werden 
könnte. Denn ausgefchloffen von der Wahl würden jeyn, 
außer den 15 Oberalten felbft, alle Sechziger über 65 Sahre, 
und es bebürfte deshalb einer Anordnung, welche das 
Einrüden jüngerer Männer in das Sechziger - Collegium 
erleichterte. 
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4. Sn Betreff der Wiedererwählbarfeit eined Miremmähter- 
gewejenen Oberalten ift die Commiſſion der Anficht, Daß Jet berieben. 
freilich im Allgemeinen gegen die Wiedererwählung eines 
Altadjungirten» Sechziger, falld er das Normaljahr noch 
nicht zurüdgelegt haben follte, Nichts einzuwenden ſeyn 
würde, daß aber ein einjähriger Zwifchenraum ber Nichts 
wählbarkeit deshalb angemefien ſeyn mögte, um nicht, gegen 
die Abficht des in Borfchlag zu dringenden Gefeged, bie 
DOberalten- Stellen dennoch zu perpetuiren. 

5. Sm Betreff der Gehaltsfrage geht die Com⸗ Gehalts- 
miffion davon aus, daß es hier mehr auf eine Entſchaͤdigung inmuns. 
für diejenigen Aufwendungen anfomme, welche wegen ber 
vom Staate in Anfpruch genommenen Zeit zu machen find, 
als auf eine wirflicdye Vergütung der Mühewaltungen. Zus 
gleich erjcheint es ihr aber.billig, daß denjenigen Männern, 
welche befonders lange den öffentlichen Angelegenheiten Zeit 
und Kräfte gewidmet haben, und durch ihre bevorzugte 
Stellung hin und wieder fogar zu Geldaufwendungen vers 
anlaßt werden, ein mäßiged Ehrengehalt zukomme. Sie 
empfiehlt deshalb ven Borfchlag, für die 15 Oberalten für 
einen jeden 2000 2 Ert., für die drei älteften Sechziger 
eines jeden Kirchfpield, fo wie für fümmtliche geweſene 
Oberalten CAltadjungirte- Sechziger) 1000 X Ert., zu bes 
ſtimmen, jedoch fo, daß Feine Häufung diefer Einnahmen 
Statt finde, daß aljo ein Oberalter oder Altadjungirters 
Sechziger, wenn er zugleich einer der drei älteften Sechziger 
feyn follte, dennoch nicht mehr, als refpective 2000 und 
1000 zu beziehen habe. — Eine bedeutende Vermehrung 
ber Jahresausgabe fcheint dem Aerarium hieraus ſchwerlich 
entfiehen zu können, da die Honorare der Altadjungirten 
und älteflen Sechziger nicht felten zufammenfallen würden. 
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Ueber die Wahlart der bürgerlihen Eollegien 
ſelbſt fpricht die Commiſſion ihre Anficht folgendermaaßen 
aus: 

Sie erklaͤrt ſich, was zuvörderſt Die Frage betrifft, ob 
and wie weit ed angemeſſen exfcheine, die Bürgerfchaft — 
als deren Vertreter bie bürgerlichen Eollegien in mehrfacher 
Hinficht anzufehen find — an den Wahlhandlungen Theil 
nehmen zu laflen, im Allgemeinen dahin, daß dieſe Con⸗ 
eurrenz infofern einerfeits wünfchenswerth, andererfeitö aus⸗ 
führbar erfcheine, ald man die Anordnung treffe, daß es fein 
Mitglied ver bürgerlichen Gollegien geben könne, welches 
nicht mindeftend in einer Inſtanz .von der Bürgerfchaft 
erwählt ſey. — Allerdings laſſen ſich der Bürgerfchaft, 
bei der Ungewißheit, wer jedesmal in ihr erfcheint, bei ber 
Art ihrer Verhandlungen, insbefondere bei der Eintheilung 
in Kirchfpiele, und der ſchon hieraus fich ergebenden Un⸗ 
moͤglichkeit einer eigentlichen Deliberation, Wahlhandlungen 
nicht wohl mit abfolnt freier Bewegung übertragen; da⸗ 
gegen ift e& gewiß thunlich, die Auswahl aus einem Auf 
faße, welcher von einem beliberivenden Eollegium entworfen 
worden ift, und zu welchem dann Feine Zufäße zu machen 
find, durch fie treffen zu laffen. Es wird unten auf diefen 
Punkt zurückzukommen fepn. 

Bevor die Commiſſion auf die Einzelheiten der Wahl⸗ 
art eingeht, ſchickt ſie einige Bemerkungen darüber voraus, 
wer überhaupt für wählbar zu den bürgerlichen Collegien 
zu erflären fey. — She fcheint ed, daß im Allgemeinen 
jeder Bürger wählbar feyn follte, unb daß nur infoweit 
Ausnahmen gerechtfertigt werben koͤnnen, als einzelne 
Bürger wegen perfönlicher Beziehungen vom Beſuche der 
Bürgerfchaft ausgefchloffen find, mit anderen Worten, daß 
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ein Seber in die bürgerlichen Collegien müfle gewählt 
werben konnen, der, im Kalle ber Erbgefeffenheit, bie 
Bürgerfchaft befuchen dürfe. Gewifle, in ber bieherigen 


Bisherige 


Praris befolgte Anöfchließangen, 3. ©. der Gelehrten und —* 


der Unverheiratheten, haben entweber nur in einer factifchen 
Obfervanz, oder wenigitens in feiner ausbrüdlichen Bes 
ſtimmung ‚der geltenden Gefebe ihren Grund; und fowit 
erfcheint es kaum erforderlich, Abänderungen in Beziehung 
auf diefelben in Vorfchlag zu bringen. Um vorkommenden 
Falled die Wahl auch auf folche Perfonen, welche nad 
dem bisherigen Herkommen nicht wählbar geweſen find, 
sichten zu fonnen, wirb es genügen, wenn fich die Anſicht 
von ber Unverbindlichkeit jener Praxis im Publitum all 
mälig verbreitet. Eine Ausfchließung, welche fchon früher 
(man vergleiche oben, ©. 14) motiwirt worden ift, geht 
dahin, Diejenigen für nicht wählbar zu erflären, welche 
fich in dem Zuflande notorifcher Infolvenz befunden, und 
mit ihren Greditoren, ohne biefelben zum Bollen zu bes 
- friedigen, ein außergerichtliched Arrangement getroffen 
haben. In diefer Hinficht erfcheint ed gewiß angemeflen, 
refpective eine Unmwählbarkeitderflärung und eine Verbinbs 
lichkeit zum Austritte aus den bürgerlichen Collegien ges 
fetlich vorzufchreiben. — Eine Nachzahlung bis 100 Procent 
müßte übrigens die Wählbarkeit (mithin auch Die Wieders 
erwählbarkeit) wiederum herftellen fünnen. 

Anlangend nun das Verfahren bei der Wahl felbft, 
und zwar: 

1) bei den Adjunctens Wahlen, fo empfiehlt die 
Commilfion die folgende Beſtimmung. — Die Hundert 
achtziger entwerfen nach einem feftzufegenden Regulativ 
einen Auffag aus Bürgern, gleichviel welcher Kirchfpiele, 

4* 


Uusiäliehung 
Sufsiventen. 


32 J Erſter Theil. Verfaffung. 


(alſo, ohne an die Bürger des Kirchſpiels gebunden zu ſeyn, in 
welchem die Bacanz Statt gefunden hat). Im Fall einer 
Vacanz wird ein Auffab von vier Perfonen; zweier von 
fech8; Dreier und vier von acht; fünf von zehn; ſechs 
son zwölf Perfonenz für jede fernere Bacanz aber von 
einer Perfon mehr entworfen. — Diefer, einige Tage vor 


der Bürgerſchaft bekannt zu machende Aufſatz wird in der 


Uebergang von der 
Adjuncten⸗Stelle 
zu den Huntert- 

arhtziger - Stellen. 


Bürgerfchaft auf einmal fo zur Abflimmung gebradt, 
daß jeder Anweſende fo viele Stimmen ertheilt, wie 
Bacanzen vorhanden find. Died kann auf einfache Weiſe 
Dadurch gefchehen, daß gedruckte Wahlzettel mit den Namen 
der in Borfchlag Gebrachten vertheilt werden, auf denen 
dann jeder Stimmende die Namen fo vieler Perfonen, wie 
Bacanzen auszufüllen find, mit einem Striche bezeichnet. 1) 
Die Stimmen werben fodann durchgezählt, und Die Ber: 
theilung der Ermählten unter die Kirchfpiele entweder nach 
einer - einzuführenden feften Reihenfolge oder durchs Loos 
beftimmt. 2) 

In Betreff des Ueberganges von der Stellung eines 
Adjuncten zu derjenigen eined Hundertachtzigers ift die 
Sommiffion der Anficht, daß man auch ferner, wie bisher, 
eine Anfrüdung Statt finden zu laſſen hätte. Es fpricht 


1) Die Commiſſion ift ver Anficht, Daß die ziemlich allgemein verbreitete 
Annahme einer Befugniß der Bürger, die Adfuncten - Wahlen 
ablehnen, oder ſich wenigſtens mittelft einer Summe Geldes 
von der Hebernahme Losfaufen zu dürfen, durchaus unrichtig 
it. — Sollte diefe Annahme noch ferner Einfluß auf die Praxis 
ausüben, fo würde burch eine authentifrhe Interpretation, oder 
einen andern Erlaß der Grfebgebung jeder Zweifel zu befeitigen 
ſeyn. 

Kämen unrichtig bezeichnete Namenzettel vor, ſo würden fie als 
reglementswidrig unberückfichtigt zu Taffen ſeyn. 


[>] 
ei 
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nämlich bei der geringen Anzahl der Adjuncten in ben eins 
zelnen SKirchfpielen Richte für die Nothwendigkeit einer 
Wahl; und unnöthige Wahlen find, wegen des mit ihnen 
verbundenen Zeitaufwandes, fo wie wegen ber leicht ein⸗ 
tretenden Ermũdung, gewiß zu vermeiden. 

2 Sn Betreff ver Wahlen der Sechziger kommt 
e& zuvörderſt in Frage, aus welchen Perfouen man zu 
wählen habe, ob nämlich nur aus den 120 Hundert 
achtzigern, welche nicht jchon Sechziger find, oder and 
denfelben und den dreißig Adjuncten; ferner ob man 
fi), wie bisher, auf die Mitglieder des Kirchfpield, im 
weichen fich die Bacanz ereignete, zu beichränfen habe, 
oder ob die Befchränkung in diefer Hinficht unangemeflen 
ſey. Die Commiſſion iſt in Betreff des erften Punktes 
der Anficht, daß für die Concurrenz der Adjuncten 
fein gemügender Grunb vorhanden fey, fo daß alte nur 
die Mitglieder des Hundertachtziger⸗Collegiums ald wählbar 
zu behandeln feyu würden. Anlangend fodann vie fernere 
Frage, ob man nur die Hundertachtziger des betreffenden 
Kirchipiels zu berüdfichtigen habe, fo erklärt fid) bie 
Commiſſion für die Berneinung derfelben. Sie geht dabei 
von der Anficht aus, daß es zuvörderſt im Allgemeinen 
wünfchenswerth ift, bei der hier befprochenen, fo äußerft 
wichtigen Wahl eine nicht zu Fleine Anzahl von Perfonen 
zu haben, auf welche man reflectiren fann, und daß eb, 
abgefehen hievon, fich leicht wird zutragen fünnen, daß die 
tüchtigften Mitglieder des Hundertachtziger-Collegiums nicht 
gerade gleichmäßig über alle Kirchipiele vertheilt feyn 
werden. Findet aber eine Ungleichheit der Vertheilung 
Statt, fo wird bei einer an die einzelnen Kirchſpiele ge- 
bundenen Wahl der Uebelſtand eintreten fonnen, daß ein- 
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zelne beſonders qualifiziste Männer fehr lange vom Gech- 
ziger⸗Collegium fern gehalten werben, ungeachtet eintretenbe 
Bacangen Gelegenheit geben, ihnen einen Platz in jenem 
Collegium einzuräumen. Endlich ift wit der Wahl ans 
allen Kirdyipielen der Bortheil verfmüpft, baß bei ihr das 
Feſthalten an dem. Grundfage der Suceeffion, welcher bei 
den Sechziger⸗Wahlen biöher faft durchgängig befolgt werben 
ift, beinahe unmöglich wird. 

In Betreff der Trage durch wen und auf weldye 
Weiſe die Wahl der Sechziger vorzunehmen fey, fpricht 
fi die Commiſſion verneintend hinfichtlich ber Goncurrenz 
der Bürgerfchaft aus. Es iſt naͤmlich einerfeitd zu be 
forgen, daß die Bürgerfchaft bei einer häufigen Wiederkehr 


son Wahlhandlungen durch viefelben ermudet werben mögte, 


woraus nur nachtheilige Folgen für das Nefultat ber 
Wahlen fich ergeben Fönnten; ſodann erfcheint aber auch 
bad. Princip, wonach allerdings ber, Bürgerfchaft eine Be⸗ 
theiligung bei den hier befprochenen Wahlen suzugeftehen 
il, dann genügend falvirt zu feyn, wenn bie Wahlen zu 
den engeren EollegiensAusfchüffen aus Männern, und durch 
Männer vorgenommen. werben, welche ohne Ausnahme 


son der Bürgerſchaft felbft erwählt werden find. (S. oben 


&. 50.) Endlich gehört Die Sechziger⸗Wahl zu denjenigen 
Wahlen, bei welchen ed auf eine genaue Abwägung ber 
Berfönlichkeiten ankommt, und daß eine folche in den 


"Bürgerfchaftöverfammlungen nicht wohl Statt finden könne, 


iſt fchon wiederholend bemerkt worden. 

Es kommt deshalb darauf an, einen anderen Wahl- 
förper als die Bürgerfchaft, und für diefen Wahlförper 
einen zweckmaͤßigen Wahlmodus zu ermitteln. Die Com- 
miſſion hat fich, nach längeren Berathungen zu folgendem 
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Vorſchlage vereinigt: Die Sechziger entwerfen einen Auffas 
von vier Perfonen, welcher Aufſatz an dad gefammte 
Hundertachtziger - Eollegium gebracht wird. Syn lebterem 
dürfen Hinzufügungen zu dem Auflage gemacht werden, 
und find die Hinzugefügten, wenn ihre Zahl nicht vier 
überfteigt, ohne Weiteres mit zur Abftimmung zu bringen. 
Wenn die Zahl vier überfteigt, fo ift vor ber endlichen 
Entſcheidung eine Abflimmung über die Hinzugefügten vors 
zunehmen, und find nur Diejenigen vier bem, von den Sechs 
zigern formirten Auflage hinzuzufeßen, welche die mehrften 
Stimmen erhalten haben. Ueber die auf die angegebene 
Weiſe zur Abſtimmung Fommenden minbeftens vier, 
und höchſtens acht Perfonen wird dann die Enticheidung 
nad) relativer Stimmenmehrheit herbeigeführt. 

Zu der Aufitellung des vorftehenden Vorſchlages hat Grund 
vornehmlich die Betrachtung geführt, daß man dafür Sorge sis 
su tragen habe, Alles zu vermeiden, was von Neuem eine 
Suceefiion herbeiführen köͤnne. Died fcheint gewiß am 
Sicherſten erreicht zu werden durch einen von bem engeren 
Eollegium entworfenen, und, der Wahlfreiheit unbeſchadet, 1) 
an das größere Gollegium gebrachten Wahlaufſatz. — Su 
Betreff der Wahlhandlung ſelbſt if die Commiſſion der 
Anficht, daß diefelbe, wenn ſie auch nicht ſo einfach iſt, 
wie Died von der bisherigen Emrichtung behanptet werben 
fann, dennoch keinesweges ald zu complicirt ſich ausweiſen 


1) Die Rebucirung der zugefeßten Namen bis auf vier enthält keine 
Beſchränkung der Wahlfreiheit, fondern iſt nım als eine regles 
mentarifhe Maaßregel anzufeben, um zu große Wahlauffähe, 
und dadurch eine Zerfplitterung der Stimmen zu verhindern. 
Die vier auf den Aufſatz Kommenden gelangen dahin nur In 
Folge der vorläufigen Abſtimmung des Wahlkörpers. 
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würde. :. Bei einer zweckmaͤßigen Führung des Praͤſidiums, 
und: einem auf angemeflene Weife beitimmten Mechanismus 
des Verfahrens mögten mehrere Wahlen in einer Sigung 
ohne großen Zeitaufwand vorgenommen werben Tünnen. 
3) Sn Betreff der Oberalten-Wabhlen ift Die 
Commiſſion der Anficht, daß nur Sechziger zu benfelben 
eoncurriren bürften, daß alfo Niemand durch einen Sprung 
von der Stellung eines Hundertachtzigerd in Diejenige eines 
DOberalten müßte fommen fünnen. Anlangend die Frage, 
ob man nicht hier der Bürgerfchaft Antheil an der Wahl 
übertragen wolle, erflärt fie fich ebenfalld verneinend, und 
zwar nicht nur aus den ſchon bei Gelegenheit der Sechziger: 
Wahlen angeführten Gründen, fondern auch deshalb, weil 
man im Falle einer Concurrenz der Bürgerfchaft bei dieſen 
Wahlen nicht darauf würde rechnen fünnen, das Bor- 
fommen planmäßiger Einwirkungen zu verhindern. — Wie 
ed aber einerfeitd darauf ankommt, das bisher übliche 


Succceſſionsunweſen gänzlich zu befeitigen, fo iſt anbererfeits 


eine Sicherheit gegen Sintriguen herbeizuführen, und Diefe 
foheint am Bolllommenften dadurch erreicht werben zu 


können, daß die hier befprochene Wahl auf ähnliche Weiſe, 


Vorſchlag. 


wie diejenige der Sechziger beſtimmt, und inſonderheit 
die letzte Entſcheidung den Hundertachtzigern übertragen 
wird. — Der Vorſchlag ſelbſt, welchen die Commiſſion 
empfiehlt, iſt folgender: | 

Nachdem das Hundertachtziger-Collegium fich verſam⸗ 
melt hat, treten die Oberalten und diejenigen 120 Hundert- 
achtziger, welche nicht Sechziger find, in zwei verfchiedene 
Räume. Die Oberalten erwählen aus ihrer Mitte vier 
MWahlmänner; die Hundertachtziger gleichfalld aus ihrer 
Mitte acht Wahlmaͤnner. Dies gefchieht auf einfache Weiſe 
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dadurch, daß jeder Anweſende eine gedrucdte Ramenlifte 
der betreffenden Eollegiens Mitglieder erhält und mittelft 
eined Striches refp. vier oder acht Namen auszeichnet. 
Nachdem die Namenliften eingefammelt find, werben bie 
Wahlmänner nad, relativer Stimmenmehrheit beftimmt. 
Aus den reip. vier und acht Wahlmännern werben durchs 
2008 refp. zwei und vier gezogen, welche dann, ſechs au 
der Zahl, zufammentreten, und aus den wahlfähigen Sedy 
zigern und Altabjungirten nad) relativer Stimmenmehrheit 
einen Aufſatz von vier Perfonen bilden. Diefer Auflak 
wird an dad gefammte Hundertachtziger-Eollegium gebracht, 
welches, ohne dem Auflage Zufäte hinzufügen zu können, 
zwei Perfonen auswählt, aus denen dann der neue Oberalte 
durchs 2008 beftimmt wird. CDeputirte des Rathes würden 
an ben verjchiedenen Abtheilungen der Wahlhandlung feinen 
Theil zu nehmen haben.) 

Die Commiſſion fieht fich zu der vorgefchlagenen Auds Beſondere Motive. 
fchließung der wahlfähigen Sechziger von der Bildung des 
Auffagausfchuffes, und von der Theilnahme an demfelben, 
deshalb veranlaßt, um einerfeitd nicht Diejenigen, welche 
felbft concurriren können, zu beengen, und um andererfeits 
die Mitglieder des Auffatausfchuffes nicht Durch Die etwanige 
Anweſenheit wahlfähiger Mitglieder zu einem Kampfe zwifchen 
Delicateffe und Pflicht zu nöthigen. — Das Bedenken, daß 
fih der Wahlmodus einigermaaßen complicirt ausweifen 
werde, theilt die Commiſſion nicht; fie glaubt annehmen zu 
können, daß eine und felbft zwei Wahlen, bei zweckmaͤßiger 
Leitung der Verhandlungen, in längftend zwei Stunden 
fich erledigen laffen mögten. Das Zeitraubendfte ift gewiß. 
das mehrmalige Zählen der Stimmen; dieſes läßt ſich ins 
deſſen auf mannigfache Weiſe abfürzen. Die Commifflon 
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ift der Anficht, daß, ohne der Glaubwürdigfeit des Verfahreng 
im Mindeften Eintrag zu thun, gleichzeitig mehre Zählungen 
und Protofollirungen vorgenommen werben können. 

Tranſitoriſche Die tranſitoriſchen Beſtimmungen bieten keine Schwie⸗ 

Deklmmungen. rigfeiten dar. Die zur Zeit der Publicirung des neuen 
Gefeges vorhandenen Oberalten würden lebenslänglich im 
Befite. ihres Amtes und ihrer Emolumente verbleiben ; 
bei jeder fpäter eintretenden Bacanz würde Dagegen nad) 
Maaßgabe des neuen Geſetzes zu wählen ſeyn. 

Stellung des Ober- Am Schluß des Capitels berührt die Commiſſion die 

ern Beereiiit Stellung ded Oberalten-Secretaird ober Actuarius civium. 
Die hohe Bedeutung diefed Amtes läßt fich nicht verfennen; 
denn der Inhaber veffelben ift faft durchgängig Neferent in 
allen an die Eollegien gelangenden öffentlichen und Recurs⸗ 
Angelegenheiten, er redigirt das Protokoll und die Bes 
fchlüffe der Collegien, ift deren und der Bürgerfchaft 
Conſulent, und in dem wichtigiten der Collegien, welches 
nad dem Borfchlage der Commiſſion manbelbar feyn 
würde, der einzig Permanente. - Aus allen dieſen Gruͤn⸗ 
den ift es nothwendig, die Stellung des Inhabers jenes 
Amtes vollig unabhängig zu machen, und ihn jedenfalls 
außer aller Verbindung mit dem Rathe zu bringen. Hiezu 
fcheint es zu gehören, daß fünftig Die Wahl von den 
Oberalten ohne Theilnahme von Deputirten des Nathes 
vorzunehmen, und der Erwählte im Oberalten=, vielleicht 
im Sechziger-Sollegium zu beeidigen feyn würde. 

. Ob bie Es find in der Commiſſion in Bezug auf den Actuarius 

Wahl befielben ber , , , . 

Bürgerfhaft zur Civium noch zwei befondere Fragen zur Discuſſion gekom⸗ 

a men. Die erfte ging dahin, ob.nicht die Wahl beffelben 
der Bürgerfchaft zur Ratiftcation vorzulegen fey, in der 
Weiſe, daß fie Gelegenheit habe, ein Veto audzufprechen. — 
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Für diefen Vorfchlag wurde angeführt, daß durch ein 

folches Verfahren das Vorkommen einer wirklich unpopus 

Iairen Wahl verhindert werde. Dagegen wurde einges 

wendet, daß nad, Einführung eines befferen Oberaltens 
Wahlmodus Fehl Wahlen in Betreff einer Stelle, auf 

welche Aller Augen gerichtet feyn würden, fchwerlich vor⸗ 

fommen mögten; baß ferner das in Frage flehende Ver⸗ 

fahren deshalb nicht unbedenklich fey, weil unter Umftänden 

Ssntriguen bei bemfelben vorkommen könnten; daß endlich, 

durch die Einführung der Ratifications⸗Nothwendigkeit, nicht 

nur längere Baranzen der Stelle herbeigeführt, ſondern 

and manche geeignete Männer von der Concurrenz leicht 
zuräcgehalten werben mögten. Die Commiſſion tritt den zus 

letzt aufgeführten Gründen bei und erklärt fich Deshalb gegen 

den Ratificationd-Vorfchlag, — Den zweiten Gegenfland Gb bie 
ber Erörterung hat Die Frage gebildet, ob nicht dem Obers —— 
alten-Secretair die Wahlfaͤhigkeit zu Rathe, und zwar ſowohl undehaues fr. 
in als de Senatu zu entziehen fey. Die Commiſſion hat ſich 
unbedenklich für die Bejahung diefer Frage entfchieden. Die 
vollkommenſte Unabhängigkeit des Oberalten-Secretaird von 
der Gunft oder Ungunſt forwohl des gefammten Rathes, als 
der einzelnen Rathöglieder, iſt gewiß von größter Wichtigkeit, 
und gefichert wird diefelbe durch Nichts mehr, ald durch 
die hier befprochene Auorbnung. Um dem Amte für biefe 
Entziehung eine Art Ausgleichung zu gewähren, und zu⸗ 
gleich dem Inhaber deſſelben auch anderweitig eine, zugleich. 
forgenfreie und angefehene Stellung zu ſichern, glaubt Die 
Ebrnmiſſion, daß fein Gehalt etwa in gleicher Größe mit 
demjenigen der Syndici zu beftimmen ſeyn mögte. 


Viertes Capitel. 
Die Bürgerfhaft. 


— ñJi — 


Der hier zunächſt in Betracht kommende Gegenſtand, 
ob in Betreff der gegenwärtigen Qualificationen zur Bürger- 
fchaftsfähigkeit Abänderungsvorfchläge zu machen find, hat 
fchon früher cf. oben S. S—14) feine Erledigung gefunden. 

—— Die Commiſſion wendet ſich deshalb zur Darlegung 
(haft, dem Rahe ihrer Anſichten über die allgemeine Stellung der 
ie Bürgerfchaft, dem Rathe gegenüber. In biefer 
Hinficht kommt es vornehmlich auf Die Frage über die 
Snitiative an. Rady einer ziemlich allgemein verbreiteten 
ae, vunös ar Anficht fteht bei und nur dem Rathe das Recht des Geſetz⸗ 
ber Rath Gefeg- Vorfchlages zu, fo daß, wenn berfelbe aus irgend einem 
ve en Grunde fich etwa nicht veranlaßt fieht, Gefege, welche 
durch die Lage der Verhältniffe, oder durch die öffentliche 
Stimme ald nothwendig oder dringlich rathfam bezeichnet 
werden, in Antrag zu bringen, den Bürgern und infonder- 
heit der Bürgerfchaft Fein Mittel zu Gebote ftehe,. Das 
jenige, was, wenn aud) noch fo allgemein als Bedürfniß 
empfunden wird, zur verfaffungsmäßigen Berathung und 
Befchlußnahme zu fordern; 
Wäre fie begrün- Wäre diefe Anficht begründet, fo würde unferer Ver⸗ 
een faſſung mit Recht der Vorwurf gemacht werben bürfen, 
daß ihr nicht nur im Allgemeinen der eigentliche nnd 
hauptfächlicdye Charakter des Republikanismus fehle, fon- 
dern daß felbft demjenigen Grundfage, welcher unferem 
Fundamental-Gefege an Die Spike geftellt ift: 
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Haupt-Recep. Art. 1 
«Daß das höchite Recht und Gewalt bei @ €. Rothe 
und Der Erbgefeffenen Bürgerfchaft beftehe, und 
daß, fo lange Rath und Bürgerfchaft nicht zu einem eins 
müthigen und freiwilligen Schluß gekommen, des einen 
Theils Reſolution und Entjchließung für feinen güls 
tigen, weber E. €. Rath noch Erbgefeflene Bürgerfchaft 
“ verbindenden Schluß geachtet werden folle,” 
nur anf eine höchſt unvollfommene Weile Kolge gti 
worden fey. 
Es hat denn and) diefe Betrachtung dahin geführt, Ste hat su dem 


Vorſchl 
daß von verſchiedenen Seiten, und mit großem Nachdrucke, für die Bier 


das Berlangen geftelt worben it, daß in ben Verſamm⸗ Mil en fie 
lungen des Nathe und der Bürgerfchaft auch dieſer — 
letzteren ein unbeſchraͤnktes Propoſitionsrecht eingeräumt 
werde. — Freilich liegen Vorſchläge, welche bis in das 
Einzelne durchgeführt ſind, nicht vor, allein ſo viel iſt 
doch bekannt, daß die Anſicht Derjenigen, von denen das 
fo eben erwaͤhnte Poſtulat geſtellt wird, im Weſentlichen 
dahin geht, daß jeder einzelne in der Bürgerſchaft An⸗ 
wefende dad Recht haben folle, einen Gefeßvorfchlag in 
Antrag zu bringen, und baß, fobald ein folcher Antrag 
die Majprität in ver .Bürgerfchaft gewonnen habe, der 
Rath fich entweder: zuflimmig oder abftimmig zu erklären 
verpflichtet fey, und ed nöthigen Falles gefchehen laffen 
müfje, daß. die Enticheinungs - Deputation den Differeng 
Punkt erledige. M 
Ssnfofern num in der Realifirung eines ſolchen Vor⸗ Grünbde, 
ſchlages die Einführung eines wirklich neuen, und von DEM yeramıra nihtm 
bisherigen Berfaffungsbeftimmungen wefentlich abmeichens entſprechen IR. 
den. Gefees liegen. würbe, glaubt die Commiſſion ihre 
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Anſicht über denſelben ſchon vor dem näheren Eingehen 
auf deu hier behandelten Gegenſtand ausſprechen zu 
müffen. — Diefelbe geht dahin, daß man fich entfchieden 
gegen die in Borfchlag gebrachte Maaßregel zu erklären 
habe. — Die Eommiffton findet dad Bedenkliche und Uns 
durchführbare derfelben darin, Daß Cabgefehen von ver 
Unvereinbarfeit bed vorgejchlagenen Verfahrens mit der 
gegenwärtig beftehenden Euriat- Eintheilung der Bürger- 
fchaft) umreife und übereilte Anträge gar nicht zu vers 
meiden feyn würden, und daß fich hieraus nur zu Leicht 
Außerft nachtheilige, ja verderbliche Folgen für unfere 
öffentlichen Angelegenheiten ergeben fonnten. Der in bem 
Reglement der Rath- und Bürger-Convente ohne Aus⸗ 
nahme feitgehaltene Grundfaß, daß in der Bürgerfchaft 
Nichts zur Deliberation und Beichlußnahme kommen dürfe, 
was nicht vorher den Gegenftand der Berathung der bürger- 
lichen Collegien gebildet babe, ift durch die Natur der 
Berhältniffe nothwendig geboten, und fchon er ifk aus⸗ 
reichend, um die Ausübung der Smitiative von Seiten der 
Bürgerfchaft in derjenigen Weife, wie fie im Vorftehenden 
aufgefaßt worden ift, unthunlich erfcheinen zu laſſen. 
Rothwendigfeit Sp wenig .indeffen die Eommiffion der Meinung feyn 
bie Kunst kein, tann, daß man dem fo eben berührten Borfchlage Beifall 
bet wäre. zu fchenfen habe, eben fo wenig glaubt fie, daß man fich 
dabei beruhigen dürfe, die zu Anfang erwähnte Annahme 
eined dem Nathe allein zuftehenden Vorſchlagsrechtes auf 
die Prarid Einfluß" ausüben zu laffen. Sie ift vielmehr 
auf das Entfchiedenfte der Anficht, daß ed unmöglich dem 
Gutbefinden und der alleinigen Entfchließung des einen 
Factors-unferer höchiten Gewalt anheim geftellt feyn darf, 
veraltete oder mißbräuchliche Einrichtungen fortbeitehen zu 
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laffen, und die Ergreifung heilfamer, von ver öffentlichen 
Meinung begehrter Maaßregeln dadurch zu verzögern, daß 
er ed vermeidet, bie betreffenden Gegenftände in feinen 
Propofitionen zu berühren. Sie würde deshalb nicht vers 
fehlt haben, in der angegebenen Richtung ein auf das 
Eindringlichfte geltend zu machendes Poftulat als noths 
wendig Darzuftellen, wenn fie nicht die Ueberzeugung hegte, Müein Re iR sän;- 
und bis zur Evidenz darlegen fünnte, daß unfere Verfaffung Ha undesrunde:. 
weit davon entfernt ift, die hier in Betracht gezogene Ans 
nahme einer nur dem Rathe zuftehenden Initiative irgends 
wie zu rechtfertigen. | 

Sn den Zeiten vor der Errichtung der neueſten Vers Die Bürgerfhaft 
faffung übte auch die Bürgerfchaft die Initiative im weiteften —— 
Umfange, und ohne allen Widerſpruch aus, wie Died nicht zieren Bene 
nur einem Jeden, der. ſich auch nur einigermaaßen mit der Pr Initiative. 
Gefchichte unferer Vaterſtadt vertraut gemacht hat, befannt 
ift, ı) fondern aus dem Reglement der Rath⸗ und Bürgers 
Convente felbft hervorgeht, indem es nämlich vafelbit heißt: 

Tit. IV. Art. I. 

“Gleichwie in alten Zeiten der Anfang in Conventibus 

jederzeit mit Anhörung E. E. Raths Propofition ges 

macht, und darauf allererft, nach ertheilter Nefolution 

der Erbgefeflenen Bürgerjchaft, ihre Neben-Puncta oder 

Gravamina vorgenommen worden, fo ꝛc. 20.” 


1) Im Windiſch⸗Grätziſchen Neceffe von 1674 wird im Art. 6 
ausdrücklich von *Propofitionen von Rath: oder Bürger: 
feiten” geredet. Diefer Artikel jenes Receſſes, ber, melde 
auch feine Schickſale geweſen feyn mögen, gewiß keine Ueber⸗ 
griffe der Bürgerfchaft fanctionirt haben würde, ift ficher 
ein Zeugniß, daß es dem Rathe nicht in den Sinn kam, das 
Propofitionsrecht der Bürger zu beftreiten. 
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Sollte bie Es würde deshalb einer ausdrücklichen Beſtim⸗ 

JInitiative der Bür- 

gerfihaft aufhören, mung bedurft haben, wenn ber Rechtszuſtand in dem 

ni em hier befprochenen, fo äußerft wichtigen Punkte hätte ab- 

werben müffen. geändert werben follen, und etwa fich vorfindende gefeh- 
liche Beftimmungen, welche, ohne fidy über jenen Punft 
vollfommen klar auszufpredyen, nur möglicher Weiſe 
auf ein dem Rathe ausſchließlich zuftehendes echt der 
mitiative bezogen werden Tonnten, würden nur im ent 
gegengefegten Sinne verflanden werden dürfen. Denn 
ed ift nicht nur im Allgemeinen eine in der ‚Vernunft 
begründete nothwendige Regel, neue Gefeße im Zweifel 
immer fo zu verftehen, daß die Abweichungen von 
dem früheren Nechtözuflande möglichſt geringe bleiben, 
fondern es würde auch ein Gefeß, welches der Bürger: 
gemeinde einer Republik die Initiative durchaus entzöge, 
dem charafteriftifchen Weſen eines Freiftantes fo ſehr 
widerfprechen, daß auch aus diefem Grunde im Zweifel 
gegen die ausfchließliche Initiative des Rathes, ale 
gegen eine unverkennbare Abnormitaͤt, interpretirt werden 
müßte. 

Das Aufhören Berudfichtigt man nun die Verfaſſungsgeſetze, ſo ſind 

etlmnt Koramı in ihnen nicht nur einerſeits Feine Beſtimmungen ent— 

ber Bortbeend. Halten, welche dem Nathe allein die Smitiative über- 
tragen, oder aud nur, als dem Nathe übertragend, 
benfbarer Weife verfianden werden könnten, fondern es 
ift eine Reihe von Ausſprüchen derfelben nachmeislich, 
welche das Propofitionsrecht auch der Bürgerſchaft 
Cunter einer gewiſſen, fpäter zu berührenden, Regulirung 

Sefegtihe des DBerfahrend) außer allen Zweifel fegen: Bon ven 

Beſtimmungen. 
Geſetzesſtellen, welche naͤher und entfernter hieher gehören, 
naͤmlich: . 
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Haupt⸗Receß. Art.1. Art.15. Art. 16. 
Reglement der Raths und Bürgers@onvente, 
IT. 2—11. W.1—3. V. 2. VII. 1—11. 
UniondsReced der Collegien. Gay. I. Art. 12. 
werben folgende beſonders hervorgehoben: 
Reglement d. Rath⸗ u. Bürger-Eonvente. IL11. 
“_ wohingegen €. €. Rath gehalten, vie durch die 
Collegia paffirte und daſelbſt nicht abgethane Puncta in 
die Propofition, auf der Oberalten Anerinnerung, wit 
zu nehmen, bei deſſen Weigerung ber präfibis 


rende Oberalte fie der Bürgerfchaft vortragen 


fann.” 
Reglement d. Rath» u. Bürger-Eonvente. IV.2. 
“Es follen aber diejenigen Sachen, worüber vorhero 
mit denen Collegiis beliberiret worden, und die, ihrer 
Natur und Eigenfchaft nach, an die Bürgerfchafft erwach⸗ 
fen, alsdann vorgetragen werben, wann Senatus und bie 
Collegia ſich darüber nicht vereinbaren fünnen, ober Col- 
legia — — darüber mit dem Rath zu fchließen, die Sache 
zu fchwer und wichtig achten mögten. Und ift Senatus 
| fhuldig, ſothane Materien, auf der Collegiorum 
Berlangen, mit in die Propofition zu verfaffen;z 
follte er fich deffen weigern, ftehet dem p. t. 
präfidirenden Oberalten frei, auf vorgängigen 
Eonfend der Collegiorum, wann E. €. Raths 
Propofition angehöret, und Darüber die Kirch⸗ 
ſpiels⸗Schlüſſe gemadıt find, ſolche vom Rath 
nicht angenommene, und feine andere Puncta 
der Bürgerfchaft vorzutragen, die dann in bie 
Kirchfpiele darüber treten, und ihre Reſolu— 
tion darauf ertheilen tan” 


Geſetliche 
Ausſprũche. 


Gefehlie 


Unstprüde. 
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Reglement d. Rath- u. Bürger⸗Convente. IV.3. 
“Der pn. t. Präfes der Oberalten foll ge- 
halten feyn, die Saden, fo durch die Collegia 
vorbefchriebesermanßen. paffiret und vor die 
Bürgerfchaft gehören, bei Strafe anzufprechen.” 
NReglement.d. Rath» m. Bürger-Eonvente. V.2. 
Der Präfes jedes Kirchſpiels fol, “wenn, die Puncia 
in der Raths⸗Propoſition vorher. ausgemacht, und 
zum Schluß gelommen, mit. denen Neben⸗Punkten 
gleichergeftalt ordentlich und richtig verfahren.” 
Reglement d. Natb> u. Bürger-Eony. Tit. VIL 
(Ueberfchrift.) 
Bon & € Raths zuffimmiger oder ab- 
ftimmiger Entfchliegung.” 
„Reglement d. Rath» u. BürgersGonvente. VII. I. 
“Gleichwie E. E. Rath denenjenigen bürger⸗ 
fihen Reſolutionen, fo, obigen heilfamen Berfügungen: 
nach, in wohl regulirter Ordnung, mit gutem Norbedacht. 
genommen werden, fich gerne zuftimmig erflären 
wird, wann nicht wichtige Urfachen ihn davon abhalten, 
alfo bat, bei fothauer Deſſen Zufkimmung, das 
Refolvirte feine völlige Nichtigkeit, und foll 
Selbiged. darauf ungefäumt non Demfelben, 
als ein fefer Rath und Bürgerfchluß, zum 
würflichen: Stande gebracht, oder erequiret 
werden: Dafern aber E. E. Rath aus trifftigen Rationi- 
bus und Motiven, ſich gendthiget finden mögte, 
in einen ober andern Punkt ber bürgerlichen 
Refolution feinen Conſens nicht zu geben, fo 
follen zuwörberft, deſſen ungeachtet, die übrigen von ihm 
mit=applacidirten Puncta in völliger Kraft und Würden 
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bleiben, wegen der a Senatu nicht applacibirten Punkte 
aber in-felbigem Bürger-Gonvent, weder mitteld vorgängig 
eventualiter fchon in Kirchfpielen genommener, noch weiter 
zu nehmender Refolution, auf beffen Eonfend nicht ges 
derungen, fonbern folche Puncta, 'unter Beraumung eines 
hinlänglichen Termind, vor der Hand, zu näherer Er⸗ 
wägung und Beleuchtung zwifchen E. €. Rath und dem 
Collegio dee Sechziger, auögeftellet werben.” 
Keglement d. Rath» u. Bürger-Eonv. VI. 10. 
Ale Sachen, weldye überhaupt an die Bürgerfchaft 
fommen koͤnnen, dürfen ben Gegenftand bürgerlicher Res 
folutionen bilden, und, im Falle der Nicht: Beiftimmung des 
Rathes, and) zu der Entſcheidungs⸗Deputation führen Cmit 
folgender alleinigen Ausnahme): “daß in Sachen, 
diejenigen Jura anlangend, deren Exercitium ben Rathe 
im Art. 5 des Haupt⸗Receſſes privative referviret und 
beftätiget worden, in fo weit es ſolch Exercitium directe 
oder per indirectum angehen mögte, wie auch in Sachen 
der Bürgerfchafft in Art. 2 des Haupt-Neceffed generaliter 
beftätigte Jura, und Statum Regiminis betreffend, fo wie 
diefelbe durch Fünfftigen - Haupt⸗Receß werden befeftiget 
werden, von ber Bürgerfchafft einfeitig, und ohne €. €. 
Raths freien Confens, feine Veränderung angemaßet, oder 
vorgenommen, ſondern in foldyen über erhoffen atten⸗ 
birenden Fällen €. E. Raths Contradiction allein plenum ' 
effectum dergeſtalt haben folle, daß darob deſſen Conſens 
nicht weiter urgirt, vielmeniger zu dergleichen Depntation 
verwiefen werben möge.” 
Mit größter Klarheit ſprechen fi ſch die vorſtehenden 
Geſetze darüber aus, daß 
5 % 
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. ——— des 1)5) die Collegien die Befugniß haben, bei dem Rathe 
führten —* die Proponirung jedwelchen Gegenſtandes, der ſich 
überhaupt zum bürgerſchaftlichen Verfahren 
eignet, zu beantragen, daß | 
2) der Rath verpflichtet iſt, mit den Collegien über 
foldye Anträge zu. verhandeln, daß er, 
3) falls er nicht etwa entweder auf den Antrag der 
Sollegien eingeht, alfo die Propofition zu der feinigen 
macht, oder auch die Gollegien dazu ‚bewegt, von ihrem 
Antrage abzuftehen, verbunden ift, die von den lekteren 
gewünfchte Propofition, neben feinen Proponendis, an die 
Bürgerfchaft zu bringen, widrigenfall® der yräfibirende 
Oberalte berechtiget und “bei Strafe” 1) verpflichtet feyn 
fol, feinerfeit8 die Propofition der Collegien der Bürger: 


ſchaft vorzutragen; daß 

4) wenn die Bürgerfchaft auf eine, gleichviel durch 
Bermittelung des Rathes, oder durch den praͤſidirenden 
Oberalten an fie gelangte Neben» Propofition eingeht, der 


ı) Man Tann bei diefem Geſetze fragen, wer dieſe Strafe zu ver: 
hängen babe, und worin fie beſtehe? — Die Antwort geht 
dahin, daß von der obigen Strafbeftimmung baffelbe gelte, was 
in den Geſetzen in Betreff anderer ähnlicher Ponal-Verfügungen 
angeorbnet ſey. — Der Präfes der Dberalten, welcher fih dem 
Beſchluſſe der Eollegien nicht fügte, würde ſich ald Colfegien- 
mitglied vergehen, und mithin disciplinariſch fehlen. Die Col: 
legien würden demzufolge die Buße zu beflimmen haben. Die 

Größe der Buße würde ihrem Ermeſſen anheim gegeben feyn. — 
Auf Ähnliche Weile ind andere Bußen unbeftimmt gelaffen, 3.2. 
Unions-Receß der Collegien Cap. I. Art.5: Wer in 
Betreff ſeines Votums der Gewiffenlofigfeit überführt werben 
fann, “der foll nah Willtühr der Andern geftraft 
werden.” — Die Erecution folder Strafen gefchieht zufolge 
des angeführten Neceffes Cap. I. Art. 2 auf Requifition ver 
bürgerlichen Eollegien durch den Bürgermeifter: Diener. 


“ 
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Kath verbunden ift, “fich über die bürgerliche Re- 
“folution zuftimmig oder abſtimmig zu erflären,”? 
daß 

5) wenn der Rath fidh, fey es fogleich gegen die Bürger- 
fchaft, ſey ed fpäter gegen das Collegium der Sechziger ?), 
zuftimmig erflärt, ein gültiger Rath- und Bürgerfchluß zu 
Stande fommt, daß Dagegen 
6) wenn er fidy nicht zuflimmig erflärt, zuerit eine 
Verhandlung mit den Sechzigern verfucht, beim Erfolglos⸗ 
bleiben derfelben aber die Sache nochmald an die Bürger: 
fchaft gebracht, und, falls Ießtere bei der früheren Nefolution 
verbleibt, an die Entſcheidungs⸗Deputation zur definitiven 
Erledigung gebracht werben foll (Reglement VII. 3, 4); daß 

TI nur in dem einen Falle der Rath befugt feyn fol, 
die endliche Erledigung durch die Entfcheidungs-Deputation 
nicht eintreten zu laffen, wenn die bürgerliche Nefolution 
einen der im zehnten Artikel des fiebenten Titels Dee 
Reglements erwähnten Ausnahmsfälle betrifft. 

Auch giebt es jebt feinen Kenner des hamburgifchen Aus die Sarift- 


Staatsrechtes mehr, der den vorftehend zufammengeftellten —— seht nn 
Säten. nicht beipflichtete, Hären ſich jeht ein- 


ſtimmig gegen bie 
Allerdingd hat der Herausgeber ded “Neuen Abs edel Initiative 


6 Rathes. 
drudes der Hamburgiſchen Grundgeſetze ıc.,” in dem ' 


1) Im Art. 2, Tit. VII. des Reglements der Rath: und Bürger: 
Eonvente iſt vorgefrhrieben, daß, wenn der Rath der * bürger⸗ 
lichen Refolution zu confentiren Bedenken trägt, Er dem Collegium 
der Sechziger die Beweggründe umſtändlich angeben muß. 
Würde E. E. Rath die Gegen-Remonftrationen des Collegii fo 
fundiret befinden, daß dadurch das Bedenken — gehoben — 
würde, wirb Er feinen Conſens nicht weiter bifficultiren, fondern 
felbigen fofort ad protocollum Col&ii geben, und bie Sache 
dadurch ihre Richtigkeit haben.” 


. 10 “ Erſter Theil. Verfaffung. 


Neuen Abdrucke S. 16-34, und m 
Nachtrage dazu ©. 270-277 
eine andere Anſicht aufgeſtellt, daß naͤmlich die von den Collegien 
ausgehenden Propoſitionen niemals wirkliche Geſetze, oder 
allgemeine Staatsangelegenheiten, ſondern nur Beſchwerden 
über ven Rath, oder über einzelne Mitglieder deſſelben betreffen 
dürften, wobei der Verfaffer für diejenigen Fälle, in welchen 
“der Rath eine zu große Anhänglichfeit am Alther⸗ 
gebrachten zeigte, badurd, dad Gemeinwohl, oder das 
Wohl einzelner Elaffen von Bürgern gefährbete, und 
auch den billigſten IBünfchen der Gollegien um Ab- 
änderung der beftehenden Geſetze unzugaͤnglich wäre,” 
feinen Anderen Troft weiß, ald baß 
“in Fällen diefer Art der Republik nicht zu 
helfen fey” 
Allein, nachdem in ben 
- Anfichten der freien Hanfe⸗Stadt Hamburg. 
Frankfurt a. M. 2ter Theil, Anhang, S. 411—427 
eine gründliche Widerlegung der in den angeführten Schriften 
geltend gemachten Anfichten erfchienen, und in einer Recenſi on 
in der 
Allgem. Literaturzeitung. März 1829, No. 43 u. 44 
die Unrichtigkeit derſelben gleichfalls überzeugend nachgewieſen 
worden iſt, iſt der Verfaſſer von feinen früheren Aufſtellungen 
zurückgetreten, und hat Fein Bedenfen getragen in den 
Abhandlungen über Gegenflände der Yambur- 
gifhen Verfaffung Hamburg 1835, ©. 156 
zu erflären, daß freilich “in der Regel die Smitiative 
“bei dem Senate fey, daß fie indeffen im Ausnahms- 
“falle aud von. ben Bürgern durd den prä— 
“fipirenden Oberalten ergriffen werden fünne.” 
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Bei der Erwägung nun, ob das beſtehende Recht Bemmahme 
genüge, um in Fällen der vorhin bezeidyneten Art “per a 
Republik zu helfen,” glaubt die Commiſſion zuvörderſt 
auf die Hergänge früherer Zeiten verweifen zu müflen, 
weil ſich aus denfelben nicht nur ergeben wird, wie man 
die oben angeführten Artifel der Grundgeſetze zu der Zeit, 
als unfere jekige Berfaflung gegeben wurde, verflanden 
hat, fondern weil. auch diefelben ein Bild des Verfahrens 
geben, weldyes man. bei “Propofitionen von Bürgers 
Seiten” beobachtete. . 

Folgende Fälle werden hier zufammengeftelt: Nebenpropofition 

-. Am 2. Sannar 1712 1) ließen die Sechziger vd in. 
die ihnen adjungirten Grabuirten mehrere Punkte entwerfen, 





1) Man könnte gegen bie Bezugnahme anf den oben mitgetbeiften 
Zall einwenden, daß der Convent, in weldem bie Reben: 
Propofition des präflpitenden Oberalten Statt gefunden habe, 
vom 21. Januar 1712 datire, während: das Reglement der 
Rath: und Bürger⸗Convente erft bar den Rath: und Bürger: 
fhluß vom 22. September 1712 zur definitiven Gültigkeit ge⸗ 
fördert worben fey. — Dies Lebtere hat allerdings feine Rich⸗ 
tigkeit, allein deſſen ungeachtet hat fener Fall volle Bedeutung. 
Es gebt nämlich nicht allein ans demſelben im Allgemeinen 
hervor, wie man bie bier befprochene Frage zur Zeit der Ent: 

ſtehung der Orundgefeße auffaßte, ſondern es iſt bei jenem 
Eonvente ausbrüdlich nach Anleitung des Reglements verfahren 
worben. Das Reglement war nämlich fchon einige Jahre früher 
berathen und verfaßt, auch vom Kaiſer am 4. Juni 1710 be 

ſtätigt worden, und fo kam es, daß fon vor der vefinitiven 
Beliebung nad den Beflimmungen deffelben verfahren wurde. 
Die Propositio Senatus vom 21. Januar 1712 beginnt mit 
den Worten?! HAB E E. Rath in Conformifät des 
Reglements der Rath- und Bürger: Eonvente fofort 
im Eingange dieſes Jahre die Erbgefeffene Bürgerfihaft con: 
vociren zu laſſen entſchloſſen geweſen“ 2c. 

2) Beilagen zum Protokoll der Hundertmänner. 4. 622, Hand⸗ 
Schrift des Commerciums. 


Nebenpropofition 
vom 21.3an. 1712, 


12 ... Erſter Theil. Berfafiung. - 


in Bezug auf welche fie verlangten, daß der Rath fie in 
die Propofition aufnehmen möge. Der Rath. fand mehr- 
fache Bedenken dabei. Die Sechziger ließen einige Punkte 
fallen, auf anderen beitanden fie, und erklärten: “wenn der 
Rath diefe letzteren nicht in. die Propofition nehmen wolle, 
fo -würbe der präfidirende Oberalte felbige der Bürgers 
fihaft vorzutragen fich nicht entbrechen koͤnnen.“ — Der 
Rath) wiederholte feine Bedenken (ed war von dem völligen 
Ausmarfche der fremden . Truppen, von dem gänzlichen 
Geffiren der durch des Kaiferd Tod erlofchenen Commiſſion 
u. a. m. die Rede), und erflärte: “im Falle man darauf 
beftehen ſollte, es durch den ‚präfidirenden Oberalten in die 
Bürgerfchaft bringen zu lafjen, jo werde er an der desfalls 
etwa zu machenden Rejolution feinen Antheil nehmen und 
bie Stadt in den beforglichen Hazard nicht mit ſetzen.“ 1) 

Die Sechziger befchloffen: “wegen ber nicht erledigten 
Punkte würden Oberalten mit dem NRathe ferner tractiren, 
und was fobann der Rath mit in die Propofition zu nehmen 
fich weigern würde, gebührend vortragen.” Die Ober- 
alten?) machten dem Rathe die Anzeige: “fie würden, zu⸗ 
malen auf einmüthiged Verlangen der. Eollegien, fich fo 
viel weniger entbrechen Tonnen, die Punfte der Bürger 
Ichaft vorzutragen.? 

Sm Convente vom 21. Sannar Hefte der präfi wirende 
Oberalte denn wirklich die Nebenpropoſition, auf welche die 
Bürgerfchaft am 25. Januar (man war am 21. Januar nicht fer⸗ 
tig geworden) unter fünf Nummern ihre Reſolution ertheilte. 3 





1) Extractus Protocolli Extrajudicialis, d. 13. Jan. 1712. Daf. 672. 
2) Protokoll der Oberalten vom 15. Jan. 1712. Daf. 680. 
3) Acta Cony. Sen. et Civ. d. 21. et 25. Jan. 1712. 
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Auf. diefe Refolutionen erflärte fich der Rath in feiner 
Replik folgendermaaßen: 

“„Wann nächlt Diefem E. E. Rath aus der herunter 
gegebenen Reſolution Erbgef. Bürgerfchaft wahrgenommen, 
daß man außer feiner Propofition and) noch verfchiebene, 
von ihm ans vielen wichtigen, den Ehrb. Oberalten vorher 
angezeigten Urfachen zu proponiren gar zu bevenflich bes 
fundene Puncta in den Kirchſpielen mit anfprechen, und 
darasıf refolviren wollen, fo muß er wohl recht herzlich 
bedauern, daß, anftatt er fich immer die Hoffnung ges 
macht, man würde endlich Die wahre Wohlfahrt des Vater⸗ 
landes beherziget haben, und fo mit einander einig ge 


* 
om 21. Jan. 1712. 


worden ſeyn, daß man dasjenige, fo Dem guten Vertrauen 


und Bernehmen zwifchen Rath und Bürgern annoch durch 
Göttliches Verhängniß im Wege lieget, vollends hinweg zu 
räumen, und ſich mit einander in Liebe zu vereinigen 
gefuchet haben, man leider! faft mehr zuräd, als vorwärts 
gehet, und jebo auf Dinge verfällt, Die & E. Rath mie 
anders ald höchſt gefährlich anfehen kann” ıc. 

Sn formeller Hinficht erinnerte der Rath gegen das 
Berfahren des präffvirenden Oberalten und der Bürgerfchaft 
Nichte, und Fonnte auch in der That Nichts erinnern. — 
Der damals hauptfächlich in Betracht fommende Streitpuntt, 


die Frage über die Wiederaufnahme der Faiferlichen Com⸗ 


miffion, wurde übrigend durch ein eingetroffenes Schreiben 
des Grafen Schönborn gleich darauf factifc erledigt. 

UI. Sm EConvente vom 7, Suli 1718 ftellte der Präfes 
der Oberalten an die Bürgerfchaft folgende “Nebens 
Puncta, cum adjunctis 1—17.” 1) 


1) Acta Conv. Sen. et Civ. d. 7. Juli 1718. 


Nebenpropofition 
som 7. Juli 1718. 


Rebenpropeßtien 
em 7. Zuli 1748, 


74 riter Theil. Verfaffung⸗ 13°, 


“„Es haben ohnlängft des Kaiſerlichen Gefandten, 
Herrn Grafen von Fuchs Ercellenz vom Kollegio der 
Sechziger Deputatos verlangt, ꝛx. ıc. Erwaͤhntes Eolle- 
gium, da der Bortrag feiner Meinung nach Die Erbgeſeſſene 
Bürgerfchaft eigentlich angehet, hat venfelben E. Hochedl. 
Rathe fofort hinunter gegeben, und Ihn erfucher, bei 
gegenwärtigem Convente ed. Löbl. Bürgerfchaft mit voraus 
tragen. Es hat aber E. E. Rath Daffelbe. refüfirt.2c. ꝛc. 
Als man nun barüber im contradictorio fiehet, & E. Rath 
asıch Dabei bleibet, es nicht wit. inter proponenda zu 
nehmen, fo bat Collegium der Sechziger ſich ge- 
mäffigt gefehen, Oberalten zu committiren, 
fowohl den Bortrag des .Herrn Grafen, wie 
auch ꝛc. 2c. Erbgeſeſſener Bürgerſchaft vorzu⸗ 
‚rag en.” Ä 

Die Bürgerfchaft vefokbiste fowohl über die vom 
Kate geitellten Propoſitionen, als auch über. die Neben; 
punkte, und zwar trat fie, Die leßteren anlangend, bem 
Antrage der Eollegien bei. 

Der Rath. replicirte auf die Neben- Punta. “Weil 
die proponirten Fragen E. E. Rathe gar nicht, viel weniger 
derfelben Beilagen, Ro. 1—17, commmmicirt worden, und 
aus dem heute übergebenen Auffabe nicht zu erfehen, worin 
felbige beftehen, die Zeit auch großen Theils verflofien, 
und verfchiedene Protokolle nachgefehen werden müſſen, 
die Sache überdem von großer Wichtigkeit, als wird 
E. €. Rath genöthiget, bis er den Antrag cum adjunctis 
erhalten, und Alles reiflich überlege, die Sache auszu⸗ 
feten, und Alles bis dahin ausgeſtellet ſeyn zu Laffen.” 

Die Oberalten hatten verabfäumt, was als Obfervanz 
angefehen worden zu ſeyn fcheint, und auch in der That 
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zu einer angemeflenen Regulirung des Verfahrens noths 
wendiger Weiſe gehört, die Rebenpropofition mit den 
„ Anlagen dem Rathe entweder fchon vorher mitzutheilen, 
‚oder wenigftend zugleich mit ber bürgerlichen Refolution 
in beglaubigter Abfchrift vorzulegen. 

Der am Schluffe des Conventes verbleibende Diſſens 
iſt ſpaͤter durch die Verhandlungen zwiſchen dem Rathe 
und den Collegien ausgeglichen worden. 

AIII. Im Verfolg eines Diſſenſes über das fernere 
Verfahren, den Hauptreceß betreffend, im November 1718, 
hatte das Collegium der Sechziger dem Rathe erklaͤren 
laſſen, es beabſichtige ſeine Meinung durch eine Neben⸗ 
propoſition zur Reſolution abſeiten der Bürgerſchaft i 
bringen. 

Der Rath machte Vorſtellungen und beantragte: *) 
‘ed möge bei Berfammlung ber Erbgefeffenen Bürgerfchaft 
von aller Nebenpropofition abftrahirt werden.” 

Es kam auch nicht zu berfelben, da ber Rath und 
die Collegien ſich in der Sache einigten. 

YV. Am 8. Januar 1721 war durch Rath⸗ 
Bürgerfchluß eine Verordnung in Betreff ded Brauweſens 
beliebt worden. Diefe Verordnung wies ſich in der Aus 
führung als nadıtheilig and, und es Fam zwifchen dem 
Rathe und den Collegien zur Verhandlung über deren Auf- 
hebung. 

Im Protokolle der Oberalten vom 14. Juli 1721 
heißt e8:2) “— — Oberalten bleiben ratione des Braͤu⸗ 


ı) Extract. Prot. Extrajud. v. 7. Nov. 1718. Anlage 1 zum 
Conv. d. 28. Nov. 1718. - 


2) Anlage 4 zur Nebenpropofition des Eonv. vom 24. Juli 1721. 


Rebeupespofkiien 
vom 7. Iull 1708. 


Verhandlungen 
som Rov. 1718. 


AND Nebenpropsfition 


vom 24. Juli 1721. 


sheupzoyofition 
m 24. Juli1721. 


16 ... Erfter Theil. Verfaſſang. 


hahns bei ihrem vorigen Schluß und fald E. €. Rath 
Sich diefem zu conformiren Bedenken tragen follte, . fo 
verweifen fie dieſen Punkt zur nächiten Bürgerfchaft.” 
Der Rath conformirte ſich nicht, und die Oberalten 

foßten nun folgended Conclusum: “Weil E. E. Rath 
ratione ded Bräuhahns mit Oberalten Sich zu. conformiren 
Bedenfen trägt, alfo bleiben fie bei ihrem ehegeftrigen 
Schluß, und verweifen. Diefe Sache an dad Collegium ver 
Sechziger.“ | 

Am 18. Suli wurde im Sechziger-Collegium der Punkt 
wegen des Brauweſens verhandelt, und das Collegium ſtimmte 
den Oberalten bei. — Der Rath blieb bei feiner Ablehnung. — 
Die Sechziger verfammelten ſich am. 21. Suli von Neuem, 
und heißt ed in dem Protofolle von dieſem Tage: 1) 
“Conelusum: Gollegium bleibet bei feinem am 18. diejed 
genommenen Schluß, und erfuchet E. E. Rath, Sich dem: 
jelben zuftimmig zu erflären, und dad Brauweſen verlangter- 
maaßen der Erbgefefienen Bürgerfchaft nächftens zu pro⸗ 
poniren; widrigenfalls Ehrbaren DOberalten 
Solches zu thun, auch Collegium der Hundert- 
achtziger am Mittwochen desfalld convociren 
zu lafjen, committirt wird.” 

Sm OberaltenProtofolle. vom 23. Suli 2) heißt e8 nun: 

“Propositio in forma, placel; und werden 
Dber:Alten am morgenden Tage dad Brau— 
wefen committirtermaaßen durch eine Neben- 
propofition der Erbgefeffenen Bürgerfchaft vor- 
tragen, falle & © Rath foldes zu thun nicht 


1) Anlage 6 zur Nebenpropofition a, a. D. 
2) Anlage 7 zur Nebenpropofition a. KL O. 
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refolviren follte.” — Deputatis Senatus warb Solche 
sugeftellet. — Reversi bradıten in Antwort: “E. €. Rath 
müffe Ehrbare Oberalten von Proponirung der Brauerfachen 
in morgender Bürgerfchaft dehortiren, weil bei Rathe (dem 
doch die erfte Inftance hiefigen Berfaflungen nach gebühte) 
desfalls Feine Beſchwerden angebracht, folglich auch bie 
Sache von weiteren Collegiis nicht angenommen, noch bed 
falls Etwas refoloirt werben Fönnen; weshalb die Sache 
ganz voreilig, unförmlidy und unpräparirt in die Bürgers 
fchaft kommen würde. — Indeſſen iſt & €. Rath ers 
bötig, wenn bei Ihm Etwad geziemend wirb angebradht 
werben, es allenfald an Collegia oder Bürgerfchaft 
su bringen” — Conclusum ver Ehrbaren Oberalten: 
“Meil die ganze Stadt, imfonderheit die Löbliche Kaͤm⸗ 
merei große Klagen geführet über das jetzo fo fdhlecht 
befchaffene Braumefen ıc. ıc., als koͤnnen Oberalten: wit 
E. E. Rath nicht einig feyn, fondern befinden fidh 
verbunden, diefe Sadhe commiittirter Maaßen 
der Erbgefeffenen Bürgerfhaft morgenden 
Tages durch eine Nebenpropofition vorzuftellen.” 

Der Präfes der Oberalten ftellte in Folge dieſer 
Verhandlungen am folgenden Tage (dem 24, Suli 1721 
im Convente des Rathes und ber Bürgerfchaft nadı Er- 
ledigung der Propofitionen des Rathes folgende Neben- 
propofition: 1) 

“Mel eine Zeithero von hiefigen Bürgern ‚und Ein⸗ 
” wohnern, auch auswärtigen Krügern, ſowohl wegen des 
fchlechten braunen Bieres, und daß man den guten Bräns 
hahn nicht befonmen fünnen, von weldem Brauer man 


ı) Acta Conv. Sen. et Civ. d. 24. Juti 1721. 


Nebenproyefliten 
vom 3. Zuli 1781 


Kon 


Nrörupropet 
vom 34. Jul 1721: 


78 . Melber Theil. Verfaffung. 


ihn verlanget, fondern foldhen an die Verordnung Des 
brannen Bierd binden wollen, ein faft allgemeines Klagen 
verurfacht worden, fo haben SOberalten und Collegium 
der Sechziger ſolches an E. E. Rath dergeſtalt gelangen 
laſſen, wie die Anlagen mit Mehrerem ausweiſen, und 
Denſelben, weil die Brauer ihr Verſprechen nicht gehalten, 
und gut Bier gebrauet, der Erbgeſeſſenen Bürgerſchaft 
das Brauweſen zu proponiren wieder erſuchet. 

“Inden aber E. E. Rath. Sich hiezu nicht reſolviren 
wollen, ald haben Oberalten fich nicht entlegen Fünnen, 
dad Brauweſen commtittirtermanßen der Erbgefeflenen 
Bürgerfchaft am heutigen Tage vorzutragen, mit dem Er⸗ 
ſuchen, es wolle biefelbe die Gutheit haben, und ſich er 
Hären, ob bei fo bewandten Umſtaͤnden 

1) die nach dem Schluß vom 9, Januar dieſes Ssahres 
gemachte Verorbnung ber zum Verſuch introducirten acht- 
zelmmaligen. Brauung ferner continuiren, oder ob einem 
jeden Bratter Die völlige Freiheit, fo oft’ er ed nöthig finde, 
zu braten, wiederum verftattet werden folle. 

: D Ob nit einem Jeden, infonberheit denen Krügern 
und auswärtigen Leuten erlaubt feyn folle, den Bräuhahn 
zu nehmen, von welchem Brauer fie wollen, und bahın 
von dem Comtoir⸗Schreibern gewiefen werden müflen?” 

‚, “Resolutio civium über ber Ehrbaren Ober⸗Alten 
Neben-Propofition.” 

ad 1. Weil die Brauer Stadtkundigermaaßen ihr Ver- 
fprechen nicht gehalten, fondern gar fchlecht Bier braunen, 
ald hebet die Erbgefeflene Bürgerfchaft den Schluß vom 
9, Januar diefes Jahres gänzlic auf, und erlaubet einem 
jeden Brauer das braume und weiße Bier zu brauen, fo 
oft er ed nöthig findet. 
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ad 2. Wie denn auch die Erbgefeflene Bürgerfchaft einem 
Seven, infonderheit den Krügern und auswärtigen Leuten 
erlaubet, dad braune und weiße Bier zu nehmen, von 


welchem Brauer fie wollen, und dahin von den Comtoir⸗ 


Schreibern gewiefen werden müflen. 
- Erwieberung des Rathes. 

- ad 1. Ob zwar E. E. Rath hiebei viel zu erinnern 
hätte, fo will Er dennoch aus bewegenden Urſachen, und 
da die Brauer ihrer Zufage, gute Bier zu brauen, fo 
gar fchlecht nachgefommen, mit Erbgeſeſſener Bürgerfchaft 
einig feyn. 

ad 2. Obgleid, E. E. Rath wegen der Materie biefes 
Punkts Leicht mit Erbgefeffener Bürgerfchaft einig feyn 
könnte, jebennoch, da ſolche zwifchen Rath und Collegüs 
gar nicht tractirt worden, fo kann Er noch zur Zeit fidh 
darüber mit Erbgefeffener Bürgerfchaft in Deliberation 
nicht einlaffen, fondern will vorgäugig Darüber mit Col 
legitö näher beliberiren. 

Replica Civium. 

ad 1. Hat feine Richtigkeit, und banfet Erhgefefene 
Bürgerfchaft E. E Rath, für Seine gütige Entfchließung.. 

ad 2. Erbgefeffene VBürgerfchaft bleibet bei ihrem: 
heutigen wohlgenommenen Schluß, und zweifelt nicht, es 


werde E. E. Nath bie Gutheit haben, und fi) demſelben 


zu conformiren belieben. 
Duplica Senalus. | 
“ad 1. Hat feine Richtigkeit. = F 
ad 2. So ſehr auch E. E. Rath Erbgeſeſſene 
Bürgerſchaft zu favoriſiren geneigt, ſo unmöglich iſt es 
Ihm doch, aus vorhin angeführten Urſachen, noch zur 


Zeit über dieſe Materie ſich gegen Erbgeſeſſene Bürger⸗ 


Nebrhprspofktion 
vom 34. Zult 1788: 


Rebenpropofition 
vom 34. Juli 1721. 


Berbanblungen 
vom Juli 1723. 
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haft zu erflären, fondern muß desfalls vorgängig mit 
Collegüs tractiren. 

Der vorftehende Fall bietet infofern ein befonderes 
Intereſſe dar, ald er den Hergang nicht nur vor dem 
bürgerfchaftlichen Berfahren, fondern auch während des 
Eonvented, klar nachweiſet. Sowohl aus den Verhand- 
Iungen zwifchen den Eollegien und dem Rathe, als aus 
den Erklärungen des legteren im Gonvente erhellet auf 
dad Deutlichfte, daß der Rath die BVorbringung eines 
Gegenſtandes von Seiten der Collegien, über welchen mit 
ihm verhandelt worden war, und den er felbft zu pro- 
poniren fich geweigert hatte, ganz in der Ordnung fand. 

V. Bei Gelegenheit eined lebhaften Streited über 
verfchiedene Punkte des Militairwefend und über die Com; 
petenz der Oberalten in biefer Sache, concludirte das 
Collegium der Sechziger am 14. Juli 1723 folgendermaaßen:: 

“— — Collegium erfuchet E. E. Rath, die vorberegte, 
die Reform der Miliz betreffende, Sache in der morgenden 
Berfammlung der Erbgefeflenen Bürgerfchaft vorzutragen, 
und mit zu proponiren, widrigenfall® Eollegium 
burd; Ehrbare Oberalten ſolche ohnfehlbar 
yroponiren laffen wird.” 

Sn der Antwort des Rathes heißt es: 

“— — E. €, Rath würde es Ihm nicht zuwider feyn 
laffen, bei morgendem Bürger» GConvente die Sache mit 
inter proponenda zu bringen, der gewiffen Hoffnung, daß 
Erbgefeffene Bürgerfchaft folche nach dem deutlichen, von 
€. €. Rathe vorgeftelleten Begriffe einfehen, und mit dem 
Gefchehenen völlig friedlich feyn würde; da aber Die Zeit, 


Alles abfchreiben zu laſſen, viel zu kurz, fo iſt es eine pure 


Unmöglichkeit, die Sache gegen morgen zu infiruiren.” 
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Die Sechziger entgegneten: 

“Es bleibet Collegium nochmalen bei ſeinem Schlaf, 
und falls E. E. Rath zu folcher Propofition nicht follte 
fertig werben können, würden Oberalten ihrerfeits alles 
biezu Nöthige veranftalten, und Alles verfertigen Iaflen.” +) 

Am 15. Juli ward die Bürgerfchaft nicht vollzählig, 
eben fo wenig am 22, Suli. Am 2. September trug ber 
Rath die Sache felbft vor. u 

. Wu Sm Sahre 1727 verhandelte der Kath mit. den 
Collegien über völlige Freigebung des Tranſito, wollte aber 
dieſelbe der Bürgerſchaft nicht eher proponiren, als bis 
ein Aequivalent für den Ausfall der Staatseinnahme aus⸗ 
gemittelt ſeyn würde. 

Das Collegium der Sechziger concludirte am 21. April: 
“Collegium verbleibet bei feinem vorigen Schluß, und ver⸗ 
fpricht nochmald, allen daraus der Stadt entfichenden 
Berluft‘, er mag fo hoch laufen, wie er will, der Stadt 
jährlich, fo lange der freie Zranfito Dauern wird, barch 
eine feſtgeſetzte Contribution wiederum zu erfeßen. — Sollte 
aber E. €. Rath fich hiezu nicht erklären wollen, fo wird 
GSollegium genothfachet werden, zur Stadt wahrem 
Beften. diefe Sache der Erbgefeffenen Bürger» 
fhaft vorzuftellen.” 

Der Rath ermwiederte an demſelben Tage: “Er würbe 
fein Bedenken tragen, bie Tranfito-Sache der Erbgefeffenen 
Bürgerfchaft im nächften Convente mit vorftellig zu machen, 
wenn ed Ihn nicht abhielte ‚ daB die Sache annoch ganz 
unreif jey” u. ſ. w. 


1) Anlagen zum Eonvente vom 2. Son 1738. Ank 18 zur 
6. Propofition. . 


6 


Kebenpropoſition 
vom 2. Sept. 1738. 
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Die Sechziger duplicirten am 23, April: “Sollte wider 
Berhoffen €. €. Rath auch hierin fich nicht zuftimmig ers 
Hären wollen, fo verweifet Collegium dieſe Sache 
sur. morgenden Bürgerfchaft, und erfucet, daß 
Oberalten biefe Sahedurd einen Nebenpunft 
dverfelben vortragen mögen.” 1) 

Der Rath trat den Anfichten des Collegiums bei, und 
proponirte am folgenden Tage, dem 24. April 1727, feiner: 
fettö den freien Tranfito, unter eventueller Hinzufügung 
ved Antrages auf Ernennung einer Deputation, um über 
ein Aequivalent zu berathen. 





Aus den oben mitgetheilten gefeßlichen Borfchriften 
und nachgewiefenen früheren Hergängen ergeben fi nun 
folgende Refultate: 

Refuttate 2 D daß e8 keinesweges von den Oberalten allein, oder 


a gar von dem Präfes derfelben, abhängt, ob eine Sache, 


ben — der welche der Rath nicht proponiren will, der Bürgerſchaft 
vbrgetragen werden ſoll; daß es ſich vielmehr, im Ein⸗ 
klange mit den Vorſchriften des Reglements Fit. IV Art. 2 
und 3, praftifch. jo geftaltet hat, daß die Sechziger, °) 


1) Anlagen zum Consente som 24. April 1727. 


2) Es Tann keinem Zweifel unterliegen, daß nur der ökonomiſche 
Grund des nicht gemeinſchaftlichen Verhandelns der Hundert⸗ 
achtziger die Beranlaffung gewefen iſt, daß nicht auch in dieſem 
Eollegium die Befhlußnahme zu ſtellender Nebenpropofitionen 

Statt gefunden hat. Würden fünftig bie Verhandlungen 
(f. oben &. 38) ungetheilt vor fih gehen, fo würbe einer folchen 
Beſchlußnahme nichts entgegen ſtehen können. Dem Hunbert: 
achtziger: Collegium, als dem großen Körper, in welchem bie 
beiden Heineren Ausſchüſſe mit enthalten find, muß immer bie 
ausgedehnteſte Befugniß zuſtehen. 
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melchen das Geſetz eine fehr einflußreiche und ſelbſtſtaͤndige 
Thätigfeit überträgt, den Oberalten committiren 
Dürfen, die Nebenpropoſition zu thun, in welchem 


Fall Oberalte fich dazu verpflichtet zu erachten haben, ſich 
“deſſen nicht entbrechen können;“ 

2) daß, im Bewußtſeyn dieſer Befugniß, Die burger— 
lichen Collegien, dem Rathe gegenüber, mit Zuverſicht und 
Energie auftreten können, wovon wiederum bie natürliche 
Folge feyn wird, daß der Rath die in Frage ftehenden 
Propofitiont lieber ſich felbft aneignet, anftatt ed auf 
eine Procevdur ankommen zu laffen, welche leicht ver 
Autorität der Collegien fürderlidyer ſich erweiſen möge, 
als feiner eigenen. 

Fügt man hinzu, daß es 

3) jedem Mitglievde der bürgerlichen Sollegien frei ſteht, 
einen Antrag an fein Collegium zu ſtellen; 2) fo wie 


1) Dieſes Recht verſteht fih fo ſehr von felbft, daß es einer 
pofitiven Begründung auf feine Weife bevarf. Wenn es im 
Unionsreceffe der bürgerliden Eollegien Cap. 1. 
Art. 7 heißt: “ daß Niemand, ohne des Präfidis Erlaubniß, etwas 
«vortragen oder anfprechen wolle, e8 fey denn, daß hohe Notha 
“wendigfeit, oder periculum in mora es erfordern,” fo Tann 
dies begreiflicher Weife nur dahin verflannen werben, daß ber 
Präfes den Gang und die Reihenfolge der Verhandlungen zu 
beftimmen habe, und es bezieht fich mithin jene Beftimmung 
nur auf die parlamentarifhe Ordnung. — Eine Borfehrift, 
welche dem Präfes, fey es welcher Behörde e8 wolle, bie 
Möglichkeit gäbe, einen Antrag durch fein Veto für die ganze 
Zeitdauer feines Präfipiums zu erſticken, wäre.bis zur Unerträglich- 
keit widerfinnig. Allerdings kann Niemand verlangen, feberzeit 
fogleich gehört zu werben, wohl aber hat er das. Recht, vie 
Beſtimmung einer fpäteren Sitzung zu fordern, :um ‚in biefer 
feinen ‚Antrag zu ſtellen. — Das einzeine Mitglied kann bei 
einem abgeneigten Präfivio wohl einer chikanöſen, niemals aber 
einer tprannifchen Behandlung ausgefegt fepn. 
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5 H daß jeder Bürger ven Collegien zu einem ſolchen 
Antrage dadurch die VBeranlaffung geben kann, daß er mit 
mer, vom Senat unberüdfichtigt gebliebenen Borftellung 
imd Bitte, in Betreff der bffenttichen Zuftände, an bie 
Gollegien ſich wendet; 1) Ä 

. 5) daß, falls die Collegien dennvch unterlaffen follten, 
Ähe von ber Hffentlichen Stimme: beftverirte Angelegenheit 
ME Anregung zu Brüngen, jedenfalls ben in ben Conventen 
Herfämmelten Bürgern’ Gelegenheit gegeben fegn würde, 
nicht nur in den Kirchfpielen die Collegiengleder, ihre 
Mundatare, aufzufordern, über die Sache Verhandlungen 
wit dem Nathe anzufmipfen,: fonbern auch durch Aus⸗ 
fprechung von Wünfchen die Willensmeinung der Majorität 
der Bürgerfchaft außer allen Zweifel zu ftelen, worauf 
die Collegien fich nicht würden entlegen fünnen, nöthigen- 
falls die Sache Bid. zur Nebenpropofition zu führen Cie 
denn früher die Eollegien die angelegentliche Vertretung 
bürgerfchaftlicher Wünfche ſi ich zur Aufgabe machten; 2) 
baß endlich 

6) die Kollegien vollfontmen geeignet erfcheinen, felbft- 

fändige, mit Umficht und Präcifion audgearbeitete Anträge 
zu formiren, und in dieſer Weiſe Acte der Gefegebung 
vorzubereiten, 





. 3) In dem oben sub IV. mitgethöilten Falle wurden bie Verband: 
Iungen zwiſchen dem Rathe nnd den Eollegien, und dadurch 
weiter bie Nebenpropofition, durch eine Befchwerbeführung eines 
Bürgers, Jochim Sottmann, herbeigeführt. 

2) So 3.8: ftagten vie Oberalten an, warum bie von Erbgefeffener 
Buürgerſchaft am 25. Januar 1787 empfohlene Einräuniung der 
Gemeinderechte an &t. Georg nor nicht weiter beförbert worden. 
Beilage zum R. u. Bi Convente vom 9. Februar 1789. 
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ſo ſcheint in den ‚von ber Berfaflung theils ausdrücklich 
dargebocenen, theild mit berfelben ſehr wohl. zu. verriu⸗ 
barenden Maafregeln, und in ber Erinnerung au Die, einer 
jegigen Nachfelge vollfommen würdige, frühere ‚Praxis; 
dns hier befprochene Bedürfniß im Weſentlichen feine Er⸗ 
Iedigung. zu finden. — Es kommt is. biefer, wie in ſo 
mancher anderen Hinſicht, vornehmlich und hauptſächlich 
darauf on, zu bewirken, daß in den bürgerlichen Eollegien 
das Bermußtienn ihrer Aufgabe und Stellung moͤglichſt be⸗ 
lebt werde — das Bewußtſeyn, welches den Oberalten 
früher zur Rechtfertigung ihres Auftretens, dem Rathe 
gegenüber, dad Wort in deu Mund legte “fie.repräfen 
tirten Erbgefeffene Bürgerfhaft und wären 
deren beſtäudige Manbatare.” 

Das Mittel, deſſen ed zum Wohle ber Republif such 
zu Deren vermehrten innewen Belebung. und Entwidelung 
bedarf, ift alſo vorhanden; und zwar ein Mittel, welches 
fich der ECinwirkung von Seiten einer. zur Feſtigkeit gelangten 
und wohlbegründeten üffentlichen Meinung .eben. fo * 
wird entziehen wollen, als wird entziehen fonnent:. 

Nachdem die Cenmiſſ ĩon in den voranſtehenden Bine 
Iungen einen der wichtigſten Gegenftände ihrer Betrachtungelt 
berührt hat, wendet fie fich gu einigen anderen, wenn auch. mins 
ber bebeutenden, doch an fich keinesweges unmichtigen, us 
bärgerihaftlide: Berfahren betreffenden Punkten. 

‚Sie geht zunäch anf eine Erdrterung der Frage ein, 
ob in Betreff der Syriat- GKirchſpielsh Eintheilung 
der Bürgerfchaft ein Abaͤnderungsvorſchlag zu ſtellen ſey. 
Sie iſt zuvörderſt der Auſicht, daß biefe Einrichtung fo 


innig mit ben. herfünunlichen: Auſichten verwebt Hk, daß 


Suitiative. 


Cd die Euriat- 
Eintheilung bei⸗ 
zubehalten fey. 
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man ſchon aus dieſem Grunde nicht erwarten kann, für 
einen Vorſchlag der bezeichneten Art Beiſtimmung zu finden. 
Mick, auch abgeſehen hievon, ſcheint ihr eine Aufhebung 
jener. Eintheilang. viele Bedenken gegen ſich zu haben. 
Mag auch Die Beforgaiß vor tumultuirenden Bürgerfchaftd- 
verfammlungen,. welche zus Zeit der Errichtung unferer 
jetzigen Verfaffung zur Beibehaltung der Curiat⸗Eintheilung 
ohne Zweifel mitgewirkt hat, jetzt durchaus nicht mehr 
Entſcheidend vorhanden ſeyn, fo. it doch entfcheidend für eine Theilung 
av nic. der Bürgerſchaft in Heinere Verſammlungen die Rücficht 
nee die Zeit, und. einigermanßen- felbft auf den Raum. 
Es kann nicht verfannt werden, baß eine Verfammlung, 
in welcger in der Regel etwa. 300 Perfonen fich zufammten- 
finden, und die möglicher Weile auf das Zweifache, Drei- 
fache, ja ſelbſt noch Mehrfache fleigen kann, unmöglich 
Berathungen anftellen. und. Beichlüffe faſſen kann, ohne 
einer weit. längeren Zeit, als, ben Umſtaͤnden nad, von 
den Befncheren der Bürgerfchaft aufgewendet werden kann, 
zw:bebürfen. Eine Aufhebung der Euriat-Eintheilung würde 
mithin unvermeidlich eine Repräfentativ-Berfaffung herbei: 
führen, und hieburch dem vorzugsweife republifanifchen 
Charakter unferer Suftitutionen, der Miitregentfchaft aller 
Aetiv⸗Bürger, (S. 8) ein Ende machen. — Was fodann 
ben Raum anlangt, fo ift freilich zu erwarten, daß eine 
würdige und ausgebehnte Halle in dem neu zu erbauenden 
Rathhauſe angelegt werden wird, allein einige Schwierigkeiten 
mögte ed dennoch haben, eine Raͤumlichkeit einzurichten, in 
welcher eine "zahlreich verfammelte Bürgerfchaft fich zu einer 
Deliberation und Abftimmung, bei welcher es mehr auf wirk⸗ 
liche Theilnahme eines jeden Einzelnen, ald auf Reden von 
per Nebnerbühne. herab, abgeſehen wäre, vereinigen Fonnte. 
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Die Commiſſion geht zu dem mit ber vorftehend bes 
rährten Frage in Verbindung ftehenden Gegenfkande übel, 
ob die jeßige Formirung des: Bürgerfchluffes nach Kirch⸗ 
fpielsftimmen Empfehlung verdiene, oder ob man, ſtatt 
den Kirchſpielſtimmen, den Virilftimmen die Entfcheidung 
zu überlaffen habe. Ihre Anficht hierüber. beruhet darauf, 
bag, ſobald Fragen der Gefebgebung von der Willen! 
meinung einer Verſammlung abhängig gemucht werden 
follen, die emzig vernünftige Weiſe, jene Willensmeinung 
zu erfähren und zufammenzufaffen, darin befteht, die Mehr, 
zahl und Minderzahl ber Einzelftinmen zu berückſichtigen. 
jeder andere Weg. läßt. der Möglichkeit Raum; daß durch 
irgend eine zufällige: Combination Dasjenige, was nicht 
die Anficht der Majorität ift, an die Stelle dieſer letzteren 
trete. Auch haben gerade in Beziehung auf dad bürger- 
fchaftliche Verfahren die Hergänge der letzten Jahre gefchrf, 
daß bei verfchiedenen "wichtigen Angelegenheiten das Re 
fultat der Kirchfptelsfcjlüffe in der That ein anderes gs 
weien if, als dasjenige, ‘welches fic aus ver Zaͤhlung 
der burch Die einzelnen Botanten abgegebenen Stimmen 
ergeben haben würde, 3. 8. bei den. Bürgerfchlüffen über 
das Mühlenwefen vom 19. Mai 1836 und über die Bew 
legung der Börfe vom 18. Auguft 1836, — Zufolge ver 
vorfiehenden Bemerkungen wird man ſich alfo dann gewiß 
für eine Veränderung des hier befprochenen Punktes zu 
erflären haben, wenn nicht etwa einerfeits bie. bisherige 
Einrichtung mit: befohbderen eigenthümlichen Vorzügen ver⸗ 
bunden geweſen feyn, oder andererfeits die Einführung 
der Virilſtimmen⸗Entſcheidung eigenthümliche Schmierig- 
feiten barbieten ſollte. —  Anlangend den erften: biefer 
Punkte, fo kann Die Eommiſſion verſichern, daß, Ms 


nach Kirchſpiel⸗ 
ſtimmen oder nach 
Birilſtimmen? 


Kirchſpielſinien 
vder Birunimmen ? 
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geachtet fie längere Zeit mit biefem Gegenftande fich be- 
ſchaͤftigt hat, es ihr nicht gelungen ift, irgend eimen eigen- 
thumlichen Vorzug des bisherigen Verfahrens zu ermitteln, 
und fie glaubt deshalb, Daß ed nur noch anf den zweiten 
Punkt ankommen moͤgte. Im diefer Hinſicht Spricht fie, 
ebenfalld nach längerer Discuſſion des Gegenftandes, ſich 
dahin ans, daß auch hier Feine Bedenken vorhanden feyer. 
Es ift zwar in Frage geftellt worden, ob die Mobalität 
ber Einzels Abftimmungen, infofern biefelben etwa nicht 
entfchieden annehmend ober ablehnend anfallen, fondern 
Annere biefer oder jener Art enthalten ‚würden, eine 
Schwierigfeit herbeiführen könne. Allein bei näherer 
Erwaͤgung dieſes Punktes hat ſich die Commiſſion davon 
überzengt, daß bei gehöriger Protokollirung der Stimmen 
feine größere Schwierigkeit vorhanden feyn kann, aus den 
Protokollen der Kirchfpiele den Majoritätsfchluß der 
Virilſtimmen zu ziehen, ald jetzt in jedem einzelnen 
Kircchfpiele, den Kirchfpielsfchluß zu formiren. Auch 
kann darin Fein Hinderniß erblictt werden, daß es Fünftig 
nicht mehr thnnlich feyn würde, einzelne Kirchfpiele zur 
nochmaligen Abſtimmung zu veranlaffen; denn, obgleich 
allervingd nur von abweichenden Boris Einzelner, alfo 
nicht ganzer Kirchfpiele, die Rede feyn, und die abweichend 
Hotirenden Einzelnen aus der Geſammt⸗Bürgerſchaft nicht 
würden ausfindig gemacht werben fönnen, jo würde e8 Dennoch 
anf diefen Punkt deshalb überhaupt nicht anfommen, weil 
eine jede Mannigfaltigfeit der einzelnen Bota ſich immer 
würbe auflöfen laffen, und man im äußerften Falle die 
ganze Bürgerfchaft in die Kircfpiele zurücktreten laſſen 
fönnte. — Werben die an die Bürgerfchaft gelangenden 
Propofitionen nur immer richtig. conftrnirt, z. B. immer 


* 
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nur ein einfacher Antrag geſtellt (alſo die gleichzeitige Vor⸗ 
tragung eines principalen: und eventuellen Antrages vos 
mieden, was, einfchließlich das. Abſchlagen beider, Anträge, 
eine Dreitheilung der Stimmen. möglich macht), fo werben 
ſchwerlich Verwickelungen irgend einer Art entitehen.: .-..-; 

Eine Folge der Einführung der vorgefchlagenen Mack 
regel würde, wie beiläufig zu erwähnen ift, darin beſtehen, 
daß der Art. 3, Tit. 6 des Reglemente der Rath⸗ mb 
Bürgers@onvente, über die Differenz der Kirchipielts 
ſchlüſſe in EContributiongfällen, Feine Anwenbung 
mehr finden würde; denn nicht ur würden Kirchſpiels⸗ 
fchlüffe überhaupt nicht mehr vorkommen, fondern es ließe 
fich auch, bei einer etwanigen Berfchiedenheit der gemachteg 
Bewilligungen, jedenfalls eine Summe, für welche eine 
abſolute Majorität beftände, nachweifen. — Eine Schwie⸗ 
rigfeit, welche man gegenwärtig in Augficht erbluct, wire 
fi) bei der Einführung der VirilftimmensZähluug von ſelbſt 
erledigen: vie Einräumung von Kirchſpielsrechten in Bes 
treff der Vorftadt St. Georg. Es würde nämlid; Fünftig 
auf die Gleichheit oder Ungleichheit der: Zahl ber. Sir 
fpiele. durchaus nicht mehr ankommen. 

In Beziehung auf den allgemeinen Geſch aftsgaug i im 
den Bürgerfhaftsperfammlungen ift die Gommufffen 
der Anficht, daß im Wefentlichen feine neue Beftimmungen in 
Antrag zu ftellen find. Die jett als feftfiehend anzufehenbe 
Obſervanz, zufolge welcher in den Kirchipielen Diejenigen, 
welche über einen vorfommenden Gegenftand "befondere 
genaue Kunde haben, von dem. Präftdium ohne Schwierig» 
feit die Erlaubniß erlangen, ihre Anfichten: vor der Ab» 
fiimmung zu entwideln, ſcheint vollkommen auszureichen, 
um den Botixenden, Das etwa erfgxberliche Material zu- 


Kiräfplelftiuumen 
ober Birilkimumen ? 


Geſchäftogang in 
ben Bürgerſchafts⸗ 
yerfammlungen. 


Reihenfolge 
ber Votirenden. 
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gaͤngig zu machen. Ereignet es fich, daß während des 
Botirend irgend ein neues Argument mitgetheilt wird, 
durch welches vielleicht einzelne ber früher Votirenden zu 
einer anderen Anficht veranlaßt werden, fo fteht ed ja 
denfelben frei, ihr. Botum nachträglich zu ändern. Unter 
Umftänden werben einzelne verfelben auch vom Präfidium 
die Erlaubniß erhalten koͤnnen, zur Berichtigung fpäter 
vorgebrachter Bemerkungen nochmald dad Wort zu nehmen. 
Um: einer etwanigen Schüchternheit Derer vorzubeugen, 
welche ihre Vota zu ändern fid) gebrungen fühlen, mögte 
es angemeffen feyn, daß das Präfibium vor dem Schluffe 
bed über die einzelnen Abftimmungen geführten Protofolles 
die Trage ftelle; ob audy etwa eier ‘ober einige Der An⸗ 
wefenden in ‚Betreff ihrer Bota Abänderungen treffen 
wollen. "Die Commiſſion empfiehlt deshalb einen Antrag 
dahin, daß die regelmäßige Stellung einer folchen Frage 
eingeführt werde. | 

In Betreff der Reihenfolge der Votirenden kommt es 
darauf an, ob man ſich für den verfcjhiedentlich geäußerten 
Wunſch zu erflären habe, daß Die jet beftehende NRang- 
ordnung des Stimmens hinwegfalle, und die Angehörigen 
der. einzelnen Kirchfpiele, mit Ausnahme der Oberalten, 
Kämmereibürger und der zwei älteften Grabuirten 2) eine 





1) Die zwei älteften Grabuirten, von benen der erfte das Kirchfpielg: 
Prototol führt, und der zweite bei manchen Vorkommniſſen, 
z. B. beiden Wahlhandlungen, Zunctionen auszuüben bat, und - 
bie beide zu der Munbirungscommiffion berufen find, würden 
gewiß für alle Fälle mit zu denjenigen gehören müſſen, welche 
bie erfien Pläße einnehmen. Dagegen feheint fein Grund dazu 
vorhanden zu ſeyn, bie Graduirten ſämmtlich fofort nach dem 
präftpirenden Oberalten votiren zu laſſen. Bleibt e8 deshalb 
auch im Allgemeinen bei der jebigen Orbnung, fo mögte es 
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Kammer. zu ziehen, und nad) Anleitung derſelben ihren 
N ag einzunehmen hätten. Der Commiffion fcheint dieſer 
Vorſchlag nicht binlänglich motiviert zu feyn, denn es iſt 
gewiß rathfam, Diejenigen ihre Stimmen zuerſt abgeben 
zu laffen, welche, in Folge vorangegangener Verhandlungen 
mit Dem Rathe, genauer mit dem betreffenden Gegenſtaube 
befannt find; auch mügte Die von der Commiſſion in Vor⸗ 
ſchlag gebrachte ungetheilte VBerfammlung der Hundert 
achtziger. wohl nur in. Dem. Zalle alle diejenigen günftigen 
Folgen haben, welche man fid) von ihr verfprechen darf, 
wenn die. Gollegiens Mitglieder in den Bürgerfchaften ihre 
Anfichten vor den Freiwilligen zu. äußern „Gelegenheit 
finden, und gewiß gleichgültig ift eg, in welcher: Ordnung 
diefe letzteren flimmen, ob nadı ‚der. Zufälligfeit des ein⸗ 
genourmenen Sites, oder nach der Beſtimmung des Looſes. 
Eben ſo wenig ſcheint ein überwiegender Grund dafür 
vorhanden zu ſeyn, das herkömmliche Vorgangsrecht der 
verſchiedenen Adminiſtrationg-Mitslicder, Aelterleute u. ſ. w. 
zu beſeitigen. 

Ein Wunſch, welcher ſchon Häufig geäußert worden PR 
und. deffen Erfüllung den Beſuch der VBürgerfchaft gemiß 
fehr. vermehren- würde, geht dahin, daß größere Präcifion 
bei dem Anfange beobachtet, nach einem gewiffen Glocken⸗ 
fchlage Niemand mehr zugelaffen werde, und man, anjtatt 
ſich zuerft im allgemeinen Raume zu verfammeln, ohne 
Meiteres in die Kirchfpiele trete, um Mannszahl zu halten. 
Alddann würde Die übliche Begrüßung der Bürgerfchaft 


doch angemeflen ſeyn, wenn zuerft die drei Oberalten votirten, 
und die Graduirten erfi nach diefen, vielleicht auch erft nach 
den Oberalten und ben Kammerei— Verordnelen zum Votiren 
kämen. 


Einführung 
größerer 
Zeiterfparung. 


Legitimation 


der Freiwilligen. 
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durch ben. praͤſidirenden Oberalten erſt Statt finden, wenn 
die Kirchſpiele im großen Raume ſich vereinigt: haͤtten. 

2 Sn Betreff des ſonſtigen Herganges hat die Commiſſion 
Beine Aenderungsvorſchlaͤge in Vorſchlag zu bringen. Dex 
Beichäftögang in der Mundirungſ⸗Commiſſion würde bei 
Einführung ber: obigen. Borfchläge allerdiugs in. einigen 
Beziehungen. eine andere Geſtalt gewinnen, doch: mügte füch 
dasjenige, was in biefer Dinficht :gu-thun iſt, von ſelbſt 
ergeben, und emer beſonderen legislativen Anordnung nicht 
bedürfen. 

Schließlich iſt noch der Legitimation der Frei—⸗ 
willigen Erwähnung zu thun, welche nach Vorſchrift des 
Rath⸗ und Bürgerſchluſſes vom 11. October 1832 durch 
das Zeugniß zweier in Ben Kirchſpielen anweſenden Bürger 
beſchafft werden kann, ohne daß es in der Macht des 
Praͤſidiums ſteht, unbefugte Eindringlinge zu entfernen. 
Die Commiſſion iſt deshalb der Anſicht, daß eine Auf 
hebung jener Borfchrift und eine Erfeßung berfelben etwa 
durch folgende Beſtimmung in Borfchlag zu bringen feyn 
mögte: Es ift für jeded Kirchſpiel ein Legitimatiousprotokoll 
von dem jeweilig Alteften Oberalten zu führen; jeder Frei⸗ 
willige hat feine Legitimationspapiere dem älteſten Ober, 
alten feined Kirchfpield zur. Prüfung vorzulegen, welcher, 
wenn ſich Die Erbgeſeſſenheit aus felbigen ergiebt, hievon, 


unter Hinzufügung des Datums, im Protokolle Bemerkung 


zn machen hat. Dieſe Bemerkung liefert auf Die Daner 
eines Jahres Die Vermuthung fir Die Legitimation, wohl: 
gegen ein jeder Freiwillige, deffen Legitimation in Zweifel 
gegogen: wir® auf Berlangen: des präffbirenden Oberalten 


‚ohne Weiteres das Kicchfpiel und die Buͤrgerſchaft dann 


zu verlaffen hat, wenn er ſich entweder überhaupt nicht 
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vorher. legitimirt haben, oder wenn die Protokollirung 
feitier ‚Legitimation ‚vor längener Zeit, ald einem Sahre, 
gefchehen. feyn ſollte. — Für ben Fall einer Wohnungs 
veränberung der Legitimirten würden, wenn ed -ald zu 
umftänblich. anzuſehen ſeyn follte, in den. einzeluem 
Kirchfpielen Abfchriften: der Legitimationds Protefolle bey 
übrigen. Kirchfpiele in Bereitichaft..zu halten, eine. Nach⸗ 
frage bei:dew Prafes DER; betreffenden anderen Richie 
geſchehen müſſen. 1. 


Be opiel 


Rirsenverfaffung 


—— 


| u 
& laße fich. rieſer Gegerſend in ſehr verfchiebenter 

Weiß⸗ auffaſſen. Diejenige Behandlungsart, welche am 
Weiteſten geht, und früher oder ſpaͤter gewiß einmal ge⸗ 
waͤhlt werden wird, und jedenfalls einmal gewählt werden 
muß, bat ſich die Unterſuchung zur Aufgabe gu machen, 
wie weit unfere Rirchlichen Zuftände den religidfen In⸗ 
tereffen, fowohl ber Einzelnen, ald der Geſammtheit des 
Staates, entſprechen; worin ber Grund liege, daß biefen 
lepteren fo wenig. entſprochen werbe; in welchen Richtungen 
man auf ein Beſſerwerden dieſer Verhaͤltniſſe hinzuminken 
habe, und durch welche Anordnungen man erwarten dürfe, 
in ber. angegebenen Beziehung Erfolge herbeizuführen. 
Die Commiſſion, obwohl fie ſich nicht verhehlt, daß 
unſerte Kirche auf: demjenigen Punkte, auf weichem fie: jeht 


BET „ 


PER AT | 


Migemetn‘ 
Auffaffung biefes 
Gegenſtandes. 
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Die Gommien fteht, nicht ſtehen bleiben darf, — indem das Verfahren des 

fähigung, Bor- Kirchenregimentes faſt durchgaͤngig von Schwäche und Un⸗ 

Trier zu ſelen. nerheit zeugt, und einerſeits bie Firchlich Gefinnten von dem 

vorhandenen firchlichen Leben nicht befriedigt werden, während 

anbererfeitö die überwiegende Mehrzahl ver Gemeindeglieder, 

umb vorzüglich Diejenigen ımter ihnen, welche auf Bildung 

Anſpruch machen, wenn nicht dem Firchlichen Leben ent- 

ſchieden abgeneigt, doch gegen baffelbe völlig gleichgültig 

find, — glaubt fich nicht für befähigt halten zu Fonnen, auf 

einen Gegenftand näher einzugehen, deſſen gründliche Be⸗ 

handlung nicht möglich ift ohne Kenntniffe, welche ihr nicht 

zu Gebote ftehen, und nicht ohne einen Schaß von Be 

- obachtungen, zu deren Anftellung es ihr fowohl an Ge- 
legenheit, als an der nöthigen Zeit fehlt. 

Ob bie Trennung Sie beſchraͤnkt ſich deshalb darauf, der Kirchen⸗ 

an en verfaſſung in ber Hinſicht zu gedenken, in welcher ber- 

a en felben fchon früher Erwähnung gethan ift, in derjenigen 

Kirche ſchade. nämlich, ob erſtens die Intereffen der Kirche gefährdet 

. werben würden, wenn man. bie bürgerlichen Gollegien 

fünftig nicht mehr mit der kirchlichen Verwaltung in Ber- 

bindung bleiben ließe, und wie man zweitens, falls 

feine folche Gefährdung anzunehmen feyn follte, die Firch- 

liche Berwaltung nen zu organifiren haben mwürbe. 

Cie ip innen : : Anlangend den eriten- biefer Punkte, fo glaubt bie 

ee Commiſſion fich entfchieven dahin ausſprechen zu dürfen, 

daß. die in Betracht kommende Trennung ben firdjlichen 

Intereſſen nur förderlich feyn könne. Nicht nur ijt Die 

Organifation unferer Firchlichen Verhältniffe, wie diefelbe 

gegenwärtig bei und befteht, höchit mangelhaft. — denn 

68 kann 3. B. bei der jetzigen Einrichtung von tauſend 

Gemeindegliebern kaum eines erwarten, jemald auf die 
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Angelegenheiten der kirchlichen Gemeinde Einfluß ausüben 
zu konnen; ed halten Geſetz und Obſervanz ganze Stände 
(z. 3. die Beamten, die Gelehrten, den Lehrftand, alle 
Diejenigen, welche wegen yperfünlicyer Beziehungen nicht 
bürgerfchaftöfähig find, u.a. m.) von der Kirchenverwaltung 
zurück; es ift den Geiftlichen keinesweges Diejenige Stellung- 
eingeräumt, welche fie einnehmen müßten, um mit den 
Gemeindegliedern ‚überhaupt, inöbefondere aber mit ben 
bei der Kirchenverwaltung betheiligten Gemeindegliedern in 
lebendiger Wechfelwirfung zu fiehen, es läßt felbft bie 
Drganifation der Firchlichen Verwaltung, welche lettere fid) 
überdied nur mit dem Rein: Aeugerlichen befchäftigt, fehr 
Vieles zu wünſchen übrig, u. f. w., — fondern ed wird auch 
bei ven Wahlen zu den Collegien nur auf die Qualification 
zur bürgerlichen Berwaltung Rüdficht genommen, fo baß 
nicht felten Männer gewählt werben, und fucceffive zur 
Kirchenvorftandfchaft fommen, über deren unlirchlichen 
Sinn, und geringes Intereffe an.ben Angelegenheiten des 
Glaubens man nidyt im Ungewiffen feyn kann. 

. Daß Zuftände der bezeichneten Art unvermeidlich Die 
hin haben führen müffen, dem kirchlichen Leben die empfinde 
lichjten Nachtheile zugufügen, und daß man alfo im Sntereffe 
der Kirche . die. Befeitigung . derfelben nicht fchnell . genug 
herbeiführen kann, liegt der Commiſſion außer allem Zweifel, 
und fie glaubt deshalb, daß es nur noch auf den zweit en Was an die Stelle 
der oben bemerkten. Punkte anfommen fünne, auf. die Frage lat 
nämlich, welche Organifation der kirchlichen Verwaltung, 
jtatt der bisherigen, in Vorſchlag zu bringen feyn mögte. 
Die Commiffton legt fich, aus den im Eingange dieſes Ca⸗ 
piteld erwähnten Gründen, fein Urtheil über diefen Gegen 
ftand bei, und bejchränft fich deshalb Darauf, auf Dasjenige 
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zu verweifen, was von bewährten Autoritäten, in Bezug 
auf proteftantifche Gemeinden, für das Empfehlungs- 
wertheite erklärt wird. 
en Diefes befteht in der PreöbpterialsBerfaffung, 
Berfafung. Wie biefelbe urfprünglic nur den Gemeinden reformirter 
Gonfeffion eigenthümlich gemwefen, in neuerer Zeit aber 
auch von Iutherifchen Gemeinden in größerer oder gerin- 
gerer Reinheit angenommen worden if. — Da es hier 
zu weit führen würbe, eine Darftellung ber durch jene 
Kirchenverfaffung herbeigeführten Zuftänpde zu liefern, fo 
fügt die Commiſſion biefem Berichte in der ‚Beilage No.1 
einen Auszug aus der 
Kirhen-Drdnung für Die evangelifchen. Ge— 
meinden der Provinz Weſtphalen und der 
Rheinprovinz vom Jahre 1855 1) 
bei, welche nach dem angegebenen Syſteme errichtet, und 
unter den jetzt beſtehenden Kirchenordnungen als eine der 
beſſeren, vielleicht als die beſte, angeſehen wird. 

Die Commiſſion glaubt, daß eine nach Anleitung der 
Presbyterial⸗Verfaſſung beſchaffte Anordnung unſerer kirch⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe beſonders inſofern Empfehlung verdienen 
mögte, als durch fie die Geiſtlichen in lebendige und immer 
rege gehaltene Wechſelwirkung mit den übrigen Gemeinde: 
gliedern gebracht, und auf diefe Weife der Erfchlaffung 

oder Anarchie auf der einen, und der vülligen Entfremdung 
und Bleichgültigfeit auf der anderen Seite, wirffam bes 
gegnet werben würde. 





1) Abgedruckt in: Snethlage, die älteren Presbpterial: 
Kirchenordnungen der Länder Zäülich, Berg, Eleve 
und Markt. Leipzig 1837. i 
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Die nähere Erwägung diefer, und ber übrigen mit 


ihnen in Verbindung ftehenden Punkte mögte am Füglichften 
einer eigens nieberzufegenden, aus Mitgliedern des Rathes, 
der Geiftlichkeit und der Bürgerfchaft zu bildenden Commiſſion 
zu übertragen ſeyn. 

Für den nicht unwahrſcheinlichen Fall, daß ſich die 
Arbeiten dieſer Commiſſion nicht ſo bald wuͤrden beendigen 
laſſen, wie hoffentlich die Reform der buͤrgerlichen Collegien 
ins Leben treten wird, liegt es als tranſitoriſche Maaßregel 
nahe, bis auf Weiteres bad Perſonal der gegenwärtigen 
Kirchencollegien für die Kirchenverwaltung beizubehalten. 


Sehstes Capitel. 


Depu tationsmwefe n. 





Die Commiſſion glaubt hier nur einige allgemeinere 
Wünſche ausſprechen zu duͤrfen. An dem Grundprincipe 
der Zuſammenſetzung unſerer Verwaltungsbehoͤrben iſt 
nämlich wohl gewiß Nichts zu aͤndern. Die jetzt ber 
ftehende Einrichtung, bürgerliche Deputationen in den ver 
fchiedenen Aominiftrationszweigen handeln zu laſſen, ift 
zugleich herfümmtlich fu feftftehenn, und mit dem Charakter 
unfered Staates, ald einer Republik, fo eng verknüpft, 
daß zu Aenderungen in dieſer Hinſcht keine Veranlaſuns 
vorhanden iſt. 

Münfchenswerth ſcheint ver Eommifſſlon eine Reviion 
des Deputationöwefens in folgenden Beziehungen. 

7 


Berfälag einer 
Common. 


Beibehaltung bes 
Grundprincipes. 
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—— L. Es würde. eine Claſſifieation ber. reſp. Aemter ans 

a  gemmeffen ſeyn, indem einige ſehr, viele Zeit, andere nur 

Compatlbiutat. geringe Zeit in Anſpruch nehmen. Auf der Grundlage 
einer ſolchen Claſſification würbe ſich eine Beſtimmung 
darüber treffen laſſen, welche Aemter Jemandem gleich⸗ 
zeitig übertragen werden koͤnnen, und hinſi ichtlich welcher 
feine Cumulation thunlich ſey. --.. 

Beßimmung, Be Manchen Uebelſtänden, welche fi Pr beim De- 
A  utationswefen hin: und wieder gezeigt haben, würbe da— 
nn NE durch vorgebeugt werben, wenn eine gefegliche Beftimmung 

darüber vorhanden wäre, daß bie in. den Deputationen 
befindlichen Bürger nur zu Gunſten gewiffer einzelner be- 


vorzugter Adminiflrationen aus ihren Deputationen weg⸗ 


‚gewählt werden dürften. — Jetzt ift die Praxis hierüber 
nicht ganz feftftehend. | 
Verminderte 3. Der häufige Wechſel des Präfiviums, veranlaßt 


kun. durch die große Wandelbarfeit der Rathsämter, führt 


mancherlei Nachtheile herbei. Es ift zu wünfchen, daß 
Die zu den verfchiebenen Adminiftrationen deputirten Raths⸗ 
glieder nicht fpwohl Durch den Turnus, ald vielmehr vor⸗ 
zugsweiſe durch Dad Bertrauetfeyn der, Einzelnen mit den 
betreffenden Gegenftänden beſtimmt werden, und Daß zugleich 
das Praͤſidium mindeſtens während einiger Sahre von bem- 
felben Rathsgliede verwaltet werde, 

Permanente 4.. Durchweg mögte: ed Empfehlung verdienen, einen 
Stellen, Reife: permanenten Secretair oder Protokolliſten für diejenigen 
turen. Ah. Adminiſtrationen, welche einen -folchen noch nicht befisen, 

einzufeßen, auch ein an einem feſten Orte. verbleibendes 
Archiv, nebft einer geordneten Regiftratur, anzulegen. Das 
durch würde eine größere Gleichmaͤßigkeit in Die Verwal⸗ 
tungen kommen, indem bie bei früheren ‚Gelegenheiten ges 


Sechstes Gapitel. Depntatiewewein. SD 


machten Erfahrungen leichter benutzt werben Fünnten, und 
man gewiffermaaßen ein Iebenbiges Resiſter zum Arion 
jederzeit bet der Dane hätte, 
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Siebentes Gapitel, 
Sinanz;wefen 

Die jebige Organifation unferes Finanzweſens beruhet: un u n 
auf dem “Plan zur Berbefferung der hiefigen eifatien. 
öffentlichen Finanz- Verwaltung,” wie er vom Senat. 
am 15. September 1814 yproponirt, und von ber Bürgers 
fchaft, mit Ausſchluß einzelner Nebenpunkte, genehmigt wor⸗ 
ben iſt. Darnach find die Gefchäfte unter vier allgemeine 
Finanz» Berwaltungsbehörven getheilt, nämlih: D bie 
Kämmerei und 2) die Schulden - Adminiftrationds Deputas 
tion, über welche beiden bier nichts weiter zu bemerken iſtz 
3) die Budget ⸗Commiſſion, heſtehend aus einem Syabicae, 
einem Senator und fämmtlichen Kammerbürgern; 4) bie 
Revifiond - Sommiffion ded allgemeinen Rechnungswefens, 
welche aus zwei Nathöherren, einem Oberalten, zwei 
Kammerbürgern, und zwei von der Buͤrgerſchaft auf 10Jahre 
gewählten Mitgliedern beſteht. bt 

Jede Specials Aminiftration formirt ein Budget: für: Gehiges Verfahren 
ihren Bedarf des künftigen Jahres. Diefe einzelnen Bud⸗ vr re “ 
getö werden fobann in ber Budget⸗Commiſſion discutirt; 
die muthmaaßliche Staatseinnahme wird verauſchlagt, und 
jenachdem das muthmaaßliche Reſultat günftig oder un⸗ 

7* 


Yenderungen. 
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gänftig fi) ausweiſt, die beantragte Ausgabe genehmigt 
oder modificirt. In Fällen der: gänzlichen. Unzulänglichkeit 
der zu erwartenden Staats⸗Einnahmen gegen die woth⸗ 
wenbigen Ausgaben wird für deren Dedung eine Gontri- 
bution berathen und zu proponiren befchloffen, bis fich die 
Dedung, nebft einer zum Roulance⸗Fonds beflimmten und 
erforderlichen Summe, als erreicht ausweiſt. — Das 
ſolchergeſtalt formirte Staats⸗ Budget gelangt nun, mit 
allen Special⸗Budgets und einer Abrechnung. über das 
verfloffene Sahr, an die Revifiong - Sommifflon. Nachdem 
dort die etwanigen Monita erörtert umd erlebigt find, wirb 
dad Budget dem Senate überliefert, von welchem es .endlich, 


‚mit der Anzeige der durch ihn erfolgten Beftätigung, - der 


Kammer zugeht. Ohne Zweifel ift mit‘ dieſem, gefetlich 
angeordneten, Berfahren die Praris übereinſtimmend. 
Jener, auf die Poftnlate der Reorganiſations⸗Deputation 
gebaute Finanzplan von 1814 hat aber bald nachher eine 
wefentliche Abänderung erlitten. Nach Art. 6 veffelben 
follte nämlich der Entwurf bed Staats⸗Budgets, wie er von 
ver Budgets⸗ und der Reviſtionb⸗Eommiſſion an den Senat 
gebracht worden, nachdem letzterer ihn genehmigt habe, an 
Collegia und Erbgefeffene Bürgerfchaft in einem, ſpaͤteſtens 
im November jeden Jahres zu haltenden Convente gelangen. 
Eben fo follte nach Art. 10, fpäteltend innerhalb 8 Wochen 
nach geendigtem Nechnungsjahre, die Jahresrechnung in 
Beziehung auf dad genehmigte Budget, mit den gehörigen 
Belegen über alle Pöfte der Einnahmen und Audgaben, 
von der Kammer dem Senate abgelegt werden, der fiel an 
vie Reviſions⸗Commiſſion und demmaͤchſt an die Bürger; 
fhaft zu ‚bringen habe, “* Die Anerfennung der Richtig- 
sgeit der Jahresrechnung durch Rath» und Buürgerſchluß 
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“dient Berorbiieten der Kammer ale eine Erledigung. : Den 
“Berantwortlichfeit über ihre dieferhalb geführte Verwab⸗ 
“tung? Beide Artikel des Gefeges find von der Bürgens 
ſchaft damals genehmigt, aber gleichwohl niemals zur 
Ausführung gefommen. Denn der Senat erwähnte zmdt 
im. Gonvente vom 9. März 1815 der praͤparatoriſcheſt 
lleberlegungen zur Entwerfung eines, auf dem neuerlich 
feftgefeßten IBege der Bürgerfchaft vorzulegenden Beebget6 
für 1815; allein am 22. Auguft 1816 proponirte er, in 
Uebereinftimmung mit den Sechzigern, die Aufhebung. her 
Borfchriften des Finanz⸗Verbeſſerungsplanes, welche bie 
Borlegung des Budgets, ber Sahresrechnung der Kammer, 
und der jährlichen Rechnung der Schulden-Adminiftrationds 
Deputation an die. Eollegia und Erbgeſeſſene Bürgerfhaft 
betreffen, und diefem Borfchlage trat die Bürgerfchaft bed 
Die. erftie Alternative, wonach die: Borlegung an eine vor 
der Bürgerfchaft zu ernennende geheime, aus fünf: Bürgerk 
beftebende Commiſſion, bie mit den Mitgliedern Der. Reis 
fions »s Commiffion zu „verbinden wäre, gefchehen Tolle; 
wurde abgelehnt. — Bon da an blieb unfer Finanz 
wefen ein Geheimniß,. bid der Senat im Gonvente vom 
11. October 1832. erflärte, “er ftehe nicht an, der 
“Bürgerichaft. über unfere . allgemeine Finanzlage eine 
* überfichtliche Mittheilung zu machen,” vie ſeitdem im 
ähnlicher Weiſe jährlich wiederholt worden tft. : F 

Die Commiſſion ſtellt die Reſultate ihrer Berathung 
über diefe Gegenſtaͤnde in folgenden Punkten zufammen::: 

1. Es ift feineöwegs zu beantragen, Daß Die Bürgers Krine Theilnahme 
fchaft felbft bei ner Beliebung des Staats⸗Budgets in Zukunft Fi 
thätig werbe, weder in der Art, daß fie ‚bei der Et reis 


werfung des Budgets aſſiſtire, noch auch fo, daß der for⸗ 


Bufammenfebung 


ber Bubgets-Gom- 


miſſion. 


Reviſions⸗ 
Commiſſion. 
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mirte Bubgetö-Entwurf ihr zur Beſtaͤtigung oder Monirung 
vorgelegt werde. Denn eine eigentliche Berathung mit 
der Bürgerfchaft, wie zwiſchen Regierung und conftitu- 
tisnelen Kammern kennen wir nicht; eine Vorlegung zur 
Annahme oder Berwerfung' im Ganzen würbe leere 
Form feyn, da in Folge einer: Berwerfung der ganze 
Staatöhaushalt finden müßte; . die Diecufflon und Ab⸗ 
ftimmeng über ‚die einzelnen. Pöfte der Reihe nad) würde 
aber nicht etwa wenige Stunden, fonbern: mehrere Wochen 
erfordern, alfo unausführbar ſeyn. Die Bürgerfchaft wird ' 
daher ihre desfallſigen Gerechtſame nicht in corpore, ſon⸗ 
bern, wie bisher, nur durch Bevolimächtigte geltend machen 
koͤnnen. 

2, Die Commiſſion findet es zweckmaͤßig, daß die 
Entwerfung des Budgets zumächft unter Mitwirkung von 
Berorbnieten der Kammerigefchieht, welche ſich Dazu, durch 
ihre ausſchließliche Befchäftigung mit der Verwaltung der 
Öffentlichen Gelder, gewiß am beiten qualificiren. Sie bean⸗ 
tragt daher Feine Aenderung in der Zufammenfegung ber 
Budgets-Sommifflon, in welcher fich außer den Kamerarien 
noch ein, die Functionen des Finanzminiſters verfehender 
Syndicus, und ein zmweited Senats» Mitglien befinden. 

3. Wenn der von der Kammer anfgemachte Budgetd- 
Entwurf nicht ver Bürgerfehaft felbft zur Befchlußnahme 
vorgelegt wirb, noch werben fann, fo muß er wenigſtens 
beftimmten, für biefen Zweck ernannten, Perfonen zur Prüfung 
mitgetheilt werden. Diefes iftfeit 1816 die eine Bedeutung 
ber Reviſions⸗Commiſſion, fofern nämlich die Bürgerfchaft 
in ihr durch gewählte Mitglieder vertreten wird. Die 
Revifions-Commiffion applacidirt- das anszuführende Budget, 
nachdem bie von ihr etion erhobenen Monita befeitigt find. 
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4. Außerdem fünnen aber weitere Garantieen für bie 
Nichtigkeit und Geſetzlichkeit unſerer Finanz- Verwaltung. 
nicht. ganz entbehrt werden. Namentlich. prängen fich. Die 
Fragen auf: Wo ijt die arithmetifche- Prüfung für bie 
Richtigkeit der. Schlußrechnung, alſo für -ihre Ueberein⸗ 
ſtimmung mit allen dazu gehoͤrigen Belegen? Wer controlirt 
es, daß dem feſtgeſtellten Budget, abſeiten der Kammer/ 
die: daſſelbe auszuführen hat, wirklich nachgelebt und für 
jeden Poſten nicht mehr verausgabt werde, als dafür im 
Budget ausgeſetzt iſt? Wie wird ed. mit dem Supplementar⸗ 
Budget für unvorhergefehene Ausgaben gehalten, zu denen 
ſich erft im Laufe des Rechnungsjahres die Veranlaſſung 
oder Nöthigung ergiebt? — Der Finanzplan von 1814 
beantwortete dieſe Fragen durch den Schlußſatz des Art. 10: 
“Die: Anerkennung der Richtigkeit der Jahresrechnung 
“durch Rath» und Bürger⸗Schluß dient Verord⸗ 
“neten der Kammer ald eine Erledigung der Verantwort⸗ 


“lichkeit über ihre dieſerhalb geführte Verwaltungs” indeß 


it, wie ſchon bemerft worden, dieſe Beſtimmung aufges 
hoben, und nichts Anderes dafür an die Stelle getreten. 


Nothwendigleit 


Während die Bedeutung der Reviſions⸗Commiſſion nach 


dem urfprünglichen Plane nur dahin ging, daß fie das 
Reſultat ihrer Prüfung in einem ſchriftlichen Berichte dem? 
Senate zu übergeben :habe, der denſelben dann bem’ 
bürgerlichen Collegien mittheilte, fehlt es ſeitdem an Vor⸗ 
ſchriften über die Ausdehnung und die Folgen ihrer prüfen⸗ 


den und controlirenben Thätigfeit. Sie tritt, fowiel- die 


Prüfung der Abrechnung beteifft, nur einmal: nach‘ 
dem Schluſſe bed Rechnungsjahres zufammen, und für 
unerwartete Ausgaben. wird » ihre Sing wohl: nice! 
eingeholt. .: J 9 — are 


Bulammenfegung 
der Reviſions 


zifions 
Commiſſion. 


Vorſchlaͤge 
wegen noͤthiger 
ueberſchreitungen 
des Budgets. 
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Der Sommiffion fcheint ed, daß in ber Reviſions⸗Com⸗ 
miffion, ald controlirender Behörde, die. Bürgerichaft 
nicht genügend vertreten fey. — Die beiden Mitglieder 
der. Kammer koͤnnen nur jede etwa gewänfchte Auskunft 
ertheilen, nicht aber die Kammer, alſo fich felbit, com 
trolixen ſollen. Die beiden Mitglieder bed Senates haben 
nicht die Bürgerfchaft, fondern ben Rath zu repräfentiren, 
in. deffen Stellung eine ferupnlöfe "Beauffichtigung der 
Kammer nicht begründet iſt. Es fcheint unbillig und nicht 
rathfam, dad Hauptgewicht auf nur zwei Mitglieder ber 
Bürgerfchaft zu legen, welche fich fehr Leicht in der Minorität 
befinden werben. Die Commiſſion beantragt deshalb. ven 
Borfchlag, daß jene Zahl auf fünf, etwa einen aus jedem 
Kirshipiele, vermehrt werden möge. Etwas Aehnliches 
proponirte der Senat im Sahre 1816, und man darf be; 
haupten, daß der Finanzplan ſchon urfprünglich diefen 
Punkt in demſelben Sinne regulirt haben würde, wenn er 
der Reviſions⸗Commiſſion ihre ſpätere, ungemein große 
Bedeutung zugedacht hätte. 

5. Es foheint nicht ausreichend, daß die einmaligen 
Voranſchläge für das bevorſtehende Rechnungsjahr von 
der Reviſions⸗Commiſſion -applacibirt werben, da bie 
Kammer als Caſſirer des Staats. nicht allein die Möglich 
feit, fonbern auch in unerwarteten Fällen die dringendfte 
Beranlaffung hat, jene Boranfchläge zu überfchreiten,. 
und ba eine hinterdrein geltend zu machende beöfallfige 
Berantwortlichfeit weder gefeßlich normirt, noch auch 
praktiſch Durchführbar, ober nur gemügend. ſcheint. Die 
Commiffton - erkennt; ed vollfommen an, daß die Kauımer 
nicht wegen jedes nach fo geringfügigen Poſtens, an 
welchen im Budget nicht zu denfen war, bei einer ans 
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dern Behörde anzufragen brauche, .. aber ihr ſcheinen vr | 


gende Borfchläge Empfehlung zu verdienen: 5. 

. 3) daß die Kammer aus eigener Machtooitemmenheit 
das: Marimmm jedes einzelnen Spedals Budgets um nicht 
mehr, als eihe geſetzlich feſtzuſtellonde, mäßige Summe 
überfchreiten, and an einmaligen :Sratialen im Ganzen 
nur 'eme beftimmte Summe jährlich verauögaben dürfe; 

b): daß zur Bewilligung größerer Summen außerhalb 
bes Budgets die vorher einzuzichende Genehmigung ber 
Budget: Gommiffion mit Hinzuziehung der bürgers 
ſchaftlichen Mitglieder der Reviſions⸗Commiſſion 
erforderlich fey. Die darüber entſcheidende Behörbe wärbe 
alfo beftehen aus fümmtlichen Berorbneten der Kammer; 
dem. Syndicnd und Senator, welche in der Budgets‘ 
Commiſſion figen, als Repräfentanten des Mathe, und 
and den (nach obigem Vorſchlage fünf) Deputirten der 
Bürgerſchaft. Man bemerkt, daß hierbei ver Kammer das 
Uebergewicht gefichert. bleibt, und nur: in zweifelhaften: 
Fällen die übrigen Mitglieder den Ausfchlag. geben werben. 


6. Als. Richtſchmur für die Revifiond- Eommiffion Bärgerfäaftiße 


müßte es bei dem Grundſatze fen Bewenden behalten, daß 
für die Bewilligung jeber neuen, ben orventlichen, fehle 
ſtehenden, gewöhnlichen Etat :überfteigenden Ausgabe die 
fpecielle Genehmigung ber Bürgerfchaft einzuholen fey. Diei 
Grenzen find zwar. in. dieſer Beziehung: nicht jcharf zu 
ziehen, indeſſen würde ed namentlich bamit unvereinbar: 
feyn, unter dem: Titel von Giwatificationen oder Gratialen 
dauernde Ausgaben: für. Angeftellte zu bewilligen, deren 
Gehalte verfaffungsmäßig feſtgeſtellt ſind. 


7. Man kam eine theoretifch. vollitändige Veram⸗ 
wortlichkeit und Controle bei dieſen Einrichtungen vermiſſen. 


Genehmigung bei 
wirklich neuen 
Ausgaben. 


v 
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Publicrung des Die Commiſſion glaubt jedoch, daß man ſich praftifch da⸗ 

Bubgets und ber , . ‚ u . 

gadresrehnung. bei beruhigen bürfe, wenn nur, worauf fie anzutragen 
empfiehlt, eine Veröffentlichung des Budgets und der Ab- 
rechnung nad, dem Schluffe jedes Rechnungsjahres ein⸗ 
geführt wird. Der Senat hat im Jahre 1816 ala Haupt: 
motiv für die Aufhebung ver früheren. Befchlüffe bemerkt, 
“Haß ſolche Mittheilungen an Erbgefefiene Bürgerfchaft, 
“wegen der dabei unvermeidlichen Publicität, dem allge- 
“meinen Wohl der Stadt höchſt nachtheilig werben Eönnten.” 
Diefe Beforgniß ift aber vollitändig aufgegeben, ſeitdem 
jährlid) Mittheilungen an die Bürgerfchaft über unfere 
Staats Finanzen erfolgen, weldye jett fogar fchon vorher 
gedrudt werden. — Kür Auswärtige fann nur etwa 
Dasjenige von Intereſſe feyn, was dort bereitd geboten 
wird, nämlich die Reſultate, Die Berhältniffe im Ganzen 
und Großen. Unbedenklich aber, und für jeden Hamburger 
von großem Intereſſe ift e8, auch etwas fpecieller in 
unfern Staatshaushalt blicken zu dürfen, fid) dadurch 
über manche angiehende Frage belehren, dad Vertrauen 
zu den betreffenden Behörden rechtfertigen, und bie 
Anfichten darüber mit feinen Mitbürgern austauſchen zu 
fonnen. Diefe Deffentlichleit der. Finanzen ift ein fo 
natürliche, von: den größten Staaten, wie von ven 
Heinften Commünen anerkanntes Recht, zumal der Steuer 
pflichtigen, daß die Einwendungen, welche dawider von 
Bequemlichkeit und lichtfcheuer Engherzigfeit erhoben wer⸗ 
den. mögten, feine Beachtung verdienen. — Bis auf 
welchen Grad folche Mittheilungen in den einzelnen Gapiteln 
betaillirt zu machen wären, barüber enthält fich bie 
Commiffion beftimmter Borfchläge. . Was bie Form der: 
felben betrifft, fo ift die Verlefung von :Zahleugruppen in 


Siebentes Eapitel, Finauzweien. 107 


ber Bürgerfchaft, der dieſelben nur zur Kenntnißnahme 
vorgelegt werden, jedenfall unnüg; follte man es ans 
gemeflen halten, fie den Mitgliedern ber " Bürgerfchaft 
zugleich mit den Propofitionen bes Raths zuzuſtellen, 
fo würden fie von ‚dort leicht den Weg auch in das 
übrige Publikum haben. 





Achtes Capitel. 
B a u weſen. 


Einen der wichtigſten Zweige der hamburgiſchen Ver⸗ 
waltung bildet das Bauweſen. — Die Zahl unſerer 
öffentlichen Bauten iſt ſehr groß, und kann nicht anders 
als ſehr groß ſeyn; denn uns iſt von. unferen Altvorderen 
nicht, wie ed anderen Städten zu Theil geworden iſt, eine 
reiche architeftonifche Verlaffenfchaft zugekommen; andy find 
und die Räume, innerhalb welcher Hamburgs bürgerliches 
und merfantilifches Leben noch im vorigen Sahrhunderte 
ohne zu große Befchränfung ſich bewegen konnte, Tängft 
zu eng geworden. — Eine Reihe bedeutender Bauten, yon 
Denen mandje fohon feit vielen Sahren als dringendes Be⸗ 
dürfniß empfunden wurden, war fchon auszuführen, ebe 
noch Hamburg in den Maitagen ded vorigen Jahres die 
unerhörten Berlüfte auch an öffentlichen Gebäuden erlitt, 
‚welche in den näcdhftfolgenden Ssahren auögeglichen werben 
müfjen, und nicht ohne die Aufwendung von: Millionen 
auszugleichen ſeyn werden. 


Wichtigkeit des 
Bauweſens. 


108 u: Meften. Zheil. .Merfefluug:s: > 


Es fragt: ſich nun, ob Hamburgs Bürger Beranlaffung 
haben, ber Zukunft in Beziehung auf biefen. Theil ber 


- öffentlichen Verwaltung mit Vertrauen und Zuverficht ent 


Die bisherigen 
Leitungen 
entfprechen ben 
Aufwendungen 


nur unvolllommen. 


Nothwendigkeit 
einer zwedmaßigen 
Organiſation 
ber Behörde. 


gegen zu ſehen? — Die Commiſſion glaubt, daß dieſe 
Frage ſich nur unter der Vorausſetzung bejahen laſſe, daß die 
Organiſation des öffentlichen Bauweſens in ihren weſent⸗ 
lichen Grundlagen neu conſtruirt werde. 

Wenn ſie die Anſicht äußert, daß die bisherigen 
Leiſtungen unſerer Bauverwaltung den großen aufgewen⸗ 
deten Mitteln nur unvollkommen entſprochen haben, ſo 
drückt ſie nur Dasjenige aus, was ſchon oft von ſachver⸗ 
ftändigen und durchaus unbefangenen Männern ausge⸗ 
ſprochen worden iſt. — Wie Manches, was bei uns 
ausgeführt wurde, hat ſpäter an Mängeln gelitten, die 
bei größerer Sorgſamkeit und mehrerer Umſicht hätten 
vermieden werden Tonnen; wie Manches. ift errichtet, um 
nach nicht langer Zeit, bei einer Beränderung der Anfichten 
und Pläne, wiederum befeitigt. zu werden; wie oft finb 
durch den Mangel einheitlicher Verwaltung, ja felbft durch 
ein Gegeneinanberarbeiten. ber .verfchiedenen Abtheilungen 
des Bauweſens, dem Staate einerfeits Nachtheile zugefügt, 
andererfeitd Vortheile entgangen, welche hätten erreicht 
werden fünnen; und wie wenige wirklich fchöne und edle 
Bauwerke hat Hamburg aufzuweifen, ungeachtet e8 in den. 
legten Sahrzehnten fo enorme Summen auf feine Bauten 
verwendet hat! — Und .doch Foftet der edle Styl in der 
Ausführung nicht mehr, ald ber. triviale. 

Es ift fein Grund zu der: Annahme: vorhanden, daß 
nicht ‚auch Hamburgs Bauverwaltung bie Aufgabe. löfen 
koͤnne, zwechnäßig, dauerhaft und fehön zu. bauen, umd 
dennoch feine unverhältnißmäßigen- Summen’zu verwenden. 
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Altes. fommt hier auf eine zweckmäßige Organifation ber 
Behörde an, und gewiß. giebt: ed ‚feinem Zweig der Verx 
waltung;, bei welchem das gänzliche Nichtvorhaudenſeyn, 
oder die mangelhafte Sonftruction des gemeinfamen Gen“ 
trums, fo wie eine fehlerhafte Einrichtung der von ihm 
amdgehenden vermittelnden lieder, fo viele. Fehlgriffe und 
fo geoße Gelbvergeudung zur Folge‘ haben werben, wie 
dies von ber Bauverwaltung gilt. :. 

Die Commiſſion hat: aus dieſem Grunde bei ver Er⸗ 
waͤgung Deſſen, was in Betreff unſeres Bauweſens als 
augemeſſen anzuſehen ſeyn moͤgte, ihr Augenmerk vorzüglich 
dahin. gerichtet, Vorſchläge zu einer concentrirten ſach⸗ 
kundigen Oberleitung des Ganzen zu ſtellen. 

Die gegenwärtige Verwaltung theilt ſich in drei Zweige: Jevige Atheitun- 

1. Die ſogenannte Bauordnung, oder Aufſicht At" wu 
alle Privatbauten, infofern die allgemeine Sicherheit bei Be 
ihnen betheiligt ift, und nachbarliche oder Staatöverhältiffe 
in Frage kommen. +- Ste wird in jedem Kirchfpiele durch 
zwei‘ Senatoren . verwaltet, denen ein Maurer» und ein 
Zimmtermeifter als ſachkundige Beiftände untergeordnet find. 

2. Die Bau-TDeputation, welcher Die Anordnung und 
Befvrgung ver öffentlichen. Bauten, mit Ausſchluß der 
jenigen auf der Elbe, in den Häfen- und Kanälen u. f. w. 
obliegt. — Sie beſteht aus zwei Senatoren, einem Kaͤmmerei⸗ 
Verordneten und fünf anderen Bürgern. Ein Bau⸗Director 
und ein Ober⸗Ingenieur, beide mit berathender Stimme, 
und ‘ein Mechtögelchrter, als Protokollführer, find ihr bei- 
gegeben; -— Durech den Rath⸗ und VBürgerfchluß vom. .. 
1. December : 1842 ft außerdem, zum Verfuch auf zwei 
Sahre, verfüge worden, daß drei fachverftändige Bürger 
von der Bau MDeputation zw ven Berathungen: undEnt- 
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fcheidungen über Bauten, welche etwa den Total-Aufwand 
von Ert.X 15,000 erreichen, -zugezogem werben follen, 
und deren Function als ein burgeriiches Ehrenamt a bes 
tracht en iſt. 
8 Die Schiffahrt: und Hafen⸗ Deyutation, welche 
rie Waſſerbanten auf der Elbe, in ben Häfen und in dem, 
Kanälen, die Deiche, und ‚alle für die Schifffahrt in 
Hamburg und Cuxhaven nöthig werdenden maritimen Ein- 
richtungen. beforgt. — Dieſer Deputation praͤſidirt ein 
Syndicus, und zu ihr gehören vier: Senatoren Cımter 
weichen fich. der Amtmann- zu Ritzebüttel befindet), zwei 
Oberalte, drei Kämmerei⸗Verordnete und drei Commerz⸗ 
Deputirte. Ein Secretair ded Senats führt das Protokoll. 
Dem Bafferbaus Director. fteht Die Dberlettung und Aus⸗ 
führung der Anordnungen ber Deputation zu. 
Nachtheile, welche Dieſe getheilte Adminiſtration des oft im engſten Zu⸗ 
mde ſammenhange ſtehenden Banweſens, und zwar ohne be 
trums ergeben. ſtimmte, fachgemäße Trennung der den einzelnen Zweigen 
zuftehenden Obliegenheiten, hat wieberholend zu Eollifionen, 
Eiferfüchteleien und anderen Nachtheilen mannigfacher Art 
geführt, worüber noch in neuerer Zeit verfchiebene Vorfälle, 
zu denen namentlich der Bau der Hafenmauer am Johannis⸗ 
bollwerke zu zählen ift, beklagenswerthe -Beifpiele geliefert 
haben. — Ueberdies find manche der einzelnen Zweige der 
Bauverwaltung mangelhaft conftruirt, was im Detail nach⸗ 
zumweifen den Raum diefes Berichtes überfchreiten würde. 
Mangelpafte Gon- Beiſpielsweiſe mag hier der Bauordnung Erwähnung: 
— ee gefchehen, deren Unzulänglichkeit in neuefter Zeit durch ein 
Bauordnung. hervortretendes Ereigniß dargethan worden iſt. Die oft 
ganz widerfprechenden Beftimmungen über gleiche Gegen⸗ 
flände in den verfchievenen Kirchfpielen und bie fchlechte, 
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und zum Theil abjurde Protofollführung haben. nämlich 


die Rath» und Bürger» Deputation gemöthigt, für Die jebige 


baus und fenerpolizeiliche Auffichteführung. einen Baupoligeir 
Sinfpector anzuordnen, welcher allen Befichtigungen: in:Der 
Branbftätte beizumohnen, und die Protokolle aller drei Kirche 
fpiele zu ‚führen hat, um Einheit und lebereinfimmung im, 
benfelben, und gleichartige Behandlung herbeizuführen. Allein 
die Bauordnung ift ja nur ein verhältnißmäßig Fleiner Theil 
ber Bauverwaltung, und wie in ihr dad. Bedürfniß der 
Einheit und der Präcifion fich Dringend geltend gemacht hat, 
fo ſcheint dieſen Erforderniffen. auch in allen übrigen Zweigen 
des Baumefend entfprochen werben zu müflen. — Die Com⸗ 
miffton ift deshalb ‚der. Anftcht, Daß Das ganze Bauweſen 
des Staates, ſey es welcher: Art es wolle, unter einx 
zweckmäßig zuſammengeſetzte Central⸗Behörde 
geſtellt werden müſſe, in welcher die Sachkenntniß mehr und 
einflußreicher, wie. bisher, repräſentirt werde. 5. 

Sie ſchlägt folgende Zuſammenſetzung jenen 
Central⸗Behörde vor. Dieſelbe würde ſtehen unter einem 
erſten Präſes, welcher Mitglied des Rathes, etwa einer 
der älteren Syndici, wäre, und dem zur Seite ein zweiter 
Präfes fände, welcher ein wiſſenſchaftlich und, wenn 
möglich, artiftifch. gebildeter Techniker feyn müßte. Unter 
diefer Oberleitung würde fich die Eentrals Behörde in drei 
Sectionen theilen, nämlich in Die Section des Land» 
baues, in.bie Section des Wafferbaues, ‚und in 
die Section bes Straßen», Brüdens und Weges 
baues. Jede Section hätte. ald Beamte ihren Director, 
und unter bemfelben. ‚eine Ten jededmaligen Erforderniffen 
angemeffene Zahl von Snfpectoren, Gonductenren und fon 
fligen Angeftellten, - Die Central⸗Behörde beftände, ohne 


Gentral- 
Baubehörbe. 
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die Praͤſides, etwa aus drei Mitgliedern des Rathes, (wo 
ed nothig wäre, unter Hinzufuͤgung des Amtmanns zu 
Ritzebuͤttel,) zwei Oberalten, drei Kammerei⸗Verordneten, 
einem Commerz⸗ Deputirten und fünf Bürgern, von denen 
drei Sachkundige feyn müßten. An den Sitzungen hätten die 
arei Dirertoren, mit berathender Stimme, Theil zu nehmen, 
und in denſelben ein unterrichteter Techniker, der Baupolizei⸗ 
Inſpector, dad Protokoll zu führen. — Bei beſonders 
ſchwierigen, rein techniſchen Angelegenheiten müßten bie 
drei Directoren und die drei ſachkundigen Buͤrger, unter 
dem Vorſitze des zweiten Praͤſes, alle mit deciſiver Stimme, 
zu einer eigenen techriſchen Commiſſion 1) zuſammentreten, 
in welcher ebenfalls der Baupolizei⸗Inſpector das Protokoll zu 
führen hätte. — Die Reſultate ihrer Berathungen würde dieſe 
Commiſſion, als comfultatives Organ, der Central⸗Behörde 
zur Entſcheidung vorzulegen haben. — Zur Competenz der 
Central⸗Baubehoördo würden die Staatsbauten aller und 
jeder Art, ſo wie die zur Erhaltung derſelben erforderlichen 
Maaßregeln gehören. Ferner läge ihr Die Sorge für die 


:: 4) Der durch den Präfes und die drei Dirertoren gebildete Theil 
diefer Eommiffion könnte zugleich einem längſt gefühlten Be- 
dürfniſſe davurch abhrlfen, daß er den Mittelpunkt einer gut: 
arhtlichen Behörbe in Bezug auf techniſche Fragen bildete, deren 
Beantwortung entweber tm öffentlichen Intereffe, oder wegen 
Differenzen zwifchen Privatperfonen erforberlih wäre. — Es 
würden jedesmal ſolche Sachverſtändige, welche von dem fpectell 
vorliegenden Gegenftande befondere Kunde hätten, und deren 
Auswahl dem Präfivium überlaffen bliebe, zuzuziehen fepn. — 
Wenn jetzt Unternehmungen, Anlagen, Maſchinen u. bergl., 
welche möglicher Weiſe der öffehttichen Sicherheit gefährlich wer: 
den Können, zu unterfuchen find, fo beftept für bie betreffenden 
Behörven nicht felten eine nicht geringe Berlegenheit, wie fie 
die nöthigen Interfuchungen anſtelken laſſen follen. 
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öffentliche und PrivatsSicherheit in baupolizeilicher Hinſicht 
ob. In den Sisungen ber einzelnen oben angeführten 
Sectionen hätte der zweite Präfed ben Borfi zu führen, 
und an venfelben auch der betreffende Director, mit bes 
ratbender Stimme, Theil zu nehmen. — Statt ber biöher 


geführten Bauordnung durch die Kirchfpieldherren unbe 


Kirchfpieldmeifter, weldje ganz aufhören müßte, mögte es 
angemefien feyn, alle Befichtigungen, und was Dem at 
hängig, von Dem zweiten Präfes, ober einem Mitgliebe der 
betreffenden Section der EentralsBehörbe, unter Zuziehung 
eines Beamten diefer Section unb des anzuftellenden Baus 
polizei⸗Inſpectors zu halten, 1) welcher Lebtere auch hier 
das Protokoll zu führen hätte. — Die Borfchläge zu den 
anszuführenden Bauten, und ben zu treffenden ande 
weitigen Anordnungen, jo wie zur Aufmachung des jährs 
lichen Budgets, wären von dem betreffenden Director mit 
feinen Beamten vorzubereiten, und dann zur weiteren Bes 
rathung an bie betreffende Section zu bringen, von welcher 
fie, nad, vorgängiger Prüfung und Feftitellung, zur Beſchluß⸗ 


ı) In Fällen, in welchen fowohl Nüdfichten des Lanbbaues, als 
des Waſſerbaues, in Frage kämen, würde ber Präfes Mitglieder 
und Beamte beider Sectionen zuzuziehen haben. Die Leitung 
des Ganzen durch ben Präſes, welcher fa dem gefammten 
Bauweſen vorflände, würde auch bier jede Einfeitigleit ent- 
femen, und es in Zukunft unmöglich machen, daß z. B. bei 
dem Bau eines vorn an der Straße, hinten am Canale liegen⸗ 
den Hauſes verfchiedene Baubehörden zu verfchiepenen Zeiten 
Befichtigungen hielten, und vielleicht einander widerftreitende 
Anordnungen erließen. — Zu den Befihtigungen außerhalb des 
Stadtbezirkes mögten, wo nicht etwa die Section des Waſſer⸗ 
baues betheiligt. ſeyn follte, nur Mitglieder und Beamte bes 
Straßen-, Brüden- und Wegebaues zuzuziehen fepn, fo daß 
alfo die Patrone und Landherren nichts mehr mit ber Bau: 
Ordnung zu thun hätten. 
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nahme an- die GentralsBehörbe gelangten. Nach erfolgter 
Zuftimmung biefer Behörde würden diefelben den einzelnen 
Sectionen überwiefen, um ihre Beamten, unter Oberleitung 
und Oberaufficht deö zweiten Präfes, mit der Ausführung zu 
beauftragen. — Die GBentralsBehörbe hätte Die Directoren; 


odis einzelnen Sectionen ihre Unter- Beamten zu wählen. — 


Alles, was von den. biöher der Schifffahrt- und Hafen- 
Deyputation übermwiefenen Angelegenheiten zum Dienjt ber 
Marine, oder fonft nicht eigentlich zum Baumefen ‚gehört, 
wäre einer eigenen Behörbe, vielleicht unter ver Benennung: 
“Schifffahrte-Behörde” unterzuordnen, bie aus Mitgliedern 
bed Rathes, der Oberalten, der Kämmerei und Des Com⸗ 
merctumd zuſammenzuſetzen ſeyn mögte, und denfelben 
Praͤſes, wie die GentralsBaubehörde, haben fünnte, fonft 
aber ganz ven berjelben getrennt feyn müßte, 

In Borftehendem mögten vie Umriſſe der erforderlichen 
Hauptreform ded hamburgifchen Baumefend angedeutet feyn, 
und glaubt die Eommiffion das Speciellere unberührt laffen 
su ‚Dürfen. Dies, fo wie. die Eonftruirung der Regulative 
für die einzelnen Abtheilungen der Bauvermwaltung, wohin 
namentlich die genaueren Dienft-Sinftructionen für die Be⸗ 
amten zu rechnen feyn wuͤrden, mögte ſich ohne große 
Schwierigkeiten ordnen laſſen. 

Befonderen Werth legt die Eommiffion bei dem obigen 
Borfchlage auf die Stellung des zweiten Präfes der 
Baubehörde. Sie glaubt nämlich, Daß, wie in allen grö- 
feren Staaten fachkundige Chefs des BausDepartement in 
den Minifterien ihren Sig haben, in einigen fogar befondere 
Minifter der öffentlichen Arbeiten vorhanden find, es fo 
auch bei und eined im Mittelpunfte bei Baubehörde 
fichenden, technifch und wiflenfchaftlich gebildeten Mannes 
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vom Kache dringend bebürfe. — Die Stellung bed zweiten 
Praͤſes würde fich zu derjenigen des erften etwa fo Verhalten, 
daß biefer die Beziehungen des Baumefend zn ber allgemeinen 
Adminiftration und vornehmlich zu den Finanzen, jener das 
innere Banlihe und Technifche zu übernehmen hätte. : 
Nothwendig würde es feyn, eine Einrichtung zu treffeit,wsgtiäteitrürsgn, 
welche dem zweiten Präfes die Möglichkeit gäbe, über bie —* 
Bauangelegenheiten im Rathe ſelbſt zu referirem, 
und auf ſolche Weiſe baulicher Conſulent der hoͤchſten 
Regierungs⸗ und Verwaltungsbehörde zu werben. Bei ver 
jetzigen Einrichtung befindet ſich dad Bauweſen, inſofern 
es auf die Verhandlungen im Rathe ankommt, gegen die 
übrigen Adminiſtrationszweige im entſchiedenſten Nachtheile. 
Denn, während z. B. über Gegenſtände der GSeſetzgebung 
Rechtsgelehrte, uͤber finanzielle Verhaͤltniſſe Finanziers im 
Rathe referiren, find die Berichterſtatter über Bauangelegen⸗ 
heiten bisher Männer geweſen, welche, mit wie vielem 
Fleiße, und mit wie großer Sorgfalt fie ſich auch mit Den 
betreffenden Gegenftänden vertraut gemacht haben mögen, 
bennoch eine wirflid; genügende AUnfchauung nicht gewonnen 
haben Fönnen, und vollends nur felten im Stande geweſen 
feyn werden, über die im Berfolg der Discuffion etwa 
neu vorgebrachten Bedenken, und in Anregung gebrachten 
Punkte fofortige, zuverläffige und ausreichende Auskunft 
zu ertheilen. — Die Frage num, ob es thunlich feyn würde, 
dem zweiten Präfed die Möglichkeit jener Relation im 
Rathe zu geſtatten, mögte unbedenklich bejahet werben 
können; höchſtens konnte man in der Etikette ein Hinderniß 
erbliden. An einem Etifetten- Punkte darf aber in Ham⸗ 
bnrg eine Einrichtung, welche an ſich gut und rathfam 
ft, gewiß nicht fcheitern; auch ließe fich jenes Hinderniß, 
8* 


Borſchlag, dem 

zweiten Präfes 

Eynbicus - Rang 
ju geben. 


Bedenken 
wegen der Gefahr 
einer Fehlwahl. 


116 1. Shell; Verfafſung. ©, Capitel. Bauweſen. 


ſelbſt unter Beibehaltung der bisherigen Obſervanz, dadurch 
leicht beſeitigen, daß man dem zweiten Präſes Würde und 
Titel eines Syndicus gaͤbe, vielleicht unter feſter Beſtimmung 
des Ranges der neu zu creirenden Syndicus⸗Stelle, nach 
demjenigen der übrigen Syndicats⸗Stellen. Der ſo beſtellte 


jungſte, oder “Bau-Syndicus” würde auf dieſe Weiſe, 


ahme daß irgend Anſtand babei zu nehmen feyn würde, in 
den verfchiebenen Sectionen, ungeachtet felbige zum Theil 
burch Rathsglieder gebildet. würden, präſidiren können. Un⸗ 
wöthig würbe es ſeyn, den Bau⸗Syndicus an anderen Seſſionen 
des Rathes, als an ſolchen, in welchen Bauangelegenheiten 
zur Discuſſion kämen, Antheil nehmen zu laſſen. 

In der Commiſſion iſt das Bedenken erhoben worden, 
daß die Beſetzung der hier beſprochenen Stelle manche 
Schwierigkeiten haben werde, und insbeſondere, daß eine 
Fehlwahl die größten Nachtheile nach ſich ziehen würde. 
Died Bedenken iſt nicht ganz unbegründet, kann indeſſen 


gewiß nicht dahin führen; von der Ausführung des Bor- 


ſchlages, falld man fich im Uebrigen für denfelben. zu er- 
Fären hätte, abzuhalten. — Ein forgfamed und gewiffen- 
hafted Verfahren bei der Wahl würde die Gefahr einer 
Bejetung der Stelle mit einem unfähigen oder unredlichen 
Beamten fehr verringern; auch würde ſich ein Beamter, 
der feinen Kenntniffen, feiner Anftelligfeit und feinem Fleiße 
nach unzulänglich, oder deffen Nechtichaffenheit nicht probe- 
haltig wäre, auf die Dauer in feiner Stellung gar nicht 
halten können, wie denn darin überhaupt der Segen gut 
organifirter Verwaltungen liegt, daß durch fie unfähige 


und: gewiffenlofe Beamte zur Unmöglichkeit werben. 
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Borftädte und Landgebiet. 
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Die Commiſſion geht, wenn ſchon die Vorſtäͤdte ohne Borkäbte und 
Frage für Hamburg bei Weitem wichtiger find, als das un 
Landgebiet, dennoch, weil fie bei Gelegenheit des letzteren 
verfchiebene einzelne Punkte vorwegnehmen fann, zunaͤchſt 
auf die Verhaͤltniſſe des letztgenannten ein. 


I. Landgebiet. 


In Beziehung auf daſſelbe glaubt die Commiſſion die Landgebiet. 
Berhältniffe des Amtes NRitebüttel, fo wie Diejenigen der 
beiderftädtifchen Beſitzungen, da diefelben eigenthümlich ges 
ordnet find, auf ſich beruhen laffen zu fünnen. — Das Ho ten Land⸗ 
übrige Landgebiet anlangend, kommt es zuwörberft in Yuan u ain 
Frage, ob für daffelbe eine Theilnahme an den bürger, Tr Hi geat. 
ſchaftlichen Verhandlungen zu beantragen ſey. Obwohl 
nun die Conmiſſion nicht zweifelhaft darüber ſeyn kann, 
daß in der NRicht-Theilnahme der LandgebietSbewohner as 
den Functionen der gefeßgebenden Gewalt ein Berlaffen 
des republifanifchen Principes, ja felbft eine Abweichung 
von Der Borfchrift des 13. Art. der deutſchen Bundesacte 
liegt, ſo findet fie fich dennoch nicht veranlaßt, ein Poftulat 
in der angegebenen Beziehung in Borfchlag zu bringen, 
und zwar aus dem. einfachen Grunde, weil, dem Ders 
nehmen nad), von Seiten: der Landgebietsbewohner niemals 
ein Verlangen der Theilnahme an der höchſten Gewalt ge= 
ſtellt worden ift. Würde ein folched Verlangen früher oder 


ganiſation 
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fpäter von den Landgemeinden ernftlich geftellt werben, ſo 
würde nach der Anficht der Commiffion demfelben zu ent- 
fprechen feyn, unb ließe fich Died etwa auf folche Weife 
ausführen, Daß man den Bögten und Gemeindes Deputirten 
ben Zutritt zu den Bürgerfchaftd-Verfammlungen geftattete. 

Sn praktiſcher Beziehung ift von viel größerer Be: 
dentung bie Zürforge für eine zweckmaͤßige, und bie 
lebendige Theilnahme der Landgebietsbewohner fichernde 
Organifation der Gemeinden. In dieſer Hinficht ift frei- 
lich durch das Reglement vom 16. November 1835 ein 
Anfang gemacht, doch bedarf jenes Gefek noch mancher 
vervollſtaͤndigenden Beftimmungen. — Inöbefondere ift den 
Gemeinden ein größerer Einfluß auf die Beflimmung der 
zu erhebenden Gemeindeabgaben G. B. für die Zwede ber 
Kirchen, der Schulen u. dergl) zu wünfchen, da, wenn 
auch die biöher von den Landherren, unter Genehmigung 
des Nathes, audgefchriebenen Laften dieſer Art gewiß weder 
unnöthig, noch zu Boch geweſen find, dennoch die Land⸗ 
gebietsbewohner hin und wieder geglaubt haben, willkühr⸗ 
lich beſteuert zu feyn, woraus fich dann Berftimmung und 
Unzufriedenheit ergeben haben, welche bei einer Einrichtung, 
wie die bemerkte, durchaus vermieden worden wären. 

In Bezug auf die obrigfeitliche Verwaltung ift es 
ſchon mehrmals vorgefchlagen worben, die Landherrſchaften 
durch Amtmanneien, weldye auf dem Landgebiete felbft 
zu errichten, und von feſten Beamten zu verwalten wären, 
zu erfegen. Die Commiffton ift nicht dieſer Anficht. 
Der einzige erhebliche Grand für einen folchen Vorſchlag 
foheint in der Entfernung mancher ‘Theile bed Gebietes von 
der Stadt zu liegen; allein fämmtlicdye Gebietötheile 
würden dennoch nicht in unmittelbarer Nähe bei der Amt⸗ 
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mannei fic; befinden Finnen, und bie Entfernung ber vers 
fchiedenen Dorfichaften von der Stadt, mit weldyer die⸗ 
felben überdies in unausgeſetztex und lebhafter Verbindung 
ftehen, ift auf keinen Fall größer, als diejenige, welche: in 
unferen Nachbarfiaaten zwifchen dem Wohnfige der laäͤnd⸗ 
lichen Obrigfeiten und manchen ihrer Dependenzien vors 
handen zu feyn pflegt. Auch würde die Einfekung von Amt⸗ 
manneien mit nicht unbebeutenden Koften verbunden ſeyn. 

In Bezug anf die Lanpherrfchaften ſcheint der Com⸗veſondere 
miffton Folgendes wünfdjenswerth zu feyn: „ehe 

1) daß diefelben künftig nur von juriftifchen Raths⸗ Nur reqchtsgeledrte 
gliedern verwaltet werden. Es wird immer zu ben jeltewen sauberen. 
Ausnahmen gehören, wenn ein nichtsjnriftifches Rathsglied 
die erforderliche Geſchäftsgewandtheit beſitzt, um bei Der obrig⸗ 
feitlichen Leitung ausgebehnter, und großentheild flart bes 
völferter Diftricte, ſtets mit ber erforderlichen Schnelligleit 
und dem richtigen Takte zu verfahren; auch kommen, abs 
gefehen von der eigentlidyen Syuftigpflege, fehr häufig An⸗ 
gelegenheiten vor, bei denen juriftifche Kenntniffe unerläßlich 
find; 3. B. bei ber Verwaltung der Obervormundichaft; 
bei Eonfirmationen länblicdyer Contracte, bei ..Regulirung 
von Gemeindeangelegenheiten, Deichfachen u. f. w. Gicht 
man aber auch hievon .ab, fo ſpricht für den bier ge 
äußerten Wunſch entidyeidend der Umſtand, daß bie nicht⸗ 
juriftifchen Nathöglieder einen nicht geringen Theil ihrer 
Zeit. auf ihre Privatverhältniffe zu verwenden haben. Gauz 
unthunlich ift es aber, die obrigfeitliche Verwaltung ausge⸗ 
behnter Dijtricte ald ein Nebengefchäft zu behandeln. 
In anderen Staaten werben Die Anstmannichaften nur juris 
fttfch gebildeten, und durch lange Amtsführung bewährten 
Staatöbeamten ber eberen Rangclaſſen übertragen. 
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. 2) Der landherrlichen Gefchäftsverwaltung ift 
eine beffere Drganifation zu wünfchen. Auch hier it 
ein. Anfang. gemacht, indem umter dem Namen ver 
“erfien Beamten” Bureau-Chefd angeftellt worden find. 
Nach der Anſicht der Commiſſion wäre die Befegung Diefer 
Aemter durch ‚Rechtögelehrte zur geieblichen Regel zu 
machen, auch hätte man für eine forgfältige Einrichtung 
ber Regiftraturen. und. Archive zu ſorgen. ‘Died Xebterg 
läßt fich indeffen nur dann auf eine gehörige Weiſe aus- 
führen, wenn bie Landherrfchaften in öffentliche Staats- 
gebäude verlegt werden. Mit der jetigen Einrichtung, bei 
welcher die Beamten, die Regiftratur und das Archiv bald 
in dieſes, bald in jened Privathaus fich einflemmen lafjen 
müſſen, find die mannigfachften Nachtheile verbunden; auch 
entfpricht diefelbe auf Feine Weiſe der obrigfeitlichen Würde. 

3): Was die Iuftizpflege anlangt, fo mögte die 
felbe ven. Landherren, der Regel nach, nur in Beziehung 
anf Diejenigen. Nechtöfachen zu übertragen feyn, welche 
nad) dem Vorſchlage ver Commiſſion (fiehe unten im zwei⸗ 
ten Theile) beim Riebergerichte durch Einzel» Sommiffarien 
zu erledigen: feyn .würben. Berufungen gegen die Ents 
fcheidungen der Landherren würben an eine. der Sectionen 
bed Niedergerichtes zu richten ſeyn. — Allenfalld Fünnte 
man die bisherige elective Jurisdiction der Landherren 
(Berorbnung vom 29. December 1815, Art. 23.8.) audı 
ferner beibehalten. 


II. Vorſtädte. 

Die Commiſſion iſt der Anſicht, daß die Verhaͤltniſſe 
der beiden Vorſtädte nicht auf gleiche Weiſe aufgefaßt 
werden koͤnnen. Es iſt nämlich nicht allein eine charak⸗ 
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teriftifche Berfchiedenheit derfelben, in Betreff der Eigen, 
thümtichkeit ihrer Bewohner, des Geſchäftsbetriebes der⸗ 
felben, und ihrer Beztehungen- zur Stabt unverkennbar, 
fondern es liegt auch darin eine erhebliche Abweichung 
derfelben von einander, daß die Vorſtadt St. Georg accifes 
pflichtig iſt, während St. Pauli mit diefer bedeutenden 
Abgabe weder jett belaftet ift, noch auch, feiner Lage 
halber, in Zufunft wird belaftet werben fünnen. 

Was die Vorſtadt St. Georg anlangt, fo glaubt 
die -Commiffion, daß der Bereinigung mit der Stadt Feine 
ausreichende Gründe mehr entgegen ftehen, und es würbe 
mithin, falls dieſe Bereinigung durchgeführt werden follte, 
einer abgefonderten obrigfeitlichen Verwaltung hinfichtlich 


ihrer nicht mehr bebürfen. Würde übrigens die jetzige 


Trennung noch ferner beftehen, fo ift die Commiſſion der 
Anficht, Daß dann folgende Aenderungen, welche jedenfalls 
in Beziehung auf die Vorſtadt St. Pauli in Borfchlag 


gebracht werben, Empfehlung verbieten würden. In: 


1) Uebertragung des Patronates ausſchließlich an juri⸗ 
ſtiſche Rathsglieder, aus denfelben Gründen, welche vorhin 
in Bezug auf die Landherrſchaften angeführt worden find. 

:2) Uebertragung der Sicherheits⸗ und SriminalsPolizet 
reſp. an die Stadt⸗Polizeibehörde, und an die neu einzu 
feßenden Criminal Beamten. 53: 

3) Ueberweiſung der ſämmtlichen Civil⸗ und Griminaks 
Rechtspflege an das Niedergericht. 

4) Uebertragung der vormundfchaftlichen Oberaufſi it 
an die Bormundfchaftd- Deputation, womit felbftverftänd- 
ih die Ausdehnung der Gültigkeit der Vormundſchafts⸗ 
ordnung auf die Vorftäbte verbunden ſeyn würde. Den 
Patronen würde dann * 


Vereinigung 
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5) die allgemeine obrigkeitliche Oberaufſicht, und 
Alles, was, mit Ausfchluß der eigentlichen Sicherheits- 
and Eriminal- Polizei, zur Poligeiverwaltung im weiteiten 
Sinne gehört, übertragen bleiben, wodurch bei fo ftarf 
bevölferten Diftricten die Kräfte eined Mannes gewiß 
in nicht geringem Grade in Anfpruch genommen wer: 
ben würden. Ä 


Behntes Capitel. 
Verhältniffe der Juden. 
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Die Bebeferun Die Commiſſion ift einftimmig der Anficht, daß die 
wirbeinkimmigats Berhältniffe der Juden fo, wie biefelben gegenwärtig be⸗ 
nmeng ner. gehen, nicht bleiben dürfen, und daß eine Verbefferung ihrer 
Stellung, welche fchon laͤngſt hätte herbeigeführt werben 
follen, eine von denjenigen Aufgaben bilde, deren Verwirk⸗ 

lichnung nicht Tänger zu verfchieben ſey. 
gwei Grund- : ie verfennt dabei nicht, ‚Daß die Anfichten über die 
erfaſunger. Grundauffaſſung, von welcher man bei der hier berührten 
Frage auszugehen habe, von einander abweichend ſeyn 
koͤnnen, und auch in ihrer eigenen Mitte haben ſich zwei 
Richtungen kund gegeben, zwiſchen welchen eine Vereinigung 
nicht moͤglich geweſen iſt. Sie glaubt der Abſicht, welche 
ihre Committenten bei dem Verlangen der vorliegenden 
Berichterſtattung gehabt haben, am Meiſten dadurch zu 
entſprechen, daß ſie beide Anſichten ſo darlegt, wie ſie bei 
den Discuſſionen vorgetragen und begründet worden ſind. 
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J. Ein Theil der Commiffionsmitglieder erflärt fich arte Tape. 
für den Grundfag, daß der Uebernahme gleicher Pflichten me kam 
gegen ven Staat, ohne Rüdficht auf das religiöfe Glaubens» —— 
bekenntniß, auch die Ertheilung gleicher Rechte entſprechen 
müſſe. Es wird daraus die Folgerung gezogen, daß der 
völligen Gleichſtellung der Juden mit den Staatsbürgern 
chriſtlichen Glaubens, kein innerer Grund im Wege ſtehen 
könne, in der Vorausſetzung, daß die Juden auf die fehr 
wenigen, ihnen bisher noch vergünftigungsweife eingeräumten 
Eremtionen von den Gefeben des Staated vollends vers 
zichten werben. 

indem keinesweges die Rüdfichten verfannt werden, 
welche die eigenthümlichen Berhältniffe unferes Freiſtaates 
mit fic bringen, wird die Anficht ausgefprochen, daß Bes 
ſchränkungen in der Anwendung des obigen Grundfates fich 
infofern rechtfertigen laffen, als fie durch die Nothmendig« 
feit tranfitorifcher Maaßregeln bei dee Umaͤnderung bed 
Rechtszuftanded des zwanzigiten Theils der Gefammtbes 
völferung geboten werben, und zugleich geeignet erfcheinen, 
burd den Erfahrungsbeweis, daß Erleichterungen weder zum 
Mipbrauch, noch zu bedenklichen Folgen für die übrigen 
Staatögenoffen führen, eine ftufenweife fortfchreitende Ders 
beflerung des Zuſtandes der Juden anzubahnen und ‚ber 
öffentlichen Meinung gu empfehlen. 

Wenn gegen dad Preincip der Gleichitellung die 
Nationalität der Juden geltend gemacht wird, fo fcheint 
ber wirkliche Gehalt: dieſes Einwandes fich auf Dasjenige 
zu befchränfen, was als unausbleibliche Folge bes Druckes, 
der gezwungenen Abfonderung, der Anweiſung auf gewiſſe 
Arten des Erwerbes, der Ausſchließung von einer, der 
Mannigfaltigkeit der Anlagen entiprechenben Sphäre ber 


hin * Thaͤtigkeit bezeichnet werden muß. Was die eigentlich ſo⸗ 
——— and * genannte Rationalität betrifft, fo liegt in dee Hervorhebung 
an -perfelben eine doppelte Inconſequenz. Denn es wird 
1) in ber. Ertheilung des Staatsbürgerrechtes an 
Fremde anderer Nationen feine Schwierigkeit gefunden, 
ungeachtet hier Gollifionen der Nationalinterefien, und felbft 
angenehme Berwidelungen für den Staat (zumal im 
Falle von Engländern,. welche nad) den britifchen Geſetzen 
ihrer Unterthänigfeit gegen bie Krone Großbritannien nie- 
mals entlaffen werben fünnen? ‚fehr denkbar find, während 
auf der andern Seite Fein jüdifches Nationalintereffe nach⸗ 
zuweiſen ift, welches ähnliche Conflicte veranlaffen könnte; 
. 2) e3d werden getaufte Suden unbebenflid; zum Ge⸗ 
nuſſe aller flantsbürgerlichen Rechte zugelaffen, während 
der Act der Taufe zwar die Annahme des chriftlichen 
Glaubens bezeugen, gewiß aber die Abftreifung ber jüdifchen 
eben fo wenig, ald die Aneignung ber deutſchen Rationalität 
bewirfen fann. her 
‚ Wenn die völlige Gieichſtellnng der Juden deshalb 
als bedenklich geſchildert wird, weil ſie eine ſehr ſtarke 
Einwanderung fremder Juden zur Folge haben könne, ſo 
lange: nicht dieſelbe Gleichſtellung auch in benachbarten 
Staaten eingetreten. feyn. würde, fo: fcheint dieſer Grund zu 
viel zu beweifen. Denn vorausſichtlich würde bie Zulaffung 
zu allen bürgerlichen. Gewerben eher geeignet feyn, frembe 
Juden hieher zu ziehen, als die Ertheilung ‚politifcher Rechte, 
deren: Ausübung theild Durch die Erbgefefienheit bedingt, 
theils von: einer Wahl, alfo von dem Bertrauen, welches 
nur. perfönliche Befähigung erweden kann, abhängig jeyn 
wird. Sollten übrigens von einer gefteigerten Einwanderung 
wirklich Unzuträglidjfeiten gefürchtet werden, fo würde Nichts 
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im Wege ftehen, bei der Einwanderung fremder Juden ber Grfe Anper. 
fondere, und im Verhältniſſe fchwerer zu leiſtende Buͤrg⸗ ed 
ſchaften für die Zukunft zu verlangen. an 
Wenn endlich das Princip der Gleichftelung der Juden 
vom Geſichtspunkte des “chriftlichen Staated” aus bes 
ftritten wird, fo drängt fich zuvörderſt die hiſtoriſche Wahr⸗ 
nehmung auf, daß mit demfelben Eifer und im Wefentlichen 
mit denfelben Gründen, wie jet das chriftliche Religions 
befenntniß, vor noch nicht langer Zeit die Annahme der 
unveränderten augsburgifchen Gonfeffion ald unerläßtidge 
Bedingung der Ertheilung des Bürgerrechte verlangt 
worden ift; ferner die Erfahrung, daß der religidfe In⸗ 
differentismus gerade in ſolchen Staaten, welche eine uns 
beugfame Fürforge für Aufrechthaltung einer Staatöreligten 
bis zur Ausfchließung von Andersgläubigen fteigerten, eine 
ungewöhnliche und beflagenswerthe Verbreitung erreicht 
hat. Insbeſondere aber macht Die Heberzeugung fich gelten, 
daß die Religion ald ein Innerliches, als Sache des Ge⸗ 
wiſſens, einem Gebiet angehört, welches der Staat als ein 
von feinen Verfügungen. unabhängiges zu achten; und zu 
ehren hat; daß die Förderung der Zwede der Religion 
nicht vom Staate unmittelbar, ſondern von der Gemeinbuih 
welche in einem unb demfelben Glauben fich einigt, at 
richtigften und erfolgreichften ‚unternommen werben Tann; 
unter dem Schuße, welchen der Staat den höchften In— 
tereffen aller Bürger, fo weit fie dieſes Schubes für ihre 
äußeren Anftalten- bedürfen, nicht verweigern wird; und 
Daß es ein geringed Vertrauen in die innere Kraft eimer 
Religion anzudeuten fcheinen würde, wenn: Belorgniffe 
ernftlich gehegt würden, für den Fall, daß eben dieſe Res 
ligion, mit der Zulaffung von Andersgläubigen zum Staates 
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bärgerrechte, aufhören follte, ald die äußerlich, und von 
Staats wegen herrfchende ſich anzufündigen. 
Bwelte Anſicht. HU. Die zweite der beiden in der Sommilfion auf- 
—— Pi geftellten Anfichten ift im Folgenden ausgefprochen. 
a Der Staat darf nicht ald ein aus willkührlich zu⸗ 
j vorn Pr fammengebrachten und verfchiedenartigen Einzelnheiten be- 
ftehender Organismus betrachtet werben. Gleichartigfeit 
ber Staatsbürger durch Abftammung, Charakter, Lebens⸗ 
anfchanung, Sitten und Gewohnheiten, und bie in jener 
Gleichartigkeit liegende Zufammengehörigfeit berfelben, find 
für den Beſtand und ein Träftiges innered Neben des 
Staates unerläßlih. Jene Gleichartigfeit wird nicht durch 
dad Geborenfeyn an einem gemiffen Orte bewirkt, fondern 
fie wurzelt in der Stammesverwanbfchaft, und wird yer- 
mittelt durch die zahlreichen, in der Blutöverbindung, dem 
Familienleben, der gemeinfamen Lebensweile, und anderen 
ähnlichen Beziehungen liegenden Potenzen. — Nun ftellen fich 
in der Gefchichte allerbinge Uebergänge heraus. — Wie 
hinſichtlich mandyer Nationalitäten em Gefammtuntergang 
nachzumeifen ift, fo findet hinfichtlich einzelner Individuen, 
welche einen bleibenden Aufenthalt ımter Völkern anderer 
Abſtammung nehmen, nicht felten eine Afftmilation Statt. 
Diefe letztere hat indeflen nicht immer einen gleichen Forts 
gang. Manche Nationalitäten find gegen einander einer- 
feitö wenig zum lebergange, andererfeitd wenig zur Auf- 
nahme geeignet, und beftehen oft Jahrhunderte lang wenig 
verändert neben einander. Hievon ift das merkwürdigſte 
Beifpiel dasjenige der Suben. Nach ber Zerftörung ihres 
heimathlichen Reiches faft über den ganzen Erdboden zer: 
firenet, haben fie ihre nationale Eigenthümlichfeit unver- 
ändert beibehalten, und find, wozu bad nationale Element 
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ihrer Religion wefentlich beitrug, unter einander fortwährend Bweite wnpıe. 
im Bemwußtfeyn der Einheit geblieben, obfchon fie in den vers en 
ſchiedenſten Staaten und unter Völfern faft aller Abftammung —— 
gelebt haben. Neuerdings haben freilidy einzelne Schriftfteller, "ler — 
welche volles Bürgerrecht für die Juden in Anſpruch nahmen, 
von jüdifchen Deutfchen, jüdifchen Franzofen u. ſ. w. geredet, 
allein die Unrichtigfeit diefer Bezeichnung, infofern dadurch 
eine Bezeichnung ber Nationalität gegeben werben foll, wirb 
fo unmittelbar empfunden, daß fehon hierin ein Beleg für bie 
Kichtgleichartigfeit der in den verfchiedenen Staaten lebenden 
Juden mit den wirklid) einheimischen Bevölferungen zu erbliden 
ift. Sene eigenthümliche Verfchiedenheit der Volfscharaftere 
nun würde dann weniger fiörend werden, wenn nicht auf 
der einen oder anderen Seite, oder auch auf beiden Seiten, 
das Gefühl einer gewiffen Abneigung beftände. Died Gefühl 
ift auf Seiten der einheimifchen Benolferung gewiß vor 
handen, und fehlt auch ‚wohl nicht. ganz bei ven Angehörigen 
der jüdifchen Nation. Nur fo ift es zu erflären, daß ſelbſt 
ba, wo ed fich durchaus nicht um öffentliche Verhältniffe 
handelt, 3. B. im gefelligen und im Familienleben, bie 
Angehörigen der chriftlich- Deutfchen Nationalität, mit den⸗ 
jenigen der jüdifchen Nation nur Außerft felten in Bes 
rührung fommen, und daß in dem beitehenden &heverbote 
faft niemald eine Härte empfunden wird. Auch fcheint es 
von Seiten ber Juden bei bem von ihnen geſtellten 
Emancipationd-Berlangen mehr auf eine freiere perfünliche 
Stellung der Einzelnen, ald auf eine wirkliche Amalgamirung 
mit der einheimifchen Bevölkerung abgefehen zu feyn.. . 
Bei der Frage nun, welche Folgerungen fich hieraus 
für die Anordnung der öffentlichen Verhältniffe des Staates, 
und zwar inöbefonbere Hamburgs, ergeben, fcheint im In⸗ 


128 Erfier Theil, Verfaflung. 


But up. terefje der Staatdeinheit, fo wie in Folge einer nothwendigen 
verföntigen Be. Rüdfichtnahme auf Dasjenige, was in ben Empfindungen 
farintungen sine und dem Bewußtſeyn ber Staatögenoffen lebt, das bis⸗ 
a herige Verhältniß, nach welchem man bie Juden als recipirt 
behandelt, und deshalb zu ber Theilnahme an der Lenkung 

bed Staated, an der Gefeßgebung und den fonftigen 

hierauf bezüglichen Functionen nicht zuläßt, beibehalten 

werben zu müſſen. Hiemit ift e8 aber fehr wohl verträglich, 

Alles, was auf individuelle, nicht den Staat ober bie 
öffentlichen Verhältniffe betreffende Bejchränfungen Bezug 

hat, hinmwegfallen zu laſſen. Die Humanität gebietet die 
Aufhebung diefer Befchränfungen. Auch barf hier die ge 

ringe Uebereinftimmung der Einzelnen feine Beachtung finden. 

So wenig den Bürgern Jemand zur Obrigkeit, zum Geſetz⸗ 

geber u. f. w. aufgebrängt werden darf, mit dem fie fid) 

nicht einheitlich verbunden wiffen, und von bem fie nicht 

überzeugt feyn können, daß er ihnen ganz und innig ans 

gehöre, ebenfo wenig würde es ſich rechtfertigen laffen, bei 
Berhältniffen, welche nicht bürgerlicher, fondern allgemein 
menfchlicher Natur find, eine Ungleichheit beftehen zu laſſen. 

Wenn für die Suden volles Bürgerrecht deshalb in 

Anfpruch genommen wird, weil fie bisher alle öffentlichen 

Laften gleich den Bürgern getragen haben, fo trifft Dies 

nicht völlig zu. Denn abgefehen davon, daß die Juden, 

welche freiwillig einwanderten, und aller Wohlthaten ver 
Staatseinrichtungen theilhaftig wurden, nicht erwarten konn⸗ 

ten und auch wohl ſchwerlich erwartet haben, daß zu ihren 

Gunften Eremtionen von den allgemeinen Pflichten gemacht 

werden würden, mögte es in Frage ftehen, ob nicht jene 
Bemerkung, richtig angewendet, dahin führe, daß man ben 

Juden das ihnen etwa zu viel Aufgelegte abzunehmen habe. 


Zehntes Gavitel. Verbältnifie ver Inden. 129 


Bei der Ertheilung bed vollen Bürgerrechted an bie Hmweite Unpar. 
guden beſteht übrigend noch dad erhebliche Bedenlen, daß verankerten 
durch fie der religiöfe Indifferentiömnd von Staats wegen nen „I 
fanctionirt werben würde. Die Religion bedarf allerdings En er 
nicht des Staates, wohl uber bedarf der Staat ber Res 
figien, unb bie Feſthaltung biefes Grundſates iſt «6, 
welche, felbft abgefehen von der Nationalverfchtebenheit, bie 
Einraͤumung vbdller bürgerlicher Rechte an die Suden zur 
Unmoͤglichkeit macht. Gewiſſenszwang wird Niemandem 
dadurch aufgelegt, daß ber Staat erklaͤrt, Demjenigen 
keine bevorzugte und einflußreiche Stellung einraͤumen zu 
wollen, welcher unzweifelhaft außerhalb derjenigen Religion 
ſich beſindet, welcher die Bevoͤlkernug zugethan tft, und bie 
allen Inſtitutionen und der pefammten Sei etzgebung de 
Grunde Hegt. : : © 

"Die Hinwelfung auf bie Anfnahme von Englaͤndern 
oder ſonſtigen Fremden zu vollen Bürgern ſcheint nicht 
zutreffend zu ſeyn, denn nnd ſteht die Nationalität folche 
Fremden, welche übrigens nie in großer Anzahl hi 
und Aufnahme nachſuchen, bei Weitem näher, als hie 
jenige: der Juden, und ed finder deshalb fehr Bald eine 
Affimilation Statt.. — Das fperiel aus der englifchen 
Geſetzgebung abgeleitete Argument führt zu einem anheren 
Reſultate. Weiß man in Hamburg, daß die Englaͤnder, 
welche ben Bürgereib leiſten, ſich durch bemfelben nicht ge 
bunden erachten, fo darf man fie entweder gar nicht auf 
nehmen, oder ihnen wenigſtens feine vollen bürgerlichen 
Rechte einräumen.! 

Wenn endlich darauf hingedeutet wird, daß die Taufe 
nur die Annahme des chriftlichen Glaubens bezeuge, ohne 
eine Ablegung der jüdifchen Nationalität herbeiführen zu 
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koͤnnen, ſo mögte hierauf aus dem Grunde kein Gewicht 
zu legen ſeyn, weil in der Annahme der Taufe ein un⸗ 
zweifelhaftes Ausſcheiden aus der jüdiſchen Nationalgenoſſen⸗ 
ſchaft, und. die Willenderflärung des Eintrittes in die 
chriſtlich⸗ deutſche Gemeinfchaft liegt, und weil biefer Ein- 
tritt jedenfalls für ‚Die folgenden € Generationen vollen Effect 


ausüben Wwirb. 
[| 





Wis weit beide Wenn die oben neben einander geftellten Anfichten, 
on gerunan ſowohl in ihren Grundauffaffungen, ald auch in ihren Re⸗ 
übereinßimmen. ſultaten von einander abweichen, fo treffen fie dennoch 
darin zufammen, daß beide volle-Gewerbefreiheit, und Weg⸗ 
räumung der, in Beziehung auf die Suden gegenwärtig 
- noch beftehenden, perfünlichen Beichränfungen verlangen. 
Diefe Gewerbefreiheit und diefe Wegräumung würde alfo 
nach der einſtiumigen Anſicht der Commiſſion zu bewirken 
ſeyn. 
Empfehlung. einer Die fonft in Betracht kommenden Berhältniffe,. und 
aim man. die Maaßregeln und Anordnungen, welche mit ber Res 
zung. aliſirung, fey es der erften, ſey es der zweiten der oben 
mitgetheilten Anfichten verbunden feyn. würden, mögten 
km Füglichiten durch . eine eigens nieberzufegende Com⸗ 
mifffon zu erwägen: ſeyn, und die Beantragung einer 
ſolchen Commiffion iſt dasjenige, was hier, ald Einlei- 
tung zur praftifchen Ausführung der geäußerten Anfichten, 
empfohlen wird. 
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Dieſe Angelegenheit bildet unter ben übrigen, : im 
gegenwärtigem Bericht erörterten Gegenſtänden infofern 
eine Ausnahme, ald bie Commiffton, der Natur ber 
Sache nady,. nicht bei:der, Beleuchtung der einheimifchen 
Berhältniffe ftehen bleiben. fan, ſondern fidy gebrungen 
fühlt, die Beziehungen Hamburgs zu dem deutſchen Batew 
lande zur Sprache zu bringen, ::Dens: die beitehenden Kim 
richtungen zur Ueberwachung der Preffe find nicht: durch 
einen Act der einheimifchen Gefepgebung — nicht durch 
Rath⸗ und Bürgerfchluß -— ins Leben. gerufen, auch 
find fie nicht durch ein einheimifches Bedürfniß motivirt 
worden. Wenn gleich im Artiel;-32 des Hauptreceſſes 
Cin Uebereinftimmung mit der Buchdruder - Ordnung nen 
1651, und mit früheren NeichBgefegen) eine allgemeine 
Cenſur angeordnet war, fo fand. man doch nicht, ie 
nöthig, eine folche wirklich ausüben zu laſſen. Bik: zum 
Sahre 1819 beftand nur eine, Cenſur für .bie.:politifchen 
Zeitungen; ſelbſt in..den bewegten Tagen des Aprilmorats 
1813 hielten. Die Behörden nicht ‚für erforderlich, zu der 
Genfur ihre Zuflucht zu nehmen, fondern begnügten ſich, 
den Drudern und Herumträgern anftößiger Schriften ihre 


Berantwortlichfeit ing Gepächtniß zu rufen. Die Belannt- 


machung aber vom 10. November 1819, auf welcher die 

gegenwärtigen Einrichtungen im Wefentlichen beruhen, bes 

zieht fich in den Eingangsworten lediglich auf die Beſchlüſſe 
9 % 


Urſprung 
der jehigen Ein⸗ 
richtung. 
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des deutfchen Bundestages, deren Inhalt zugleich zur all- 
gemeinen Kenntniß gebracht wurde. 
Zuſtand der beut- Demnach; glaubt die Commiſſion vor allen Dingen 
A ber den beflagenswerthen -Zuftand ber deutſchen Preſſe 
im Allgemeinen ſich ausfprechen zu müffen. 
Ausnahmögefepe, welche mit dem in der deutfchen 
Bundesaste (Art: 183: aufgeftellten Grundſatze im Wider⸗ 
fpruche ftehen, find nun fchon ind vierundzwanzigſte Sahr, 
weit über die anfangs beabfichtigte Zeitdauer, weit über 
die bemerfbaren Spuren derjenigen Zeitverhältnifie hinaus 
verhängt, durch welche die zur Begründung jener Ans 
ordiinngen einft angeführten Beforgniffe veranlaßt fen 
mogten, und ed Konnte den Anfahein gewinnen, ald ob auf 
ganz umbeftimmte Zeit. hin bes beutfchen Nation eine ber 
erſten Bedingungen : eines geſunden öffentlichen Lebens 
vorenthalten. bleiben, als ob ein Mißtrauen feftgehalten 
werben follte, welches bes beutfchen Charakters unwürdig, 
und nur aus ganzlicher Besfennung defielben zu erflären 
ſeyn würde. 
untrag. : Im diefer Beziehung erachtet Die Commiſſion für Pflicht, 
deirefienb dieſede. u an den Senat zu ſtellendes Gefuch zu beantragen, des 
weſentlichen Inhalts: 
„idee Senat möge, in Vertretung unſeres Freiflantes, bei 
= der deutſchen Bundedverfammlung. diefe Angelegenheit in 
“" Anregung bringen, um bie endliche Herftellung der in 
der Bundesacte zugefagten Preßfreiheit zu fördern, das 
- mit, unter Befeltigung der Senfur, und unter Anwendung 
der theils fchon vorhandenen, theild zu ergänzenden Strafs 
beftimmumngen gegen den Mißbrauch, auch für die Prefle 
‚ein gefeßlicher -Zuftandb an bie Stelle der Willkuhr im 
Geſammtvaterlande treten möge: | 
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Indem die Commiſſion ſodann zu den beſonderen Ver⸗ 
hältniſſen der hamburgiſchen Preſſe übergeht, kamn ſie 
ſich nicht daruͤber taͤuſchen, daß in gegenwärtiger Lage der 
Dinge an die Ausführbarkeit eines jeden in dieſer Be⸗ 
ziehung, wenn auch noch ſo lebhaft gehegten, und noch ſo 
wohlbegruͤndeten Wunſches der Maaßſtab der ˖zur Zeit 
noch geltenden Vorſchriften des deutſchen Bundes gelegt 
werden muß. 

"Um fo mehr kommt ed darauf an, ben wirklichen Was ik durq bie 
Sinn und die ausgefprochene Tendenz biefer Ausnahms⸗ u 

gefege ind Auge zu faflen. 

Die Commiffion legt weniger Werth auf den un- 
ſtand, daß in den Beichlüffen vom 20. September 1819 
der Name der Cenſur gar nicht vorkommt (ungeachtet 
ed befannt genug ift, daß Die Nennung eines, ben Dents 
fhen damals und jetzt verhaßten, Namens nicht etwa 
zufällig unterblieben, fondern abfichtlih umgangen wor, 
den), als vielmehr auf die Beftimmung des $ A jener 
Beichlüffe, wonach die Ausübung der *vorbengenden 
“Maaßregelnꝰ und die Berantwortlichfeit bes einzelnen 
Bundesflaates für deren Handhabung angeordnet wirb 
mit Bezug auf die unter feiner Oberaufficht erfcheinenden 
Drudichriften, *infofern dadurch die Würde oder Sicher; 
heit anderer Bundesflaaten verlebt, bie Verfaffung 
“oder Berwaltung derfelben angegriffen wird.” Sn 
demfelben Sinne fpricht der $ 5 von “gegenfeitigen 
“Klagen und mangenehmen Erörterungen;” in bem- 
felben, Sinne hatte ſchon der einleitende Präfibialvortrag 
die Empfehlung der -Befchlüffe durch die Bemerfung bes 
vorwortet: “in einem Staatenbunde fünne Friede, Ein 
Stracht und Vertrauen nur durch die forgfältigfte Ab⸗ 


Nutzloſigkeit und 
Schädlichkeit ber 
Senfur in inneren 
Angelegenheiten. 
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“„wendung aller wechfelfeitigen Störungen und Ver: 
«letzungen erhalten werben.” 

Gegend eine Auspehnung der vorbeugenden Maaß—⸗ 
regeln, über dieſen Geſichtspunkt hinaus, ift alfo Durch 
die Bundesbefchlüffe gewiß nicht geboten; fie iſt, mit 
Bezug auf die Ießteren, ein Ueberfluß, und, nach ber 
Ueberzeugung der Gommifflon, mit Bezug auf unfere ein⸗ 
heimiſchen Verhaͤltniſſe, vom Uebel. 

Es iſt durch die taͤgliche Erfahrung bekannt, daß bei uns 
die Handhabung der Cenſur viel weiter, und ſelbſt bei einhei⸗ 
mifchen Angelegenheiten in einzelnen Fällen dahin ausgedehnt 
wird, eine Discuffion ganz niederzufchlagen, 1) ober, was auf 
daffelbe hinauslaͤuft, nur eine einfeitige Befprechung zuzulaſſen. 

Was bei einem folchen Verfahren zuerft ind Auge 
fpringt, ift Die gänzliche Erfolgloſigkeit deſſelben. Die 
Genforen in andern Bundesſtaaten ſcheinen nicht immer 
von denfelben Anfichten auszugehen, wie bie hiefige Cen⸗ 
fur; und das auswärts Gedruckte wird mit der größten 
Leichtigkeit hier. verbreitet; ja, ed wird, wenn ber Ruf 
vorangeht, daß es hier geftrichen fey, um fo begieriger 
anfgefucht und gelefen. Unter folchen Umftänden ſcheint 
ed der Commiſſion, daß der Staat Gefahr läuft, bie 


1) Ein Culminationszuſtand des Schlimmen tritt dann ein, wenn 
die einzelnen Adminiftrationen die Cenſur als ein von 
ihnen beliebig zu benutzendes Werkzeug betrachten, um vor: 
kommenden Falles gewiffe von ihnen gehegte Anfichten, wor 
der definitiven Befchlußnahme, einer mit venfelben nicht über: 
einftimmenven Beleuchtung zu entziehen; wenn fie dem Eenfor 
in biefer Richtung Inftructionen ertheilen, und wenn ber Cenſor 
fo geſtellt iſt, folchen Inſtructionen Folge Yeiften zu müſſen. — 
Auf dieſe Weife wird ‚pie Öffentlicge Meinung einer Wirkfamteit 
beraubt, in welcher man überall eine heilläme und nothwendige 
Controle ver Verwaltung erblidt. 
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von ihm getroffenen vorbeugenden Manßregeln zum Ges 
fpötte werden zu ſehen; und daß auswärts die Meinung 
fich leicht erzeugen kann, er leide an inneren Gebrechen, 
welche er dem Auge der Welt zu entziehen aͤngſtlich bes 
müht fey. | 

: Aber, felbft abgefehen von diefen bedenflichen gofgen, 
erfcheint der Commiſſion die Ausdehnung der Cenſur auf 
die Discuſſion innerer Angelegenheiten in den Bedürfniſſen 
eines wohlgeordneten Freiſtaates nicht begründet, und mit 
feiner wahren Würde unverträglich. Ein Freiſtaat, der ſich 
einer gefunden Lebenskraft bewußt iſt, kann feine Würde 
und Sicherheit durch die Beleuchtung feiner inneren Zu⸗ 
fände nicht gefährdet halten; er müßte, ohne, vorbeugende 
Maaßregeln, mit gefeßlichen Beftimmungen gegen... den 
Mißbrauch der  Deffentlichfeit, und überhaupt, obne 
Willkühr, mit dem Geſetze ausreichen. Sind die vorhan⸗ 
denen Beſtinmungen mangelhaft, (wie ben zwar viele 
vereinzelte, aber großenheils veraltete, bei zufälligen An⸗ 
läffen entftandene Mandate ſich vorfinden, fp wird bie 
unten, Cim zweiten Thetle,) zu beantragende.Revifion unferer 
Strafgefeßgebung Gelegenheit darbieten, aud) Die durch 
den Mißbrauch der Preffe ſich ergebenden Verhältniffe zu 
berücfichtigen. 

Wenn ed nun auch aus füberafiven Rückſichten uns 
thunlich erfcheint, einzelne Schriften unter zwanzig Bogen 
oder einzelne Auffäge in Zeitblättern, auf den Grund ihres 
angeblich vaterftäbtifchen, oder fonft unverfänglichen Inhalts, 
ohne Vorwiſſen und vorgängige Genehmhaltung der Ber 
hörden zum Drud! befördern zu laffen — indem andere 
Bundesſtaaten, und. bie Gefammtheit des Bundes, zufolge 


der Beichlüffe vom 20. September 1819 erwarten Tonnen, 


Auskunftomittel, 
um bie nöthige 
innere Preßfreiheit 
herbeizuführen. 
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daß der Staat zuvor fid) überzeugt habe, wie der inhalt 
verfelben zu der Anwendung Yorbeugender Maaßregeln, 
m Sinne bed 54, feinen Anlaß gebe — ſo bietet dagegen 
ein anberes, ganz unbebenfliched Auskunfts— 
mittel fid) dar, um ven beabfichtigten Zwec im Weſent⸗ 
chen gu oerreichen, und angleich jebe fernere Reform 
zweckmäßig anzubahnen, während bie Genehmhaltung, im 
genauen ‚Einflange mit den Bundesbeichlüffen, vor ber 
dorgängigen Kenntnißnahme des Inhaltes, vorläufig abs 
hangig verbleibt. 
Die Eommiſſion beantragt hamlich ein weites Geſuch, 

dahin gehend: 

ber Senat möge. den Genſor bahin inſtruiren, wenn 
din. Meflger Bürger oder Einwohner eine Schrift oder 

einen Auffab, worin. die-Berdältniffe fremder 
: Staaten niht beſprochen werden,. mit feinem 

Kamen verfieht, alſo freiwillig und ausbrüdiid für 

den Inhalt die perfönliche Verantwortlichkeit übernimmt, 
“in ſolchem Falle dem unveränderten Inhalte das Im⸗ 

primatur ferner nicht zu verweigern. 





Zwoöͤlſtes Capitel. 
Einzelne Fragen. 
Die Commiſſion Stellt im Schluß-Tapitel des erſten 
Theiles ihre Anfichten über: verfchiegene Gegenflände 
zuſammen, welche ſich nicht gu vigentlichen Hauptab⸗ 
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theilungen zu eignen ſcheinen. Sie befichen in Bolgendem: 
1. Schutz ber Privatrechte, ven Behörden und Beamten 
gegenüber. 8. Milde Stiſruogen. 3. Penſionirung der 
Beamten. 


L. ESqatz der Privatrechte, den Behörden 
und Beamten gegenüber. 


Der oben bezeichnete, aͤrßerſt wichtige Gegenftanb, 
für deſſen Negulivung in anderen Staaten fehr and 
führliche und forgfältig ausgearbeitete Geſetze beſtehen, 
ift bei und nur ſehr dürftig von ber Geſetzgebung 
behandelt. Bei Gelegenheit der Beſtimmung berjenigen 
Sachen, welhe au das Ober» AppellationdsVericht zu 
Lubeck follen gebracht werden koͤnnen, tft in der Ap⸗ 
pellabilitäte-Verordanng vom 7. Juli 1820 
( Anderſonſche Gens, Bd. VI. & 29) m gi 
beſtimun, 

daß als privatrechtliche Streitigkeiten ihrer Natur nach 
nicht angeſehen werden füllen Gtreitigfeiten in Geſetz⸗ 
gebungs⸗, Negierange-, Kameral⸗, Adminiftrationds, 
Polizer, and überhaupt in allen und jeven Öffentlichen 
Sachen. _ 

Es werben fobana verfchiedene Klaffen von Fällen 
angegeben, welche nameutlich“ zu ben Sachen der Ber 
zeichneten Art gerechnet werden follen, unter welchen an: 
geführt find: 

a. Excessus in exercitio offieiorum publicorum. 
d. Me Beſchwerden über Berfügungen einzelner Be⸗ 
hörden. 

Sn 8 2 wird daran fehgefest, 7 oͤffeniliche Bes 
hoͤrden en ach | 


Jepiger gefepliger 
Zuſtand. 


Sau⸗ 
der Privatrechte. 


Unzulänglichkeit 
der beſtehenden 
Geſetze. 
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aus Contracten, Vergleichen, oder ſonſt in privatrecht⸗ 

lichen Beziehungen vor den Gerichten in Anſpruch ge⸗ 

:;nommen werben dürfen, Daß jedoch Klagen auf Privat⸗ 
Entfchädigung bei Erceffen in der Verwaltung äffentlicher 
Aemter, oder bei einem zum allgemeinen Beften erlittenen 
Schaden, nur dann vor die Gerichte follen gebracht 
werden fünnen, wenn die allgemeinen Staatöbehörden 
vorher erflärt haben, daß ein zu erfeßender Schaden 
vorhanden fey, und daß der Beamte, oder die Behörde, 
von welcher Erfaß gefordert werbe, deshalb in Anfpruch 
genommen werben bürfe, 

Diefe Beltimmung, welche dasjenige, was in ven 
Verfaffungsgefegen an verfchledenen Orten über ben hier 
berührten Gegenftand ausgeſprochen ift, z. B. Negle- 
ment der Rath» und Bürger-Convente, Tit. 2 
Art. 3 u. 6. Tit. 7,. Unionsreceß des Senats, 
Art. 7 bis 10, Art. 18, näher und umfaffender zu reguliren 
beftimmt find, Tonnen anf Feine Weife.. ven Beifall Der- 
jenigen verdienen, welche. einen geficherten Rechtezuftand 
und Schuß gegen Verfehen und Uebergriffe. der Behörden 
und Beamten herbeigeführt zu wiflen wünfchen. Das 
Geſetz geht nämlich Davon aus, daß der Staat, ale. folcher, 
und. einzelne Behörden deffelben, nur in dem Falle dem in 
feinen Rechten fich beeinträchtigt erachtenden Bürger vor 
Gericht follen Rede ftehen müflen, wenn der Staat, wie die 
Behörden, auf äußerlich) unverfennbare Weiſe als Privaten 
gehandelt, “z. B. Contracte oder ähnliche NRechtögefchäfte 
“gefchloffen haben,” In allen anderen Fällen, in welchen 
die Bürger Nachtheile an ihrer Perfon oder ihrem Ver⸗ 
mögen erleiden, ſoll ed von der Eutfcheidung der Admini⸗ 
ftratio- Behörden abhängen, ob eine Nechtöverlegung vor- 


Zwölftes Gapitel.. Einzelne Fragen. 139 


liege oder nicht, und ob Grund vorhanden fey, eine Ent 
fhädigung zu leiften, fo, Daß die Gerichte einerfeits nicht 
ohne worgängige Genehmigung ber Aduriniftrativ-Behörben 
angerufen werden fünnen, und daß andererfeitd Die richters 
liche Entfcheidbung nur einen gewiffen, fehr befchränften 
Theil des Streitverhältniffes, nämlich die Größe der Ent- 
fhädigung zu erledigen hat. 

Wenn mın fchon in allen übrigen, nicht ohne Weiteres 
auf Willkühr gegründeten, Staaten auf die eine oder andere 
Art dafür geforgt ift, die Rechte der einzelnen Bürger, 
den Handlungen der Behörden und Beamten gegenüber, 
nicht von der alleinigen Entfcheivung der letzteren abhängig 
zu. machen, fo tritt die Nothwenbigfeit einer folchen Fürs 
forge, in Beziehung auf Hamburg, bei Weitem mehr hervor. 
Denn Hamburg ift zuvörberft eine Republif, und in einer 
folchen muß für vollftändigen Schuß der Nechte der Ein⸗ 
zelnen ganz befonders geſorgt ſeyn. Außerdem it die vers 
hältnigmäßige Kleinhett des hamburgifchen Staates von 
Erheblichkeit, indem in Folge derfelben ver. Zuſammenhang 
der verfchiedenen Behörden unter einander außerft enge tft, 
und die Mehrzahl derjenigen Behörden, bei welchen Bes 
fchwerdeführungen über wirfliche oder vermeintliche Rechts⸗ 
verlegungen, nach der jegigen Gefeßgebung, anzubringen 
find, durch Perfonen gebildet werden, welche in ben vers 
fchiedenen Adminiſtrationszweigen, theils durch felbftthätiges 
Handeln, theils durch Führung der Oberaufſicht, mit be⸗ 
theiligt ſind. Es laͤßt ſich deshalb nicht verkennen, daß die 
einzeluen Mitglieder ber Behörden, an welche bie Beſchwerde⸗ 
führungen zu richten ſind, meiſtens Abneigung finden wer⸗ 
den, den letzteren zu entſprechen. — Hiemit ſtimmt auch 
die Erfahrung überein, denn von der nicht ganz geringen 


Gäu 
ber Privatrsihee. 


Befonbere Gründe 
ber Reform 
für Hamburg. 
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u Kan J faͤlle nur auf eine geſunde Anwendung der allgemeinen 
Rechtsgrundſaͤtze an; auch kann es in Faͤllen beſonderer 
Art keine Schwierigkeit haben, den Gerichten diejenigen 
Inſtructionen oder Reglements zugaͤngig zu machen, welche 
in ben betreffenden Adminiftrationdzweigen zur Anwendung 
zu bringen find. Beſtehen aber feine befonderen Inſtruc⸗ 
tionen, fo geht daraus hervor, daß ber betreffende Fall 
nach den, innerhalb ber Grenzen ber Gerechtigkeit anzu⸗ 
wendenden, Rückſichten der Zweckmaͤßigkeit zu entfcheiden 
ift, und über jene Grenzen fteht den Gerichten, welche bei 
der Handhabung der Criminal⸗Rechtspflege die fchwierigiten 
und verwideltfien Verhältniffe zu beurtheilen haben, gewiß 
am uns ein Urtheil zu. — Anlangend das zweite Bebenfen, fo 
ber Behörden zu Mögte fchwerlich ein Zracaffiren ber Behörden und Be 
beſorgen ſeꝛ. amten zu erwarten feyn.. Wenigſtens Iehrt die Erfahrung, 
daß in folchen Staaten, in welchen. dem richterlichen Amte 
bie uneingefchränftefte Wirkſamkeit eingeräumt ift, Prozeffe 
ber hier in Betracht Fommenden Art keinesweges haͤufig 
find, Ohne gerade auf England oder Nordamerika vers 
weifen zu müffen, kann man auf diejenigen deutſchen 
Staaten Bezug nehmen, wo, wie 3. B. in Kurheſſen 
und im Königreiche Sachfen, Prozefle fowohl gegen den 
Staat, ald gegen Behörden und Beamte ohne alle Hinderung 
unternommen werden fonnen, 1) und wo man dennoch 


1) In der Kurhefifchen Berfaffungsurtunde heißt es 
$ 35 


gebermann bleibt es frei, über das, ſein Intereſſe benach⸗ 
theiligende verfaſſungs⸗, geſetz⸗ oder ordnungswidrige Benehmen 
oder Verfahren einer öffentlichen Behörde bei der unmittelbar 
vorgefeßten Stelle Beſchwerde zu erheben, und ſolche nöthigen- 
falls bis zur höchſten Behörde zu verfolgen. Wirb die an- 
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niemale von MWebelfländen oder ſchlimmen Erfahrungen 0°) 
Etwas vernommen hat. ber Privatvadale 
Die Eommiffion glaubt andy hier des Eingehens auf Bergängiger Ber- 


die näheren Beſtimmungen des zu erlaffenden Geſetzes ſich pi ar ein 


enthalten zu müſſen. Nur. bie eine Verfügung: empfiehlt 
fie, daß jeder Kläger zu verpflichten fey, vor der Klags 
ſtellung auf dem abminiftrativen Wege Abhülfe zu fuchen, 
und, zwar,. baß er, wenn auch nicht gerade bei den ums 
teren Berwaltungsftelten, doch ebenfalld beim Rathe fein 


gebrachte Beſchwerde von der vorhelehten Behörde ungegrünpe 
befunden, fo ift diefelbe verpflichtet, dem Beſchwerdeführer die 
Gründe ihrer Entſcheidung zu eröfftten. 

699 jedem SBalle. bleibt, wo Jemand fi in 
feinen Rechten verlegt glaubt, ihm bie gerichtliche 
Klage offen, auch iſt es in geeigneten wichtigeren Fällen 
unbenommen, die Verwendung der Landſtände anzufirechen.” 

In der Verfaſſungsurkunde des Königreihs 
Sachfen lautet der $ 49: 

— «“IJedem, ber fi durch einen Act ver Staat# 
verwaltung in feinen Rechten verlegt glaubt, ſteht 
der Rechtsweg offen. — Ein befonveres Gefeß wird bie 
nöthigen Ausnahmen und näheren Beftimmungen treffen.” 

Das hier in Ausficht geftellte Geſetz it am 28. Januar 
1835 erlaflen. Es heißt in felbigem unter Anderem: 

8 6. Der Rechtsweg findet Statt bei allen Irrungen über 
privatrechtliche Verhältniffe, wern auch der Stant, oder 
irgend eine politifche, oder kirchliche Corporation 
bie Stelle der Gegenpartei einnimmt. — NRüd: 
fichtlich des Staates gehören hieher Streitigleiten 
mit ihm 

a) über Hopeitsrerhte, inſonderheit auch über bie 
Stage, ob gewiffe Gegenſtände dazu gehören; 

b) über anberes Staatsgut, 3.2. Domainen ꝛc. 

c) aus Verträgen ıc. 

$ 7. Der Rechteweg findet ferner Statt, wenn $emand 
unter der Behauptung, eine Berwaltungsbehörde 
babe ihre Amtsgewalt überſchritten oder gemiß⸗ 


Gr 
berpeinntiuigte, 


Bei: vorubringen habe: Miedurch wirden namlich 
in manchen Fällen Prozeſſe verhindert veerdeny wat *wo 


er 0 er zu bewirben iſt. n ini: ai 
Ber ha verlegen it: Me: klagenenr Partelen Wärberes ———— 


fey? 


qurgeben ſeyn, ub-fle, je nach der Verſchledeuheit ver Flle, 


De Verwaltangsbrhoͤrdeye ober den⸗ einzelnen Beamten ber 
lungen: wolleDie vorgeſetzte Behorde wurde immer Bas 
Recht haben mwüfleh, der lagenden Prerteiögegenüber : zu 
| erklaͤren, das Verfahren ves Becinten get! heißen, und, 
ſtatt führer, den Prozeß aufnehmen yw wollen, worauf 
Denn der Beamte aus der Stellung des Beklagten zu ent⸗ 
vaſſen ſeyn, uind dien Behoͤrde den Prozeß zu übernehmen 
haben wurde :— Toaue die vorgeſehte Behörde -anf dieſe 
Weife nicht ein, ſo wuͤrbe⸗ deri Beamte dadurch nicht ver⸗ 
hindert werben, ſich perſolich durch bis Nachweiſung zu 
befreien daß ‚er; Tahgefchen: oh der ihm een sum: Seite 
ſtehenden allgemeinen: und’ gefetzuichen Inſtruetiovn, ſpecielle 
Autoriſation von ſeinen Vorgeſetzten gehabt habe; welche 
Nachweiſung in der Regel ” — cr wiirde, Daß der 


Br man; sie: 





PER Par Bar Can? LS DEN Pen ab. RR nun 9 ”: 


braundt,,oper.ihre, Amtopflichten gemißbraugt oder 


- vernadhläffigt, und es ſey Daraus für ibn Schaden 
entſtauden⸗ tfchädigüug veita ugte 


gm Verlauf des Geſfetzes wird· ebenfalls ben “bloßen 


| Intereffen” (im Gegenfage von Rochten) Erwähnung ge: 


than, und verfügt, daß deren Verletzung over Gefährbung eben 


fo wenig die Juſtizbehörden angehen follen, wie bie Berfagung 


von Gefuchen, deren Bewilligaung dem Ermeſſen der Verwaltungs⸗ 


behoͤrden überlafſen iſt. 
Die vorſtehrnden Mitthellungen wire senägen, um es 
anſchamich zu marhen;, daß nie. Wonmmiſſton nichto Unerhoörtes 


— ober Beiſpielloſes beantragt, wenn 'fle verlangt, daß Jeder, 
welcher glaubt, daß er in feinen Privatrechten werlegt fey, ohne 
: ::° Weiteres die richterliche Entſchoibung nbffe: aurufen vurfen. 
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Kläger gegen ben Beamten abgewiefen würbe, und wur er 
noch gegen bie Behörde Hagen Tonne. ber Diver, 

Rathſam mögte ed feyn, für. bie Durchführung ver giocaliſcher Un- 
auf Seiten ber. Behörben vorfommenben Sachen men " 
fißcalifchen Anwalt beſonders zu- beftellen, . welcher durch 
die Kührung ſaͤmmtlicher Prozeſſe der bezeichneten Yet 
genaue Kunde der betreffenden Verhältniffe, und Routine 
in. der Führung gerabe folder Sachen erlangen würbe. 

Das Staatövermögen müßte für Dasdjenige, was in Berhaftung bes 
einer Prozeßführung ber Bier befprochenen Art einem Eiaatauerrigene. 
Kläger zugefprochen würde, haften, vorbehältlich bed Res 
grefles für den Fiscus gegen Denjenigen oder Diejenigen, 
von welchen der Mißgriff, dad Verfehen, ober das Unrecht 
gefcheben ſey. Im Kalle eined etwanigen Zahlunges 
unvermögend ber Betreffenden würde gewiß cher. der 
Staat, welcher fie auftellte, als ver verletzte Theil, welcher 
nur Durch jene Anftellung in den Berluft gerieth, der Leidende 
ſeyn müſſen. a 1. 


II. Milde Stiftungen. | 


Es ift ein fchon in ben Neceffen des fechzehnten un Milde Stiftungen. 
ſiebenzehnten Jahrhunderts ausgeſprochenes Verlangen, 1) 
daß Fürforge dahin getröffen werde, Dasjenige, was für 
milde Zwede ausgeſetzt fey, gegen Berwenbungen, welche 
nicht dem Sinne der Stifter entfprechen, ficher zu ſtellen. 
Zu diefem Verlangen ift auch noch jetzt ein. hinlänglicher 
rund vorhanden: Die Zahl der für milde Zwecke be⸗ 
flimmten öffentlichen und Privatftiftungen ift fehr bedeutend. 
Zufolge einer in den Vaterſtaͤdtiſchen Blättern vom Jahre 


') Weſtphalen's Handbuch. U. S. Ma. 
10 


446 pr Are il Were: 


milde ine Gifangn 1833 Ro. 2%. enthalteuen Mittheilung 13 :gabred, in: Jahre 


Einſetzung einer 
Dber-Auffiäts- 
behörbe, 


1830 nicht weiiger ‚ala 200 Privarfiiftlingen ‚mit: einem 
Bermögen:. von auehr als 6. Millionen Marl: Banco, und 
heinahe AB. Srunafkäden. ı: Es ::ifl: einleuchtendn. duß ıbei 
einer fo :graßen Auzahl einzelner Merwaltungen Mißbraͤuche 
und d Sngehbrigfeiten. Te vorkommen konnen. Hi ur” 

Um Hefe: sorzichengen, iſt: wiederholend 2i6 Anord⸗ 
nung einer ae Auffichtöbehötte u: Borichlag: gebracht 


._ worden: . —* Fe 133 I 5 froh! PER 0% ar — en 


Deffentlide und 
Privatfiftungen. 


. Auch die —— hält die Ginfegung einet ſolchon 
4 für. wünſchenswerth, und glaubt die Aufgabe der 
ſelben einfach dahin angeben zu duͤrfen, ſie ſey beſtimmt, 
zu ‚beitivfen, :vaß bie vorhandenenn Mittel erhalten, und zu 
Dear. den ‚Bien: Vorgehen Zweagen benmöt 
werden. : . ..: Lie ill 

.ıt Madı: der. Anſich ber Gommifflen 9— wei laſen 
won Stiftungen zu unterſcheiden: die bffentlichen und die 
Privatſtiftungen. — Oeffentliche Stiftungen ſind ſolche, 
deren Verwaltung entweder ausſchließlich von Staats⸗ 
behoͤrden geführt werden, vder zu derer Kerwaltung doc) 
Mitglieber ber: Stantäbphörben: ih ihrer. Hffuntlichen: Qua⸗ 
litäs: Deputirt. ſind. Dieher -find gu zählen: Dad: &t, Jo⸗ 
bannissKlofter, :ba8  MoriensMagbalenen: Kloſter, bas 
Heilige Geiftr Hospital, . dat. Gaſthaus, das St. Georgs⸗ 
Hospital; das Sp Hiobsa Hospital, dus Waiſenhaus, das 
Allgemeine Kranfenhaud,.der Gonvent/: das Schiffer⸗Armen⸗ 
bass. Wuag an milden Stiftungen nicht in die Kategorie 
Der vffentlichen )gehorte,: wütbe unter den Begriff ber 
Privatſtiftungen fallen; und: wären: zu benfelbem auch alle 


1) Weftphalen ©. 0. S. M, Noe). 
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diejenigen Unternehmungen zu zählen, welche bie Milb⸗ 
thatigkrit des Publikums durch Leollectiren in Anſpruch 
nehmen. | 
Die ofemlichen Stiftungen wärben nach :der Amficht 
der Commiſſton ‚unmittelbar dem Rathe untergeben ſeyn 
můͤſſen, in ſolcher Weiſe, daß fie demſelben jaͤhrlich Bericht 
abzuſtatten, und Rechnung abzulegen hätten. — Um auch 
dent Publitum Kunde von ben Berhälmniffen ver Stiftungen 
zu ertheilen, würbe ber Jahresbericht ganz, und bie Rech⸗ 
nungsablegung mindeftens in ihren Hauptpofitionen zu pu⸗ 
bliciren feyn. Died würde nicht nur eime größere Theil⸗ 
nahme bed Publikums veranlaffen, ſondern bie öffentliche 
Meinung würbe andy Gelegenheit finden, ſich über Das⸗ 
jenige, was in Betreff bir Bermwaltungen ber eitizelnen 
Stiftungen etwa anders zu. wünfchen wäre, audzufprechem.: 
Anlangend die Privatſtiftungen, fo kann in Beziehung 
anf fie das Oberanffichtörecht bed Staates im Allgemeinen 
gewiß nicht in Zweifel gezogen werben; doch find demſelben 
bier durch die Privatwillführ der Stifter Grenzen gefegt: 
Hätte nämlich ein Teſtator in Beziehung anf eine ſchon 
beftehende Sfiftung verordnet, uber verorbnete ein Teftator 
fernerhin, daß die teftamentarifche Verwaltung jeber Ober⸗ 
aufficht von Seiten irgend emer Behörde entzogen ſeyn 
fole, :fo. würbe. emer ſolchen Beſtimmung Folge geleiſtet 
erben müſſen > denn man kann dem Stifter das Dre, 
55 hiezu w wirven au diejenigen Stiftungen derechnei werden a müfen 
welche, ihrer Ratıre nach, ben Zwed Haben, ihre Berwaltung nicht 
zur Kunde Anderer, als ber Verwalter ſelbſt, gelangen zu Inffen, 
z. Bde S Stiftungen zu Gunſten verſchämter Armen u, fix: 
Dasjenige, was ſelbſtverſtaͤndlich in einer Verordnung egt, 
muß der ausvrucklichen Beſtimmung gleich ſtehen. 


10° 


Milde Stiftungen. 


Yublication des 
Jahres berichtes x. 
ber Öffentlichen 
Stiftungen. 


Auffichtarecht 
bes Staates über 
Privatfiiftungen. 


Mitde Siiftungen. 


Zu ſammenſetzung 
der 
Aufſichtsbehörde. 


Wirkungskreis 
berfelben.. 
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die hier in Betracht kommenden Verhältniffe nach eigenem 
Ermeſſen zu beftimmen, nicht abfprechen. — Eben fo- ver: 
hält es fich mit dem Falle, wenn die Fundationsacten von 
Anftalten, welche durch Privatbeiträge: unterkilten: werden, 
die Controle von Seften ber Stantsbehörben- angfchließen. 
Auch hier iſt nämlich ‚der Privatwille der urfprünglichen 
Stifter, und die freie Entfchließung der ſpaͤter hinzutretenden 
Eontribuenten zu beachteri; fe ſtrhen im: einem contract⸗ 
artigen Verhältmifie, und disponiren, ſobald fie nicht durch 
Hausſammlumgen, ober ähnliche Maaßregein, die öffentliche 
Müpthätigkert anrufen, nur über ihre eigenen Mittel. 

7 9a Beziehung auf die Privatſtiftungen ſchlägt Die 
Commiſſion die Einſetzung etwa folgender Behoͤrde vor: 
2: Sie würde gebildet aus Deputirten bes Rathes und 
and Bürgern, und zwar aus Bürgern, welche ſelbſt bie 
Verwaltung einer ober mehrer Stiftungen führen. Zum 
erften Male würben bie Bürger von Rathe ernannt, fpäter 
ergaͤnzte ſich die Behörbe ſelbſt, und zwar hätten die aus⸗ 
tretenden Mitglieber: immer einige ihnen qualificirt erſchei⸗ 
nende Perſonen in Vorſchlag zu bringen. Die Aufgabe 
ver Behörde würde dahin gehen; ſich zunaͤchſt eine: Ueber⸗ 
ſicht über ſaͤmmtliche Privatſtiftungen zu verſchaffen. Zu 
biefent Zwecke wären die ſaͤmmtlichen Fundationsacten der 
beſtehenden Stiftungen der Behoörde vorzulegen, und in 
Zakunft hätte das Zehntenamt, fo wie bie Abrigen Teſta⸗ 
ments = Publicationd = Behörden, von denjenigen Paſſus 
feßtwilliger Verfügungen, durch welche Stiftungen ober 
pia legata errichtet werben, Abſchrift zu ertheilen. — Diefe 


nach und nach immer mehr zu vervollftändigende Samm⸗ 


fung der Fundations acten würde die Nachweiſung darüber 
tiefern, zu welchen Zwecken bie Mittel ber Stiftungen zu 
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verwenden wären. Mit Berüdfichtigung. biefer Nachweis mine Grifnmger. 
ſungen hätte Die Behörde die jährlich von: den Stiftungee« 
verwaltern gefchehende Rechnungsablegung zu prüfen. - -- 

Sollte es .fich zeigen, daß von einer Verwaltung bie 
. Mittel Ber. Stiftung. für andere, als die vorgefchrisbenen 
Zwede verwandt, oder das Intereſſe der ‚Stiftung auf ir⸗ 
gend eine andere Weife verlegt wäre, fo würde die Bes 
hörde befugt und verpflichtet feyn, die etwanigen vorläu⸗ 
figen ficherftellenden Maapregeln zu treffen,. inöbefondere 
eine interimiſtiſche Verwaltung der. betreffenden. Stiftung 
anzuordnen, welche letztere Dann, nöthigenfalls auf. dem 
gerichtlichen Wege, das zur Wiederherſtellung des geord⸗ 
neten Zuſtandes Erforderliche vorzunehmen haͤtte. 

Der in Vorſchlag gebrachten Behorde würden: auch 
die bisher von dem. Übergerichte- beſchaffte Eonfirmatien 
neu ‚anzuftellender Teſtamentsvollſtrecker und Stiftungs⸗ 
verwalter, ſo wie bie etwanigen andern hieher. gehörigen 
‚Oberanfficte«Handlungen, welche bisher dem Obergeriche: 
oigelegen haben, übertragen werden. koͤnnen. 

"Man könnte. ſich zu. dem Vorſchlage veranlaßt fihin, Ob die Vormund⸗ 
die beſprochene Oberaufſicht der Vormundſchafts⸗Deputation —— warten 
zu übertragen, da biefe.-Behörde mit ganz ähnlichen Zano ! 
tionen fich befaßt, und durch den Befig eines wohlregulirten 
Bureau's, ſo wie,. weil fie einen Buchhalter für ihre. Zwerke 
zur Dispofition hat, zur. Führung berfelben beſonders ges 
eignet erſcheine. Allein die Commiffion glaubt, daB: hie 
Verwalter der verſchiedenen milden Stiftungen Manches da⸗ 
gegen einzuwenden haben wuͤrden, ſich in dieſelbe Kategorie 
mit Vormündern undCuratoren ſtellen zu laſſen, wohin⸗ 
gegen ſie ſich, ohne alle Abneigung, einer Behörde unter⸗ 
ordnen mögten, welche weſentlich und hauptſaͤchlich aus 


Milbe Stiftungen, 


Rüdfichten, 
welche ber Staat 
in Bezug auf 
alternde Beamte 
zu nehmen bat. 


Nothwendigleit, 
für Penſionirung 
zu ſorgen. 
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ihrer. eigenen Mitte gebildet würde, und über deren Heil⸗ 
famteit, ja Nothwendigkeit, ſchwerüch irgend Jemand im 
Zweifer feyn dürfte. | 

Die Lommiffion empfiehlt deshalb. unbedentlich den 
—** auf Einſetzung der’ in ihren. Brundegen oben 
näher dargelegten Behörde. 


III. Penſtonirnug der Veamten. = 


. Der Staat hat in Beziehung anf bie.ind ‚höhere Lebens⸗ 
alter tretenden Beamten zwei Ruͤchſichten gu nehmen; die 
eine. der Billigkeit: und Humanität, ‚infofern es nicht ger 
rechtfertigt werden kann, den alt unb unfähig werdenden 
Beamten, entweder diefer unverfchuldeten. Schwäche halber, 
ans dem Amte zu entfernen, oder ihm,: aungeachtet der» 
felben, die volle Arbeit, welche er zu leiften ‚nicht. mehr im 
Stande ift, aufzubürden; Die zweite des eigenen Intereſſes, 
indem es unerläßlich ift, bie unzulänglich werdenden Sträfte 
des Beamten durch frifchere ‚Kräfte .zu erſetzen. — Die 
Sommiffion halt es deshalb: für nothmendig, dahin zu 
wirken, ‚die in ein gewiſſes ‚hohen Lebensalter tretenden 
Beamten, fo wie diejenigen, welche. im früheren. Alter 


durch unverfchulnete Kreigniffe . arbeitöunfähig werden, 


einerfeitd gegen. Mangel zu. fchüsen, : andererfeits nicht 
zur Bürde der betreffenden Adminiſtrationen werben zu 
laſſen. Allerdings: bat fih in : der Bürgerfchaft zu 
mehren Malen eine Abneigung - gegen. Die Penfionirung 
von Beamten ausgeſprochen, ‚allein: ıbiefe Abneigung 
mögte dann ſchwinden, wenn. bie Rathſamkeit ber bier 
beſprochenen Maaßregel deutlich exfammt,. und dieſe letztere 
zugleich als allgemeines Princig auf alle Verwaltungs⸗ 
zweige, von dem Mraͤſen des Obergerichtes, und dem 
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Actuarius civiam an, bis zu den unterften Officianten 
durchgeführt würde. | 

Die Frage, auf welche Weife die Mittel zur Pens 
fionirung der Beamten anfzubringen feyn würden, if 
unter den gegenwärtigen bebrängten Umſtänden unferes 
Staatöhanshalted wohl nur dahin zu beantworten, daß 
die Beamten felbft, durch Einlaſſung gewiſſer Gehalte 
procente, bie Mittel zur Beflreitung der Penfionen auf: 
zubringen hätten. Allerdings iſt das Läſtige, welches Durch 
jene Verkürzung der Einnahme herbeigeführt wird, nicht 
zu verfennen, dennoch fcheint in ihr das einzige Hilfsmittel 
zu liegen, um die vorhin angedeuteten Uebelftände zu ver⸗ 
meiden. 

Die Commiſſion befchränft fich bei dem hier berührten 
Gegenſtande auf die Ansfprechung des allgemeinen Wunfches, 
und fügt in der Beilage Ho. 3 eine Tabelle hinzu, in 
welcher die Verhältniffe der Beamten-PenflMmirung in ver- 
fchiedenen deutfchen Staaten zufammengeftellt find. 

Durch Berechnungen, wie fie angeftellt worden find, 
als die Penſions-Caſſe für die Witwen und Waifen der 
hamburgifchen Beamten begründet wurde, müßte man 
ermitteln, ob man durch Einfchüffe und Beiträge der 
Beamten, welche für fie nicht zu läſtig wären, einen 
“ ausreichenden Fond zufamntenbringen könne, um die ers 
forderlichen Penfionen audzuzahlen. 


Shlupbemerfung. 


Die Commiſſion hat einen wichtigen Theil unferer 
Verwaltung, weldyer in manchen feiner jeßigen Einrich⸗ 
tungen der Reform gewiß bedarf, das Mepdicinal- 
wesen, nur aus dem Grunde unerwähnt gelaffen, weil 


Die die nöthigen 
Mittel aufzubrin- 
gen feyen. 


Bezuguahme 
auf die geſetzlichen 
Beſtimmungen 
anderer deutſcher 
Staaten. 


Berechnungen. 


Medicinalweſen. 


Medicinalweſen. 
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eine von dem Aerztlichen Vereine niedergefeßte Com⸗ 
miffion befchäftigt it, eine Nevifion des gefammten ham- 
burgifchen Medicinalweſens vorzubereiten, und ſich, nad) 
Bollendung ihrer Arbeiten, mit einer in das Einzelne ge- 
henden Borftellung an ven Senat wenden wird. 

Der Aerztliche Berein hat' ſich zu jener Manpregel 
veranlaßt gefehen, weil 25 Jahre ‚verfloflen find, ohne daß 
die Abficht ded $ A der Mebdicinalordnung von 1818, in 
welchem es folgendermaaßen Iantet: 

“ Vebrigend kann und foll diefe Ordnung der Sa- 
nitätd- und Medicinal⸗Polizei zu ber künftigen Begrün- 
dung einer allgemeinern, dem Geifte der Zeit und un⸗ 
ferer Berfaffung entfprechenden Gefundheits > Fürforge 

‚ nur den erften Grund legen, deren allmälige Vollendung 
von den Einfichten und Erfahrungen des anzuordnenden 
GSefundheits - Rathes und heſſen kunftigen Vorſchlägen, 
erwartet werden barf,” 

bien zur Ausführung gelangt wäre 
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Sweiter Zbein 
Juſtiz und ‚Polizei, | 


ee Ti 


V orb emerhung en. 

Dar: Thatigteit des r jebenzehnten Jahrhunderts, ueberblid über 
welches an feiner Schwelle ein. vielumfaffendes Geſetzbuch, " aan 
und fpäter, unter dem Gedränge politifcher Unruhen und 
Kämpfe, eine Neihe von Gerichtsorduungen hervorrief, 
ift in dem vaterftäbtifchen Juſtizweſen eine lange Paufe 
gefolgt. Das fühlbare Bedürfniß, wodurch das Project 
ber vollftändigen Gerichtsordnung von 1711 veranlaßt 
wnrde, hat weder bamald, noch überall vor Eintritt ber 
Fremdherrſchaft, Abhülfe gefunden, obgleich Die Hebel, Deren 
Heilung man wünfchte, fchwerlich von felbft verſchwunden 
waren. Das Jahr 1815 brachte einzelne Inſtitutionen, 
die als dauernd befriedigende Einrichtungen feitdem an⸗ 
erfannt find, aber es ift fchon fonft ausgefprochen, 1) Daß 
die gefeglichen Beſtimmungen ans jener Zeit faft in jedem 


a 


ı) Sn der 1835 erſchienenen Schrift: “Weber bie widtigften 
Mängel unferer Polizei: Berfaffung und unferee 
Criminalverfahrens.“ ©.20. cl 


Grüßere Reform⸗ 

wünfdhe, in Be⸗ 

ziehung auf das 
Zuſtizweſen. 
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Paragraphen von Eile zeugen; und wer fünnte Died anders 
erwarten, wenn er bedenkt, wie Vieles in allen Zweigen 
des Staatslebend Damals neu zu organifiren, wie über: 
wältigend der Drang war, proviforifchen Nothbehelfen für 
die Juſtizpflege ein verfaflungsmäßiges Ziel zu ſetzen! Zu 
einer beſonnechen prüfung is Berkhelveis beRähtigt. die 
ſeitdem gewonnene. J Erfahrung während fines 28jährigen 
Zeitraums, der überall im aterlande eine‘ ausgezeichnete 
Wirkſamkeit der Geſetzgebung und. der Literatur auf diefem 
Felde erwedt hat. 

Hamburgs Bürger haben, ſo „oft fie. ihre Wünfche 
und Borfchläge für unfere öffentlichen Berhältniffe aus⸗ 
fprachen, der Vervollkommnung bes Suftizwef ns Die 
fergfältigfte Beachtung gewidmet. Sie waren ists? Durchs 
drungen von. ber: Mahrheit,daß die Herrſchaft Der Ge⸗ 
rechtigkeit die Grundlage und Bedingung ialker. Politiſchen 
Freiheit iſt, daß ben Sinat durch eine wurdige, den / For⸗ 
derungen der Vernuuft/ rund dem Bedurfniſſe des Lebens 
entfprechauke Nechtönflege ine unabweishare Pflicht: gegen 
alte ihm Angehdrigen erfülle;/ sunb: fiechahen: es nie vers 
kaunt, daß die Yortfchritte- wer Generationen in geiſtiger 
und ſittlicher Bildung mit: wen Einrichtungen, deren: Ber 
ſtimmung es ift, dem Mechte' Yusrkeuunig und Wirkſautkoit 
zu ſichern, . in:sungertrasmlichent-Bufemmmnenkatige ſtehen. 
Diejenigen Mitglieder der Eommifſion, welche: zunäͤchſt zur 
Erdrterung /dieſer Fragen: zuſammengetreten ſind, : haben 
ihre :AUnfichten nicht nach zufällige: Wahrnehmungen oder 
gelegentlichen Erkundigungen gebildet; ſie ſind ſaͤmmtlich 
Maͤnner, deren Beruf es ‚ft, an ber Verwaltung der 
Hechtspflege quf Reßenägeit,. pherioähtenh, mehrer. Sahre, 
praftifch Theil zu nehmen? Win beſcheiden us, daß Die 
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Bovichläge, : deren Ausfichoung wir empfehlen werben ,- in 
einzelnen Punkten: -wielleicht‘:: durch: volllommnere . erfegt 
werden fonnen; aber wir kennen die Mängel bed: Bes 
fiehenden aus Erfahrung, und wir werben fie zufammens 
suftellen verſuchen, um ihre Abhülfe nach unfern Kräften 
vorzubereiten. 

Bei einer folchen Betrachtung des Juſtizweſens bleiben ZInhalt und 
diejenigen Seiten deſſelben von ſelbſt ausgeſchloſſen, welche miese 
ihrer Natur nach von der Einwirkung der Staatögewalt 
unabhängig: find, wie namentlich: vie Bildung gewohnheits⸗ 
rechtlicher Normen und Uſanzen; die ergänzende, ſich all 
mählig geftaltende Praxis der Gerichte; endlich die Ents 
widelung und Fortbildung durch wiſſenſchaftliche Leiſtungen 
Die Thaͤtigkeit Des Staabes für Die Juſtizpflegeußert 
ſich aber in zwiefacher Weiſe: theils durch Sanctionirung 
von⸗Vorſchriften, nach: welchen die Goſchaͤfte des Verkehrs 
zu: vreguliren, und begangenes Unrecht ge: ahnden iſt, theils 
durch Organiſirung der rechtſprechenden Brhoͤrden mir 
Maorduung der. Formen, ‚in: welchen die Rochtöſachen vor 
ihnen‘. verhandelt werden ſollen. Bon dieſen beiden Haupt⸗ 
punkten iſt der erfley. in, Vergleich zu Dem zweiten, ‚hier. 
nut: kurz au behandeln; ‚bie: Gommiſſion wuß'fich Darauf 
beſchraääuken, auszuſprechen, wad :amf:: Dem: Gebiete: der 
Geſetzgebung im Allgemeimen gu wunſchéu fdy, vhne zu 
unterſuchen, wie. daſſelbe im⸗Detail beſchaffen ſeyn follte; 
Zar. Vorlegung ausgearbeiteter Geſetzvorſchlaͤge war ſie nicht 
aufgefordert, vielmehr hatte ſie nun die Fragen aufzuwerfen: 
At überhaupt eine vermehrte legiälntive Thaͤtigkrit unſered 
Staates im Juſtizweſen: Bedürfnißn Wie iſt⸗ dieſelbe herbei⸗ 
zuführen ? und auf welche: Materien follteifle: gnmächlt:ges 
richtet. werdeu? Nach einer kurzen Gäbrtersing / bieſer Fragen 


Jetziger Zufand ;. 
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Gefeparbung. 
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wird unſer Bericht. auf dem Felde der Gerichtsverfafſung 
und Procedur laͤnger zu verweilen haben, und ‚anlede Die 


Polizei ins ‚Auge faſſen. oa 
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h SR ſeibige, in peemebrtem Miete, Berürfuig: ? 
MWenn man nach den Uoberſchriften urtheilen dürfte, 
—— wir einen ſehr umfaſſenden Geſetz«Goder in dem 
revidirten Stadtbuche nos 16033 denn dort wird, außer 
machen: ftantöwechtlichen. nd. polizeilichen Dingen, eine 
vollſtaͤndige Gerichtsordnung, Dad ganze Privatrecht, Wechſel⸗ 
and Seerecht, und ſchließlich das Criminalrecht abgehandelt. 
Wur viermalin Ben. ſeoitdem verfloſſenen drittehalb Jahr⸗ 
hunderten: bat die Geſetzgebung einen nennenswerthen 
Schritt vorwaͤrts gothan; durch die Wechſelordnung (17 11I), 
Aſſecuranz⸗ un Havarei⸗Ordaung (1730 Die Neue Falliten⸗ 
erdunng (176030), and Rormundſchaft ⸗Ordnung (1831). 
Sullte tu allen Abrigen ; Zweigen: fich ein ı ähnliches Be⸗ 
darfniß nich & gezeigt: haben 2. Golkte,. während der Rechte: 
zuſtaud eines Gemeiaweſens und eines Zeitalters den treueſten 
Spiegel ſeines geiſtigen Standpnnktes, ſeiner geſammten 
Bildung und Wiſſenſchaft lieſert, in Wahrheit. anzunehmen 
ſeyn, daß: für unſer heutiges Humburg Dasjenige ausreiche, 
womit an ſichnin Liuſange ‚De; fiehenzehnten: Vahrhunderts 
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zur Noth beguägte? -—— Frühere Generationen waren nicht Grübere Eünfde 
dieſer Auſicht: ſchon wenige Jahre nady-Mibliention eb emsgmu. 
Stadtbuches wurde von der Bürgerfchaft auf eine Reviſton 

and Aenderung deſſelben gebrungen, wozu Die Vorarbeiten 

uns erhalten: find. Auch die Reorganiſations⸗Deputation 

yon 1814 forderte (Ro. 16 der Poftnlate) “die Entwerfung 

“eines Geſetzbuches, das in möglichfter Kürze alle Zweige 

“per Geſetzgebung umfaſſe:) Ohne bie großen Schwierig, 

feiten. der Erfüllung biefes wohlmeinenden Wunfches :zu 
verfennen, bemerfen wir, : daß auch in nenerer.Zeit fehr 
entfchiedene Stimmen die vüllige Unthätigleit der Legislation 

im Juſtizfache belagt haben. — Zu einer Kritik des Ber 

ſtehenden, vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte, iſt hier. nicht 

ber: Ortzwir begnügen uns, einige ſehr praktiſche und. im 

die Augen ſpringende Nuchtheile bes jetzigen Zuſtundeß 
hervorzuheben. Dahin rechnen wir: in: 0. m en ort 

* 1 :@me große - Recdhtäunficherheisiuund Werwirruug. Zaqthdeile des 
Der Inhatt eb: Stadtbuches, ſo wie einzekner ſpatren "Per Buhube. 
Gefetze, iſt großeutheils⸗veraltet, und nicht: ſelten: Tamm 
verſtaͤndlich. Die: roͤmiſche Rechtsmaſſe, germaniſche Na⸗ 

ſichten und locale Inſtituen beſtehen neben einander; ohne 
orgamfchen Zuſanmenhang/ und ohne daß man ſagen Ta, 

wo Eines : aufhoͤrt vder Das Andere eingreift: "Freilich: Nu⸗ 

nen bie. Erwartungenivenderiburd; eis volfkinbigen Geſctz⸗ 

buch zu vernittelnden!: Einfachheit ;bew: Mechtözufiänbe;, ui 
Allgemeinheit der Recheslenntniß Leicht: zu fungwinifch: ſeyn 

Daß nameuntlich der Rath und Beiſtand ber. eigentlich Rechta⸗ 

kundigen dadurch niemald entbehrlich werben kann, Da& 

folgt; and: der Mannigfaltigkeit der modernen Verkehrs⸗ 

und: Lebens⸗Verhaͤltniſfe. Wenn aber auch der gebildeir 

Buͤrger, anſtatt ſich ‚Aber die ihm nahe liegenden Materien 
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Rachtheile 


für die Thaͤtigkeit 


ber Gerichte. 
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midbbeſt zu inſtruiren, jeher’ Augtshlicd anfragen, nad ſich nicht 
ſeiten sun feinem kRldvoraten die Antwort: holen muß daß auch 
uber: Me »einfechften. und: haͤiſigſten Faͤlle keine zaverluͤſſige 
Auskunft’ ertheilen ſey, ſo Find: beide: Elaſſen wohl be 
fugt, einen ſolchen: Rechtszuſtand arröſtlich zu ſinden. 

ri Die: Folge: davon liſt/ Duß einerfeits vield Prozeſſe 
entfiehen ;ir. pie nicht aothig⸗ feyn ſolten, und daß auf der 
audern Seite ſich nicht ſelten einn unwürdige Scheu findet, 
ven: Ausſpruch ber: Gerichte: auzurafen / Zwar Tann: auch 
dus ausfuhrlichſte Geſetzbuch Anmöglich / alle Rechtöfragen, 
wie: ie. durch die Verwickelungen des Lebens erzeugt werben, 
ar Boraus ettfcheibewf aber.ımich weniger iſt es zu ber 
zweifeln, daß wentigſtens die efuficheren, haͤufigſten und 
deshalb wichtigſten Elfen: Yon: Fällen. geſetzlich regulirt 
ſeyn koönnen und müſſen, daß rs die Pfticht einer intelligenten 
und wachſamen Staatögewalerifk, "täglich wiederkehrende 
Controverſen Durch. eine swodimäßige Beitimmung zu er- 
kebigen, anſtatt fie Buhehunderte Img immer von Neuem 
erörtern,„.: ind einerrewiger Quelle: bed: Haders bleiben zu 
laffen. -: nftreitig, kann/ von den Gerichten für die Aus 
Füllung son. ide; fin wie; Fixirung der Prarid Aber 
zwriſelhafte Fragen; mehliiiungewirktimwerben; aber: wenn 
unter ben: flreitenben) Partheirn· uicht etwa jede, : fondern 
trine once Rechter aAberzeugt ſeyn barf;, iwern ;ber 
Nechtöftreitingkß ein Grperkucustiufcheitk,: Deffen: Audgung 
vorhern yeah unmdglichriſt pnſo haudein allerdings: Die 
Bethriligten dmg „mundi fie! Den: Gegenſtand des Streit 
nach irgend seiner; Propꝓortion⸗/ unter · ſech ithetlen,, bie bs 
vocaten· t eidlvᷣch/ nwelche bazu wathen nd Audi: Deu: ger 
wiſſenhafte· Richten muß im Bewußtfenty'baß Prozeſſe. im 
Intervſſelmicht ver benz ir; ſonern der Partheien geführt 
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werben, bie: leiteren -manitem, ıfidıı feinem Aus ſpruche 
zu unterwerfen, da ‚jebarham. ihnen: ‚Bhefahn : lauft, uch 
Aufwandung /von, Zeit sad. Roflem: belehrt: zu werden, 
Nicht: Daß Auracht * haude,ſondern adaß Ser: Anrecht 
haben fa les mr. Dieſe Stellunge der, Gerichte: nft ein 
unwurdige und. ainhefriebigembe,, i:.aber : fie. iſt die moth⸗ 
wandigenolge bei Mangels an: ‚beilimmten: and. oemug⸗ 
Gehenen. Bez ν at Wut, HN. no. 71% 

:noße: Ein weiteren: He fühfbatenn Rachthei: bicſes Man 
geie, entſteht in: Hamburg aus der: Einrichtung, nach welches 
unfee rechtiprechenben: Behörbent in eriten und. zweiter In⸗ 
ftanz nicht: ausſchließlich mit: Juriſten, fordern: großencheiit 
mit Kaufleuten, :ober.imibenen. nicht: rechtögelehrten Mitglie 
dern ‚befegt find. Map: auch Wiefe nich nach Gutbünken 
ober ‚taunteim Billigkeits⸗Gefuhl ihre Stimmen für: bie Ente 
foheidung. beigutragen haben, üft..bess ‚meifden von ihnen Hay 
bewußt 5: ihr Amtseid: verpflichtet ſie, nach beftmögliches 
Rechts⸗Einſicht zu votirenen Allein man kunn nicht 
umhin,. die: unbeſtegbaren/ Schwisvigfeiten anzuerkennen, 
welche jenem. pflichtmaͤßigen Beſtreben ‚Durdy: Die; Beſchafe 
fenheit unſerer großentheils nt fremde: Sprachen ad 
faßten, -weisigichtigen und. entlegemen ·Nechts quellen bis 
reitet. werden.Meſentliche Gigenſchaften eines Yıtea Rich⸗ 
texd: -Scharffinn, Kebengnlärfahsung;,: klare Adffaffengı and 
unbefangewe:: Wurdigang. .berivfiwsitigen ;Berhältuiffe, : mu 
allerdings: on: Aislchrkunkeit nd ı Bieiwiflevei unabhängig: 
follen ‚uber. bie Neffichten‘ und. igefrisen -Borzüge ; Weide 
bie; biſsherige Befetzung⸗ Der: Gerichte : in · unſerm kleinen 
Staateo raͤthlich machen, ber Moͤglichkoit einer grunblichvr⸗ 
und wahrhaft: achtungemershin : Zufigpflege New: Iofjeng 
fo tft .68.:unerläßith „daß: dedne m -Michter die Heuntuiß 
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derjenigen Rechtsnormen im Borand abgefchnitten ſey, nach 
weichen gu enticheiben: er. berufen wird. 

Beraltete und un A’ 4 Es kommt jedoch nicht nur auf Das Vorhauden⸗ 

vafienbe eeſete. ſeyn von Geſetzen, gleichviel weicher? ſondern auch Darauf 
an, daß ihr Inhalt vernunftig und zeitgemäß. ſey. Dies 
laͤßt fich von einem Theil unſerer noch heute. anwendbaren 
Legislation gewiß nicht ruͤhmen, vielmehr würde eine durch⸗ 
greifende Reviſion verfelben auf zahlreiche Beſtimmungen 
führen,. die nach der entſchiedenen allgemeinen Ueberzeugung 
je eher je lieber abgeſchafft, oder durch beſſere erſetzt werden 
mußten. Es bedarf auch feiner Ausführung, daß Vieles 
für unſere Zeit, bei gänzlich veränderten Verhäaltniſſen der 
Gefittung und bed Verkehrs, unpaflend feyn muß, was 
vor drei ober-breiselm Jahrhunderten Hut, oder wenigſtens 
erträglich, geweſen ſeyn mag. : Was. aber damals die 
Sanction der. Geſetzgebung erhielt, kann jetzt wicht. von 
ſelbſt als erloſchen betrachtet, fondern nur. durch eine weile 
kegielation ausgemerzt und verbeſſert werden. 

« dSu = Ya Klaͤglichſten ſteht es bei und um denjenigen 
mechechein welcher am innigſten mit dem jeweiligen Stand⸗ 
punkte eines Zeitalters in Hinſicht auf Sittlichkeit und Hu⸗ 
manität verwebt it: um das Criminalrecht. Bekannt⸗ 
lich kommt and: dem vierten Theil unſeres Stadtbuchs 
yon peinlichen Suchen”. fein ‚einziger Artikel zu wirklicher 
Anwendung; es iſt für: immer unmöglich, zu ihm, ober zu 
den noch Älteren, :cben ſo barbariſchen Beitimmungen ber 
Carslina oder des Römischen: Rechts zurückzukehren. An 
deren Stelle iſt aber nichts Anderes, als eine boden⸗ und 
ſchrankenloſe Wil lkühr getreten: das beliebige Ermeſſen 
der Gerichte und ſenſtigen Behörden. Die Möglichkeit, 
daß Durch Strafloßgfeit.: einzelner. Verbrecher und ganzer 
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Claffen unerlaubter Handlungen die Rechtöpflege in vers 
derblichen Conflict mit der öffentlichen Moral trete, bildet 


die eine Schattenfeite dieſes Zuſtandes; Die zweite liegt 


in dem Mangel: genügender Garantie gegen ungleichmäßige, 
und fchon- deshalb ungerechte, Größe ver Strafen bei 
gleichmäßiger Verſchuldung. Nach unſerer Uebergeugung 
entbehrt die bürgerliche Freiheit eine weſentliche Stuͤtze, 
wenn nicht Leben und Freiheit jedes Angeſchuldigten gegen 
willkührliche Härte, und eben fo die perſoͤnliche Sicherheit, 
das Eigenthum, und "alle wichtigften Güter des Bürgers, 
gegen frevelhafte Eingriffe, Durch gerechte: und: weife 
Strafgeſetze geſchützt find. om 


2. Wie ift fie herbeiführen? r 
ern hiernach eine legislative Wirkſamkeit fir Yas 
Suftizwefen dringend gewuͤnſcht werden muß, fo ift hin⸗ 
fichtlich der Erfüllung dieſes Wunſches zunüchſt wor einem 
zwiefachen &rtrem zu warten. - Man könnte des Guten 


zu viel, und zu wenig thun wollen, Zu wenig gefchieht, 


wenn an einem Gebäude einige angenfällig ſchadhafte Stellen 
ansgebeffert, einzelne. Balken evfetst werben, während: das 
Ganze einer Hauptreparatur bedarf und felbft das Fun⸗ 
dament einer forgfältigen Prufung unterworfen werden 
müßte. Ohne Zweifel waäͤre es z. B. beffer, wenn -bie 
Frage, ob unacceptirte Wechfet-Mefpittage "haben; geſetlich 
entfchieden wäre, als daß -noch fortwährend darüber: ges 
firitten werben fan. Aber nar Kleinmuth oder Bequem⸗ 
lichkeit köͤnnten es genügend und rathfam finden, mit Feſt⸗ 
ſtellung fo vereinzefter Punkte ftüchweife zu verfahren. - Das 
durch würde Der innere organifche Zufammenhang verfannt 
werben, in weichem jeder Rechtbſatz wit allen übrigen, der⸗ 
11 
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ſelben Materie angehörigen fteht, und zu einer Feftftellung von 


Fundamental-Sägen, and welchen dad Detail mit Sicher- 
heit und Conſequenz abzuleiten wäre, könnte man fo niemals 
gelangen. Man würde ferner mit der Zeit einen Wuſt 
abgeriffener Verordnungen, ein Stückwerk von Beflimmuns- 
gen erhalten, bie kaum an fich, gefchweige mit allen da⸗ 
neben fortbeftehenden Rechtsquellen ſich überfehen ließen; 
endlid; würde man, bei dem bebächtigen Gange unferer 
verfaffungsmäßigen Berathungen nicht vom Fleck kommen, 
und während eines Menfchenalters Fein irgend erhebliches 
Ziel erlangen. “Deshalb — fo würden auch wir uns ent- 
ſcheiden — lieber das Alte, und mit ihm die Hoffnung 
anf eine würdige Zufnnft behalten, ald diefe letztere gegen 
feine unorganiſche Berbefferungen aufopfern.” 1) 

Die zweite zu vermeidenbe Klippe befteht in der Bor- 
ftellung, baß die Geſetzgebung nur mit einem Alles um; 
faſſenden Werte fchicflicher Weiſe hervortreten Fünne. Die 
Revision ded Stadtbuches iſt vor zweihundert Sahren in 
Stoden gerathen, ohne Zweifel, weil man die Arbeit zu 
umfaffend fand, die auch auf dieſem Wege niemald zu 
Stande fommen wird. Die Deputation von 1814 forderte 
die Entwerfung eined Geſetzbuches, das alle Zweige der 
Geſetzgebung umfaſſe; indeſſen hat eine achtbare Autorität, 
welche fich über jenen Wunfch mit Vorliebe äußert, es 
nicht verfannt, daß “die Gegenwart, felbit bei der ausge⸗ 
zeichnetſten Thätigfeit, ſchwerlich weiter ald bis zur Vor⸗ 
bereitung würde kommen fönnen, und bie Beendigung den 
Nachkommen überlaffen müſſen.“ 2) Auc, an eine folche 





ı) Aphorismen über das Hamb. Hppothekenweſen. S.10. 
2) Bartels Abhandl. über die PHamb. Berfaffung. S. 386. 
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Vorbereitung aber hat. man bisher, in bald breißig Jahren, 
nicht weiter gedacht. Es ift erflärlih, daß ed in ges 
wöhnlichen Zeiten an Muth und Neigung zu einer Arbeit 
fehlt, deren Ziel man in endlofe Ferne hinausgerüdt denken 
muß, und deren auch nur theilweifen Abfchluß zu erleben 
man im Boraud verzweifelt. 

Das wirklich Rathſame und praktiſch Ausfuhrbare 
liegt zwiſchen dieſen Extremen. Es iſt einleuchtend, daß 
eine verbeſſerte Wechſel-Ordnung unabhängig von dem Eris 
minal-Gefeßbuche zu Stande kommen, daß ein vollſtändiges 
Hypotheken⸗Geſetz ind ‚Leben treten fann, ohne auf. die 
Reviſion der Aſſecuranz⸗Ordnung warten zu müſſen. Man 
vermag auf einem gehörig begrenzten Felde in mäßiger 
Frift etwas wahrhaft Verbeſſerndes und auf lange Zeit 
Ausreichendes zu Stande zu bringen, und man findet 
durch einen folchen Erfolg Kraft und Muth zu neuen Ar⸗ 
beiten geftärkt, oder ed können auch gleichzeitig audere 
Kräfte auf einem andern Gebiete thätig feyn. — Diefen Weg 
haben befanntlich in den legten Sahrzehnten faft alle deut⸗ 
fhen Staaten mit befriedigendem Erfolge eingefchlagen. 
Abgefehen von den neuen Strafgefeßbüchern, für mwelhe 
die Codiftcationdfrage am früheften entfchieden wurde, find 
mehrfach vollfländige Hypothelen - Drbuungen zu Stande 
gefommen; Wechfels Ordnungen, Gefeße über bie: ehe⸗ 
fihen Güterrechte und andere auch uns nahe liegembe 
Zweige find entweder bereits promulgirt, oder zur con⸗ 
ftitutionellen Berathung vorbereitet. Nur dar auf kommt 
ed an, daß ein Nechtstheil, für welchen legislative Be⸗ 
fimmungen zum Bebürfniß geworden find, in feiner ors 
ganifchen Selbftftändigkeit aufgefaßt, und fo weit abgegrenzt 
werde, daß feine gründliche Reviſion nicht flörend. und ver⸗ 

11° 
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wirrend in andere, vorläufig unberührt bleibende Gebiete 
eingreife. Das zu beurtheilen ift aber für Niemand, der über- 
haupt Beruf zu folchen Arbeiten hat, eine unmögliche Aufgabe. 
De biherar Ei Die Realifirung des Wunſches nach guten Gefeken 
findet alfo in dem Gegenſtande felbft feine unüber- 
windlichen Schwierigkeiten. Auch ift das bezeichnete Ziel 
nicht nur im vorigen Sahrhunderte rückfichtlich der Zalliten- 
Ordnung, und ber (damals neuen) Affecuranz - Ordnung 
erreicht, ſondern auch in neuerer Zeit bei der Bormund- 
fehaftö s Ordnung verfolgt, und wird notorifch für einige 
anbere Jängft erwartete Gefeße erftrebt. Daß aber auf 
Dem bisher eingefchlagenen Wege, wo bie einzelnen 
Schritte mur nad) ganzen und halben Sahrhunderten zu 
zahlen find, fein irgend erhebliched Nefultat erlebt werden 
koͤnne, das wird durch einen Rüdblid auf die bisherige Er- 
fahrung gewiß. — Der Berfafler ver Sammlung Hamb. 
Geſetze entfchuldigt fich im Fahre 1765, daß er noch die bis⸗ 
herige Affecuranz-Ordnung von 1731 abdruden laffe, “da 
der Senat ſchon feit einigen Jahren mit einer neuen fich 
befchäftige; es fey aber deren Verkündigung noch nicht ger 
fchehen.? 2) Aus einigen Sahren find ſeitdem bereits 
arhtzig geworden! — Die Sievekin g'ſchen Materialien 
zu: einem neuen Wechſelrechte erfchienen 17925 jeit einem 
hafben Sahrhunderte hat man auf diefer Grundlage ohne 
Erfolg gearbeitet. — Aus ficherer Duelle wurde der gelehrten 
Welt berichtet, daß 1821 eine Eommiffion-zur Ausarbeitung 
ober Reception eined Criminalgeſetzbuches niedergeſetzt ſey; ) 


1) Sammlung Hamb. Geſetze und Verfaſſungen. Bd. J. 
8.9. 
2) Neues Archiv des Criminalrechte. Bd. VI. ©. 405. 
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in Hamburg hat man feit 20 Jahren nichtö weiter davon 
vernommen. — Auf “die nahe bevorftehende Revifion unferer 


Gerichtd-Drbnung” wurden Sahr aus, Jahr ein, Anträge anf 


Abhülfe für dringende Webelftände verfchoben, und muths 
maaßlic, war noch im vorigen Jahre wenig dafür gefchehem: 
Diefe Beifpiele Taffen ſich leicht Durch andere vermehren, we 
gleichfalls das Bebürfniß nad) neuen zeitgemäßen Gefeten 
allgemein und wieberholt anerfannt wurde, ohne baf Ste 
Augficht vorhanden wäre, fie ind Leben treten zu fehens" 

Die Urfache diefer nieberfchlagenden, ſich ſtets gleich 
bleibenden Erfcheinung, Fann nicht in zufälligen, vorüber⸗ 
gehenden Umftänden zu fuchen feyn, noch weniger in den 
Derfonen, deren Eifer und Thatkraft ein Jeder bereitwillig 
anerkennt; fie Tiegt allein in ben beſtehenden Einrich— 
tungen. Daß ein Gefeb, um verfaffunggmäßige Geltung 
zu erlangen, von der Bürgerfchaft angenommen, und bee 
bürgerlichen Collegien vorher zur Prüfung mitgetheilt ſeyn 
muß, dieſe Nothmendigfeit mag allerdings in den letzten 
Stadien einigen Zeitaufwand herbeiführen; indeflen kann, une 
ihn zu vermeiden, Niemand dad Fundament ver Verfaſſung 
ändern, ober für die das Juſtizweſen betreffenden Geſetze 
eine Eremtion auf diefem Punkte beantragen wollen: Wer 
Sitz des Uebels liegt in der Procedur, welche jenen Schluß: 
acten voorangeht, und welche man nur von. Weiten ber 
obachtet zu haben braucht, um bie Folgen erflärlich und 
unvermeidlich zu finden. Kür jedes bedeutendbere Probst 
ber Legislation gehen die Vorarbeiten, die erſte Berathung 
und der Entwurf, von einer dazu niedergefeßten Commiſſion 
des Senated aus. Die Mitglieder derfelben, wenn auch 
aufd Glücklichſte ausgewählt, und zu energifcher Thätigkeit 
geneigt, Fünnen jedoch niemals: ſolchen außerorbentlichen 
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Arbeiten die ungeftörte Muße, die unerläßliche Abgezogen⸗ 
heit widmen, ohne welche die ſchwierigſte und folgenreichfte 
Art geiftiger Thätigfeit nimmermehr gedeihen Tann. Shre 
Zeit und Kraft ift durch die ihnen zugetheilten Rathsaͤmter, 
und ihren Antheil an den laufenden Gefchäften zum größten 
Theil bereits in Anfpruch genommen, fie können fich Faum 
anf einzelne Tage und Stunden einer Maſſe von heterogenen 
Pflichten, von fremdartigen Gefchäften der Adminiftration 
und Regierung entziehen, und fo ift an eine regelmäßig 
fortfchreitende Berathung jener Commiſſionen von vorn herein 
faum zu denken. Dazu kommt zweitens der regelmäßige 
Wechſel der Rathsämter, in Folge deffen faft jährlich einzelne 
Mitglieder aus den beftehenden Geſetzcommiſſionen augfcheiden 
muͤſſen, nachdem fie eben mit ver Sadje vertraut geworden 
waren, und andere mit neuen Theorieen, und unbekannt 
mit den bisherigen Verhandlungen eintreten, während doch 
Einheit der Grundanfichten und Conſequenz in der Aus⸗ 
führung nirgend fchmerzlicher vermißt wird, wie bei legie- 
lativen Werfen. — Endlich müffen bei der Berichteritattung 
und den Vorfchlägen der Commiffionen neue und oft unab- 
fehbare Zögerungen eintreten; denn die Discuffion um— 
faffender Details in einem zahlreichen Collegium ift fchon 
an fich Außerft zeitraubend; einmal begonnen, muß fie, 
weil viele andere eben fo wichtige, ober zwar unbedeutende, 
Aber dringende Sachen auf Erledigung harren, abgebrochen 
werden, um zu gelegener Zeit wieder aufgenommen zu 
werden. Nimmt man hiezu die von der Majorität be- 
liebten Amendirungen, die von den direct oder inbirect 
betheiligten Departements oder Beamten einzufordernden 
und möglichft zu berücfichtigenden gutachtlichen Berichte, 
fo kann eö nicht anders feyn, ald daß felbft in den günftigen 
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Fallen, wo dad ganze Werk von einer Tebendigen Seele 
getragen und gefördert wird, ber rüftigfte Arbeiter endlich 
ermüden, ſtumpf und muthlo8 werden muß. 

Wir halten den Einwand, daß unfer Staat zu Fein 
fey, um brauchbare und zeitgemäße Gefete zu fchaffen, für 
gänzlich grundlos; vielmehr ift ein ſolches Unternehmen 
in unferer Republik leichter und ungehinderter durchzuführen 


als dort, wo die Ungleichheit der Beftandtheile, Die Mannig⸗ 


faltigfeit örtlicher Statute und Gewohnheiten, die Ber 
fehiedenheit der Stände und Localverhältniffe auf jedem 
Schritte Bedenklichfeiten bereiten, welche der Einfachheit 
unferer Zuftände fern liegen. Allerdings aber it es hier 
vorzugsweife erforderlich, alle vorhandenen geiftigen Kräfte 
forgfam aufzufuchen, und im allgemeinen Intereſſe nutbar 
zu machen, was vielleicht früher nicht immer mit völliger 
Unbefangenheit gefchehen it. Man laffe an der Berathung 
und Ausarbeitung von Gefebentwürfen alle Diejenigen 
Theil nehmen, die durch ihr Studium, durch Erfahrung und 
Sachkenntniß dazu Beruf und Neigung haben, mögen es 
Mitglieder der Behörden, Kaufleute oder Advocaten ſeyn. 
Hierauf ift fchon früher mit Recht aufmerffam gemacht 
worden. 1) Außerdem aber fommt es für jedes Gemein⸗ 
weſen barauf an, ein verfaflungsmäßiges Organ aufs 
zuftellen, welches ſolche Unternehmungen veranlaffe, leite, 
und zur Sanction durch die Staatdgewalt fürdere. Von 
felbft verfteht e8 fi, daß unfer Senat ald Theil der 
Souveränität bei jeder Art von Gefeßgebung eben fo 
concurrire, wie die Bürgerfchaft, daß alfo hierin Feine 
Neuerung beantragt werben fol. Er hat ferner als 


1% Reue Hamb. Blätter von 1842. No. 3. S. 22. 
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oberaufiehende und Negierungds Behörde den Impuls zu 
jeber legislativen Xhätigfeit zu geben, fo oft und wo 
immer fich ein Bebürfniß dazu zeigen ‚mag. Endlich 
ift er, ald oberſte Adminiftratiovs Behörde vorzüglich ge⸗ 
eignet zur Entwerfung und Berathung aller Verordnungen, 
welche die verfchiedenen Fächer der Verwaltung betreffen, 
und auch bier Liegt ihm ein nicht Leicht zu erfchöpfendes 
Feld ber Thätigkeit vor. Wenn ihm aber bieher auch die 
Ausarbeitung und Redaction aller hier gemeinten, Das 
Juſtizweſen Privatrecht, Griminglrecht, den Prozeß ıc.) 
betreffenden Geſetzentwürfe ausſchließlich, fey es durch 
Eommiffarien oder in Pleno, oblag, fo muß diefe Einrid)s 
tung fehr befremdlich erfcheinen im Vergleich mit andern 
Staaten, wo bergleichen Arbeiten niemald im Cabinet der 
Regierung gefcheben, fondern auf deſſen Veranlaſſung von 
den für den fpeciellen Gegenftand Sachkundigſten auf bie 
Bahn gebracht, vorgefchlagen, und im Detail ausgeführt 
werden. Linverfennbar ift der innere Zufammenhang, durd) 
welchen dem Senate, weil ihm die Handhabung der Juſtiz⸗ 
pflege im Allgemeinen anvertraut war, auch jener Zweig 
berfelben ausfchließlich aufgebürbet blieb. Die vorhin 
angebeuteten Folgen davon find ein gewichtiger Recht⸗ 
fertigungdgrund für das Verlangen einer Trennung ber 
Gin ſolches Organ Rechtöpflege von der Berwaltung und Regierung. In 
ae Der Erwägung unferer örtlichen Verhältniffe ift die Commiſſion 
erh — überzeugt, daß durch Einfegung eined ſelbſtſtändigen 
Dbergerichts die Schwierigkeiten für eine wohlthätige, 
nad, Snhalt und Form würdige Thätigfeit der Gefeßgebung 
am Genügendften zu befeitigen feyn werben. Ein ſolches 
würbe namentlich Durch feinen Beruf, alle zweifelhaften 
und beftrittenen Rechtsfragen in zweiter Inſtanz zu ent- 
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fcheiden, das Beduͤrfniß nach neuen Gefeßen am Beſten 
überblien und beurtheilen können, befler auch ale die, 
großentheild mit Inſtruction der Prozeſſe, Ermittelung 
ftreitiger Thatfachen u. dergl. befchäftigten Richter erfter 
Inſtanz. Seine Mitglieder, würden neben ihren Iaufenben 
Sefchäften, noch Muße für den höchften Zweck und bie 
ebelfte Blüthe der Jurisprudenz, die Bearbeitung von 
Gefegentwürfen, behalten, während vie ſtets wechfelnden 
Mitglieder der bisherigen Senats» Section unter hundert 
andere Gegenftände ihr Intereſſe und ihre Thätigfeit zu 
zerfplittern gemüffigt find. Ein vom Senat getrennte® 
Dbergericht würde bei feinem Berufe und feiner Zus 
fammenfegung am Sicherften erfahren, wer unter dem 
übrigen Mitbürgern ſich durch Fähigkeit und Geſinnung 
zur Theilnahme an derartigen Arbeiten qualificirt; unter 
dem Borfiß feiner Commiffarien koͤnnten die anders 
weitig vorhandenen Kräfte am Füglichiten aufgeboten 
und verwendet werden. Endlich verfpricht die Stellung 
einer folchen Behörde unter der Oberauffict des Se—⸗ 
nates, ald des Inhaber der Suftighoheit, die nöthige 
Garantie dafür, daß die erforderlichen Arbeiten wirffidy 
angefangen werden, und bie einmal angefangenen nicht 
wieder in Stoden gerathen würden. Es ıft kaum 
nöthig, zu erwähnen, daß durch diefe Inſtitution kein 
wejentliches Attribut des Senats gefränft werden, mtb 
er vielmehr befähigt werben würde, dem Suftizwefen 
diejenige Beachtiing zu widmen, welche vemfelben 
von einer intelligenten und umfichtigen Regierung zuges 
wendet werden muß. ‘Mir halten daher die vorges 
fchlagene Auskunft für unbedenklich, aber wir empfehlen 
fie zugleich aufs Ernftlichfte ald das einzige Mittel, um 
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taͤglich fühlbarer werdenden Mängeln wirkſam abzu⸗ 
helfen, und den dringenden Anforderungen der Zeit zu 
begegnen. | 


3 Worauf ift fie zunächft zu richten? 


Die Gefepgebung kann ſchon deshalb, weil fie in den 
Rechtsverhaͤltniſſen keinen todten, fondern einen organifch 
ſich verändernden und fortbildenden Stoff zu beherrfchen 
hat, ihre Scyöpfungen nicht für die Ewigkeit aufſtellen 
wollen. Ihr Streben fann nur dahin gehen, fi auf 
die Höhe ihres Zeitalterd an Einfidyt und Bildung zu ftellen; 
fommenden Generationen darf und wird der heutige Stand» 
punft fchon nicht mehr genügen. NHiernadh läßt fich dieſe 
Wirkſamkeit nicht auf einmal für immer abfchließen; vollends 
bei und, wo das bisher vernachläffigte Feld ungemein 
vielumfaflend ift, bedarf es nicht etwa einer vorüber- 
gehenden Thätigfeit, fondern einer durch dauernde Ein- 
richtungen für die ganze Zufunft geficherten. Wir müffen 
und alfo darauf befchränfen, einige Punkte anzuführen, 
auf welche vor allen das Augenmerk eines, zu ftätiger und 
ernfilicher Wirffamkeit berufenen, der Staatsgewalt vor- 
arbeitenden Organes zu richten wäre. 

1. Als erfte Handelsfladt follte Hamburg dem ges 
ſammten Baterlande durch mufterhafte Handeldgefeke vor: 
anleuchten, und fie zu erlangen oder zu verbeffern, müßte 
eine Ehrenfache für unfere Suriften und Kaufleute feyı. 
Obgleich hierbei Manches durch autonomifche Ufanzen felt- 
gefiellt werden kann, fo giebt es Doch einige Zweige, die 
der Regulirung durch ein vollftändiges und deutliches Geſetz 
bedürfen. Dahin gehört insbefondere das Wedhjelgefchäft. 
Für das längft und faft allgemein anerkannte Bedürfniß 
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einer neuen Wecdfel-Orbnung giebt bie größere ober 
geringere Zahl der entichiedenen Prozeſſe feinen "hinläng- 
lichen Maaßſtab. Was in einem fo wichtigen, fo wefents 
lich auf Sicherheit und Präcifion gebaueten Zweige des 
Verkehrs Nechtens fey, muß nicht allein von Richtern nad) 
ihrer Anficyt zu entfcheiden, oder bei Anwälden mühſam 
zu erfragen, es follte im Bewußtfeyn und, als untrüglicher 
Rathgeber, im Befite aller Betheiligten feyn. — Ueberdies 
gehören zu den lekteren auch die Auswärtigen, denen Die 
Möglichkeit gegeben werden muß, ſich von den bei uns 
gültigen Nechtönormen, die für fie in fo vielen Fällen vers 
pflichtend find, auf einfachem und leicht zugänglichem Wege 
zu unterrichten. Statt einzelner zerſtreueten Zuſaͤtze, ober 
Rovellen, iſt daher eine vollſtändige Reviſion der Wechſel⸗ 
Ordnung von 1711 dringend zu wünſchen. 

2. Die Nothwendigkeit einer neuen Aſſecuranz⸗ 
und Havarei-Ordnung iſt, wie im Publikum, fo auch 
von den Gerichten, lebhaft gefühlt und wiederholt aus⸗ 
geſprochen. Es muß auch Jedem einleuchten, daß ein 
Gefeß, welches vor mehr ald hundert Sahren über biefe, 
feitdem jo durchgreifend umgeftalteten und erweiterten Ges 
fchäftezweige erlaffen wurde, unmöglic; noch jet genügen 
könne. Treffend wurde vor Kurzem öffentlich bemerkt, bie 
Schwierigfeiten einer durchbringenden Bearbeitung feyen 
hier zwar bedeutend, allein überwunden werden müßten 
diefelben Doch einmal, und jedenfall würben fie durch das 
Hinaudfchieben der Sache ſich nicht verringern. 1) 

d. Die Grundfäte, auf welchen die Fallitens 
Ordnung von 1753 beruhet, haben fic, feitbem großen» 





1) Berge. Neue Hamb. Blätter. 1842. No. 14. ©. 128. 
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theils als beifallswürdig bewährt; ein Theil der Be⸗ 
ſchwerden über das Fallitweſen würde ſich von ſelbſt 
erledigen, wenn man, was ſehr zu wünfchen iſt, ſich 
ſtrenger an den Sinn und Inhalt des Geſetzes hielte. 
Manche Verbeſſerungen hat aber auch hier die Erfah: 
rung längit ald nothwendig dargethan, fo namentlich in 
den folgenreichen Partieen des Deckungsweſens, und 
der Fleineren Falliffemente. Die Geſetzgebung follte 
hinfichtlich diefer, für jeden Gefhäftsmann fo wichtigen 
Zweige ſich nicht länger ftillfchweigend Damit beruhigen, 
daß die Falliten-Dröonung noch immer “die neue” genannt 
zu werden pflegt. 

4. Eine gerechte und würdige Strafrechtöpflege ohne 
zeitgemäße Criminal-Geſetze ift überall ald eine Un⸗ 
möglichkeit anerfannt. Im ganzen übrigen Deutichland 
fohreitet die Geſetzgebung auf dieſem Gebiete fo eifrig vor- 
wärtd, daß in wenig Sahren Hamburg der einzige Staat feyn 
würde, in welchem Leben, Freiheit, Ehre und Vermögen des 
Bürgers nicht durch feſte und vernünftige Beflimmungen 
gefchüst find. Hierauf ft aber in den letzten Sahrzehnten 
befonderd anwendbar geworden, was fchon die Deputation 
von 1814 bemerfte: “Durch fo manche Vorarbeiten in 
“andern Staaten ift ein Werf dieſer Art fo fehr erleichtert 
“worden, daß man nicht amgelegentlicd; genug wünſchen 
“fan, auch-für unfere Stadt eine gleiche Wohlthat zu 
“erlangen.” Man möge, da es hierbei nicht auf Ort 
ginalität oder Durchſetzung einfeitiger Anfichten anfommt, 
eined der zahlreichen neuen Strafgefeßbücjer mit den we⸗ 
nigen, durch unfere fpeciellen Verhaͤltniſſe etwa gebotenen, 
Abänderungen adoptiren, oder auch verfuchen, mit Be; 
nußung aller vorhandenen Häülfgmittel etwas noch Befjeres 
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zu probuciren. Mag die Arbeit auch fehr umfaffend ſeyn, 
fo foltte fie Doch mindeftend gleichzeitig mit den Reformen 
des Gefängnißwefend und des Criminal-Berfahrend, womit 
fie aufs Innigſte zufammenhängt, vorgenommen werben. - 

5. Eine tüchtige Hppotheken⸗Ordnung iſt ein, 
für jeden Grundbefiger und Capitaliſten unentbehrliches, 


und bei unferer einfach foliden Grundlage zugleich fehr. 
belohnended Wert. Auch find fchon vorlängft Entwürfe: 


und Anfichten Darüber ind Publifum gefommen. Da aber 
diefes Unternehmen auf möglichft lange Haltbarkeit berechnet 
feyn, und in mandje Rechtöverhältniffe eingreifen muß, fe 


ift vorzugsweife von ihm eine Beherrfchung und Durch—⸗ 


dringung der ganzen Materie zu verlangen; namentlich 


müßte ed in den betreffenden Partieen. auf die Aufhebung: 
der nußlofen Berlaffungen bafırt ſeyn, da wir nicht 
bezweifeln fünnen, daß die Bürgerfchaft diefen, fohon früher - 
mehrfach geäußerten, Wunſch keinesweges aufgegeben va 


ben wird. 


haben, daß ein fehr weites Feld für die Iegislative Thätigs 
feit vorliegt, welches wir nicht unbefümmert unfern Nach⸗ 


fommen zum Anbau binterlaffen dürfen. Deshalb barf- 


man fich aber auch von einer einmaligen gewaltfamen An 
firengung fein vorläufig ausreichendes Heil verfprechem; 
vielmehr muß man ficy entfchieden von Formen und Eins 
richtungen, die wir aus früheren Sahrhunderten überkom⸗ 
men haben, Iosfagen, weil fie es And, unter welchen ber 
befte Wille aller Einzelnen fich fruchtlos abmühet, dem 
gerechten Forderungen der Gegenwart: zu entfprechen. 


* 4 . 


Es genüge, an den bisherigen Beifpielen gezeigt zu 
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Zweites Capitel. 
Die Civil-Juſtizpflege. 


— — 


1. Das Niedergericht. 


Durch die Organiſation von 1815 wurde das Nieder⸗ 
gericht von den Prätoren, als feinen früheren Vorſitzern, 
völlig unabhängig, und zur generellen Suftizbehörde für 
alle, nicht zur Gompetenz des Handelsgerichts oder ber 
Dielen = Snftanzen gehörigen Sachen erhoben. 1) Damit 
wurde zugleich ver bisherigen Concurrenz des Obergerichts 
als erfter Inſtanz, fo wie dem außergerichtlichen Verfahren 
vor dem Rath in Nechtöfacdyen ein Ende gemacht. Das 


- Gericht befteht feitdem aus drei juriftifchen permanenten 


Mitgliedern, nebft vier nicht grabuirten Richtern, deren _ 
früher zweijährige Amtsdauer durch den Rath- und Bür- 
gerfchluß vom 17. December 1840 auf vier Sahre feft- 
geftellt ift. 

Die Commiſſion erblickt in dieſem jelbftftändigen Col⸗ 
legium die Bedingungen einer würdigen, den Forderungen 
der Gerechtigkeit entfprechenden Suftizpflege theilweiſe er- 
füllt, und glaubt, daß daffelbe zum Wetteifer mit den ge- 
achtetften deutſchen Gerichtshöfen fich berufen finden müffe. 
Zwar könnte ed auffallen, daß die ordentliche Suftisbehörbe 
für einen Bezirk von mehr ald 140,000 Seelen zur größeren 
Hälfte aus Nichtiuriften — dem Herfommen nad) aus 
Kaufleuten — zufammengefegt ift, und es muß einleuchten, 


1) Berorbnung vom 29. December 1815, Art. 29. 
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daß die Einfachheit vorzeitlicher Berhältniffe, welche jene 
Inſtitution entftehen ließen, weil jeder tüchtige Bürger 
fähig war, das Recht feinen Genoffen zu finden, auf diefem 
Wege nicht wieder hervorzuzaubern ift, fo lange die Man⸗ 
nigfaltigfeit ded bürgerlichen Verkehrs einerſeits, und ans 
dererfeitd der verfallene, unzugängliche Zuftand unferer 
Rechtsquellen damit contrafliren. Mllein bei einem aus Gründe für nicht 
nur Drei rechtögelehrten Votanten beftehendem Collegium en 
ift die Zuziehung von Beifigern faft unvermeidlich, meil 
fonft jede momentane Verhinderung eined Mitgliedes, ohne 
die Möglichkeit der Stellvertretung, alle collegialifchen Bes 
fchlüffe fuspendiren müßte. Als unbedenklich aber erweift 
ſich die Eoncurrenz Taufmännifcher Mitglieder deshalb, 
weil in Beranlaffung des Art. 5 der Verordnung von 1815 
die Entfcheidung bei den, bier verftandenen, Givilfachen 
regelmäßig von drei juriftifchen neben zwei nichtiuriftifchen 
Botanten ausgeht. Die Einigkeit der erfteren bildet ſonach 
ſchon eine entfcheidende Majorität; wenn aber unter ihnen 
differente Anfichten obwalten, fo ſcheint es freilich feltfam, 
gerade über Controverfen, oder über Fragen, deren Löſung 
eben ihrer Zweifelhaftigfeit wegen befonders fchmwierig if, 
dem unjuriftifhem Ermeſſen den Ausſchlag anzımertranen: 
indeffen liefert der Umftand, daß zwei Votanten ben dritten 
überftimmt haben, nur eine fehr unfichere Garantie für bie 
größere Richtigkeit ihrer Anficht, welche vielmehr nicht fetten 
zum befien Erfolge dadurch zur unterliegenden werben 
fann, Daß zwei unbefangene Collegen, wenn auch aus ans 
dern, oder minder Har durchdachten Gründen, jenem britten 
fi) anſchließen. Sonach liegt für jest fein Bedürfniß 
vor, hinfichtlich der Art der Beſetzung des Gerichts Aen⸗ 
derungen zu wünfdyen, and, abgefehen von ber wichtigen 
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Bebentung, welche die beftehende Zuſammenſetzung für die 
Eriminals Rechtöpflege hat. 

Dagegen erfcheint die Mitgliedfchaft der nicht graduirten 
Richter ald ein Argument von felbititändigem Gewichte gegen 
die bisherige niedergerichtliche Procedur. Shre 
Mitwirkung theilt fich in die Anmefenheit bei den Rela- 
tionen, den Andienzen und Vergleichd-Commiffionen. — Das 
Amt der VBermittelung burch, auf beide Parteien berechnete, 
gätliche Borftellungen und angenteffene Vergleichd-Borfchläge 
konn feiner Natur nach nur von Einem zur Zeit geübt 
werden, und zwar ift nur Derjenige Dazu geeignet, der 
and den Acten bie Lage der Sache mit ihren verfchiedenen 
Streitpunften fennen gelernt hat, und zugleich die Chance 
des Prozefjed einigermanßen zu berechnen vermag, naͤmlich 
der juriftifche Commiffar. Auch wird anf eine active 
Theilnahme -feined Collegen faft niemals gerechnet, wie 
fhon daraus ſich ergiebt, daß derſelbe meiſtens gleichzeitig 


-bei zwei oder brei folchen, im verfchiedenen Zimmern ab- 


gehaltenen Terminen zu fungiren berufen wird; fondern er 
hat nur bei der Mitbeglaubigung der Unterfchriften eines 
abgefchloffenen Transactes zu affiftiren, wofür aber der 
Actuar hier eben fo ausreichend und zwedmäßig zu vers 
wenden ift, wie im Handelsgericht, zufolge Art. 26 der 
Handelögerichtd-Drbnung. — Richt minder unnütz ift Die 
Theilnahme an ben biöherigen Audienzen, denen die kauf⸗ 
männifchen Richter in turno beimohnen. Was dort — 
wo fie zur paſſivſten Unthätigleit während der Foftbarften 
Geſchäftsſtunden verurtheilt find — eigentlich getrieben 
wird, muß ihnen, follte man denken, ein kaum am Schluß 
ihrer Amtszeit gelöfetes NRäthfel bleiben! Denn die Ver⸗ 
pflichtung für fämmtliche Dinglente, “fleißige Aufacht zu 
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“haben auf Dasjenige, fo. im Gericht Cin der Audiegz) 
“vorgetragen wird,” 1) mußte mit Ginführung des fchrifty 
lichen Verfahren von felbik ihre Anwendbarkeit verlieren; 
deshalb waren ſchon feit Anfang des vorigen Jahrhunderto 
in ben Audienzen nur zwei Depntirte, biöweilen nur eis 
einziger, zugegen, weil man fand, daß “der übrigen Ay 
“wefenheit nicht nur unnüg, fondern eine Zeit- Berfpillung 
“wäre, die fie beffer anwenden Eönnten.”? 2) Sehen aber 
hiernach die kaufmännischen Richter ſich im Wefentlichen auf 
die abwechfelnde Gegenwart in den Relationen befchränft, 
wo ihnen in bunter Folge aus den Acten das Nothdürftige 
mitgetheilt wird, fo iſt darin nur ein ſchlechtes Surregat 
für die Forderung der Vernunft und Gerechtigfeit zu ex⸗ 
blifen, wonad; fein Mitglied einer rechtfprechenden Bes 
hörde dem lebendigen Verkehre mit den Parteien ober 
ihren Vertretern fich entziehen, gefchweige Davon ans⸗ 
geſchloſſen bleiben darf. 

Die Form des niebergerichtlichen Verfahrens bervdet 
auf dem Grundſatze: daß die Anträge der Parteien, non 
den Advocaten in Schriftfäge gebracht, und letztere durch 
die Procuratoren in ben Audienzen übergeben werden, in 
welchen ſodann die Publication der auf ben. Vortrag eines 
Referenten vom Gericht befchloffenen Erfenntniffe erfolgt. 
Die gefchichtliche Erklärung dieſer Procebur liegt in, ben 
beiden Thatfachen, daß im fiebenzehnten Sahrhundert das 
Schriftliche Berfahsen allmälig Eingang fand, und daß 
kurz nachher ben Progmyatoren dad Recht zu abvocixen 
gefeglichh entzogen wurde, Der erfte Punkt ift in der 


1) Art. 1. Tit. 6. P. I. Stat. 
2) Schlüter und Müller. gg, Art 1. Tit. 6. P. I Btaf. 
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Beilage No. 3 zu diefem Berichte nachgewiejen. Der 
zweite wurde durch den Mißbrauch veranlaßt, daß früher 
bie. juriftifchen Nichter während ihrer zweijährigen Amts⸗ 
dauer bie Advocatur⸗Praxis unbedenkich fortbetrieben. Ein, 
durch die Eiferſucht der bis dahin gleichfalls advocirenden 
Procuratoren erregter Streit gelangte an die Bürgerſchaft, 
welche ihn am 22. Saummar 1705 dahin entſchied: daß die 
Richter während ihrer Amtszeit ſich alle Advocirens ent- 
haften, und dieſes Berfprechen in ihren Eid aufnehmen follten. 
Um aber. recht gründlich zu helfen, und die ftreitenden 
Theile weit genug zu trennen, wurde zugleid) verfügt, daß 
nich jeder künftige Procurator gleichfalld auf die Ad- 
voratur verzichten müſſe.) — Diefe Vorſchrift ift in Der 
Verordnung von 1815, ungeachtet der veränderten Stellung 
ver Richter, .ausbrüdlid) wiederholt. — Seitdem ift jede 
Partei: genöthigt, zur Führung ihres Nechtöftreitö bei dem 
Niebers oder Obergerichte, einen Advocaten und einen 
Proeurator anzunehmen. Es iſt aber, wie auch das Ober: 
appellationsgericht ansgefprochen hat,2) “befannt genug, 
“aß ſich Die Partei ganz auf ihren Advocaten verläßt, daß 
“spiejer die Inſtruction der Sache hat, und daß alle Schritte 
“des :gerichtlichen Procuratord blos von dem Advocaten 
* seranlaßt werben.” Bei Ausführung ber hier zu itellenden 
Vorſchläge wirb das Unnütze und Läftige Diefer Einrichtung 
von felbit befeitigt werden. 

Die Anficht der Commiſſion über das niedergerichtliche 
Verfahren geht naͤmlich dahin: daß dieſes Verfahren, mit 





1) Einiges Nähere darüber ſ. bei Anderſon, Privatrecht. 
Th. IV. S. 70 -74. 


2) Gries Commentar zum Stadtrechte. Th. J. ©. 175. 
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allen Nachtheilen der rein fchriftlichen Procebur behaftet; 
“nicht einmal deffen Bortheile für eine zmedmäßige Prozeß⸗ 
leitung und gründliche Entfcheibung gewährt, daß ed ums 
erträglich fchleppend und Foftfpielig ift, und für die Rechtes 
bildung nur fpärliche Krüchte zu tragen vermag. 1. 
1. Das jegige Verfahren ift unzweckmaͤßiger, ale uns Berglei mit dem 
rein fchriftliche. Das letztere Cgemeinrechtliche) bermhet, wein ſqriſuicen. 
hinfichtlich der Prozeßleitung, auf der Marime, daß jeber 
Partei- Antrag vom Nichter geprüft, fald er undentlich, 
lückenhaft oder unflatthaft erfcheint, das Nöthige wegen 
Berbefferung diefer Mängel angeordnet, und ſodann die⸗ 
jenige Verfügung erlaffen wird, welche dad einzelne Glich 
der Streitverhandlungen erheifcht, um diefelben auf. dem 
gefeglichen Wege zu einer definitiven Entfcheidung zu führen: 
Abgefehen von der Schwerfälligfeit, und der Möglichkeit, 
daffelbe NRefultat weit leidyter durdy mündliche Verbands 
lung zu erreichen, empfiehlt fich jene Methode als vermunfte 
gemäß, indem ber Richter vor Einleitung jeded nenen Ace 
zur'umfichtigen Prüfung des bereits vorliegenden Materiales 
verpflichtet wird; iusbeſondere muß der, dem fchriftlichen 
Verfahren eigenthümliche, große Aufwand von Zeit und 
Koften feine frenge zu bewachenden  Schranfen in der 
Deconomie bed Prozefles,.d. h. in der Sorgfalt finden, 
mit welcher die Gelegenheit zu Wiederholungen und uͤher⸗ 
flüffigen Ausführungen abgefchnitten, und das unnütze Au⸗ 
ſchwellen der Acten vermieden: wird. Diefe Regeln Tonnen 
für das Niedergericht zwar dann, wenn bie bisher: er⸗ 
wachjenen Acten dem Referenten zur Abgebung eines Be⸗ 
ſcheides vorliegen, gleichfall® befolgt werben, allein ber 
Haupttheil der Prozepleitung findet in ven Audienzen 
Statt, und daß dort feine, auf Prüfung der producirten 
12° 
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Schriftſaͤtze erfolgenden Verfügungen möglich find, verſteht 
fir ſchon deshalb von ſelbſt, weil man nur erfährt, daß 
etwas zu den Acten gebracht werde, ohne deſſen Inhalt 
kennen zu: lernen. Die Zortleitung der anhängigen Nechte- 
fachen wird wielmehr nach eimigen herfömmlichen, ‚gleich- 
fürmig angewandten,  mechanifchen Regeln vorgenommen, 
als da find: auf die Klagfchrift folgen von felbft (bevor 
das Gericht von ihr Notiz nimmt) Die Einreden, auf bie 
Replik eben fo die Duplif, auf jede Parition eine gegnerifche 
Submiffien, aber auf jeden felbitändigen Antrag eine Ver⸗ 
nehmung, und der leßteren eine Gegenvernehmung u. f. w. 
Unmöglich it daher die Verwerfung einer ungereimten 
Klage von Amtöwegen, oder die Auflage vorgängiger Ber- 
befferungen, deren fpätere Nachholung. ein mit ungleid) 
geößerem Zeitverluſte verbundenes fchmwerfälliges Incident⸗ 


‚verfahren herbeiführen muß. Wie oft Dabei die Acten mit 


weitfchweiftgen Wiederholungen oder unnützem Gerede ge- 
fült werben, wie manche Schriftfäte, von denen nur, daß 
ſie nichts Neues oder Bemerkenswerthes enthalten, zu be- 
richten iſt, durch das fchleppende Fortrüden der Procedur 
nach einem cruden Schematismus provocirt werden, — 
das beftätigt die tägliche Erfahrung! 

3 Das Verfahren leidet an den mit ber fchriftlichen 
Brasedur ‚verbundenen Mängeln. Dabei kommt nicht zu: 
nächit der Aufwand an Zeit und Koften, fondern die 
Schwierigkeit für eine zwecmäßige Ssnftruction und gründ- 
liche Entfcheidung, ald Endzwede der Nechtöpflege, in Be⸗ 
tracht. Das Gericht vernimmt Die Parteien oder ihre 
Vertreter nicht perſoͤnlich, ſondern dieſe müſſen dad Weſent⸗ 
liche von dem, was ſie vortragen mögten, ſchriftlich ver⸗ 
faſſen und einſenden, als gaͤlte es der Mittheilung in die 
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weiteſte Ferne. Aber auch diefe Schriftfäbe lieft nicht das 
Gericht felbft, fondern nur ein einzelnes feiner Mitglieder, 
ver ald Neferent Dasjenige, was ihm wichtig vorkommt, 
den übrigen Botanten zu erzählen, oder and einem Acten 
auszuge zu verlefen hat. In der Vorſtellung ber Hörer 
kann unter diefen Umſtaͤnden von den nrfprünglichen Ber 
handinngen nur ein dürres Gerippe haften; ftatt eimer 
lebendigen Anfchauung und eines in den Hauptzügen wohl 
geordneten Bildes, nur ein wirred Chaos von Notizen ewt- 
ftehen, die dem abzugebenden Urtheil ald Subftrat dienen 
müffen. Was Dem Bertchterftatter unerheblich vorkommt, 
Darf und fol er unerwähnt laffen, wenn auch die Parteien 
es vielleicht für unerläßlich zur richtigen Benrtheilung ihrer 
Sache hielten. — Wer bedenkt, wie matt ſchon Die Erzählung 
von einem gewöhnlichen Dialog im Bergleich mit dem eigmen 
Erleben und Anhören eben dieſes Gefpräches ausfällt, Ver 
wirb die Schwierigkeiten begreifen, auf jenem Wege aus 
dem Bericht über den Inhalt der gewechfelten Schriften 
die flreitigen Punkte ſtets richtig, Mar und vollftändig auf⸗ 
zufaſſen. — Wenn ferner bie Enticheidung von beftrittewen 
Rechtöfragen abhängt, fo kann Alles, was Scharffinn, Geiſt 
und Gelehrfamkeit der tüchtigſten Sachführer zu leiften ver⸗ 
mag, nur für die zufällige, jedenfalls einfeitige, Erwägung 
bes Neferenten berechnet ſeyn, ber darüber nur vorträgt: 
“der Kläger fucht zu bebuciren, baß 20.5” oder: "ber 
“Beklagte führt Verſchiedenes an, weshalb ıc.” Solche 
Deductionen ercerpiren, und über den Extract Bericht er⸗ 
ftatten, hieße um fo gewiffer ihnen Kraft und Leben‘ rau⸗ 
ben, je gründlicher, gebrängter und fchärfer fie find. -— 
Sodann ift Das, im der Negel unmittelbar auf die Relation 
folgende, ertenmporirte Abſtimmen eine. ber bedenllichſten 


Nachtheile 
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Seiten dieſes Verfahrens. Nach mündlicher Verhandlung 
findet bei minder einfachen Sachen die Berathung und Be⸗ 
ſchlußnahme erſt in einem ſpäteren Termine Statt, auf 
welchen inzwiſchen jedes Mitglied des Collegiums durch 
Nachdenken und Studium ſich vorbereiten kann. Hier hin⸗ 
gegen, wo eine Vertagung des Beſchluſſes nur in ſeltenen 
Faͤllen angemeſſen oder genügend iſt, gebricht es den Vo⸗ 
tanten haͤufig an vollſtändiger Kenntniß der Acten, an 
Benutzung und Prüfung der beiderſeits vorgebrachten Argu⸗ 
mente, und jedenfalls an der nöthigen Muße, den Fall 
reiflich zu bedenken, und ſich über den vielleicht entlegenen 
Rechtsſatz aus den Geſetzen und der Literatur gehörig zu 
orientiren. Da dieſes Alles dem Referenten vollſtaͤndig 
zu Gebote geſtanden hat, ſo erklärt ſich ſowohl der über⸗ 
wiegende Einfluß, den er auf die übrigen Vota auszuüben 
pflegt, als auch die Erfahrung, daß in Faͤllen, wo er ab⸗ 
votirt wurde, bisweilen ein uͤbereilter Beſchluß zu Tage 
kommt, den man nach reiflicher Ueberlegung gern un⸗ 
geſchehen machen würde. 

Das Bisherige gilt für diejenigen Hauptabſchnitte bes 
Rechtsſtreites, wo auf geſchloſſene Acten eine Decifion 
abzugeben iſt. Für eine.gute Prozeßleitung fommt es 
vornehmlich Darauf. an, daß in gewiffen Stadien des Pro⸗ 
zeffes dad an der vollſtändigen Inſtruction noch Fehlende 
nachgeholt, die .ftreitigen von ben unbeftrittenen Behaup- 
tungen klar gefondert, und bie etwa nöthige Fortfeßung 
ver Berhandlungen wenigftens möglichit vereinfacht werbe. 
Man :höre darüber eine Stimme der Erfahrung, welche 
der höheren Behörde fehon im Jahre 1826 Folgendes mits 
theilter “E83 finder fi, daß die Prozeßführung häufig 
“durch Die: verzögerte Gonftatirung eined Thatbeſtandes 
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“gerfchleppt wird, welcher bei gutem Willen der Parteien 
“und-ihrer Sachführer, und bei rafcher gegenfeitiger Mits 
‘theilung bald oder fofort hätte feftgeftellt werben könne, 
“Wer fich nicht gern auf die Behauptungen der Klage 
“einläßt, findet gewöhnlich unter den ihm zu Gebote 
“stehenden Formen ein Mittel, die unummundene Exr⸗ 
“klärung zu umgehen, ohne ſich der Anwendung eined 
“Praͤjudizes auszuſetzen. Ber daraus entſtandener Ver⸗ 
“wirrung bleibt nichts übrig, als auf eine nähere und 
“deutliche Erklaͤrung zu interloquiren, welche Maaßregel 
“nach öfterer Wiederholung. endlich Die Sache dahin zum 
“Gedeihen bringt, daß die Gegenftände, welche dem Bm 
“flagten vielleicht wohl bewußt find, dem. Gegner zum 
“Beweife verftellt werden fünnen. Richt immer iſt es 
“böſer Wille, zumal bei den Parteien, welcher bie Auf 
“ findung der Wahrheit. erfjchwert, fondern es. ift oft nur 
“Mangel an gegenfeitiger Verftändigung, welche in: dem 
“ſchriftlichen Wuſte entweder gar nicht zu: finde A; 
“oder hoͤchſt langſam und ben Parteien unbelaunt vom 
“Statten geht. . Sollte. daher nicht eine mündliche: Ders 
“nehmung der Parteien, zum: Zweck der Auftlärung 46 
“Thatbeſtandes ausdrücklich angeftellt, hierin oft die erheb⸗ 
“„lichſten Dienfte leiſten fünnen?”? — Dem Bedürfuiß dieſes, 
in den Geſetzen wie in dem Zwecke jeder guten Suflig 
pflege begründeten, richterlichen Frag⸗ und Aufflärungss 
rechtd mußte man biöher durch Zwifchenbefcheide einigen 
maaßen abzuhelfen :::serfuchen, worin ben. Parteien 
beftimmte Erklärungen über namhaft ‚gemachte Punkte 
anferlegt werden. Ermägt man aber, daß dadurch viele 
Zeit verloren wird, daß die fchriftlichen Paritionen, um 
nichts - der Partei Rachtheiliges einzuräumen, oft auf 
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Schrauben geſtellt ſind, und daß ſelbſt mehrfach wieder⸗ 
holte Decrete noch Dunkelheiten und Luͤcken zurücklaſſen, 
ſo wird es begreiflich, daß die in dem ſchriftlichen Ver⸗ 
fahren weſentlich begründeten Uebel nicht durch weitere Aus⸗ 
ſpinnung eben dieſes Verfahrens zu heilen ſind. Waͤhrend 
im ſchriftlichen Prozeß, nach dem Ausdruck eines alten 
Praktikers, 1) das eigentliche Factum immer dunkler wer⸗ 
den muß, je mehr Schriften gewechſelt werden, liegt 
ed Dagegen in der Natur des mündlichen Verfahrens, daß 
dort folche Dunkelheiten feltener eintreten, und daß ihnen, 
bei bem lebendigen Verkehr zwifchen den Rechtfuchenden 
nnd dem gefammten Gericht, von Furzer Hand, fey es 
durch fofort zu beantwortende Fragen, oder durch perfün- 
liche Bernehmung der Parteien, ohne Erfindung fchwer- 
fälliger Formen abgeholfen werden kann. 

Endlich ift es nicht der unbedeutendfie Vorzug der 
mündlichen Procedur vor unferer geheimfchriftlichen, daß 
fie die wirkfamften und einfachſten Mittel zur Förderung 
des wirklichen (materiellen) Rechtes durch Berhinderung 
von Frivolität und Chifanen darbiete. Nur aus der un- 
würdigen Anficht, wonach man der eigenen Partei fchon 
daburch zu nüten meint, Daß dem Gegner die Nechts- 
verfolgung auf jede Weife erſchwert wird, läßt fich die 
auffallende Haͤufigkeit weitläufiger Beweisführungen im 
fchriftlichen Prozeſſe erflären, die in fo vielen Fällen durch 
ein Ioyaled Benehmen überflüffig geworden wären, und 
mobei das .erfte und eigentliche Hauptverfahren nur als 
“ eine Zufammenftellung von Divergirenden VBernehmlaffungen 
“der Parteien, gleichſam als ein Verſuch, ob fie wie ehrliche 


ı) Puchta Prozepleitungsamt. ©. 58. 
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“Rente gegen einander fich bezeigen wollen, oder nicht,” 13 
fich darftellt. Auch bei der Vergleihung unferer Gerichte 
bewährt fich der Satz, daß das Abläugnen wider befferes 
Wiſſen und bie Anfftellung der frivolften Behauptungen 
ungleich leichter und häufiger dem geduldigen Papier an⸗ 
vertraut, als in wirklich üffentlichen Audienzen dem ges 
fammten Gerichte vorgetragen wird, und daß Dort Rechts⸗ 
behelfe ber nie erröthenden Feder entfließen, von beren 
Vorſchützung hier bdenfelben Sachführer die Scheu vor 
dem Unwillen der Richter, ober der Mißbilligung der ans 
wefenden Collegen und des ganzen Publifums, abgehalt 


haben mwürbe. 2 


3. Rückſichtlich Der fchwerfälligen Langſamkeit ber 


niebergerichtlichen Proredur hätte ſchon längft Die Stimme des 


obenerwähnten (vergl. S. 182) competenten Zeugen Bes 
achtung verdient, weiche ſowohl die Thatfache felbft, als die 
davon unzertrennlichen ernften und praftifchen Uebel beftätigt: 

“Menn man, wie billig, aunimmt, daß die Streitigs 
‘feiten über rechtliche Berhältniffe ihrem Zwecke nach nicht, 
“um juriftifchen Formen zu genügen, oder zum Vortheil 
“der Sadjwalter, oder zur Bereicherung der Rechtswiſſen⸗ 
“„ſchaft mit den nöthigen Berfuchen und Erfahrungen, 
“geführt werden, fondern Daß umgelehrt der Schuß der 
“Staatöbürger in ihren Rechten, ihrem Erwerbe, ihrer 
“Mohlfahrt, Das eigentliche Thema der Rechtöwiffenfchaft 
“und aller deöfallfigen ‚Anftalten ausmacht, und daß das 
“formelle Recht lediglich deshalb feine Ausbildung erhalten 
“hat, um die Anfrechthaktung des materiellen Rechtes zu 
“erleichtern: — fo erfüllt ed mit Betrübniß, wenn man 


) Puchta a. a. O. & 118 
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“ fieht, daß fo oft das Refultat eines ordnungsmaͤßig durch⸗ 
“geführten Prozeſſes dem Berechtigten und Gewinnenden 
“zu geringem oder gar feinem Nutzen gereicht. Oft wäre 


“sein fchneller Berluft ver Partei erfprießlicher, als ein 


“fange verzögerter Gewinn. Abgeſehen von den Prozeß 
“foften, wodurch oft das Klage-Öbject confumirt wird, hat 
“die lange Anhängigkeit von Rechtsſachen, befonders für 
“Merfonen von geringeren Ständen, ganz eigene Nach⸗ 
“theile, welche zwar nur mittelbar unb verſteckt, aber 
“deſto verberblicher einwirken, und welche in den feltenften 
“Fällen ganz ausbleiben. Das Bewußtfeyn eines obſchwe⸗ 
“benden, für fie wichtigen Prozeffes hält die Leute in einer 
‘fteten Spannung. Bald fühlen fie fi) von Furcht und 
“Beforgnifien gequält, bald durch Verdruß verftimmt, bald 
“in ihrer Aufmerkſamkeit anf den Broderwerb geftört, 
“bald verleiht die Stärke ihres Wunſches den grundlofeiten 
“Hoffnungen eine eingebildete Gewißheit; auf Nechnung 
“der Tünftigen Glücksgüter vermehrt ſich der Aufwand, 
“der Erwerbfleiß erfchlafft, bie Schulden häufen fidy, bis 
endlich oft ein ungünftiger Ausgang den Zäufchungen — 
“aber nicht den Nachtheilen — ein Ende. macht. Zwie⸗ 
“tracht in Familien, und Haß unter Nachbaren finden fich 
“am gewöhnlichften unter biefen Uebeln; daß aber auch 
“Ber Verluſt der Geſundheit und gänzliche Zerrüttung der 
“Gemüthskräfte die Folgen davon find, ift Durch traurige, 
“md in neuerer Zeit nicht feltene Beifpiele dargethan. 
“Wenn ſich nun alle viefe Rüdfichten als recht dringende 


“„Aufforderungen zu Berbefferungs-Berfuchen vereinigen, 


“fo” u. ſ. w. 
Nur wenige Worte mögen dieſer treuen Schilderung 
noch beigefügt werden. Zum Geſchaͤftskreiſe des Nieder⸗ 
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gerichts gehören verfchiedene Elaffen von Streitigkeiten, deren 
Natur eine baldige Erledigung aufs bringendite poſtulirt, 
und bei denen ein wohlthätiges Eingreifen der Juſtiz 
nothmwendiger Weife durch das fchwerfällige fchriftliche Vers 
fahren gehemmt werden muß. So namentlid; die, das 
Innere des Kamilienlebens betreffenden Klagen wegen Ehes 
ſcheidung, 1) Sponfalien, oder Schwängerung. Es 
fommt bier — und zwar bei jenen wegen Sirrelevanz bes 
Geftänbniffes, bei ven leßteren, weil der verflagte Theil feinen 
Bortheil darin fucht — regelmäßig zu einem Beweisverfahren, 
und die endliche Enticheibung tritt dann früheftens nach 
jähriger Dauer des Prozefles ein. Es muß aber einleuchten, 
daß fchon im allgemeineren öffentlichen Intereſſe, aus Rück⸗ 
fiht auf Sittlichleit und Ehrbarfeit, dem bis dahin ein⸗ 
tretenden Zwifchenzuftande baldmoͤglichſt ein Ziel gefett 
werben, fo wie, daß der gerichtliche Schub, wenn er ein 
rechtöwidrig zerftörtes Lebensglück nicht zu erfeßen vermag, 
wenigftend das dafür erzwungene Surrogat nicht mit ewig 
zögernder, Fraftlofer Hand darbieten follte. — Richt minder 
evident ift der Contrait, ben die oft mehrjährige Dauer 
der Snijurienflagen mit den Zweden der gerichtlichen 
Thätigfeit bildet. Der Staat vernachläffigt eine der ehr 
würdigſten Pflichten; er provocirt Selbſtrache und öffent: 
liche Sfandale, wenn er nicht durch ein energifches, raſches 
und öffentliches Verfahren die verlegte Ehre ſchützt und im 
voraus den deshalb gebotenen Maaßregeln allgemeines Zus 
trauen fichert. Dagegen bietet unfere jebige Procedur, 


) Der Preußifhe Entwurf des Ehefheidungs-Gefehes 
bat, wie man auch übrigens ihn beurtheilen möge, das an- 
erkannte Berbienft, eine mündliche Verhandlung vor dem 
verfammelten Collegium vorzuſchreiben. (8 22-31.) 
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unfaͤhig, jenen gerechten Anſprüchen zu genügen, der 
rachſüchtigen, niedrigen Geſinnung, ſo wie einer gewiß 
ſchmutzigen Speculation einen erwünfchten Spielraum. Der 
umbedeutendfte Borfall, ein derbes Wort, oder der entfchuld- 
bare Ausdrud des Affectes, wird entitellt und übertrieben 
dem Gerichte vorgetragen, um barauf die unfinnigften For⸗ 
derungen zu ſtützen. Man hofft wenigftens einige Thaler 
zu erfireiten, Deren “ Verwendung zu milden Zweden?” oft 
nur die Scheinheiligfeit fich vorbehält, und man ift gewiß, 
dem Gegner, außer langwierigem Verdruſſe, einen empfind- 
lihen Schaden durd; enorme Prozeßkeſten zuzufügen. 1) 
Aber auch die Intereſſen des bürgerlihen Verkehrs 
werden durch die Lahmheit der Juſtiz wefentlich gefährdet. 
Richt dem Kaufmann allein, fondern noch mehr dem Hand- 
werfer, und jedem andern Geſchäftsmann, ift Daran gelegen, 
daß ihm bald und ſicher zu dem Seinigen verholfen 
werbe. Richt nur bei Handelögefchäften, fondern eben fo 
fehr in allen eontractlichen Berkältniffen gelangt, ftatt Treue 
und Glauben, die verberbliche Maxime der Ueberliftung, 
des argmöhnifchen Mißtrauend, zur Herrichaft, wenn es 
der Frechheit böfer Schuldner, und der Ehifane geriebener 





1) Sn einem Kalle, wo der Beklagte von zwei verſchiedenen Klägern 
belangt war, fanden fich, nach Durchführung ber Beweife und 
Gegenbeweife, die Ausfagen derfelben Zeugen über den: 
felben Borfall in acht verfchtedenen Rotuln aufgefpeichert, 
und die Beranlaffung der Rauferet war die Behauptung ge: 
wefen, daß die eine Partei von der andern vor mehren Jahren 
um einen Schilling verkürzt worden fey. — Ein anderer all: 
täglicher Wortflreit, der unter Nachbaren aus dem Gezänke der 
Kinder entflanden war, gebar einen Prozeß mit vier ſtarken 
Zeugenrotuln, der in dieſem Jahre, ald dem vierten feit feinem 
Anfange, mit Zuerfennung einer Satisfartion. von 60 %, ftatt 
ber geforberten 3000 X embigte. . . 
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Speeulanten ein Leichtes ift, fich der rechtmäßigen For⸗ 
derung fo lange zu entziehen, bis entweder ber Gegner 
ermüdet, oder vielleicht durch einen fraudulöfen Bankerot 
um die Befriedigung feiner wohlbegründeten Anfprüche ges 
bracht wird. Und wenn ed audy feheint, als ob bei Evi» 


fchaftöprozeflen, und einigen andern Elaffen, das Beduͤrfniß 


baldiger Entfcheidung weniger hervortretend fey, fo ift doch 
auch dort, wie überall, eine mehrjährige Unficherheit der 
Rechtöverhältniffe ein, nicht nur für die Parteien höchft 
unbehaglicher, fondern oftmals von fehr reellen Nachtheilen 
begleiteter Zuftand. 

Die Urfachen dieſes Uebels find leicht nachzumeifen. 
Sie liegen zunächſt in dem fchriftlichen Verfahren über 
haupt; denn wenn bei mündlicher Verhandlung mancher 
KRechtöftreit in derfelben Sigung angefangen und, falls 
die wefentlichen factifchen Momente unbeftritten find, zus 
gleich beendigt wird, fo muß Dort in einer Reihe vom 
Sintervallen jedes Wort dem Papier anvertrastet, coplirt 
und erpebirt, jchriftlidd beantwortet und vom Nichter ger 
prüft feyn, bevor eine Verfügung darauf ergehen kann. 
Ein zweiter Grund liegt in der befondern, zwitterartigen 
Form der niedergerichtlichen Procedur, wodurch manches 
für das Refultat ganz werthlofe, aber zeitraubende Schrifts 
fü veranlaßt, und ber Prozeßgang in eine Unzahl von 
Terminen anseinandergefperrt wird, in deren jedem bie 
Action kaum ein Haarbreit fortrückt. Als dritter Haupt: 
grund muß endlich die rüdfichtlofe Uniformität dieſer Pro⸗ 
cedur hervorgehoben werben; denn, während auswärts 
neben den bedächtigen Formen des ordentlichen Prozeffes 
überall die Einrichtung befteht,, daß einfache, beſonders ei- 
lige, oder fonft fummarifch zu behandelnde Sachen in dazu 
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N angejegten Xerminen mündlich bis zur Entfcheidung ins 
Berfapeene. ſtruirt werben, findet fich Davon in der Monotonie Des 
Niedergerichts feine Spur. 1) Die feftftehenden geraumen 
Zriften werben zwar nad Billigkeit verlängert, aber 
die Ausnahmöfälle, wo der gute Wille fie abzufürzen 
firebte,. find gar felten; anch können ſolche Beftrebungen 
fchon wegen des entgegengefeßten Intereſſe der andern 

Partei fein erhebliches Reſultat liefern. 
Koffpieligleit ber 4. Daß die Koftfpieligkeit ver Prozeßführung im 
en Niedergerichte alles billige Maaß überfchreite, erhellt im 
Allgemeinen theild daraus, daß Die Cautionsſumme meiftens 
auf 300 X angefeht, der präfumtive Belauf beiderfeitiger 
Prozeßfoften alfo, bei einer bis 500 herabſteigenden 
Competenzfumme, auf 600 veranſchlagt wird, theild aus 
der ungemein häufigen Nachſuchung des Armenrechtd, zu 
deffen fchon oft gewünfchter Befchränfung es nur ein zur 
läffiges und praftifches Mittel giebt: die Zurückführung der 
Prozeßkoſten auf eine mäßige, und von der überwiegenden 
Mehrzahl ver Rechtſuchenden erfchwingliche Summe. Es 
zerfallen diefe Koften in dad AbvocatursHonorar, die Abs 
gaben für Stempel. und Gerichtögebühren, und die Pro- 
nn curatur⸗Gebühren. Das erftere anlangend, fo bewährt ſich 
hier die Bemerkung Feuerbach's: “die Kunfl, gut und zweck⸗ 
“mäßig zu fohreiben, ift nicht minder groß, ald die Kunft, 
“out und zweckmäßig zu reden; aber jede erfordert eigene 
“Gaben, die felten in einer Perſon fich vereinigen.” ) 


1) Eine Befisftreitigkeit, die durchgängig als folche behandelt, und 
im Jahre 1836 angeftellt wurde, ifl vor einigen Monaten (nach 
fieben Jahren!) entfchieven. 

2) Detrahkungen über Deffenttigtelt und Mündlich— 
teit. ©. 232, 
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Daraus erflärt fich, daß unter der jeßigen Generation un⸗ 
ferer Advocaten, welche fich mit Vorliebe zu der freien münds 


lichen Rede vor dem Handelögerichte gebildet hat, die Kunſt 


des gebrängten und fernhaften [chriftlichen Vortrages 
nicht fo allgemein verbreitet ift, wie es zu wünfchen wäre; 
Da überdies, nad) dem bisherigen Prozeßgange, wie oben 
erörtert, oft Veranlaffung zu Schriftfäben geboten wird, 
die ihrem ganzen Inhalte nad) entbehrlich wären, und in 
Ermangelung eined genügenden Stoffes nur müffige Wieder⸗ 
holungen oder leere Declamationen enthalten Tonnen, fo 
muß die herfömmliche Zarirung des Zeitaufmandes nady 
der Bogenzahl, auch bei einfacheren Sachen, ſchon ein em 
kleckliches Refultat liefern. — Die Gebühren, welche ver 
Staat, abgefehen vom Stempel, für feine Juſtiz⸗Verwaltung 
erhebt, Tonnen nad) einem: zwiefachen Geſichtspunkte res 


gulirt feyn. Entweder ſtehen fte in Proportion mit dem 


Werthe Des Streitobjectes, und bilden alfo eine Quote: der 
adindicirten Summe; oder fie werden auf die ‚einzelnen 
prozeſſualiſchen Handlungen ſtückweiſe dergeftalt vertheilt, Daß 
der Prozeß um fo ergiebiger für den Staat wird, je häufiger 
und länger er die Thätigfeit Des Gerichts in Anfpruch nimmt. 
Gewiß repartirt nur die erfiere Norm das nothwendige 
Uebel nach einem bilfigen, einfachen und am wenigften 
drüdenden Maaßftabe unter die Rechtſuchenden, während 
die leßtgedachte nicht nur Die unwürdige Idee, daß die 
Suftiz feinen Schritt ohne Flingende Bezahlung vorwärts 
thue, möglichft grell hervortreten läßt, fondern auch wirk⸗ 
lich ungerecht erfcheinen muß, da es doch im Allgemeinen 
nicht Schuld der Parteien ift, wenn das Gericht in eins 


zelnen Fällen mit feinem Ausfpruche fehnell bei der Hand 


ift, in anderen aber weitläufiger Vorbereitungen zur Ent- 


Gerichts⸗ 
Gebühren. 
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Auer Pi wirrung des Knotens zu bedürfen meint. Hiernach find 
Prozeſſe. ER B. die Gebähren für das Handeldgericht durch Art. 7 
‚feiner Ordnung angemeffen feftgeftellt, indem fie haupt- 
fächlid, in der, 4 Procent von -ber adjudicirten Summe 
betragenden Urtheilögebühr beftehen. Das Niedergericht 
dagegen jteht auch bei dieſem Punkte noch auf dem Boden 
bes hiſtoriſchen Rechtes. Zwar werden die Gerichtögebühren 
feit 1815 der Kämmerei berecdhnet,1) aber fie werden nach 
einem, zulett 1805 revibirten Schragen des Actuars *) 
erhoben, aus einer Zeit, wo der Actuar Dafür eine ans 
fehnliche Pacht an die Kämmerei entrichtete. Sie find für 
laͤnger dauernde Prozeffe fehr beträchtlich, und es würde 
— um doc; ein Beifpiel hervorzuheben — ſeltſam fcheinen 
müſſen, daß auch für jeden Andienz⸗Beſcheid, für jedes 
“ Erfannt,? woburd die Sache kaum ein Haarbreit fich fort: 
bewegt, 10 £ erlegt werden nrüflen, wenn man nicht deshalb 
in die Zeit verwiefen würbe, wo der Actuar nicht darunter 
leiden follte, wenn die Parteien etwa Feine Ausfertigungen 
jener Iehrreichen Befcheibe von feiner Feder begehrten. 
Procuratur- Gleichfalls aus der Borzeit ftammen Die Procuras 
are tur= Gebühren, welche noch jet nadı der Tare von 1632 3) 
berechnet und applacibirt werden. Damals aber wurde 
durch die Anwälte in den mündlichen Neceffen der ge: 
fammte Prozeß ausſchließlich und vollftändig zur gerichtlichen 
Entfcheidung inftruirt. Wer follte ed glauben, daß noch 
jest, nachdem der Werth ihrer Thätigfeit durch das Ein- 


ı) Berorduung über die Drganifation ze. Art. 13. 
2) Auswahl gültiger Berorpnungen. Bd. II. ©. 239—248. 


2) Abgedruckt mit Bemerkungen bei Anperfon, Privatrecht. 
Th. IV. S. 147 - 158. 
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bringen ber fchriftlichen Procedur, und durch bad Verbat 
bes Advocirens nothwendig völlig annullirt werden mußte, 
für den .eriten Angriff jeder Sadje dad Minimum yon 
18% 12 4 für Arrha und Salarium zu verdienen if, und 
daß für jeden fogenannten Receß, d. h. jebt für .jebeß 
peto, promitto, priora, und ähnliche Vokabeln, vie fi 
wohl hundert Mal in verfelben Sache wiederholen, 9 £ zus 
gebilligt werden müflen! Das Protofoll über jede folche 
Audienz- Verhandlung wird dem betreffenden Sadjführer 
zur Notiz zugeitelt, und — fragt man nad dem Zweck 
ded ganzen Mechanismus? — “„Nach diefen Zetteln 
(antwortet Anderfon) richtet fidy ber Advocat, um mit den 
nöthigen Schriften zu. rechter Zeit fertig zu feyn;” 1) ein 
feit Erfindung der Gefchäftöfalender gewiß Iururiöfer Uns 
weg. Fürwahr, folche Erbſtücke nachweislich abgeftorbener 
Einrichtungen gemahnen unheimlich, wie Der Anblick unferer 
Mauern mit den. öden Senfterhöhlen gleich nach dem 
Brande, bie.man ald todten Schutt zu befeitigen nicht ans 
ftehen ‚durfte, um für finnoollere Straßen und Gebäude 


Raum zu fchaffen, als Diejenigen, mit welchen nur bie ‚ges 


danfenlofe Gewöhnung und zu verfühnen vermogt hatte. 
d. Die Thätigfeit ded Niedergerichts konnte bisher 

für die Auslegung und Fortbildung des Rechts 

wenig erfprieölich wirken. — Die Gefeßgebung muß überall 


durch die Rechtswiſſenſchaft ſowohl ergänzt, als vorbereitet 


werden, und die letztere, um nicht im Sande unnüßer 
Spisfindigkeiten zu verfiegen, muß aus. ber flets frifchen 
Quelle einer lebendigen Praris ihre Nahrung fchöpfen. 
Obgleich aber für die Wiffenfchaft und Praris unferes, 


1) Anderſon a. a. O. S. 138. 


Einfluß auf 
Rechts bildung. 
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—* . theilweiſe auf ſelbſtſtaͤndigen Grundlagen ruhenden Rechts, 
Verfahrens Dem Niedergericht bei der Ausdehnung bes Jurisdietions⸗ 
ER · Wezirkes, und feiner vielnmfaflenden Gompetenz, ein weites 
Feld geöffnet if, fo hat daſſelbe bisher doch nur fpärliche 

Früchte getragen, und die, in Folge einer Mufterung von 

zwanzig Iahrgängen dargebotene Ausbeute, 2) iſt zwar 

glänzend für das Verdienſt ded Herausgebers, aber wahr: 

fich nicht für. den Einfluß des Gerichts auf die Rechtsbil⸗ 

dung des juriſtiſchen, and ded gefammten Publikums. Der 

Grund davon liegt in Dem Mangel des öffentlichen Ver⸗ 

fahrend. Im Ernſt wird Niemand behaupten wollen, daß 

das Miedergericht eine ſolche Deffentlichfeit fchon jebt ges 

währe, indem es feine Audienzen Bei unverfchloffenen Thüren 

hält; denn “da, wo blos m Parteifchriften verhandelt, 

“nnd ohne perfoͤnliche Erſcheinung Der Parteien oder ihrer 
“Vertreter, bei Gericht nur eine Schrift eingereicht wird, 

muß Die Publicitaͤt ohne Bedeutung feyn, weil bad Ein- 

“zeichen nur eine gleichgültige Handlung ift, bei welcher 
““Niemand gegenwaͤrtig zu feyn Saft haben wird.” 2) Chen 

fo bedentungsleer it ed, daß man Schluffe der Andienz 

den Pröchratoren die Erkenntniſſe und Befcheide vorgelefen 

werden, zu feinen andern Zweck, ald daß deren Schreiber 

die Werfung erhalten, ven betreffenden Advocaten eine Copie 

davon zuzuſtellen. — Eine anverftegbare Quelle ber frucht⸗ 

barſten Belehrung können vie Gerichtsverhandlungen dann, 

aber auch nur dann werden, wenn Jeder ſich durch eigene 
Anfſchauung überzengen darf, wie bad Recht von ben dazu 


1) Gries Commentar zum Hamb. Stadtrecht. Vergl. 
die Vorrede S. XXIX. 
2) Mittermaier Prozeßvergleichung. Bb. J. ©. 127. 
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Berufenen verſtanden, ausgelegt, und auf die mannigfachſten 
Verhaͤltniſſe des Lebens angewandt wird. Das iſt aber, 
wie feiner Ansführung bedarf, nur bei einer wahrhaft 
mündlichen und öffentlichen Rechtöpflege möglich, und wirb 
durch diefe zum größten Theil von felbit herbeigeführt. 
Die Commiſſion fchließt Diefe Betrachtung mit dem Wunſche, 
Daß auch das Niedergericht, wie es dazu durch feinen 
wichtigen und umfaſſenden Wirkungskreis berufen it, nicht 
nur feinen eigenen Mitgliedern, fondern and, unſern übrigen 
Mitbürgern, eine Schule für das Reben und bie De 
fchaft werden möge. 


2. Das SDandelögericht. 

Bei denjenigen Mittheilungen, welche Das Handels 
gericht, und das vor demſelben beobachtete Verfahren bes 
treffen, fann die Conmiſſion ungleich fürzer ſeyn, als dies 
in Beziehung auf Das Wiedergericht, and Die niedergerichtliche 
Procedur thunlich war. — Dad Handelsgericht und feine 
Einrichtungen ſtehen nämlich nicht allein dem Publikum bei 
Weitem näher, als dies bei Den niedergerichtlichen Ies 
ftetntionen bis jebt der Fall it, fondern man hat ſich and, 
in Beziehung auf Diefelben faſt durchguͤngig anerkennen 
and beifälig auszuſprechen. 

Es bedarf einer Darftelung des handeldgerichtlichen 
Verfahrens nicht. — Es ift bekannt, daß dad Handels⸗ 
gericht nach der Wiederbefreiung Hamburgs gegründet 
worben kl auf bem Principe der Deffentlichleit und Münblich- 
feit, und daß bei ihm Die Formen der franzöftfchen Procebur 
in Berbinbung gebracht worden find mit den materiellen 
Principien des beutfchen Prozeßrechtes. — Wer ſich näher 
über die Einrichtung des Gerichtes, und den Gang bed 

13* 


Santelögeriät. 


Handels⸗ 
gerichtliches Ver⸗ 
fahren. 
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Hanbelsgeriät. Verfahrens zu unterrichten wuͤnſcht, braucht nur, nad 
einem kurzen Studium der Handelsgerichts⸗Ordnung und 
des handelögerichtlichen Reglements, die Audienzen ſelbſt zu 
befuchen; er wird auf dieſe Weiſe ſchneller und grünbficher, 
ald Died durch eine fchriftliche Darftellung geſchehen koͤnnte. 
ein Bild des Verfahrens gewinnen. ?) | 

bas da ene Es fragt ſich, ob die handelsgerichtliche Inſtitution 
den on dafieide den Forderungen entſpreche, welche man an eine gerichtliche 

m Einrichtung im Allgemeinen, und infonderheit an eine für 

entſpreche Faufmännifche Beziehungen beftimmte, zu machen habe? 
Wir glauben nur der Stimme des Publikums Worte zu 
leihen, went wir, wie aus vollfter Ueberzeugung gefchieht, 
das Handelsgericht ale ein gelungenes Werf ver ham: 
burgifchen Legislation bezeichnen. 

m —ã Was zuvoͤrderſt die Beſetzung dieſes Gerichtes betrifft, 
fo kann ed nur Beifall verdienen, daß die nicht⸗juriſtiſche 
Mitwirkung, im Verhältniffe zu ber juriftifchen, hier eine 
bei Weitem ftärfere ift, als diefelbe beim Niedergerichte 
Statt findet. Die Gründe liegen fo nahe, daß fie Feiner 
Ausführung bedürfen. Bon zwölf Richtern, durch welche 
dad Handelögericht im Ganzen gebildet wird, find nur zwei, 
‘der Präfes und Vicepräfes, Nechtögelehrte und permanent. 
Die übrigen zehn Richter find Kaufleute und befleiden das 


1) Auswärtige finden, außer inder Handelsgerichts-Ordnung 
und dem handelsgerichtlichen Reglement felbft, in ber 
Einleitung zu dem Archive für das Handelsrecht, Ham: 
burg 1818, nähere Nachweiſung. Ferner geben die, in dem 
eben genannten Archive (2 Bände, 1818 und 1821), fo 
wie in Aſher's Rechtsfällen aus dem Gebiete des 
Pandelsrechtes (3 Bände, 1834 und 1835) gelieferten Prozeß: 

. Relationen, eine Anfchauung, fowohl der Berhanblungsart, als 
auch der Entfcheinungen. 
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Amt nur. fünf Cvor 1841 nur drei) Sahre. Durdy das 
jährliche Eintreten zweier neuer Kaufleute, zu welden. 
immer nur durch Einficht .und Erfahrung. ausgezeichnete 
Glieder unſerer Börfe erwählt werben, wirb. es bewirkt, 
daß etwanige neue Auffaffungen der mercantilifchen Ver⸗ 
hältnıffe, und neue G&ombinationen der letzteren, dem. 
Gerichte. unmöglich fremd bleiben koͤnnen. In den Rela⸗ 
tionen ‚über die einzelnen Prozeſſe, ſo wie in den General. 
Berfammlungen, weldye wegen allgemeiner _gerichtlicher.; 
Angelegenheiten von Zeit zu Zeit gehalten werden, ‚Tommen.. 
folche Verhältniffe nothwendiger Weife zur Sprade, und 
werden ‚dann in Beziehung gebracht mit den übrigen: 
Normen und Obfervanzen des Handeldverfehred; zugleich: 
enthält die Anmefenheit und Theilnahme der beiden. rechtös. 
gelehrten Präfives eine Bürgfchaft dafür, daß ſaͤmmtliche 
Einzelheiten wiſſenſchaftlich und einheitlid, aufgefaßt werden. 
Man hat gefragt, ob das in ben. einzelnen Sikungen Rißtreperfont 
jeweilig. anwefende Richterperfonal — aus einem der beiden yublenen. 
Präfides und zwei Richtern beftehend — zwedmäßig zus. 
fammengefegt ſey? Wir glauben, daß diefe Frage, ſowohl 
nach der Theorie, als nad). ver Erfahrung, bejahend bes 
antwortet werden darf. Wenigftend fcheint ung die mer- 
cantilifche Intelligenz einerfeits hinlänglich vertreten, ans: 
dererfeitö vor der Gefahr einer Verirrung von dem Boden. 
des pofitiven Rechtes auf denjenigen der: fubjectiven Rechts⸗ 
meinung, fo wie der Einfchlagung einer unwiflenfchaft 
lichen Richtung, hinlänglidy gefichert zu ſeyn durch "bie 
Bereinigung zweier Kaufleute mit einem ber. beiden rechts⸗ 
gelehrten Praͤſides. Auch mögte für die Zweckmaͤßigkeit 
diefer Zufammenfegung ber Umftand fprechen, daß, dem 
Bernehmen nach, in der bei Weitem größeren Mehrzahl des 
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Sandelsgeriht. Falle, Die abgegebenen Erkenntniſſe aus einer Einftimmigteit 
der. Bota hervorgehen. 

m N In dem Borfiehenden hat die Commiſſion ihre Anſicht 

Gatfeitungen. mittelbar ſchon Darüber ausgeſprochen, daß in ber Juſtitu⸗ 
tion ded Hanbelögerichtes eine Garantie für geredite und 
richtige Enticheidungen, fo weit eine folche Durch eine 
Gerichts⸗Orduung überhaupt erreichbar ift, liege. Es bleibt 
noch Abrig, die anderen Richtungen, in weichen man an 
die Procedur Forderungen zu ftellen hat, in Betracht 
zu ziehen. 

—— Die Commiſſion berührt zuvörderſt die Schnelligkeit 
des Verfahrens. Wenn in dieſer Beziehung. hin und wieder 
geklagt worden iſt, ſo liegt die Schuld gewiß nicht an den 
Vorſchriften der Handelsgerichts⸗ Ordnung. Schleuniger, 
und zugleich von aller Pedanterei freier, kann kein Ver⸗ 
fahren ſeyn, als das durch ſie angeordnete. Selbſt in 
den bedeutendſten Sachen braucht zwiſchen dem Tage der 
Vorladung und demjenigen der gerichtlichen Audienz nur ein 
Zwiſchenraum von zwei mal 24 Stunden zu liegen. Beim 
Beginn des Prozeſſes muß der Beklagte, wenn der klaͤgeriſche 
Anwalt darauf dringt, ſchon auf bie. zweite Borlabung 
verhandeln; im Laufe des Prozeſſes felbft bedarf ed zu den 
jedesmal nöthigen Handlungen nur einer einzigen Eitation. 
Regelmäßig wird eine jede Sache in einer Audienz ſpruch⸗ 
reif verhandelt, alſo, im erften Stabium des Prozeſſes, bis 
zur Duplik, diefe letztere eingefchloffen. — Sind die Sachen 
fehr dringlicher Natur, gehören fie insbeſondere den hier 
wirtlich bevorzugten, ſummariſchen Progeßarten an (find 
fie z. B. Wechfels oder Frachtfachen, Klagen aus Bodmerei⸗ 
Contracten u. bergl.), fo find bie Friften kürzer, und bie 
einzelnen Prozeſſe erhalten im Gefchäftägange der Aubienz- 
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Verhandlungen deu Vorrang. — Endlich ik für foldhe 
Fälle, in welchen Gefahr beim Berzuge if, de 
vorfigenden Mitgliedern der beinen Kammern. Die Macht 
vollfommenheit eingeräumt, die Friſton außerordentkicher 
Weiſe zu verfürgen, und Vorlabungen. von Stunde, zu 
Stunde zu geflatten, Hiedurch, und durch Die Einrichtung, 
dag ein Erkenntniß, nach vorgängiger Cautionsleiſtung yon 
Seiten ded Klägers, für proviſoriſch vollſtreckbar erklaͤrt 
werden fan, wird ed. möglich, Prozeſſe, welche entweder 
anf der Grundlage liquider Documente angefellt werden, 
oder in denen fi die thatfächlichen Nachweiſungen ſonſt 
ohne Weitläufigkejt beſchaffen laſſen, in unglaublich kurzer 
Zeit zu Ende zu bringen. Es iſt ſchon vorgekommen, Daß N 
Sachen, welche, wenn mas fie im Niehergerichte hätte 
verhandeln müflen, mit der größtmöglichen: Befchleunigung 
von Seiten des Flägerifchen Anwaltes, nicht unter vier bie 
fünf Monaten Bätten beendigt: werben fünnen, in wenigen 
Tagen vollkommen abſolvirt worden find. 

Manche Leſer dieſes Berichtes werden nach Anß m Woher bennod bie 
der vorfiehenden Zeilen wicht ohne. einige DVerwundernug serhanpeisgeridt 
fragen, wie es denn erklärlich ſey, daß bei einer din "Wr Amis m 
richtung in berjenigen Bortrefflichfeit, welche hier 9% 
fchildert worden, handelögerichtliche Prozeſſe Dennoch nicht 
felten Monate, ja ſelbſt Sabye lang dauern fünnen? Die 
Antwort ift dahin zu geben, Daß Die Beranlaflungen folcher 
Verzögerungen in anderen Umfländen, ala in den Be 
ſtimmungen der Handeldgerichtd- Ordnung ihren. Grand 
haben. — Einige berfelben. mögen bier angeführt werben. 

Manche Sachen bebürfen zu ihrer Inſtruction nothwen⸗ 
diger Weife eines längeren: Zeitraumes, indem 2 P. 
Sorrefpondenzen zu führen, oder Erkundigungen aus der 
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dandelegericht. Falle, die abgegebenen Ertenntniſſe aus einer Einſtimmigkeit 
der Vota hervorgehen. 

m —E In dem Vorſtehenden hat die Commiſſion ihre Anſicht 

Gatfheidungen. mittelbar ſchon darüber ausgeſprochen, daß in der Inſtitu⸗ 
tion des Hanbelögerichtes eine Gagantie für gerechte und 
richtige : Enticheidungen, fo weit eine foldye durch eine 
Gerichts⸗Orduung Aberhaupt erreichbar ift, liege. Es bleibt 
noch übrig, die anderen Richtungen, in welchen man an 
die Procedur Korberungen zu ftellen hat, in Betracht 
zu stehen. 

a Die Commiſſion berührt zuvörderſt die Schnelligkeit 
des Verfahrens. Wenn in dieſer Beziehung hin und wieder 
geklagt worden iſt, ſo liegt die Schuld gewiß nicht an den 
Vorſchriften der Handelsgerichts⸗ Ordnung. Schleuniger, 
und zugleich von aller Pedanterei freier, kann kein Ver⸗ 
fahren ſeyn, als das durch fie angeordnete. Selbſt in 
den bedeutendſten Sachen braucht zwiſchen dem Tage der 
Vorladung und demjenigen der gerichtlichen Audienz nur ein 
Zwiſchenraum von zwei mal 24 Stunden zu liegen. Beim 
Beginn des Prozeſſes muß der Beklagte, wenn der Flägerifche 
Anwalt darauf dringt, ſchon auf bie. zweite Borladung 
verhandeln; im Laufe des Prozeſſes felbit bedarf es zu den 
jedesmal nöthigen Handlungen nur einer einzigen Citation. 
Regelmäßig wird eine jede Sache in einer Audienz ſpruch⸗ 
reif verhandelt, alfo, im erften Stabium des Prozefled, bis 
zur Duplik, dieſe leßtere eingefchloffen. — Sind die Sadjen 
fehr dringlicher Natur, gehören fie insbeſondere den hier 
wirflich bevorzugten, fummarifchen Progeßarten an Cfind 
fie z. B. Wechſel⸗ oder Frachtfachen, Klagen aus Bobmerei- 
Eontracten u. vergl), fo find die Friften fürzer, und Die 
einzelnen Prozeſſe erhalten im Gefchäftögange der Audienz⸗ 
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Verhandlungen deu Vorrang. — Endlich if für ſolche 
Fälle, in weldien Gefahr beim Verzuge if, den 
vorfisenden Mitgliedern der beiden Kammern die Macht 
vollfommenheit eingeräumt, die Kriften außerordentlicher 
Weiſe zu verfürzen, ‚und Borladungen von Stunde gu 
Stunde zu geftatten. Hiedurch, und durch die Einrichtung, 
dag ein Erfenntniß, nach vorgängiger Cautionsleiſtung von 
Seiten ded Klägerd, für proviforifch vollſtreckbar erklärt 
werben fan, wird es möglich, Progefle, weldye entweder 
auf der Grundlage liquider Documente angeftellt werden, 
oder in denen fich Die thatfächlichen Nachweiſungen ſonſt 
ohne Weitlaͤufigkeit befchaffen laſſen, in unglaublich kurzer 
Zeit zu Ende zu bringen. Es it ſchon vorgefommen, daß 
Sahen, welche, wenn mas fie im Niedergerichte hätte 
verhandeln müſſen, mit Der größtmöglichen Beichleunigung 
von Seiten des klägeriſchen Anwaltes, nicht unter vier bi 
fünf Monaten hätten beendigt werben fünnen, in wenigen 
Tagen vollkommen abfolvirt worden find. Ä 
Manche Lefer dieſes Berichtes werben sad Anſicht ober denn 
der vorftehenden Zeilen nicht ohne. einige Verwunderung Anbei 
fragen, wie ed denn erklärlich fey, daß bei einer Ein ne 
richtung in derjenigen Bortrefflichfeit, welche hier 9% 
fchildert worden, handelögerichtliche Prozeſſe dennoch nicht 
felten Monate, ja felbjt Sahre lang dauern fünnen? Die 
Antwort ift dahin zu geben, daß die Beranlaffangen folder 
Verzögerungen in anderen Umſtänden, ald in den Be 
fünmungen der Handelögerichtd Ordnung ihren Grand 
haben. — Einige berfelben mögen hier angeführt werben. 
Manche Sachen bedürfen zu ihrer Inſtruction nothwen⸗ 
Diger Weife eines längeren Zeitraumes, indem 2 BD. 
Correſpondenzen zu führen, oder Erkundigungen aus ber 
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dandelegericht. Ferne einzuziehen find; nicht felten wird auch eine be- 
dentende Zeit anf die Vernehmung audwärtiger Zeugen 
oder die Beichaffung fonfliger Beweisaufnahmen ver⸗ 
wendet; endlich giebt es auch Sachen, welche auf fo ver- 
widelten Rechnungsverhältniffen beruhen, und in welchen 
ed auf fo weitläufige Correfpondenzen ankommt, daß die 
Anwälte fidy längere Zeit mit den Papieren vertrauet 
machen müffen, ehe fie -mit Sicherheit prozeſſualiſche 
Schritte, ſey es zum Angriffe, fey es zur Vertheidigung, 
unternehmen koͤnnen. Hinderniſſe diefer Art liegen in der 
Natur der Berhältniffe, und laſſen ſich durch Feine Gerichts- 
Ordnung, unb wäre fie and) Die denfbar vollendetſte, bes 

. feitigen. — Eine gweite Urfache des langen Zeitverlaufes 
hat bisher gelegen, und. wird, fald nicht die gewünfchten 
Reformen ind Leben treten follten, auch ferner liegen, in 
der fchriftlichen Verfahrungsweiſe, und den mit derfelben 
in Verbindung ftehenden Gerichtseinrichtungen der höheren 
Ssnftanzen. Unten wird näher beſprochen werben, daß 
eine mehrs monatliche Dauer der Appellations⸗Proceduren 
zweiter Inſtanz, und ein mehr-jähriges Berbleiben ver 
Sachen in dritter Inſtanz bisher gewöhnlich geweſen find, 
bei welchem Stande diefed Verhältniffes es allerdings nur 
in den nichtsappellabeln Sachen Erfolg haben fonnte, 
daß die Gerichts⸗Ordnung erfter- Inftanz die Befleunigung 
des Berfahrens fich fo fehr, wie. oben gefchildert worden 
it, zur Aufgabe gemacht hat. — Eine dritte Urfache der 
Verzögerung, welche nicht verfchwiegen werden barf, gegen 
welche indeſſen fein Prozeß⸗Coder etwas ausrichten Fann, 
liegt darın, baß die Anmälte, fey ed in Folge zu großer 
Ueberhäufung mit Gefchäften, fey es aus anderen weniger 
dringlichen Gründen, einander nicht felten Friſten bewilligen, 
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durch welche die Prozeffe auf. längere Zeit in Stillftand 
gerathen koöͤnnen. Diefem Uebelftande kann am Erfolgs 
reichlten dadurch entgegengewirkt werden, Daß die Parteien 


fich bei ihren Anwälten von Zeit zu Zeit nach dem Stande 


der Sachen erfundigen, was aus dem Grunde ohne Nadıs 
theil gefchehen Tann, weil es bei der ehrenhaften Stellung 
ded hamburgifchen Advocatenftandes nicht ‘mehr üblich ift, 
die. Elienten ben befcheidenen Wunſch, zu erfahren, ob 


ihre Sachen Fortgang haben, jebesmal n mit einem Gelb» 


opfer büßen zu laflen. 

Ein zweites Erforderniß der Proerdur, welches in 
Beziehung auf das handelsgerichtliche Verfahren in Betracht 
kommt, iſt Wohlfeilheit. Auch dieſe Eigenſchaft iſt dem⸗ 
ſelben eigen. — Die kleineren Sachen, in welchen es nicht 


ſowohl auf die Entſcheidung ſtreitiger Anſprüche, als viel⸗ 


mehr darauf ankommt, die ſäumigen Schuldner unbe⸗ 
ſtrittener, oder wenigſtens unbeſtreitbarer Verbindlich⸗ 
keiten zur Zahlung zu nöthigen, werben. mit überaus ges 
ringen Koften erledigt.  -Gewiß ift hier das Aeußerſte ers 
reicht, wenn das Honorar eined Ammaltes für die Erledigung 
einer ſolchen Sache, wenn biefelbe in einer Contumacial⸗ 
Verhandlung, oder in einem Termine des Güteverſuches 
herbeigeführt wird, 24 88, 5% ober 74 8% beträgt, je 


nachdem ‚der Gegenftand der Klage refp. weniger als 
Bco.X 250 oder Bceo. M 500 ausmacht oder. diefe letztere 


Summe: überfteigt. Auch das Honorar in den eigentlich 
eontradictorifchen: Sachen ift fehr niedrig beſtimmt, da 
daſſelbe für jedes Plaidoyer in Sachen, welche 500.X Beo. 
nicht überfteigen, 7 & 88, und im größeren Sachen 15% 
beträgt. — Vergleicht man: dies mit den Koften des nieder⸗ 
gerichtlichen Verfahrens, fo ift der Abftand überrafchend 


Wodhlfeilheit. 


Sandelegericht. 


202 Swoiter Theil. Iuſtiz and Wolizei. 


groß; Denn im Niedergerichte ſind wicht allein außer dem 


Advocatur⸗Honorar die bedeutenden Procuraturfoften zu 


berichtigen, fondern auch der Advocat wirb viel höher 
benorirt, indem er für einen Bogen, auf welchem nur 
2400 Buchitaben zu ſtehen brauchen, 6% beredynen darf, 
ſo daß, da ed ganz gemühnlich iſt, Daß bi zum Actenfchluffe 
nach der Duplif, auf jeder Seite zehn Bogen conſumirt 
werden, im Riedergerichte bis zum erfien wirklichen Erkennt⸗ 
siffe, außer etwa 60% Procuraturkoften, 120 X Advocatur- 
Honorar, im Ganzen alfo etwa 180.% Roften zu zahlen find, 
während im Handelsgerichte bis dahin nur 30 & in Rechnung 
Heftellt werden. — Daß außer diefen, auf die eigentlichen ge⸗ 
vichtlichen Handlungen fich beziehenden Koften, noch andere 
Bergütungen der Parteien an ihre Sachführer bei handelöge- 
rechtlichen Prozeſſen porfommen, iſt feine Eigenthümlichkeit des 
banbelögerichtlichen Verfahrens: Solche Koften find in allen 
denjenigen Fällen unvermeidlich, in welchen durch eine bes 
fondere Schwierigfeit der Sache außerordentliche Mühe: 
waltungen, oder auch befondere Borarbeiten für Die 
Prozeßführung nothwendig. gemacht werden. Dergleichen 
Rebenbemühungen Tommen auch in nicht⸗handelsgericht⸗ 
lichen . Prozeſſen vor, und find eben fo wenig zu den 
eigentlichen Prozeßkoſten zu rechnen, wie 5. B. die Ber- 
gütung, welche einem Anwalte für die an Bergerichtliche 
Erlebigung einer Streitfache zu: Thal wird. — Kommen in 
handelsgerichtlichen Rechtsſachen für wirklich. gerichtliche 
Handlungen hohe Advocatur⸗Rechnungen vor, fo Tann man 
ficher ſeyn, daß der Sig des Uebel in der Koftfpieligfeit 
der Appellations⸗Juſtanzen liegt, wo das Fchriftliche Ver; 
fahren, und die Nothwendigkeit der Annahme eines Pro- 
curators, die Koften hoch anſchwellen machen. 
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Das dritte hier zu prüfende Erforberniß der Procedur Betsrverung me- 
geht dahin, daß, fo weit wie irgend möglich, die materielle verieien Wehrhelt. 
Wahrheit durch die Verhandlungen und Entjcheidungen 
ermittelt und zur Anerfennung gebradyt werde. — And) 
hiefür iſt in dem handelögerichtlichen Verfahren die nöthige 
Fürforge getroffen. Nicht nur führs darauf ſchon an ſich 
das mündliche nnd öffentliche Verfahren hin, da, worauf 
ſchon oben, Seite 184, hingewiefen ift, die wiflentliche 
MWahrheitsentftellung, das frivsie Ehikaniren, und das ges 
fliſſentliche Verdrehen wohl auf dem nicht erröthenden 
. Papiere, keinesweges aber in der mündlichen öffentlichen 
Rede ausdauern können. — “Dad Murren ded Barrenu,? 
fagt ein feanzöfifcher Schriftfieller, “ift der beſte Schus 
“gegen Rüge und Ehilane” — Außer dieſer allgemeinen 
Garantie hat die Handelsgerichts⸗Ordnung ald ferneres 
Scyugmittel nicht nur ein ausgedehntes richterliches Frage⸗ 
recht, fondern es ſteht auch dem Gerichte bie Befugniß zw, 
perfünliche Bernehmungen ber Parteien, fey es in ber 
Audienz, fey es in befonderen Terminen, anzuordnen. 
Hiedurd, wird die Wahrheit gewiß in Der Mehrzahl vers 
jenigen Fälle ermittelt, in: welchen nicht ſchon vorher bie 
Gewifienhaftigfeit und der Scharfblid der Anwälte die 
etwa auf Abwege gerathenen Parteien zum Standpunkte 
der Rechtſchaffenheit zurückgeführt haben. 

In Verbindung niit dem fo eben Bemerkten ſteht es, Moratitär 
daß das Handelsgericht die Moralität ſowohl der Anwälte” yunın. 
als der fireitenden Theile, und dadurch folgeweiſe der 
Börfe felbft befördert. Als ein Beleg hiefür faun erwähnt 
werden, daß, ungeachtet der Faufmännifche Verkehr feit ver 
Entftehung des Handelsgerichtes fehr bedeutend gemwachfen 
ift, dennoch, die Zahl der Progeffe cher abgenommen, als 


Handeisgeriäht. 


Förderung ber 
Rechts bildung. 


Rothwendigkeit 
eines wiſſenſchaft⸗ 
lichen Organes. 


/ 
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zugenommen hat, und daß man nur von einer geringen An⸗ 
zahl der ‚gegenwärtig entſchiedenen Sachen jagen Tann, 
daß fie nicht entwerer aus Mißverftänbniß, oder einer un- 
richtigen Rechtsanſicht, oder. auch aus der factifchen Un⸗ 
möglichkeit, Berbinplichfeiten zu erfüllen, entftanden feyen. 
Endlich ift hier noch die Frage zu berühren, ob das 
handelögerichtliche Berfahren der Nechtsbildung fürver- 
lich fey? — Man kann fich hierüber nur bejahend ausfprechen. 
Das Handelögericht bildet nämlich einen Mittelpunkt, in 
welchem die mannigfaltigen Combinationen des Verkehres, 
das Detail der Verhältniffe, der eigentliche Gharafter fo 
wie Die befonderen Bebürfniffe der handelsrechtlichen Normen, 
vom praktiſchen, wie vom wiflenichaftlichen Standpunkte 
aus, zur Erörterung kommen. Auch hat die Erfahrung 
gelehrt, daß. eine. Reihe von Eontroverfen, welche in frü- 
heren Zeiten zu . gerichtlichen Verhandlungen Beranlaffung 
gegeben haben, einer feftftehenven Rechtsanficht gemwichen 
find, und Aehnliches wirb ohne Zweifel auch in Zukunft 
Statt finden. — Von weſentlicher Mitwirfung wird es 
babei ſeyn, wenn die wichtigeren unter den entfchiedenen 
Rechtöfällen in angemeſſener wiflenfcyaftlicher Bearbeitung 
sufammengeftellt, und bem juriftifchen, wie Dem mercan- 
tilifchen Publikum, zugängig gemacht werben. Nur auf 
folhe Weiſe iſt ed nämlich möglich, Daß die fo höchſt 
intereffante "handelögerichtliche Judicatur diejenige volle 
Wirkfamfeit, deren fie fähig. tft, ausübe. — Die hambur- 
giſchen Nechtögelehrten würden Durch die Wiederaufnahme 
eines Organed, wie bie oben in der Note zu Seite 196 ange- 
führten Zeitfchriften,: zugleich eine Ehrenpflicht Ham⸗ 
burgs gegen Deutſchland erfüllen. Hamburg darf fich 
als den Gentralpunft mercantilifcher Intelligenz im beutfchen 
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Baterlande anfehen, und ed würde mithin eine Schmach 
für feine Juriſten ſeyn, wenn fle die unvergleichlicdhe Ges 
tegenheit, welche das Handelögeridht ihnen darbietet, nicht 
bazu benusten, dem Kaufmannöftande, und der mercans 
tififchen Legislation des deutſchen Binnenlanded voran⸗ 
zukeuchten! 

Es bleibt noch übrig, in Kurzem zu bemerken, ob 
etwa die Commiſſion in einzelnen Beziehungen Abaͤnderungs⸗ 
vorſchlaͤge zu empfehlen habe. Dies findet nur in Betreff 
folgender wenigen Beziehungen Statt. 

1. Es ſcheint der Commiſſion rathſam, bie Berufunge 
faͤhigkeit der Erkenntniſſe zu beſchraͤnken. — Die jetzt geltenden 
geſetzlichen Vorſchriften über dieſen Punkt find unzureichend; 


Abänberungs- 
vorfähläge. 


Beſchrankung 


ber Berufunge- 
fähigleit. 


bei ihnen kann es geſchehen, daß die Prozeßführungen ohne 


genügende Veranlaſſung durch Reſtitutionen, und noch mehr 
durch Appellationen, Wochen: und Monate lang in Still⸗ 
ftand gerathen. Nicht felten ift e& vorgefommen, baß eine 
Partei, welcher das Gefuch um eine vielleicht vierwoͤchentliche 
Frift abgefchlagen wurde, gegen das abfchlagenbe Erkenntniß 
appellirte, und ſich dadurch, felbit im Falle der Verwerfung 
der Appellation, eine achtwöchentlicye Frift erzwang: Es 
würde hier zu weit führen, Vorſchläge über die Grenzen 
der Appellabilittät zu machen; für die Entfcheidung diefer 
‚Trage liegen ſchätzbare Materialien vor, 1) unb mögte es 
vielleicht als das Einfachfte fich empfehlen, die Berufung 
mur bei foldyen Entſcheidungen Statt finden zu laſſen, 
welche, ſey es über den ganzen Prozeß, fey es über einzelne 
in bemfelben verfolgte Anſprũche, definitiv entiiheiben, oder 


| ) 3.8. Linde's Pandbuß bes Prozefſes Band IV. 
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dandelsgericht. doch bie definitive Entſcheidung von der Fuͤhrung gewiſſer 
Beweiſe oder Gegenbeweiſe, oder von Eidesleiſtungen, ab⸗ 
haͤngig machen (Appellation nur gegen DeftuitiosExrfenntnifle 
uud Beweis⸗Interlocute). 
Empfehlung der -: 2. Die Zeugenverhöre finden jeßt vor einem einzelnen 
— vi Commiſſar der urtheilenden Kammer (regelmäßig Dem 
un: Pröfed oder Vicepraͤſes) Statt. Die Anwefenheit beider 
| Parteien und deren Anwälte, fo wie das Necht verfelben, 
Kragen an die Zengen ftellen zu laſſen, giebt nach der Au- 
ficht der Commiſſion sicht in allen Källen eine genügende 
Garantie gegen einfeitige Auffaffungen auf Seiten des, 
Bad Berhör leitender und bad Protofoll dictirenden Com⸗ 
miſſars. — Um folchen Auffaflungen vorzubeugen, und um 
zugleich fümmetlichen Richtern den Ausdruck der größeren 
oder geringeren Glaubwürbigleit, mit welchen Die Zeugen 
ihre Ausfagen thun, auſchaulich zu sachen, Scheint Die 
Abhoͤrung vor verſammelten Gerichte dringende Empfehlung 
zu verdienen. — Ein Protokoll ver Ausſagen würde, wegen 
ber etwanigen Appellation au die höhere Inſtanz, auch bei 
biefer Art Des Berfahrend, aufgenommen werben Fünnen. 
Grfegung der - 3. Bei Saden, deren Gegenſtaud 500 4 Bco. nicht 
er überfteigt, findet die Berufung, won der einen Rammer bee 
ae id. Berichtes au Die andere, Statt. Fällt bie Entſcheidung 
der in zweiter Juſtanz angegangenen Kammer abändernd 
ud, fo wird, nach jegiger geſetzlichen Vorſchrift, bie Be⸗ 
rafung an bie veremien Kammern, ald am bie britte In⸗ 
ſtanz, gerichtet. Diefe Einrichtung ift eben fo wenig bei den 
Richtern, als bei ben Anwälten beliebt, und, dem Ber- 
nehmen nad, follen die Discuſſionen, bei welchen meiftens 
bie Mitglieder der beiden verfchiedenen Kammern einander 
ſchnurſtracks entgegenftehen, felten neue Argumente ober 
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ſchaͤrfer⸗ Auffaſſungen zu Tage fordern. Bei der Ei 
ſetzung eines Obergerichtes mit muͤndlichem und öffentlichen 
Verfahren, liegt ed als Auskunftsmittel nahe, Die Berufungen 
dritter Inſtanz in Faͤllen dieſer Art an jenes Gericht ges 
langen zu laffen, und biefen Borichlag glaubt die Com⸗ 
witen empfehlen zu bürfen. 


3. Die Präturen. 


Die hamburgiſchen Dielen » Inftangen gehören zu den⸗ 

jenigen Juſtitutionen, welche nach ihren jeßigen Grundzügen 
"m confirsiren wicht etwa nr Wenigen, fondern feinem 
Einzigen einfallen würbe, wenn man für igren Geſchäfts⸗ 
kreis zweckmaͤßige Einrichtungen unbefangen zu proponiren 
hätte. Sie ſind nur deshalb noch fo, wie wir fie kennen, 
vochanden, wei fie in aͤhnlicher Weiſe zu exiſtiren einſt 
angefangen haben, 

Ohne und bei Vermuthungen über frühere Zeiten anf 
suhalten, bewerten wir, Daß die Gerichts. Ordnung son 1560 
den Bürgermerftern und Gerichtsherren freiftellt, “ale Sachen 
“unter 10 Mark, wie won Alters der Sitte gewefen, 
“ohne gerichtlichen Prozeß zu entfcheiden, und mittelft ber 
“MPfandung den Leuten helfen zu lafien, damit ein Jeder 


Bräturen. 


Allmälige 
Erweiterung ber 
Eompetenz. 


das Seinige ohne Weitlaͤnſigkeit erlaugen, und befommen 


“möge.” Der Grund der Einrichtung lag alſo nach da⸗ 
maligem Bewußtſeyn in ben Mixßverhaͤltniß der Foörmlich⸗ 
keiten des Gerichts Prozeſſes zu geringfügigen SDbijecten, 
und in dem Wunſche, Jedem zur Befriedigung unſtreitiger 
Anſprüche auf einfachem Wege zu helfen. Auch iſt nicht 
zu überſehen, daß dieſe Rechtshülfe von den damaligen 
Vorſitzern des Niedergerichts, und des mit ihm con⸗ 
currirenden Ober gerichts gewährt werben ſollte, welche 


Sräturen. 
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ohnehin in allen Sachen: vor der Eröffnung des gericht 
lichen Berfahrens einen Sühneverſuch anzuftellen hatten. 1) 
Der Gefchäftötreis der Prätonen wurde ſeitdem — auch 
abgefehen von ihrer ‚polizeilichen Gewalt — nach mehreren 
Seiten hin ‚erweitert: einedtheild wurden Durch Gefeß und 
Dbfervanz dorthin. manche Elaffen von Sachen verwiefen, 
beren jummarifche Natur eine einfache, rafche oder wohl⸗ 
feile Entſcheidung bedingte; ) bie-in dem neneften Gefek 3) 
aufgeführte Einflagung von Miethe. oder Zinfen, Losfün- 
Bigungss und Abtretungsſachen, Dienſtlohns⸗ und geringe 
Injurienſachen find die Heberbleibjel davon. Andererſeits 
wurde ber Begriff der Bagatellſachen erweitert: ver im 
Sahre 1603 auf 30 beſtimmten Grenze %) entſprach bie 
von der Prarid ausgehende Feſtſtellung auf Ab X, nad) 
Maaßgabe des veraͤnderten Geldwerthes; aus ähnlichen 
Gründen mag ſich die Ausdehnung auf 200 im Anfange 
dieſes Jahrhunderts 3) erklaͤren laſſen. Aber freilich müſſen 
ed Rüdfichten ganz anderer Art. geweſen ſeyn, welche kurz 
nachher den Praͤtoren ausſchließliche Competenz für alle 
nichtshandelögerichtlichen Sachen verliehen haben, “ wenn die 
“ Hauptfumme- ver Klage.nicht ben Belauf oder Werth von 
Bco. 400 oder Ert..# 500 überfleigt.”) Denn, während 
gleichzeitig jeder Zufammenhang mit dem eigentlichen Gerichten 


rt » .. 





5 Get fett 1815 iſt derſelbe auf die Injurienſachen befehräntt. 
1: Berorduung über das Berfahren Art. 7. 
22) Siehe die Darſtellung fu Anherfon’s Privatrecht. Th. IV 

©. 348 423. 


>) —— Verordnung von 1815. Art. 27. 
4) Art. 5. Tit. 4. P. I Stat. 
s, Berordnung vom 21. Mai 1802: Art. 13. 

6) Organiſattons⸗ßVerordnung von 1815. Art, 27 
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aufgehoben wurbe, entſcheidet hiernach bas einzelne. Mit, 
glieb ver: Regierumgebehörde über. alle Diejenigen Streitige 
feiten, welche ven zahlreichſten, und. nicht unwichtigſten 
Theil aller Rechtöfadyen bilden, in erfier und nicht ſelten 
einziger Inſtanz, — eine Marime, die fich ziemlich weit 
von. ihrer vorhin: awedentetra Eeſchichelichen rundlas⸗ 
entfernt. 

Wir konnen uns kofont y zu einer einfachen Aufzählung 
ver auffallendſten Gebrechen dieſer Cierichtung wenben, .: 
:. 1 Entſchieden muß es zunächſt: getabelt werben,. daß 
die Jurisdiction m Sachen bis zu einem unerhört hahen 
Belaufe ven Haͤnden von Einzelrichtern überlaſſen iſt. + 
Volles Vertrauen zu den richterlichen Ausſprüchen kanng 
nur dann begründet ſeyn, wenn das Urtheil nicht als 
bloßes Product der Meinung. eines einzelnen Manues, 
ſondern als die Frucht grundlicher Berathung, verbürgt 
durch: die gleichfoͤrmige übereinſtimmende Anficht: Mehrer, 
ſich ausſpricht. Leber Die weſentlichen Vorzüge der Gollegial 
Juſtiz vor der Juſtizverwaltung durch Einzelrichter haben ſich 
auch laͤngſt Die gewichtigften Autoritäten ausgeſprochen, *) 
und fie find dabei im Einklange, nicht. nur mit der älteren, 
conftant. befolgten deutſchen Rechtsanſicht, ſondern auch 
mit den noch jetzt allgemein gehegten Wuünſchen. Zwar 
laſſen ſich die Schwierigkeiten nicht verkennen, welche 
einer. unbegrenzten Durchführung dieſes Grundſatzes auf 
dem flachen, Lande. ich in; den Weg ſtellen, wo man ge⸗ 
zwungen wäre, entweber: Die Gerichtöfprengel fo weitkiuftg 
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zu machen, daß die Parteien zu weit von dem Sitze des 
Gerichtes entfernt würden, oder aber eine große und allzu 
koſtſpielige Zahl von nicht hinlänglich befchäftigten Richter: 


'tollegien zu organifiren. Allein biefe Hinderniffe fallen für 


eine große Stadt, wie Hamburg, vollftändig hinweg, 
nud deshalb Haben wir hier dad Princip der Collegial⸗ 
Juſtiz von jeher in dem ganzen Umfange, wie ed praktiſch 
sathfam iſt, ausgeführt. geſehen. Unſere Kaufleute haben 
3. B. für den kleinſten Wechfelbelauf, oder die unbeträcht- 
lichite commerciele Forderung, bei Demfelben wohlbefeßten 
Handelsgericht Recht zu ſuchen, wie für das Object der 
bedeutendſten Handeldunternehmung. Daß aber, nach der 
jängiten Organiſation, ber Prätor als Quftigbehörbe für 
jeden, ben Belauf von SO0 K nicht überfteigenden Ans 
ſpruch, bei weichem verwickelte Berhältniffe und fchwierige 
Rechtsftagen eben fo wohl, wie jenfeitd jener willführlichen 
Grenze, vorkommen, aufgeſtellt wurde, bad muß als ein 
nicht zu vertheibigender Mangel. bezeichnet werden. Der 
Grund davor ift, wenn wicht anderöwo, in Dem ſchwer⸗ 
fälligen and koſtſpieligen Verfahren vor dem ordentlichen 
Gericht zu Suchen, man bätte indeſſen längft dieſem 
Uebelſtande abhelfen ſollen, anftatt ihn unverändert be⸗ 
Rehen, und die Beranlaffung zu jenem zweiten geben zu 
laſſen. 

2 Die Pritaren werden von den Raths⸗Mitgliedern in 
turno verwaltet, alſo in durchſchnittlichem Wechſel von Ju⸗ 
riſten und Kaufleuten. In den letzteren findet man ohne Frage 
nicht nur die ſolideſten Vertreter ihres Privatgeſchäftes, ſon⸗ 
dern die tüchtigſten Vorſteher mancher Zweige der Staats⸗ 
verwaltung, und ſie würden auch für die Juſtizpflege nicht 
minder erſprießlich werden koͤnnen, wie die nicht⸗juriſtiſchen 
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und es von dem Nachfolger abhängt, ob dieſer im. feine 
Fußftapfen treten, oder fi aus ſolchen, ſchwern durch⸗ 
zuſetzenden, Neuerungen wieder in ben frůheren Schlendrian 
hinabziehen laſſen will.. en TE, 

. 4. Zur. ‚Bertretung und zur Affieng. der Partein 
find die außergerichtlichen Procuratoren privilegirt: Sie 
find, wenn eine- Partet auch son ihrem Advoeaten be⸗ 
tathen wird, doch zur Siſtirung, zum NReceffiren und zum 
Hebergeben der Schriftfäße unvermeidlich, Für folche Fülle 
ift das: Verfahren eine getreueEopie ber früher geſchilderten 
niedergerichtlichen Procedur, eben: fo fchwerfällig, langwierig 
und verhälestgmäßtg noch weit koſtſpieliger, mie jene, weil das 
Streitobject nur ausnahmsweiſe das Minimum Dev: nieder 
gerichtlichen Gompetenz erreichen oder ‚übersteigen: kann, und 
weil zu jedem der zahllofen Termine eine eigene Citation (oft 
die doppelte von beiden Seite) ausgebracht wird. Wenn 
aber bei diefer Branche :die Dielen» Brocuratoren ihren 
gerichtlichen Sollegen an: abfoluter Nutzloſigkeit vollig: gleich 
ftehen, fo find fie ihren dagegen im Uebrigen an: geistiger 
Thätigfeit, an Einfluß auf die Verhandlung. aind: das 
Schickſal der Rechtsſachen, und eben Daburdh:: auch an 
Bedenklichkeit überlegen, indem fie das Redıt nicht verloren 
haben, die: vellkändige Bertretung und Berathbung ihrer 
Elienten zu übernehmen. Daß Diejenigen, welche aus der 
Advocaten⸗Matrikel zu jener Laufbahn. übergingen, prä⸗ 
fumtiv ganz: geeignet: Dazu feyen, ift zuzugeben; von bieten 
Ausnahmen — die man abfichtlich nur ſelten ſtatuirt — 
aber- abgefehen, bringen Die Meilten Leine; andere Vorbildaug 
su ihrem Gewerbe, als biejenige, welche durch meckanifehe 
Thaͤtigkeit als Copiiſt, oder durch allmählige Einübung -ald 
Gehulfe zu erwerben if." ER. wäre : nugerecht: unit ats 


Yußergerichtliche 
Anwälle. 


Pratiren. 


Jahrlicher Wechſel 


ber Pratoren. 
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für felbfithätiges Wirken übrig, ‚allein bie Erfahrung lehrt 
— "und wie fönnte es anderd ſeyn? — daß hier alles 
Dasjenige vermißt wird, was fich durch Gewiſſenhaftigkeit, 
Talent und gediegene Bildung in.anderen ‚Süden leines⸗ 
wegs erſetzen läßt. 

3. Außer dem pretiöſen Namen hat der hamburgiſche 
Prätor noch eine zweite Aehnlichkeit mit ſeinem altrömiſchen 
Vorgänger? ven: jährlichen Wechſel des Amtes, der aber 
für feine Wirkſamkeit won den nachtheiligſten Folgen iſt. 
Der Dielenprozeß, auf deſſen Regulirung die Geſetzgebung 
nur unbedeutend bisher influirte, hat in den Inſtituten Der 
Warſchauung, der Quernacht u. ſ. mw. noch manches Alter- 
thümliche, was jebt als Eigenthätmlichfeit erſcheint; über- 
Died .:erfordert. grabe Die zwedhmäßige Behandlung. ſum⸗ 
marificher.: und kleiner Sacden, eine : Eräftige und 
gewandte Lenkung; Die nur. durch Erfahrung zu gewinnen 
iſt. War aber der Prätor (auch der juriftifche) kaum 
eintgermaaßen.. ficher. in dieſer ihm -biäher fremden Sphäre 
geworden, fo ift: andy fein Amt ſchon zu Ende, und ber 
Radyfolger muß abermals von vorm anfangen. Bis dahin 
ſteht er in: einer. unvermeidlichen, und. dem Publitum leicht 
bemerklichen, uber jener Autorität und Wirffamfeit wenig 
förderfichen Abhängigkeit. von Den Perfonen,: Die durch per⸗ 
manente Befchäftigung mit biefen. Dingen, Routine ‚und 
mehr. Id hinfängliche Zuverſicht erlangt. haben, namentlic, 
den Officianten und. Dielenanwälten. - Wie tft vollends da⸗ 
bei an diejenige Mare Beherrichung. des ganzen Organismus 
and Geſchaͤftsganges zu denken, welche zur Anömerzung ein- 
gerifiener Mißbraͤuche, und zur Durchſetzung verbeflernder 
Einrichtungen .unerläßlich ift, zumal. da auch der eifrigfte 
Praͤter die.Früchte folcher Bemühungen: nicht: felbft erlebt, 
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Coft erſt nach mehren Terminen) bie “ Beihringung: einer 


‘ordentlichen Klage” verfügt, und bamit it das Signa 


zu einem fehriftlichen Prozeſſe mit ‚pein- und: produen ga 
geben; fonft wäre ja die Gleichheit der Parteipechte ver⸗ 
lest! Das, ald Gegenſatz hierzu, Die Regel: bilden follende 
mündliche: Berfahren 3) beſteht in ber zwitterhaften Form 
des Neceffirend zu Protokoll, zerſtückeld in eine: Reihe: von 
Terminen, weshalb auch nicht einmal die einfachſte contra 
Dictorifche Sache, wie: fih’8 gebührt, in einer. halben 
Stunde, fondern erfi nadı Monaten ſpruchreif werben fans 
Handelt ed fich: aber um fupplirable Sachen, d.: 4: um 
mehr ald DL, fo werben. Cum uoch-eim Desail hervar⸗ 
zuheben) die Zeugen nicht wie ſonſt vom Präter: ſummariſch 
vernemmen, ſondern er prüft und genehmigt nur die 
Beweisartikel, oder normirt die zu leiſtenden Eide, worauf 
die Sache an Die Zeugen⸗ und Eiden⸗Anudienz verwioſen 
wird. Der dort gleichzeitig als Richter, Urkunds perſon 
und Schreiber fungirende Prätur-Actuar hat ganz alleis 
die Fragſtücke zu: prüfen und ſie zu abmittiven oder zu 
verwerfen, die Zeugen zn verhoören, Kite erkunnten Eide 
abzunehmen, und zwar, ohne: bis dahin das Geriugſte von 
ben betreffenden Streitſachen gelannt zu haben: Man 
würde fo etwas ſchoerlich lanben, wenn es nicht ale 
Tage vorkaͤme! ln 
5. Endlich it noch bie eieffichtäfofe Beöfigung des 
ganzen Publikums durch Dre und Zeit ber Prü 
Audienzen zu: rügen. Bis. zur modernen Hausdiele 
son ber offenen Straße oft nur :Der kleinere Theib Der 






jenigen vordringen, die bort cu“ wel) um. Diebe 





) Bersehnung Von A813820b er das: Berfagetni bi. 


Beläfigung 
des Yublilums. 


ine 


Mängel 
bes Pratur⸗ 
Verfahrens. 
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natürlich, wenn bei dem, ber Ernennung voranögehenden, 
Eramen anf diefe Umſtaͤnde nicht die vollſte Nüdficht ges 
nommen würde: ..Zur Beitreibung Heiner Termin-Zahlungen, 
zur Beforgung Desjenigen, was nicht Leberlegung und Nach⸗ 
deuten, fonbern: nur einen mäßigen Grab von Ordnung 
und einige Routine in bem einfachsgleichmäßigen Geſchaͤfts⸗ 
gange erfordert, iſt auf biefem Wege nothdärftig geforgt; 
aber wie kann und darf ber Staat feinen Angehörigen zu- 
muthen, jal fie zwingen, daß fie zur Geltendmachung 
wirklich fireitiger Anfpriiche, welche leicht von ber entfchei- 
dendſten Wichtigkeit für. die Partei feyn koͤnnen, ſich den 
von ihm erkorenen Vertretern anvertrauen, wenn er dafuͤr 
feinen meiteren. Beruf poſtulirt, als die richtige Bezahlung 
der jährlichen Pacht an die Kammer? — Zu verwundern 
iſt es Deshalb nicht, wenn ſich eben hier. ald ewige Krank: 
heit Gebrechen fortgeerbt haben, auf die fonft überall als 
längit verfchollen mit Widerwillen zurücgeblickt zu werben 
pflegt: wenn man mit einer unpaſſenden Gebührentare 
durch die :unmüßefte Vermehrung dev Termine ſich zu vers 
tragen ſucht, wenn das ſtereotype Beſtreiten aller gegne- 
rifchen Anführungen zu den. hanbwerlömäßtg geübten Cau⸗ 
telen gerechnet, wenn die Eigenfchaft des Papieres benupt, 
oder mit dreifter Stirn ihm abgeborgt wird, nicht zu er- 
röthen über die frivolften Widerfprüche mit Allem, was 
bie eigene Partei perfünlich unumwunden eingeräumt hatte, 
wenn endlich durch biefe, und wohl noch ſchlimmere Dinge 
das Rechtsgefühl und die Morclität,  hauptfächlich der⸗ 
jenigen Claſſen, bei denen beide nicht forgfältig genug ge⸗ 
pflegt werben können, gröblich gefährdet werden! — Iſt 


das erfte Vorbringen des Gitanten verworren und unfähig, 


als Grundlage riner Streitverhanblung gubienen, fo wird 


! 


Zweites Gapitel. Die Cini: Zussiuiinge: 215 


Coft erik nach mehren Terminen) die “Beibringung eines 
“ordentlichen Klage” verfügt, und bamit iſt das Sign] 
zu einem. fAmiftlühen Prozeſſe mit -peio und produen gm 
geben; ſonſt wäre ia die Gleichheit ver Parteipechte ver⸗ 
legt! Dad, al& Gegenſatz hierzu, bie Regel bilden ſollende 
mündliche: Berfahren 1) befteht in der zwitterhaften Form 
Des Neceffirend zu Protokoll, zerftüdelt in eine. Reihe von 
Kerminen, weshalb auch nicht einmal die einfachſte contras 
bietorifehe Sache, wie fich’8 gebührt, im einer. ‚halben 
Stunde, fondern: enfk ach Monaten ſpruchreif werden kanm 
Handelt ed fich: aber um: ſupplitable Sachen, d. 4: um 
mehr ald HOF, fa werben. Cum noch ein Desail heraus 
suhebew) Die Zeugen nicht wie fonft vom Bräter ſummariſch 
vernommen, fondern: er: prüft und genehmigt nun Di 
Beweisartikel, oder normirt die gu leitenden Eide, woramf 
die Sache an bie: Zeugens und EibensAndienz verwisfen 
wird. Der dort gleichzeitig als Richter, Urkundsperſon 
unb Schreiber funginende Prätur-Actuar hat ganz alleie 
bie Fragflüde- zu prüfen und ſie zu abmittiven ober zu 
verwerfen, bie Zeugen zu verbören, tie erfunsten ide 


abzunehmen, und. zwar, ohre bis dahin Das — von 


den betreffenden Streitſachen gelannt zu haben. 
würde fo etwas ſchwerüch Blanben, wenn es nicht 
Tage vorkaͤmnel von 
5. @udlich I noch bie rucſichwioſe welaſtigung. des 
ganzen Publikums durch Ort und Zeit der P 
Audienzen zur rugen. Bis zur modernen Hansdiele 
von ber. offenen Straße oft nur :der kleinere Theil Ders 
jenigen borbringen, die ‚dort a Hal) am deſcn 










2) Veroeroruag von aspw.ab er dasBerfahren 4. 


Belaͤſtigung 
des Publikums. 
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Präturen. 


Die Bürgermeiſter⸗ 


Dielen in Miethe⸗ 


Befehlsſachen. 


Zeit zu..erfcheinen vorgeladen ſind. Das Lokal wird mit 
dem. Wechſel den Hauptperſon alljährlich — nicht ohne 


Koſten — von einem Haufe nach der Wohnung des Nach⸗ 


folgers, gewöhnlich von einem Ende der Stadt nach dem 
anderen, oder für eine Vorſtadt auf längere Zeit nach dem 
ihe entgegengefeßten Thore hin verlegt. Häufig muß man 
mehre Stunden nach der angeſetzten Bett warten, um 
nicht Gelbftrafen oder neuen Terminen zu verfallen, und 
doch. follen Die Parteien oder ihre Beiftände nicht felten 
vor mehren des halben Dutzend der durch die Stadt zer⸗ 
fireueten Gerichtsdielen ſich gleichzeitig 'einfinden, des Ver⸗ 
luſtes der koſtbarſten Geſchäftsſtunden nicht einmal zu ge⸗ 
denken. Wer die erklaͤrlichen, jedoch nur untergeordneten 
Schwierigkeiten hervorheben wollte, mit denen die iſolirte Be⸗ 
feitigung dieſer, vom ganzen Publikum unmuthig empfundenen 
Ineconvenienzen verbunden ſeyn mag, ber beitätige eben da⸗ 
durch die Ueberzeugung der Commiſſion, daß hier nur eine 
Reform an Haupt und Gliedern ernſtliche Abhülfe 
für die augedeuteten, und alle. damit zuſammenhangenden 
Beirecien. herbeiführen fünne; « . : +: 

: Bei einer. folchen Reform. wirb Dann. auch. in einer 
einzelnen, ‚aber.:für die Betheiligten ‘nicht unerheblichen 
Partie ausdrücklich Wandel gefchafft werden müſſen. — 
Die Verordnung von 1815 beginnt im Art. 1: “Die 
“ Fuftig » Behörden .in der Stadt, "den Vorſtaͤdten und 
gr privativen Gebiet der. Stadt, mit Ausnahme Des 

ted. Ritzebüttel, find:” und erwähnt in ihrer Auf- 
zählung der Bürgermeifter. überall: nicht. . Gleichwohl 
hat ſich, unzweifelhaft gegen. den Inhalt. und. die Abficht 
jenes Gefeßed, die frühere Competenz derfelben für Er- 
laubung: von Arreſten auf fällige Miethe, erhalten, wodurch 
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burgifche Juſtiz gelitten, und andgezeichnete Perfönlichketten, 
wie fich Deren das OÖbergericht biöher erfreiete, würden 
ihm. bei einer felbititändigen Stellung nicht unbebingt zu 
fehlen brauchen, da bie für bie Rathswahl beftehende Loos⸗ 
entfcheibung zwar in andern Beziehungen ald weile Eins 
richtung anzuerkennen, jedoch ſchwerlich irgendwo als der 
ficherfte Weg einzufchlagen wäre, um einem Gerichtähofe 
die tüchtigften Räthe zuzuführen. 

Weshalb aber follte ein Appellationsgericht nicht eben 
fo gut and einer Section ded Senats, wie aus andern 
Mitgliedern beftehen fünnen? Die Antwort anf dieſe 
Frage ift fchon oben ‚(Seite 17 u. folg.)  ertheilt. Gar 
nicht feiten find die Fälle (welche unmöglich feyn ſollten), 
wo wegen birecter Collifion ‚mit den Manfregeln der Re 
gierung oder Verwaltung, eine Recufation des Obergerichts 
wirklich Platz greift, und umſtaͤndliche Surrogate für ſeine 
Cognition möglich macht, ober wo fie nur deshalb nicht: gu 
erfänpfen ift, “weil die Berfaffing einmal den Mitgliedern 
“Has Zutrauen ſchenke, baß fie die Nechtmäßigfeit des 
“yon ihnen ausgegangenen: ober mitberathenen Verfahrens 
“hinterdrein als Richter mit gehöriger Inbefangenheit zu 
“yrüfen. vermögten.” Goldye: Fictionen können aber das 
Zutrauen der Parteien und des Publitumd zu der unpar⸗ 
teiiſchen Geredhtigfeit der Richterfprüche weder. erwecken 
noch erzwingen. — Kerner it der Geſchaͤftskreis des Ober 
gerichtö fo umfaffend, daß die. grünbliche Behandlung der 
Sachen bie Referenten. und Botanten in nicht gerimgem 
Grade in Anfpruch nimmt; ihre daneben noch disponible 
Zeit und Kraft könnte nicht würdiger verwandt werden, 
als, wie oben angeführt, zur Vorbereitung legislativer 
Arbeiten, wodurch Gefekgebung, Studium : und Paris 
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Obergericht. theils aus Anferen und vorübergehenden Schwierigkeiten, 
theils aus dem Wunſche erklaͤrt werden, die Erfahrung über 
den Erfolg einer halben Maaßregel entſcheiden zu laſſen. 
Die Commiſſion, indem ſie auf ihre frühere Darlegung der 
Gründe zurückverweiſt, aus welchen die vollftändige 
Durchführung jener Trennung für bad gefammte Staats⸗ 
wohl, für die Sintereffen ber Regierung, Verwaltung 
und Rechtspflege zuſammengenommen unerläßlich 
it, hat hier and dem fpecielleren Geſichtspunkt für Die Suftiz- 
pflege des Obergerichtd nur wenige Worte hinzuzufügen. 

Gründe gegen die ie beruft fich zunächſt auf dad Zengniß, 1) Daß der 
a Berzug der Trennung der Verwaltung von der Juſtiz in 
ven höheren Inſtanzen felbft vom Denjenigen zugegeben 
wird, welche fonft Die Nothwendigkeit derſelben nicht an⸗ 
erdenuen. Da nun der fragliche Grundſatz bei uns für 
das OberappellationdsGericht vollftändig, in ber erften 
Inſtanz aber ſchon jetzt ald Regel fich durchgeführt findet, 
fo müßten befondere Gründe obwalten, weshalb er gerade 
für dad Obergericht verlaſſen bleiben follte: es müßte 
nachzumeifen feyn, daß die bieherige Beſetzung bes Ober- 
gerichtd für die Zwecke des Staats, und fpeciell Der Rechts⸗ 
pflege, poſitiv förderlich, oder doch völlig unfchäblich fey. 
Das ‚Erftere wirb Niemand bebampten; denn wenn gleich 
das “Exercitium  jurisdictionis,” weiches ber Hauptreceß 
(Art. 8) unter den Refervatrechten bed Senated ıhm be; 
fätigt, als eines der .älteften und Ichönften Borrechte werth 
gehalten wird, 2) fo hört man dech feine Klagen, ald habe 
durch den partiellen Verzicht anf jenes Regal tie ham- 





ı) Mittermater Progeßvergleihung. Heft 2. ©. 61. 
7) Nahtrag zum Aboruack der Brandgefege. ©. 314. 
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burgifche Juſtiz gelitten, und ausgezeichnete Perfönlichfeiten; 
wie fich deren das Obergericht bieher erfreuete, würden 
ihm. bei einer felbitftändigen Stellung nicht unbebingt zu 
fehlen brauchen, da die für bie Rathswahl beftehenbe Looks 
entfcheibung zwar in andern Beziehungen als weite Ein⸗ 
richtung anzuerkennen, jedoch Ichwerlich irgendwo ald der 
fiherfte Weg einzufchlagen wäre, um einem Gerichtshofe 
die tüchtigften Räthe zuzuführen. 

Weshalb aber follte ein Appellationsgericht nicht eben 
fo gut and einer Section ded Senats, wie aus ander 
Mitgliedern beftehen können? Die Antwort anf dieſe 
Frage it fchon oben (Seite 17 u. folg.) ertheilt. Gar 
nicht felten find die Fälle (welche unmöglich feyn ſollten), 
wo wegen birecter Eollifion mit den Maaßregeln der Res 
gierung ober Berwaltung, eine Recufation des Obergerichts 
wirklich Platz greift, und umflänbliche Snrrogate für feine 
Cognition möglich macht, ober mo fie nur deshalb wicht gu 
erfämpfen ift, “weil bie Berfaffimg einmal den Mitgliebern 
“das Zutrauen ſchenke, baß fie die Nechtmäßigfeit bed 
“son ihnen ausgegangenen ober mitberathenen Berfahrend 
“hinterdrein ald Richter mit gehöriger Ilnbefangenheit zu 
‘prüfen. vermögten? Goldye:Fictionen können aber bed 
Zutrauen ber Parteien und des Publitumd zu der unpar⸗ 
teiiſchen Gerechtigfeit der Richterfprüche weder erwerfen 
noch erzwingen. — Kerner iſt der Gefchäftöfrers des Oben 
gerichtö fo umfaffenb, daß bie. grünbliche Behandlung ber 
Sachen die Referenten: und Botenten in nicht geringem 
Grade in Anfpruch nimmt; ihre daneben noch disponible 
Zeit und Kraft könnte nicht würbiger verwandt werben, 
als, wie oben angeführt, zur Vorbereitung legislativer 
Arbeiten, wodurch Geſetzgebung, Studium und. Praris 


Obergericht. 


Häufiger Wechſel 


der Mitglieder. 
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gegenſeitig auf naturgemäße Weiſe gefördert würden. Statt 
deſſen iſt nur eine; fo weit möglich raſche, Expedirung der 
kaufenden Gefchäfte zu erftreben, weil nad) deren Beſeiti⸗ 
gung auf jeded Mitglied die Theilnahme an wichtigen Re⸗ 
gierungs- Maafregeln, oder die Erledigung frembartiger, 
aber feinen: Aufſchub leidender, Adminiftrativ - Gefchäfte 
wegen ber verfchtebenen von ihm befleideten Nathsämter 
wartet. Sn 

Endlich ift es hervorzuheben, daß nicht nur das Prä- 
ſidium im Obergericht jährlich wechſelt, fondern auch von 
den übrigen Mitgliedern jährlich mindeſtens drei abtreten 
müffen, die früheftend nach Verlauf eined Sahres zurück 
treten können. 1) Auf dieſe, fohon in dem Poſtulat ver 
Zwanziger empfohlene, Borfchrift hat die Bürgerfchaft da⸗ 


. mals mit Feſtigkeit beſtanden, geftütt auf die Weberzeugung ber 


bürgerfichen Prüfungs⸗Deputation, der e8, “nach dem Geifte 
“unferer Berfaffung; niöglichft vermieden werden zu müſſen 
“ſchien, daß fo wenig in der Adminiſtration, als im Ober: 
* gerichte einzelne Mitglieder überwiegenden Einfluß erhalten, 
“welches immer mehr der Fall ſeyn werde, je länger Einer 
“in dem nämlidyen Collegio ſitze.“ Es verfteht ſich, Daß Diefe 
Beſorgniß, welche mit der Beſetzüngsart des Obergerichtes 
wefentlich connectirte, mit ihr ftehen und fallen muß, wie 
denn mich gleichzeitig die Permanenz aller grabnirten 
Mitglieder ver Unterrgerichte ald neue Einrichtung uns 
bedenklich fanctionirt wurde. Wenn alfo damals der Senat 
darauf hinwies, Daß “gerade durch gleichfoͤrmige Entſchei⸗ 
“dungen die Juſtiz ehrwürdig und nützlich werde, bie 
“Uniformitaͤt der Erkenntniſſe aber bei dem öfteren Wechſel 


1) Bexrordnung von 1815 Aber vie Orhafttfation. Art.15. 
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‘per Richter nothwendig leiden. müffe,” fo hat man Die 
unleugbare Nichtigkeit dieſes Sages nicht etwa bezweifeln, 
fundern nur. unter zwei Uebeln das Eleinere wählen wolle, 
Daß. aber. audy jener beftändige Wechfel in kurzen. Inter⸗ 
vallen ein Uebel, und zwar ein. für die Juſtizpflege fehr 
bedeutendes..fey, bad hat die feitherige Erfahrung zu he 
flätigen nicht ermangelt. ‚Daher fchreiben fich das Schwauken 
und die Ummandlung in: den Anfichten des Obergerichte, 
welche ſich für manche, häufig in Frage kommende Rechtefäge 
in einer Reihe. von regellofen. Perioden aufweifen laffen;z 
die Untergerichte, für welche die Anficht der höheren In⸗ 
flanz. im Effecte normgebend ift, werden dadurch in über⸗ 
raſchende Verlegenheiten geſetzt, und ihre Bemühungen, auf 
wohlthätige, Fixirung. einer, reiflich erwogenen Praxis zu 
wirken, müſſen dadurch vereitelt werden. — Ein. Gericht, 
deſſen Vorſitzender jaͤhrlich ausſcheidet, um in einer. gang 
andern: Sphäre. die Direction zu übernehmen, kann nicht 
einmal. zu. einem geſicherten und. ftätigen Geſchäftsgauge 
gelangen, ‚und wenn. alljährlich. : mehrere. non. ben Mit⸗ 
gliedern zu fremdartigen, Verwaltungen übergehen, um. exit 
‚nach .einer Reihe von. Sahren. einmal ‚wieder. zur Juſtiz 
zurückzukehren, ſo iſt, daneben ein Fortſchreiten niit. dor 
Wiſſenſchaft, der. Literatur und Gerichtspraxis für, ‚die 
Wenigſten vereinbar, — Allen; angedeuteten, in der ‚Nat 
dieſer Verhaͤltniſſe liegenden Uebelſtaͤnden iſt nicht anders, 
als durch die Organiſirung eines unabhängigen, ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen, in: feinen. rechtsgelehrten Mitgliedern per⸗ 
manenten Obergerichts ahzuhelfen. 

Die Procedur betreffend, fo. iſt es, and) wenn bie Beurtpeilung ber 
biöherige Schriftlichfeit der. Verhandlungen vor dem Ober "wur. 
gerichte_fortbeftehen müßte, leisht, ‚dad Unzweckmaͤßige der 


Bang. 


2 meisten Eheil: ufti uud Woldgsd: 


joggen Jopmien Darinlonen, Silben) bw Nierbanbiung 
un Inftruetion jeder Wechtsfache in vrfier Auſtauz in 
mehrere Hauptabſchuitie, Und eine wicht albichnaßige Aah 
vorfchiedener Zorumne zerfalt, hat die Boerufung an das 
Dbergericht uux Den Aaue, eine nochnualige Prufung Ber 
Nechtinadigkeid ine augtuchkenn uſcheidunug zu vor⸗ 
aulaſfu. Dev Moikwerneführer fahrt diofe Prafung burch 
va Gehriftfahh herbei, für deſfen Ginrichtung bei uns, 
wis überall, wine, ohae Unaehortaus⸗/Noſchuldiaquug, von 
ſeibit ablanfeune rin, aeſeblich waranicwieben it, Male 
vor Ungrund Dur Dar aufgoftolltou Boſchwordvou nicht fo⸗ 
for vol, wird Diele Gehrift Dam Geognor aerichkieisig 
ur Bunukpentung aunmiet, nadı Devon Eiugang daun Das 
beitäligener oder abanderade Erfeuntuitz orten, Dad 06 
nv Binivabung zeuer Behrfeiäge Toinen beionpern awiſcheu⸗ 
vorionen bebarf, dafar liefert fnn das GSupolialiuus⸗ 
Verfahroun qegon Pratur⸗e vfenn dniffo Don praffiſchu Names. 
Du namlicdwn Wire maffen aber joe bei Berufung gegen 
VEutfcheidungen des diedorqerichts oder des Dandrisgunune, 
durch die aopichtlichen Proeuratoren Gerunitteilt Werben, 
weilche im den ihnen ertheilten Audienzen Die won Bam Nidyns 
sen rich vmpfanaenen Bulwiften producriren, aber orgählen, 
BAR tie diefelbyn gun vechten Bed der Vegidratur augertelt Haben. 
Was fodaun den Termin für Die Meanhwerkummethrite bo⸗ 
wwinft, ſo fömmie ann (alte Derieibe eben fo faglich, wie Der 
worin qeuauuie, vie, von Der Matſorderuug zu berechnenbr 
Moihfrin kenn, fatı Dur jehigen dilaboriſchen und ſonftigen 
zermine, baren insiefiuer Wblamf bald durch wirberhalle 
Dupplifen, halb Busch Hol uud peumike mühlam berbri- 
defuhrt werden nnd. Kar Diss Miles brauchte man Mach 
veriiäudigen Wartehritten nice wre zu fuchen. Wie Nor⸗ 


= 
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größeren Staaten Die. höchſten Gerichte als vorbereitende 


und begutachtenbe. Organe. für Gegenftände ver Geſetzgebung 


benugt werben, würde das. Oberappellatiohs- Gericht dazu 
für Hamburg, in Betracht feiner Unbekanntheit mit unfern 
Zuftänben und Bebitrfniffen, wenig geeignet ſeyn, vielmehr 
ift dieſe, bisher allerdings fühlbare, Luͤcke durch Organifirung 
eines ſelbſtſtaͤndigen Obergerichtes auszufüllen. Auch von den 
prozefftrenden Parteien kann das Gericht, falls die vorigen 
Inſtanzen eine Frage: gleichförmig entſchieden haben, 
nicht im ordentlichen Rechtöwege angernfen- werben. Diefe 
Beichräntung hat aber die gewichtigften Gründe für fich, 
und fie muß mir dann ihre vernunftgemäße Grenze ver- 
fehlen, wenn jene Gonformität nicht als Reſultat einer 
unbefangenen und gründlichen Prüfung ſich ergiebt, ſon⸗ 
dern. aus der Sorge für Abkürzung und Vereinfachung 
der Prozeffe, die hierbei nimmermehr- influtren follte, 
formell angeordnet wird. : Mit Ereirung eined von ber 
Regierung und Berwaltung unabhängigen Obergerichtes 
wird die Beforgniß ded Vorwaltens ſolcher apokryphiſchen 
Motive von felbft gehoben feyn. Sonach ift nur ber 
dringende Wunſch auszufprechen, daß in der ‚nicht zu 
rechtfertigenden Langſamkeit des Gefchäftsganges bei dem 
höchften Tribunal Wandel gefchafft: werden möge. Denn 
wie kann Die pflichtimäßige Thätigfeit und gefegliche Für⸗ 
forge in Vermeidung jeder unnoͤthigen Zögerung in den 
unteren Inſtanzen genügen, wenn durch bie‘ vergebliche 
Erwartung. des Ausfpruches in letzter Inftanz bie Frucht 
aller vorherigen: Anftrengungen vereitelt wird; wenn bie 
Parteien md 'Sadhflhrer von ben nach Luͤbeck zu inrotu- 
lirenden Acten Abſchied nehmen müflen, als gelte eö eine 
Reife um die. Welt, und wenn die dortige Juſtiz an dad» 
15 


Langſamkeit bes 
Geſchäftsganges. 


\ 


Obergericht. 


Oberappellations⸗ 


Gericht. 
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mündliche, Vortrag, fo. erfordert. fie Doch einen ungleich 
größeren. Aufmand an, Zeit und Koften. Der Hauptpunft 
bleibt aber, daß in jenem Fall fait. augfchließlich für pie 


Ueberzeugung eines Einzelnen. — des Neferenten — ge- 


ſchrieben wird, der. feinen Gollegen die gründlichiten Er- 
ärterungen nur. .nberflächlich, Die. zufammenhängenpften nur 
fragmentarifch, vie.gebanfenreichiten Arbeiten nur in dürren 
Skizzen wittheifen kann, um. feinem. Auftrage zu entſprechen, 
daß alſo auch in biefer Beziehung, fo wie hinfichtlich des 
ſchnellfertigen Votirens über flreitige. Rechtsfragen u. |. w. 
Die früher. gefchilderten Bedenken ſich vollſtändig wiederholen. 
Zur Beltätigung der. praftiichen Ausführbarfeit jenes. Vor⸗ 
ſchlages kaun als zunächit liegendes Beifpiel. auf nie handels⸗ 
gerichtliche Reſtitutions⸗Inſtanz ‚bei der andern Kammer 
verwieſen werden. Dieſelbe hat, unſeres Wiſſens noch 
keinen Tadler gefunden, und wenn, wie dort geſchieht, die 
mundlich auszufuhnenden Beſchwerden gleichzeitig mit der 
Vorladung dem Gegner mitgetheilt werben, und kurze Zeit 
vor der Verhandlung zur Kunde bes Gerichtes kommen, 
fo: zeigt ſich fein Bedürfniß einer weiteren ſchriftlichen 
Grundlage. Unfehlbar mußte, auf dieſem Wege die Wirk⸗ 
ſamkeit des Gexichtes zweiter Inſtanz an Würde und In⸗ 
tereſſe ungemein gewinnen 4 
F 5. — eng 6 Gericht. 

Das den, vier. freien Städten, gemeinschaftliche Mericht 
dritter Inſtanz iſt gu die Stelle, der ehemaligen Reichs⸗ 
gerichte getreten, und. man hat feine Urſache, mit dieſem 
Taufche unzufrieden. zu ſeyn. — Die Organifation des Ge⸗ 
richtshofes und. das Berfahren. vor: Dewfelben bieten Feine 
Veranlaſſung zu .befonderen Bemerkungen... Während, in 


= 
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größeren Staaten die. hödyften Gerichte ald vworbereitenbe 


und. begutachtende Organe für Gegenftänbe der Geſetzgebung 


benutt werben, würde das Oberappellations- Gericht dazu 
für Hamburg, in Betracht feiner Uinbefanntheit mit unfern 
Zuftänden und Bebürfnifien, wenig geeignet feyn, vielmehr 
ift diefe, bisher allerdings fühlbare, Lücke durch Organiftrung 
eines ſelbſtftaͤndigen Obergerichte® auszufüllen. Auch von den 
prozefſirenden Parteien kann das Gericht, falld die vorigen 
Smftanzen eine Frage gleichförmig entfchieden haben, 
nicht im ordentlichen Rechtöwege angernfen werben. Diefe 
Beichräntung hat aber die gewichtigften Gründe für ſich, 
und fie muß nur dann ihre vernunftgemäße Grenze ver⸗ 
fehlen, wenn jene &onformität nicht ald Nefultat einer 
unbefangenen und gründlichen Prüfung ſich ergiebt, ſon⸗ 
dern. aus der Sorge für Abkuüͤrzung und Vereinfachung 
der Prozeffe, vie hierbei nimmermehr influtren ſollte, 
formell angeorbnet wird. - Mit Ereirung eined von ber 
Regierung und Bermwaltung unabhängigen Obergerichtes 
wirb bie Beforgniß des Vorwaltens folcher apofryphifchen 
Motive von felbft gehoben ſeyn. Sonach ift nur ber 
dringende Wunſch auszuſprechen, daß in ber nicht zu 
rechtfertigenben Langſamkeit des Gefchäftdganged bei dem 
höchften Tribunal Wandel gefchafft: werben möge. Denn 
wie kann bie pflichtmäßige Thätigfeit und gefegliche Für- 
forge in Vermeidung jeder unnöthigen Zögerung in den 
unteren Inſtanzen genügen, wenn durch die vergebliche 
Erwartung des Ausfpruches in Ietter Inftanz die Frucht 
aller vorherigen Anftrengungen vereitelt wird; wenn bie 
Parteien und 'Sachführer von ben nach Läbe zu inrotu- 
Iirenden Acten Abſchied nehmen müſſen, als gelte e8 eine 
Reife um die Welt, und wenn. die dortige Juſtiz an das⸗ 
15 
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Geſchäftsganges. 
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Oberappellations- jenige Gebrechen der früheren Reichsgerichte erinnert, wo⸗ 
Gericht. 


durch deren wohlthaͤtige Wirkſamkeit am meiſten gehemmt 
wurde? Der Zwiſchenraum von dem obergerichtlichen bis 
zum Lübecker Erkenntniß betraͤgt durchſchnittlich ein rundes 
Jahr, häufig aber fällt er bedeutend länger aus, und iſt 
ſchon auf zwei und drei Jahre mehrfach geftiegen. 2?) In 
einzelnen dieſer Fälle wurde die rechtſuchende Partei da- 
durch wegen der inzwifchen eintretenden Inſolvenz des 
Gegnerd um ihren ganzen Anfpruch gebracht, 2) und 
Aehnliched kann ſich, bei den raſch wechjelnden Verhält—⸗ 
niffen in einer Handeldftadt, täglich wiederholen. Daß ein 
Kreis von Nichtern, auögezeichnet durch Gelehrſamkeit und 
Scharffinn, wirklich mehre Sahre lang auf die Entſchei⸗ 
dung einer praftifchen Frage nach Gefeß und Recht ſich 
vergeblich befinnen follte, ift nicht anzunehmen; das Uebel 
kann. vielmehr nur in einem zu fchwerfälligen Gefchäfte- 
gange, oder in nicht genügender Aufficht auf gleichmäßige 
Erpedirung der vorliegenden Arbeiten, feinen Grund haben. 
Zum Eleineren Theil würde daſſelbe durch eine unbedenfliche 


') Zur Beflätigung diene die Anführung einzelner Data von ober: 
gerichtlichen Ertenntniffen, und den darauf in dritter Inftanz 
erfolgten Urtheflen: 


Obergericht. Oberappellations-Gericht. 
16. November 1835. .......... W. Januar 1838. 
12. September 1836 .......... 19. März 1838. 

17. Februar 1837. ............ 13. September 1838. 
13. April 1835. . ............. 20. November 1838. 
18. September 1837 .......... 11. April 1839. 

5. April 1839. . . . . . . . . . . ... 21. Juli 1841. 

4. Mai 1840............... 17. Februar 1849. 
10. Mat 1841... ............ 19. November 1842. 
A. Mai 1841. . . ............ 19. December 1842. 

2. October 1840 ............ 12. April 1843. 


2) Vergl. 3. B. Aſher's Rechtsfälle. BB.L. ©. 114. 
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Abkürzung der Friften für die von den hamburgifchen Sadı- 
führern zu Tiefernden Schriften gehoben werden können. 
Im Uebrigen bieten die gefetlich angeordneten Bifttationen 
hinlängliche Veranlaffung bar, um Auf die Abftelung eins 
gefchlichener Mißbräuche, wozu der hier bezeichnete ohne 
Brage gehört, mit dem erforderlichen Nachdruck hinzuwirken. 


Frittes Capitel. 
Die Criminal— Rechtspflege. 


— — 


Bei dem Bericht über den jetzt zu beſprechenden Ge⸗ 
genſtand geht die Commiſſion von einer dreifachen Vor⸗ 
ausſetzung aus. Während die Inſtitute der Civiljuſtiz für 
Jeden von unmittelbarer Wichtigkeit ſind, der irgend einen 
Anſpruch gerichtlich zu verfolgen hat, wozu das tägliche 
Leben Beranlaffungen genug herbeiführt, hofft und wünſcht 
ver ruhige Bürger niemald in perfünliche Berührung mit 
den Eriminalbehörden zu fommen, und daher mag bie ge 
ringe Theilnahme zu erflären ſeyn, welche früher nicht 
felten den auf Verbrecher und Angeflagte berechneten Eins 
richtungen gewidmet wurde. Wir fegen voraus, baß die 
Lefer dieſes Berichtes von der ganzen Wichtigkeit ber 
Formen, in welchen über die höchften Güter, über Leben, 
Ehre und Freiheit entfchieven wird, von dem innigen Zu: 
fammenhange der Strafredjtspflege mit Gerechtigkeit, Sitt- 
lichkeit und Bürgerfreiheit, gleich uns, Tebendig überzeugt 
find, und enthalten und darüber jeber weiteren Betrach⸗ 

15* 


N) 


Vorausfegungr: 
ber Commiſſton 


Borausfegungen 
ber Commiſſion. 


Inhalt 
und Anordnung 
dieſes Capitels. 
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tung. — Ferner darf der unerfreuliche Eindruck vermieden 
werden, den die kritiſche Beleuchtung der Gebrechen un⸗ 
ſerer jetzigen Criminal⸗Procedur bei Jedem, dem dieſelben 
nicht ohnehin bekannt ſind, zu erregen nicht verfehlen 
konnte; 1) denn daß hier Abhülfe Noth thue, darüber iſt 
man allgemein einverſtanden, und der Zeitpunkt dafür 
wird in Kurzem, mit dem Ablauf des bisher, als provi- 
ſoriſch, prolongirten Zuftandes, von felbft eintreten. — 
Endlich aber werden bei diefer neuen und definitiven Or- 
ganifation nicht etwa nur ‚Einzelnheiten zu verändern und 
feftzuftellen feyn; nicht die ungeprüfte Beibehaltung der bis⸗ 
herigen Grundlagen, fonbern.die Nothwendigfeit ift vor- 
auszufeßen, bei der Geftaltung einer für unfern Freiftaat 
würdigen Rechtspflege, von reiflicher Erwägung und ent- 
fehtedener Beantwortung derjenigen Hauptfragen auf diefem 
Gebiete auszugehen, welche feit einem halben Sahrhundert 
die: beften Köpfe und: die redlichſten Patrioten Deutſchlands 
beſchäftigt haben. 

Irrig Dagegen würde bie Voraus ſeting ſeyn, als 
meine die Commiſſion, zu den zahlreichen, ſich taͤglich meh⸗ 
renden Schriften, welche durch den Kampf der Anſichten 
hervorgerufen ſind, einen werthvollen Beitrag zu liefern. 
Sie beſcheidet ſich, nur diejenigen Sätze einfach darzulegen, 
ohne welche ihre Ueberzeugungen vielen Leſern unverſtändlich 
bleiben würben, und fodann biefe ueberzeugung auf die 

ei. 
. 41) Bergl. Darüber bie je Shift: Aeber die wigtis den Mängel 
unſerer Polizei-Verfaſſung und unſeres Criminal— 
verfahrens“ (1835); theilweiſe abgedruckt in den Neuen Hamb. 
Blättern von 1842, No. 48 u. 40, fo wie den Aufſatz: “Beiträge zu 
einer Criminal-Statiſtik für Hamburg, mit einigen 


Anwendungen daraus,“ in ben Neuen Hamb. ‚Blättern 
von 18423, Ro.1, 2, 4,58 10. 
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eigenthümlich . hamburgifchen Verhältniffe für ihre Bors 
fohläge anzuwenden. — Ohne den unzertrennlichen Zus 


fammenhang aller Maaßregeln, von ber erften Spur einer 


ftrafbaren Handlung. bi8 zur Vollftredung des. gegen: den 
Schuldigen ergangenen Urtheild, zu verfennen, läßt ſich 
doch ein Ruhepunkt für die Betrachtung, durch Trennung 
der unentbehrlichen Borunterfuchung von dem Hauptverfahren 


vor der: definitiv entfcheidenden Behörde gewinnen, und 


laffen ſich die für. das leßtere Stadium hervortretenden 
Hauptfragen durch die Gegenfäte bezeichnen: Gonftitnirung 
der erfennenden Behörde als ſtaͤndiges Beamten- Gericht 
oder ald Schwur-Gericht über die That neben redjtögelehrten 
Richtern für ‚die Rechtsfragen; — ſchriftlich⸗ geheimes 
Inauifitiond = Verfahren, oder mündlich- öffentliches Anklage 
Berfahren; — Entfcheidung nach einer gefeglichen Beweis⸗ 
theorie, oder nad) freier Weberzeugung. Auf dem Stand» 


punkte aber, von welchem nicht zunächft politifche Rückfichten, 
fondern die. möglichſte Garantie für die Gerechtigkeit‘ jedes 


einzelnen Criminalurtheild den Leitfaden bilden fol — es 
ift der Standpunkt diefer Commifflon — muß es der De; 
duction verftattet ſeyn, ſtatt des chronolvgifchsnatürlichen 
Weged, den. umgelehrten. einzufchtagen, um von dem Un⸗ 
bedingten zum Bedingten,. von. den ficherften Refultaten zu 
ihren nothwendigen, oder vernünftigen Eonſ equenzen fort⸗ 
zuſchreiten. 


1. Gefetliche Beweistheorie, oder freie 
NUeberzeugung. | 
Die Frage i ‘bier: wie: gelangt der Richter. zu der 
Gewißheit, daß ein beftimmtes ‚Verbrechen von einem Anz 
geſchuldigten ‚wirklich begangen, und Deshalb Die. gejehliche 


Bebeutung 
biefer Frage. 


Geſetzlicht 
Beweistheorie, 
oder freie 
Ueberzeugung. 


Geſchichtliche 
Einleitung. 
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Strafe für jene That über ihn zu verhängen ſey? Die 
Schwierigkeit iſt für alle die Fälle, wo kein Geſtändniß 
vorliegt, und ein Reinigungseid nicht anwendbar ſcheint, 
einleuchtend, denn alsdann werden, wie im Civilprozeß, die 
möglichen Claſſen der Beweismittel von der Theorie durch 
richterlichen Augenſchein, Gutachten Sacdhverftändiger, Ur- 
funden und Zeugenausſagen erichöpft. Directe Wahr: 
nehmung durch Augenfchein iſt aber hinfichtlich der That 
feldft faft niemals möglich, und, hinfichtlich ihrer füchtbaren 
Folgen, nicht genügend zur Berurtheilung des angeblichen 
Thäterd. Sachverſtändige können Die richterliche Leber; 
zeugung durch Gutachten, nach Regeln der Kunft oder 
Wiffenfchaft, leiten und unterfkügen, aber nicht fie erfeßen; 
und Urkunden, wenn ſie nicht den Gegenſtand ded Ver⸗ 
brechens ſelbſt bilden (wie bei der Schmähfchrift, oder der 
Faͤlſchung), liefeen entweder ein außergerichtliches Befenntniß, 
oder ein unbeeidigtes, alfo nicht beweiſendes Zeugniß. 
Koch bleibt die Ausſage dritter, unbetheiligter, und deshalb 
glaubwürdiger, Perfonen übrig. Allen in der Gegenwart von 


Zeugen wird wohl ein Todtſchlag in. der Hitze des Affectes, 


nicht aber ein überlegter Mord; vielleicht eine: eigenmächtige 
Sewaltthätigkeit,. aber kein nächtlich ſchleichender Diebitahl 
begangen; auch dieſes Beweismittel ift daher nicht immer, 
und gerabe bei den ftrafwirrdigften Verbrechen, ihrer Natur 
nach, überall nicht. anwendbar. 

Sn Deutfchland führten, nachdem die Periode der 
Gottesurtheile, der Eideshelfer und des gerichtlichen Zwei⸗ 
fampfes vorüber war, mildere Sitten und fortfchreitende 
Bildung zu einem Syiteme von Beweisregeln, die haupt: 
ſächlich auf Verhütung ungerechter VBerurtheilungen abs 
zielten. Nach unferen Stabtrechten des breizehnten bie 
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Sahrhunberts als eine “gute. Gewohnheit” erwähnt, - daß 
der nicht freiwillig -befennenbe Angeklagte gefoltert werbe; +) 
mit welch’ heillofer: Willkühr und Barbarei dabei bie auf 
Die. neuere Zeit: verfahren: wurde, iſt anderweitig "nachges 
wiefen. 2) Die Tortur iſt wahrfcheinlich -im Sahre 1788 
zulegt angewandt, jeboch heißt es noch in einem Senats⸗ 
Erfenntniffe von 1802, “daß der Inquiſit, vorkommenden 
“Umftänden nach, mit der peinlichen Frage zu ver- 
“fchonen.” Der Umftand, daß fie gefetzlich bei und noch 
nicht abgefchafft: ift, wird Feine ernſtlichen Beſorgniſſe er- 
regen... Die. Unterſuchung, wie ſich Die Praris. feit. jener 
Zeit mit dem Indicienbeweiſe geholfen habe, möge. ver Ge⸗ 
fhichte anheimfallen. 2) Im: jeßigen Niedergerichte ift die 
Frage erit einmal.cım Sahre 1840) zur Sprache gefommen, 
und dabei das gefetliche Verbot als beftehendes Recht aus⸗ 
drüclich anerkannt, während die. höhere Inſtanz diefe Prins 
cipienfrage unerörtert gelaffen hat, fo daß über dieſen 
Garbinalpunft der Strafrenitöpflege bier 6 dein weiterer Auf— 
ſchluß gegeben: werden kamnm.. 

Ueber die, für die jetzige Betrachtung wichtigere Feage: Dreifache 
welche Grundfäge bie Legsslation, hinſichtlich des. Er Anſt! 
minalbeweifes, aufzufbellen habe?: giebt: es Drei. imbgliche, 
und in der Literatur ‚wirklich: vertretene. Anfichten. : Ent- 
weder. man. erflärt jeden Indicienbeweis für ungenügend, 
und verlangt als nothwendige Baſis jedes Straferfennt- 
niſſes den Directen Beweis, ſowohl Darüber, baß ein 


2 og u 
” -.ı. 
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ı) Zn der Gloffe zum Stadtrecht von 1497. 

) In der juriſtiſchen Section des Vereines für Hamb. 
Geſchichte. 

3) Vergl. das Protocoll der zuriſ— Section des hiſtor. 
Vereines. S. 35, 36 


Geſetzliche 
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über das jetzige 
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and entfchiedene Ueberzengung einen: Menfchen: dad Ber: 
brechen, ſeines Leugnens unerachtet, beimißt; nach dem 
Art. 22 jenes Reichsgeſetzes wurde er zwar, in Erwägung 
der gegen ‚ihn ſprechenden Gründe gehörig gefoltert, er fol 
aber, weil fein voller Directer Beweis vorhanden ift, in 
Ermangelung eines freiwilligen oder erzwungenen Befentt: 
niffes, nicht verurtheilt: werden. bürfen: - 

- + Nachdem: durch: Particular⸗Geſetze und Praris die 


Folter allgemein aufgehoben::ift, mußte nicht nur eine- durch 


die Gefeggebung auszufüllende -fühlbare Lücke, ſondern, wo 
deren Thätigkeit zögerte, dev vorläufige ‚Streit . über das 
geltende Recht entſtehen. Es fragt fich: insbefondere, ob 
auch die gefebliche Beitimmung, nad). welcher auf den 
Indieienbeweis ohne Geftändniß Fein Strafurtheil gebauet 
werben ‚darf, zugleich. außer Kraft getreten fey? Bon ber 
überwiegenden Mehrzahl wird viefe Frage aus verſchiedenen 
Gründen, namentlidy unter Berufung: auf die Regeln über 
das Verhältniß der Praris zu abſolut verbietenden Gefeken; 
entfchieden verneint, und man. billige noch. in Den neueften 
und befounenften. Schriften 13 die Entrüſtung Welder’s 
über. Richter, “die nur nach ‚den. @efeben: zu richten ges 
“ſchworen :haben, und doch in dem wichtigften Punkte ihres 
“PRichteramtes ‚die fonnenflarfte, : ausdruͤcklichſte Geſetzes⸗ 
“Vorſchrift, diejenige, auf bloße Indicien nicht zu verur⸗ 
‘“theilen, ohne Weiteres mit Füßen: treten.” 2) 

Wir blicken nım auf: die Geſtaltung dieſer Sache in Ham⸗ 
burg. — Hier wird es bereits im Anfange des fechzehnten 

1) 3.8. Abegg, Beiträge zur Strafprogeß-Gefeggebung. 

(1841.) Note 171. 
2) Welcker, Jury. ©. 115. 
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Berftandes an. Wer es verſucht, nach gewillen, will; 
Führlich ihm aufgebrungenen Regeln zu denken, gu urtheilen 
und Wahrheitzur erforfchen,. ver wird entweber der Un- 
möglichfeit: flch bewußt ‘werben, oder dem fo gewonnenen 
Refultate nicht weiter trauen, als fofern es mit feiner 
felbftftändigen Ueberzeugung, die allein er ald feine innige 
und eigenfte zu vertreten bereit ift, übereinftimmt; er wird 
der Aeußerung Feuerbach's beiftimmen: “Im Voraus bie 
«Bomweife und die Kraft beftimmen, welche fie für ben 
“Verſtand des Richters haben follen, ift nicht vernünftiger 
“al8 der Plan, den Dcean der Natar in: einen Eimer 
“su faflen.” on 

Menn nun der Griminafrichter verpflichtet wird, 
unter gewiffen pofitiven Borausfeßungen etwas ald wahr, 
unter anderen etwad als nicht wahr auszufprechen, uns 
befümmert um feine yperfönfiche, ' vielleicht entgegengefeßte 
Meberzeugung, fo kann er im erſteren Falle‘ gezwungen 
feyn, mit kaltem Blute einen Inſtizmord zu verüben, in- 
dem er ald Diener des Geſetzes unter beſtimmten und zu⸗ 
treffenden Suppofftionen 'ein “Schulbig” ausſprechen muß. 
Diefem Einwande zu begegnen, "beruft man fich freilich 
darauf, daß der. Richter ſchon nach der Meinung ver be 
ftehenden Geſetze nicht zu verurtheilen brauche, wenn: er 
3. 8. nur fubjectived Mißtranen hinfichtlich der’ Aus⸗ 
füge von zwei Zerigen hege, gegen welche feiner ber ge⸗ 
feßlich aufgezählten Verdachtsgründe vorliegt. Auch eine 
legislativ zu empfehlende Beweistheorie fol mehr nega- 
tiver Natur feyn: fie ſoll gegen trügliche Beweismittel 
warnen, und die Bedingungen aufſtellen, unter. denen 
zum Schuge möglicher Unfchuld eine Verurtheilung nicht 
erfolgen darf. Eine mäßige Anzahl folcher Regeln’ ift 


Gründe gegen 
eine negative 
Beweistheorie. 


Geſedliche 
Beweistbeorie, 
ober freie 
Weberzeugung. 


Die erfte 
tiefer Anfichten 
ift verwerflich. 
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Verbrechen verübt worden, ald daß ed vom Angefchuldigten 
begangen jey. Oder man unternimmt ed, ein Syitem ges 
feglicher Borfchriften über die Requiſite eines — nur bei 
dem Vorhandenſeyn der legteren zuläffigen — Indicien⸗ 
beweifed zu geben. Oder endlid; die Gefebgebung vers 
zichtet darauf, im Boraus zu beflimmen, wann etwas für 
wahr oder für nicht wahr zu halten fey, ftellt vielmehr dieſe 
Frage, für jeden einzelnen Kal, ver freien Ueberzeugung 
und dem gewiflenhaften Ermeffen der Urtheiler anheim. 
Die erfte diefer Anfichten zählt jeßt wohl die wenigiten 
Anhänger, ſie it jedoch noch Fürzlich in einer eigenen 
Schrift vertheidigt. 1) Der Knoten, was mit einem Vers 
brecher anzufangen fey, gegen den kein Geſtändniß und 
fein vollgültiges, dDirectes Zeugniß vorliegt, wird dort, 
human genug, durch die Antwort zerhauen: “man läßt 
“ihn laufen.” 2) Sollte aber jedes Berbrechen ungeftraft 
bleiben, welches nicht freiwillig eingeftanven, und nicht in 
Gegenwart mehrer klaſſiſchen Zeugen verübt ift, fo werben 
die Sntereffen der Rechtsordnung aufs Aeußerſte gefährdet, 
fo verſchwindet die Steherheit des Lebens ‚und Cigenthums 
für jeden Bürger, fo müßte endlich die Strafrechtöpflege 
ſich förmlich banquerot erklären. Das Bedürfniß, fi 
von jenen Feſſeln zu befreien, hat fett Aufhebung ver 
Folter zu den außerordentlichen Strafen wegen Verdachts, 
zu der Abfolution von der Juſtanz, zu der Gefländniß- 
Erprefiung durch feinere oder geiftige Tortur geführt. 
Die Verwerflichfeit diefer Aushülfen leitet nothwendig zu 


1) Langfeldt, Kritit des ſogenanntengIndicienbeweiſes. 
(1839.) 
?) Langfeldt, a. a. O. ©. 19. 
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der lleberzeugung, daß mit jener bequemfien aller Theorieen 
die Schwierigkeit nicht zu löfen ſey. 

Zwifchen ber zweiten und britten jener Örundanfichten 
kann man fic) nach dem Dafürhalten der Commiffion mur 
für die leßtere, für den Verzicht auf jede geſetzlich bindende Bes 
weistheorie, entfcheiden. Sm Civilprozeß hat der Richten, 
wenigſtens häufig, nur eine formelle Gewißheit der zum 
beurtheilenden Thatfachen zu conitatiren, unbefümmert um 
deren Berhältmiß zur Wirklichkeit außerhalb der Acten. 
Das Geſtändniß macht hier jede Beweisführung übers 
fliffig, das Nichtoorbriugen eier Thatfache ſchließt dies 
felbe aus, weil es fih uur von veräußerlichen, dem 
Verzicht der Parteien unterworfenen Intereſſen handelt. 
Obgleich aber die Geſetze eine Art Syſtem uber die Zus 
läffigfeit von einzelnen Beweismitteln und deren verfchien 
dened Gewicht enthalten, haben fie auch Dort eine Reihe 
von Fragen, 53. B. welche Zeugen für verbächtig zu halteır, 
ob auf einen Ergänzungs⸗ oder Reinigungseid zu erfennen, 
fo wie die Beurtheilung der fünftlichen oder indirerten Bes 
weife dem richterlichen Ermeſſen überlaflen, und überlaffen 
müffen. Im@riminalprozetffebagegen fol materielle 
Wahrheit, wenn fie auch nicht immer erreicht wird, Doch 
ftetö eritrebt ‚werden; von ausdrücklichen oder ftillfchweis 
genden Berzichten, von einer Verhandlungsmarime im 
Sinne des Civilverfahrens kann dabei nicht die Rede feyn. 
Die Ueberzeugung gründet fich hier aber nicht auf mathes 


matifche Demonftration oder apodiktifche, die Möglichkeit 


des Gegentheild ausſchließende Gewißheit, ſondern auf eine 
folche, welche die Wirflichfeit des Gegentheild für den 
Erkennenden, nad) Regeln der Erfahrung und Gefeßen der 
Analogie, ausfchließt. Denn jedes Verbrechen iſt für den 


Jede geſehliche 
Beweis theorie 
iR verwerflich. 


Geſetzliche 
Beweis thesrie, 
oder freie 
Ueberzeugung. 
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urtheilenden Richter eine in der Vergangenheit liegende, 
der Geſchichte angehörige Thatſache, und für eine ſolche 
giebt es in ihrer: Totalität Feine. unmittelbare Wahr- 
nehmung, fondern nur eine hiftorifche Gewißheit, Die 
darin befteht, daß man aus zureichend. erachteten Gründen 
etmas .ald wahr annimmt, weil es nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge an genügenden Gründen fehlt, um das 
Segentheil anzunehmen. Diefe ‚Gewißheit fchöpft . man 
theils . aus möglichft genauer Erkundung aller in Betracht 
kommenden factifchen Umftände, theils durch Vernunft: 
fchlüffe unter Anwendung allgemeiner, aus der Erfahrung 
abftrahirter Regeln. Die erftere Thätigfeit muß zu einem 
Grfaffen des gerade vorliegenden Falles. nach feiner ganzen 
Individualität mit allen einzelnen Zügen leiten, denn Das 
daraus entſtehende Bild ift. immer ein gewiffermaaßen 
eigenthümliches, ‚mit feinem anderen ‚vollig. identifches, und 
die :hiernach gefchöpfte feite.Ueberzeugung würde in theil- 
weile ähnlichen, theilmeife von anderen .Nebenumftänden 
begleiteten Fällen fid) bald in bloße Bermuthung, bald in 
die Veberzeugung vom Gegentheil. verwandeln. Es muß 
daher immer. ein vergebliched Bemühen bleiben, im Voraus 
allgemeingültige Normen darüber. feitfegen zu.wollen, welche 
einzelnen Punkte bei, einer concreten .Zhatfrage von ver 
gerifienhaften Forſchung in Betracht zu ziehen, und welche 
unbeachtet zu laſſen ſeyen. — Eben fo gehören die Regeln, 
nach welchen man. von gewiſſen Erjcheinungen auf eine 
That, von den vorliegenden Folgen auf deren Urſache 
argumentisg, zunächft nicht der Jurisprudenz, oder einer 
anderen fpeciellen -Disciplin, fondern der umfaffenden 
Wiffenfchaft Des Lebens, dem durch Nachdenfen ge: 
fchärften, .durd; ‚Erfahrung gereiften Urtheile des gefunden 
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Berftandes an. . Wer ed. verfucht, nach gewiſſen, will⸗ 
führlich ihm aufgedrungenen Regeln zu denken, zu urtheilen 
und Wahrheit zu erforfchen,. der wird entweber der Un— 
möglichkeit. fich bewußt ‘werben, oder dem ſo gewonnenen 
Reſultate nicht weiter trauen, als fofern es mit feiner 
felbftftändigen Meberzeugung, die allein er als feine innige 
und eigenfte zu vertreten bereit ift, übereinftimmt; er wird 
ver Aeußerung Feuerbach's beiftimmen: “Im Voraus die 
“Beweiſe und die Kraft beſtimmen, welche fie. für den 
“Verſtand des Nichterd haben tollen, ift rlicht vernünftiger 
„als der Pan, den’ Dcean. der Natur in: ‚einen Eimer 
‘su fallen.” 

Wenn nun der Eriminalrichter verpflichtet wird, 
unter gewiſſen poſitiven Vorausfetzungen etwas als wahr, 
unter anderen etwas als nicht wahr auszuſprechen, un⸗ 
bekümmert um ſeine perfönfiche, vielleicht entgegengeſetzte 
Ueberzeugung, fo kann er im erſteren Falle gezwungen 
ſeyn, mit kaltem Blute einen Inſtizmord zu veruͤben, in⸗ 
dem er als Diener des Geſetzes unter beſtimmten und'zu⸗ 
treffenden Suppoſitionen ein Schuldig“ ausſprechen muß. 
Dieſem Einwande zu begegnen, beruft man ſich freilich 
darauf, daß der. Richter ſchon nach der Meinung ber:;bes 
ftehenden Gefege nicht zu verurtheilen brauche, wennrtr 
3: DB. nur ſubjectives Mißtrauen hinfichtlich der! Aus 
fage von zwei Zeigen hege, gegen welche: feiner ber ’ges 
fetzlich aufgezählten Verbachtögränbe vorliegt:  Yhıch eine 
legislativ zu empfehlende Beweistheorie foll mehr nega- 
tiver Natur feyn: fie fol: gegen trügliche Beweismittel 
warnen, und die Bedingungen "mifitellen, unter. venen 
zum Schutze möglicher Unfchuld eine Verurtheilung nicht 
erfolge darf. „Eine mäßige. Anzahl fulcher : Regeln ift 


Brände gegen 
eine negative 
Bemweistbeorie. 


Geſedliche 
Beweistheorie, 
ober freie 
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allerdings unfchädlich, aber überflüffig; daß 3. B. Kinder 
feine voBgültige Zeugen feyn, Privaturfunden nicht 
anders beweifen fönnen, als wenn ihre Aechtheit außer 
Zweifel fteht, das find unbeftreitbare, aus der Vernunft 
und täglichen Erfahrung abgeleitete Sätze, deren gefeßliche 
Sanction faum erforderlich ift, weil nichts Neues dadurch 
gelehrt wird. Geht aber die Geſetzgebung auf dieſem 
Felde weiter, fo muß fie entweder ausdrücklich Alles dem 
freien Ermeffen anheimgeben, oder für die meilten Fülle 
willführliche Schranfen errichten, unter deren‘ Schutze 
Verbrecher ungeftraft bleiben, die von jedem Unbefangenen 
mit der entfchiedenften Ueberzeugung verurtheilt feyn würden. 
Jene Unjchuldd- Theorie, im Bunde mit einer modernen 
Mattherzigfeit fpottet der unabweislichen Forderungen bes 
Nechts: denn, daß Fein Unfculdiger verurtheilt werde, ift 
swar ein Poſtulat der Gerechtigfeit, nicht minder wie für 
bie Eiviljuſtiz; wie aber die @ivilgerichte nicht deshalb 
organifirt find, um möglichft viele Klaganſprüche als 
grundlos abzumeifen, fundern um allen wohlbegründeten 
anf geſetzlichem Wege zu ihrer Befriedigung zu verhelfen, 
fo iſt auch die Freifprechung Unfchuldiger zwar die Be: 
dingung einer gerechten Strafrechtöpflege, ihr Zweck 
aber ik es, an jedem Schnldigen das Strafamt Des 
Staates zu üben, und, unbeſchadet des natürlichen Satzes, 
daß im wirflichen Zweifel zu Gunften des Angefchul- 
digten zu fprechen fey, bleibt es widerfinnig, wenn man 
durch ein GÖrundprincip die Nealifirung der Gerechtig- 
feit im Voraus vereiteln zu «Dürfen glaubt, weil doch der 
arme Sünder dabei frei audgehe. 

Das Gefagte gilt vorzüglich auch von dem Beweiſe 
durch Indirien, alfo von ber bei Meitem häufigiten 
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und wichtigiten Claſſe. So achtungswerth dad Streben Grünse gegen eine 
ber Wiffenfchaft ift, aus dem Mannigfaltigen das Gemein⸗ en — 
ſame, aus dem Beſondern das Allgemeine zu abſtrahiren, Sul Bee 
und daraus einen Leitfaden von zuverläffigen praftifchen 

Regeln zu bilden, fo müflen doch folche Kehren, je richtiger 

und gemeingültiger fie find, um fo inhalteleerer und uns 

fruchtbarer fich darſtellen. Man nehme z. 3. die Bor; 

fohrift : “Jede der zufammentreffenden Anzeigen muß 1) auf 

“einem zuverläffigen Dberfate beruhen, mithin beweifend 

“fen; 2) die anzeigende Thatfache muß bewiefen feyh; 

3) auch darf fein Zweifel gegen die Nichtigkeit ver Schluß» 

“folge obwalten.” 2) Derartige Sätze einer formalen 

Logif führen in der Anwendung um feinen Schritt weiter, 

wenn gleich fie die Operation richtig zergliedern, weldye ber 

befonnene Berftand bei feiner Prüfung anzuftellen nicht 

umhin kann. Wenn aber die Gefesgebung ſolche Finger: 

zeige aus den Compendien entlehnt und mit ihrer Sanction 

beffeidet, fo begiebt fie fi) auf eis ihr fremdes und unge 

höriges Gebiet, und, wenn fie dad vernünftige Ermeflen 

noch mehr verflaufuliven zu müffen glaubt, fo zieht fie das 

durch willführliche und widerfinnige Schranfen, deren Con⸗ 

traft mit der Würde des gefunden Urtheild nicht verkamt 

werden fann. So das Baierifche Strafgefeßbud von 1818, 

welches, die Feuerbachſche Diftinction zwifchen voraus⸗ 

gehenden, begleitenden und nachfolgenden Indicien adopti⸗ 

rend, von jeder dieſer Sorten zwei ald nachgewieſen vers 

langt, um dadurch eine Berurtheilung zu motiviren. Auch 

die neue Mecklenburgiſche Verordnung vom 12. Januar 


1) Bauer, tehrbug des Strafprogeffes. $ 172. 
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2841, betreffend -den Beweis: tm Grimmalprozeß, 1) zeigt 
ſchlagend, Daß man auf: biefem Wege dem Ziele, das rich⸗ 
terliche Ermeſſen in fefte und zugleich nicht beengende . 
Grenzen zu bannen, nicht näher rückt, indem fie ($ 8) vor: 
fhreibt, “Eine Thatfache hat: der Nichter auch dann als 
“erwiefen: anzunehmen, wen Die aus zufammentreffenden 
“Umſtaͤnden (Anzeigen) in Bezug. auf dieſelbe fich erge- 
benden Schlußfolgerungen, bei vorausgeſetztem natürlichen 
“und-gewöhnlichen Gange der Ereigniffe, feine vollftändige 
“Ueberzeugung von dem Vorhandenfenn. derfelben begrün- 


den,” indem fie ferner (K 10) das Zufammentreffen 


von. wenigftend zwei Anzeigen, bie einzeln vollftändig und 
zwar durch ‚andere Beweismittel erwiefen find, verlangt, 
mb die Bedingungen hinzufigt: “es müſſe aus der Un⸗ 
“terſuchung, unabhängig von jenen Anzeigen ſich ergeben, 
„daß der Angeſchuldigte eine Perfon fey, zu der. man fich 
her That wohl verfehen koͤnne, und Die Verantwortung 
‘des Angeſchuldigten müffe unmwahrfcheinlich befunden 
log? —: Schließlich verdient: Das kürzlich veröffentlichte 
Zeugniß von zwei höheren Suftigbeamten in Oldenburg 
angeführt -zu werden. Dort wurde: der nach Neceptton 
des vorhin erwähnten Baierifchen Geſetzes eingeriffene Zu⸗ 
fand “als unerträglich anerfannt , indem während fieben 
“Ssahre eine: ‚große. Zahl: offenbar Schuldiger dem Arme 
Her: ſtrafenden Gerechtigfeit- entging, und fich die wohlbe- 
“gründete Meinung bildete,. wer ſich vor Zeugen Der 
“That ſebbſt gu hüten wiſſe, und: nur im Leugnen feft 
“su: bleiben :vermöge ,: ſey auch vor «der Strafe ficher: ” 


1) Abgedruckt in Jagemann und Rollner' 8 Zeitſchrift 
Bd. U. ©. 135 figd. 
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Deshalb iſt durch das Geſetz von 1823 das Minimum 
von: fechd Ssndieien auf Drei redueirt, von denen ‚zwei 
gleichzeitig feyu müflen, das: Dritte beliebig ‚Der. That vor⸗ 
hergehenb oder nachfolgend ſeyn darf; aber- auch jetzt “geht 
“noch mancher: für ſchuldig zu Achtende, lediglich wegen 
* formellen Beweismangels, frei aus der Unterfuchung her⸗ 
“„vor.“ Beide Verfaſſer, obgleich ſonſt auf verfchiedenen 
Standpunkten -ftehend, find aus Erfahrung darüber ein- 
verftanden, daß durch dieſe, wie jede andere formelle Bes 
weistheorie “in Wahrheit eine formliche Eorrumpis 
“zung-der richterlichen Bernunft herbeigeführt werde, 
“daß Die ernfle richterliche Weisheit fich hier in Spikfins 
“digkeiten, Sophismen,. Taͤuſchungen und Halbwahrheiten 
„ergehe, die vom gefunden Sinne des Volks durchaus vers 
“„worfen werben müſſen. 1) En TEE 
Näheres Nachdenken über den vorſtehend in ſeinen wich⸗ 
tigſten Beziehungen berührten Gegenſtand führt zu dem Bes 
wußtſeyn, daß der in einigen Staaten praktiſch gewordene 
legislative Standpunkt der formellen Beweistheorieen nur eine 
Uebergangs- Periode if, wofür er auch: von immer 
mehren Stimmen .anerfannt wird, weshalb die Commiſſion 
weit entfernt.-ift, zu wänfchen, daß er der unſerige werde, 
Vielmehr muß. die Aufhebung. der, gemeinrechtlich noch bes 
fiehenden, befirittenen Borfihriften :Darüber, der: Ausgangs- 
punkt für Die neue Geſetzgebung ſeyn. Es muß von. der 
legteren ausdrüdlich anerfannt- werben, daß man. fich über 
den Grund oder Ungrund einer criminellen Anfchuldigung 
auf feinem andern Wege überzeugen kann, als auf. dem⸗ 


ı) Hayen und v. Buttel, der Richter als Geſchworner? 
1843, ©. 14—16. 174. 175. 
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Die Eommiffion 
erklärt fich gegen 
jeve Beweis» 
theorie. 
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2 — jenigen, auf welchem man zur Gewißheit über jede andere 
oder freie Thatfache gelangt, d. h. durch Benugung aller zugänglichen 
ueberzengung. Erkenntnißquellen, durch umfichtige Erwägung aller Um⸗ 
Hände bed Falles, und. durch eine gewiſſenhafte Prüfung, 

weiche im wirklichen Zweifel zu Gunſten des An- 


geſchuldigten ſich zu entſcheiden hat. 


2. Aetenmãßiges nuterſuchungsverfahren, oder 
öffentlich ⸗ mündliches Anklageverfahren. 


| debian ‚Bubend Der hier zu betrachtende Gegenſatz findet zwiſchen ver- 
fchiedenen Formen des Verfahrens Statt, von welchen ein- 
zelne Theile bei und ueben einander praftifche Geltung 
haben. Wenn nämlid) die Polizeibehörbe von einem Bor: 
fall. Kunde erhält, der auf die Berübung einer ftrafbaren 
Handlung muthmaßen läßt,. fo wird Die Sache an einen 
der . Grimigal- Actuare. ald Inquirenten zur Unterſuchung 
verwiefen. Dieler fucht ſodann, bem erhaltenen Auftrage 
gemäß, und mit Säülfe des Polizeiperfonales, ſich über den 
Fall ‚nähere Aufflärung zu verfchaffen, und jede Spur, bie 
ihm gegen beflimmte Individuen Verdacht einflößt, zu ver- 
folgen. Nachdem er alle dazu dienlichen Mittel erfchöpft 
zu. haben meint, werben bie von ihm aufgenommenen Acten 
durch den Polizeiheren dem Senat vorgelegt, Der die Ver⸗ 
wllländigung oder weitere Ausdehnung ver Unterfuchung 
verfügt, bis Deren längere Fortfekung andy ihm unmöglich 
oder unnöthig Scheint. Alsdann wählt dieſe Inſtructions⸗ 
Behörde nach deu Umſtänden unter zwei Wegen: entweder 
fie fpricht felbit und ohne Weiteres dad Strafurtheil über 
diejenigen Perfonen, die fie in den Acten gravirt findet, 
und erwägt fpäter bie nadı Publicirung deffelben von den 
Betheifigten etwa erhobenen weiteren Vorſtellungen. Oder 
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fie verweift Die Sache num zum fißcalifchen Prozeß an das 
Niedergericht, woſelbſt dann ein Procurator Namens des 
Fiscald, unter Producirung ber Uinterfuchungsacten, eine 
anf diefelben gegründete Klagſchrift vorlieft, und wo, nach 
Bertheidigung des Angeklagten burch einen Advocaten, das 
Urtheil in erſter Inſtanz gefprochen wird. — Die erftere 
Modalität ftellt das actenmäßige heimlich=fchriftliche Unters 
fuchungdverfahren in feiner Blüthe dar, die zweite liefert 
von einem rationellen öffentlichmündlichen Anklageverfahren 
nur eine fümmerlihe Ruine Denn, was zunädht Die, 
bei jener Alternative gar nicht vorkommende, Anklage 
betrifft, fo ſoll dieſelbe von dem jüngften Syndicus verfaßt 
werden; fie enthält einen kurzen Auszug aus Den Ycten, 
in welchen der Beweis der: aufgeftellten Behauptungen 
geſucht werden fol, und nadı Anführung ber obfoleren 
Geſetzſtellen wird ein vager Strafantrag geitellt, wie es 
freilich bei dem Zuſtande unferer Griminalgefehgebung nicht 
anderd erwartet werden darf. In den meiften Zällen wirb 
dadurch nur einer unmefentlichen Form genügt. — Ferner 
iſt dieſes Verfahren ein wefentlich ſchriftliches. Das 
vorher vom Inquirenten aufgenommene artieulirte Verhoͤr 
Ceine Wiederholung der früheren fnmmarifchen) und bie 
Anklage werden in dem erften, die Defenfionsfchrift in 
einem fpäteren Termine verlefen, aber nur, um fofert zu 
den übrigen Acten gelegt und Fünftig, bei der Relation, 
erwogen zu werben, was ſchon Deshalb nöthig ift, weil in 
der Audienz nur wenige Mitglieder des Gerichted zugegen, 
und dieſen überdied die Boracten noch unbekannt find. 
Hiernach verdient denn auch die Deffentlidfeit des 
Berfahrend faum diefen Ramenz denn die Zuhörer erfahren 
von der Inſtruction der Sache, die in ben Unterſuchnngs⸗ 
16* 
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Zebiges Verfahren geten vollftändig enthalten ift, fein Wort, und von. den 
bei 
ver Unterfugung Schlußverhandlungen vor Gericht nur einzelne in mehrere 
und annage· Termine zerftückelte Fragmente. 

Gleichwohl ift es diefer fis caliſche Prozeß, der, 
ſelbſt in feiner jetzigen Ausartung zu ſchwerfaͤlligen und 
wenig foͤrderlichen Formen, noch in dem älteren, natur 
gemäßen Berfahren -wurzelt, und der zugleich die Keime 
einer vernünftigen Procedur in fich fchließt, welche nur 
von den corrumpirenden Aenderungen fpäterer Zeit befreiet 
und weiter entwicelt zu werben brauchen. Er gilt in 
Hamburg für dad Vorrecht des freien Bürgers, weil 
er eine, wenn gleich Färgliche Realiſirung derjenigen Ideen 
aufzuweiſen nie aufgehört bat, für welche, als Poftulate einer 
auf vernünftige Freiheit gegründeten Juſtiz, überall praftifche 
Geltung: gefordert wird. Wir meinen die Forderung des 
dffentlihsmündlichen Antlageverfahrens, wel 
ches für die Strafrechtöpflege, in ben Verhandlungen gefeß- 
gebender Verfammlungen, und in zahlreichen Petitionen und 
Schriften fo eindringlich empfohlen iſt. Die Commiffion, 
welche an diefer Stelle die Wiederholung von Wahrheiten 
nicht. ganz vermeiden kann, die bald allgemein befannt 
and unbeftritten feyn werden, glaubt fich Dabei auf wenige 
Bemerkungen befchränfen zu Dürfen. 

Gründe für -" 1. Die-DeffentlichFfeit der Nechtöpflege — deren 
— — Weſen darin beſteht, daß in der Regel alle vor dem er⸗ 
lennenden Gerichte vorgehenden Handlungen nicht allein in 
Gegenwart der dabei unmittelbar Betheiligten, ſondern 

auch unter Zulaſſung des Publikums erfolgen — hat für 

die Criminal⸗-Juſtiz nicht nur dieſelbe, ſondern eine noch 
vielſeitigere Bedeutung, als im Civilprozeſſe. Zwar mögen 

gerechte Strafurtheile auch ohne volle oder volksthümliche 
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Deffentlichleit denkbar feyn, allein dieſe Publicität ift 
felbft ein Recht, zunächit weniger des einzelnen In⸗ 
quifiten, ald der ganzen Staatsgemeinfchaft. Wie 
burch das begangene Verbrechen nicht der Damnificat allein, 
fondern die Rechtsordnung felbft umd die bei ihrer Auf: 
rechthaltung wefentlich betheiligte, gefammte Bürgerfchaft 
verlegt ift, ſo hat Jeder im Publikum ein Recht und ein 
gewichtiges Intereſſe, fich überzeugen zu Fönnen, wie durch 
die gefekmäßige Verfolgung und Beftrafung des Verbrechens, 
der Rechtsordnung, die auch für ihn verbindlich feyn 


fol, und unter Deren Schutze er lebt, ein Genüge gefchehe. 


Es braucht jedoch ein befonderer Anfpruch auf diefe 
DeffentlichFeit Feinenfalld nachgewiefen zu werben, denn fle 
ift in dem Begriffe der wahren Suftiz von felbft enthalten. 
Nur die Werke der Finfterniß, des Unrechts und der Unwahrheit 
bevürfen Geheimhaltung, aber niemals die Sntereffen der Ger 
rechtigfeit, welche unter allen die heiligften und würdigſten find. 
Gewiß ift e8 unnatürlich, Die Strafredhtöpflege im’ Intereſſe 


der Gefammtheit des Staated und der Bürger auszuüben, 


und doc; fie mit einem Schleier zu verhülfen, ber fich nur 


für die intimften Privatverhältniffe oder für das Tichtfchene: 
böfe Bewußtfeyn ziemt. Deshalb ift auch gefchichtlich die. 


volle Deffentlichfeit der Juſtiz überall das Frühere und 
Urfprüngliche gewefen; verbrängt ift fie in Deutſchland erft 
durch Ausbildung des Inquiſitionsprozeſſes während der 
letten Sahrhunderte. Sie ift ferner der allein fichere Weg, 
um volles Vertrauen zu der Gerechtigkeit der Rechts⸗ 
pflege zu erwecken und zu rechtfertigen. Der Staat muß 
fein Strafamt, und damit eine fehr ernfte Verantwortlich- 
feit, die Gewalt über Leben und Freiheit der Bürger, 
an einzelne Menfchen übertragen, die von: Fehlern und 


Sie ſichert 
das Vertrauen zu 
ber Rechtspflege. 


Gründe 
ür Deffentlichleit 
ber Strafrechto⸗ 
pflege. 
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Schwächen unmöglich frei ſeyn konnen. Daß er bie 
würdigften Perfonen dazu auserwählt habe, baß ihre 
fittfiche und geiftige Tüchtigkeit Leine bloß fcheinbare ober 
vorübergehende geweſen fey, daß einzelne Gebrechen burch 
ihre im Allgemeinen befriedigende Wirkſamkeit aufgewogen 
werden, dafür läßt ſich ein blinder Glaube nicht erzwingen, 
aber der Staat kann und darf auf diejenige allgemeine 
Ueberzeugung und Billigung nicht verzichten, Die nur aus 
ſelbſteigener Prüfung der offen vorliegenden richterlichen 
Thätigfeit hervorgehen kann. Damit jedoch jene Billigung 
in jebem Fall wirffich erfolge, und eine wohlverbiente ſey, 
dazu Tann eine fortgefette und wachſame Aufficht des 
Staated auf die mit dem Nichteramt Bekleideten und 


. deren Hüfföperfonen wünfchensiverth ſchetnen. Denn bie 


Zie enthält eine 
irkſame Controle 
ür die Gerichte. 


Verwaltung dieſes Amtes wird durch eine Reihe von ein⸗ 
zelnen zu entſcheidenden Faͤllen gebildet, deren jeder wieder 
in einer Kette von geſetzmaͤßig vorzunehmenden, das Re⸗ 
ſultat bedingenden Acten beſteht, und die dem Richter ge⸗ 
ſtellte Aufgabe geht dahin, alle dieſe verſchiedenen Hand⸗ 
lungen, mit ſtetem Hinblick auf die Forbernngen des Geſetzes 
und der Gerechtigkeit, zugleich mit unwandelbarer Un⸗ 
befangenheit und Parteiloſigkeit vorzunehmen. Soll ſie 
wirklich geloͤſt werden, fo darf die. angefirengte Aufmerk⸗ 
ſamkeir niemals erſchlaffen, der hohe Ernſt und die Wiche 
tigkeit jeder Berufshandlung nicht vergeffen werden, ſtatt 
einer gründlichen geiftigen Thätigleit Fein träger Schlendrian 
einreißen, umd der rnhige Gleichmuth nie durch Aufwallungen 
oder Nebenrückſichten fich flören laffen. Daß in diefen und 
allen Abrigen Beziehungen eine Anfficht durch Geſchaͤfts⸗ 
tabelle, Berichte und Bifitationen von oben herab völlig 
illuſoriſch ſeyn mäfle, iſt laͤugſt anerfanntz die wirffamfte 
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und wohlthätigite Eontrole liegt dagegen in ber vollen. 


Deffentlichkeit des Verfahrens. Der Richter, welcher 
vor den Augen feiner Mitbürger bandelt, muß in dieſem 
Bewußtſeyn den kraͤftigſten Sporn gegen Schlaffheit und 
Bequemlichleit, den mächtigfien Antrieb zu einem ſtets 
gefeßmäßigen Verfahren, zu einer gewiffenhaften und wärs 
Digen Berufserfüllung finden. Was die Stimme ber Pflicht 
in einzelnen unbewachten Augenblicken nicht vermögte, Dad 


leiſtet hier der Gedanke an feine eigene Ehre, und an Die. 


Ehre feines Amtes. — In der Deffentlichleit liegt ferner 
ein mächtiger Schub für den vielleicht unſchuldigen, jeben; 
falls nicht rechtlofen Angeklagten. . Nur fie kann ihn 
gegen ungefegliche Behandlung, gegen Ungeduld und Wil, 
führ, denen er dem Inquirenten gegenüber wehrlos aus⸗ 
geſetzt iſt, fücher fielen, denn das Bewußtſeyn von aufs 
merffamen und unparteiiſchen Zeugen beobachtet zu feyn, 


Sie enthält einen 
Schutz für den 
Angellagten gegen 
Unredt. 


ift der befte Lehrer in der, unter. Umſtaänden fchmwierigen, - 


Kunft der Selbfibeherrfchung. Außerdem führt fchon hier 
die oben nachgewieſene Verwerflichkeit formeller Beweis 
thesrieen zu einer weiteren .Gonfequenz. Der Gedanke 
nämlich, daß man. wegen irgend einer Anklage, auf heim: 
liche& Verfahren hin, von den Mitgliedern eines Gerichtes, 
ohne daß deren Ausſpruch an geſetzliche Regeln gebunden 
wäre, fchuldig befunden und verurtheilt werben Tonne, iſt 
geeignet, felbft das fehuldlofefte Bewußtfeyn zu. beunruhigen. 
Diefe Beſorgniß ſchwindet aber von felbft bei öffentlich 
gepflogenen Verhandlungen, und mit Recht. Denn, wenn 
gleich, der Richter, unbekuͤmmert um unflare und befangene 
Anfichten ver Menge, fi) nur durch eigene redliche For⸗ 
ſchung leiten laſſen fol, fo wird er ſich andererfeitd doch 
fcheuen, durch Uebereilung oder Leicht ſiun in Wider⸗ 


r —— 
er Strafrechts⸗ 
pflege. 


te Deffentlichkeit 
paßt befonters 
für Hamburg. 


U Mweiter. Theil . Fuftig und Moligei ... ° 


ſpruch mit der entfchiedenen allgemeinen Ueberzengung zu 
geratben, und nur unter biefer Garantie kann der Staat, 
wie jeder Einzelne, fich feinem Ausfpruch mit Vertrauen 
unterwerfen. — Inſofern endlich das Strafrecht des 
Staated mit dem Zwecke der Abfchredung und Warnung 
geübt wird, und dadurch dem Gefete Achtung gefichert, 
bad Nechtögefühl im Volke belebt. werden foll, Tann .diefe 
Abficht nur dann erreicht werden, wenn ed vor. Aller 
Augen fich zeigt, wie das im Dunkel verübte Verbrechen 
and Licht gezogen, der Miffethäter durch fchlagende Bes 
weife überführt, oder zum reuigen Geſtändniß gebracht 
wird, wie der Lebertretung Die verdiente Strafe unaus⸗ 
bleiblich nachfolgt. 

Für Hamburg fpyeciell ift, wie bie Erfahrung 
lehrt, das Verlangen nach Oeffentlichkeit der Strafjuſtiz kein 
eingebildeter oder erkünſtelter Wunſch. Schon bei den 
fiscaliſchen Prozeſſen vor dem Niedergericht zeigt ſich, ihres 
lahmen und ſchwerfälligen Ganges unerachtet, die Theil⸗ 
nahme des Publikums in nicht unerheblichem Grade, und 
der Wunſch, “das allgemeine Intereſſe, welches fich hier 
“während ber franzöfiichen Occupation bei dem öffent⸗ 
“lichen Griminalverfahren fo entfdjieden zeigte, wieder 
“rege zu machen und zu erhalten,” rief in neuerer Zeit 
ein ſchätzbares Iiterarifches Unternehmen hervor. 2) Es 
ift auch. eine eben fo natürliche, als erfreuliche Wahr⸗ 
nehmung, wenn in einer Fleinen Republik jede Störung 
der. öffentlichen Sicherheit Senfation erregt, wenn bas 
Sittlicjfeites und Rechtsgefüht des Publikums gegen Frevel 





) Hudtwalcker und‘ Trummer, Sriminatififge Dei: 
träge, im: Borwort. 
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und Schandthaten keinesweges abgeftumpft ift, und wenn 
die Thaͤtigkeit der. Suftiz, bei jedem nicht alltäglichen Ver⸗ 
gehen, die Zheilnahme ſowohl der Gebildeten ald der unteren 
Claſſen erweckt. — Die Commiſſion bezweifelt nicht, daß bei 
uns nur eine folche Gefeßgebung Zuſtimmung verbiene, und 
finden fünne, welche die, unferer Berfaffung und unferen 
Gefinnungen entfprechende Deffentlichteit der Rechtspflege 
vollſtändig gewährt. 

2. Die Mündlichkeit der Verhandlungen verhält 
ſich zur Deffentlichfeit ald nothwendige VBoransfegung, und 
ift daher, mit. Durchführung jener, von felbit gegeben. Sie 
wird aber nicht nur durch dem. weientlichen Zufammenhang 
mit dem fo eben erörterten Poftulat, fondern überdies durch 
jelbftftändige Vorzüge vor dem. fchriftlichen Verfahren ge- 
boten. Wir heben hier nur zwei der einleuchtendften 
Gründe hervor: die kürzere Dauer der Strafprozeffe, und 
die größere Gewähr für die Gerechtigkeit Der richterlichen 
Entfcheidungen. Die erfte anlangend, ift es eine.befannte, 
auch durch ftatiftifche Vergleichungen nachgewiefene That: 
fache, daß in den Ländern des öffentlich mündlichen Ber; 
fahrens die Zeitdauer der Criminalprozeffe eine ungleich 
kürzere ıft, als bei unferer fchriftlichen Procebur, was ſich 
auch nicht anders erwarten läßt, indem Dort ein Haupt- 
theil der Arbeit, namentlich Die Anfertigung oft volumi⸗ 
nöfer Acten, deren Studium und Ercerpirung durch einen 
Berichterftatter, die Abfaffung feiner Nelation und deren 
Bortrag, von felbit hinweofällt, und durch die mündliche 
Verhandlung vor. dem Gerichte erfeßt wird. Am fchlimm- 
fien fteht e8 in Diefer Beziehung mit unferm, der äußern 
Form nach mündlichen, im Weſentlichen aber fchriftlichen, 
fiöcalifchen.. Prozeffe, wo zu allen jenen Momenten noch 
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die Ausarbeitung der peinlichen Klage, vie Abfchrift der 
Acten für den Defenfor, fo wie deſſen Defenfionsfchrift 
nebft allen Mundirungen und Audienzterminen hinzutritt, 
und einen neuen, mindeftens halbjährigen, Verzug herbeis 
führt. jede unnöthige Verzögerung der endlichen Entfcheis 
dung ift aber im Griminalverfahren ein großes Uebel für 
alle Betheiligte: für den Staat deshalb, weil er Die Zwecke 
feiner Strafe nur dann zu erreichen hoffen: kann, wenn fie 
möglichft rafch dem verübten Verbrechen folgt; nicht minder 
für den Angefchuldigten, weil der über ihm unent- 
fehieden fchwebende Verdacht fchon an fich eine folgenreiche 
Salamität, und überdies in vielen Fällen von einem Uns 
terfuchungsarreft ungertrennlich ift, der dem Schuldigen 
jelten angerechnet wird, und für deflen Qualen dem Freis 
gefprochenen kein Erfaß geboten werben kann. 

Noch bevenflicher ift der Contraſt des fchriftlichen 
Verfahrens mit dem einzig zuverläffigen Wege, die Ge⸗ 
rechtigfeit der Gtrafurtheile zu verbürgen. Denn wo 
ed, wie im Griminalprogeß, nm Erforſchung der mates 
riellen Wahrheit fich handelt, da ift jede indirecte, trübe 
und trügerifche Erfenntnißquelle verwerflich, fofern es 
moͤglich wäre, zu einer directen und unmittelbaren Wahrs 
nehmung zu gelangen. Spricht aber dad Gericht lediglich 
anf gefchriebene Acten, fo findet ed darin eine Neihe von 
Berichten des Unterſuchungsrichters über Die von ihm vor: 
genommenen Handlungen, von Protofollen über Das, was 
gewiſſe Perfonen, Angefchuldigte und Zeugen, vor ihm 
außgefagt, und wie fie ſich dabei benommen. haben. Un⸗ 
möglich kann auch der gewifjenhaftefte Snquirent ein genau 
daguerrotypirted Bild von Allem, was er gehört und bes 
obachtet hat, entwerfen. Dazu kommt, daß die Acten nies 
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mald allen Gerichtsmitgliedern vollftändig befannt werden, 
daß vielmehr ein dazu aufgeftellter Referent den weſent⸗ 
lichen Snhalt, d. h. was ihm davon wichtig fcheint, zu 
erterpiren und vorzutragen hat, woran fodann unmittelbar 
fen Antrag und die Abftimmung geknüpft wird. Alle 
Uebrigen vernehmen, ftatt felbft zu hören und zu fehen, 
was vorgegangen it, nur ben Auszug aus den darüber 
aufgenommenen Protofollen, alfo, ftatt der Sache felbft, 
nur ein zwiefach abgefchmwächtes, verwifchtes, wenn nicht 
durch befangene Einfeitigfeit entftellted, Bild von ihr. Diefe 
Einrichtung iſt um fo vermwerflicher, je mehr auf der heutigen 
legislativen Stufe des Criminal⸗Rechts und Prozeſſes dem 
richterlichem Ermeſſen ausdrücklich überlaſſen bleibt. Von 
einem ſolchen Ermeſſen haͤngt, hinſichtlich der Thatfrage, 
das Urtheil über die Glaubwürdigkeit der Zeugen, das 
Gewicht ver Geſtändniſſe, und vorzüglich Die den Indicien 
ans allen Nebenumſtänden beizulegende Beweiskraft ab. 
Das dafür unabmeisliche Erfaffen des Falles nach feiner 
ganzen Individualität, das forgfältige Abwaͤgen aller Gründe 
für und wider, ift aber nur bei directer Beobachtung 
überall denkbar, und Mittelöperfonen Tonnen babei nicht 
anders als ftörend und hemmend wirken; zu geſchweigen, 
daß die nähere Aufflärumg aller, bem Einen oder Andern 
. noch Dunkel oder erheblich feheinenden Punkte eben fo 
ſchwer bei dem fchriftlichen, ald einfach im mündlichen . 
Verfahren herbeizuführen ift. Nicht minder iſt der Grab ber 
Strafbarfeit eined Berbredyend innerhalb gewiffer geſetzlicher 
Grenzen meift vom Richter zu beftimmen, und den Maaß—⸗ 
ftab dafür muß er größtentheild in der Perfönlichfeit des 
Angeklagten, in feinem. Benehmen, und der daraus fich 
manifeftirenden Gefinnung finden. Wie kann er ihm aber 
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ins Herz bliden, wie feine Willensrichtung erforfchen und 
der Pflicht zur Abwägung auch der fubjectiven Gründe 
zur Milderung oder Schärfung der Strafe genügen, wenn 
er ihn nicht einmal zu Geficht befommt? — Er vermag 
dies Alles nur bei münblich- perfünlicyer Verhandlung, und 
für die letztere liefern die fogenannten Geberden-Protokolle 
des Inquirenten das klaͤglichſte und zugleich gefährlichfte 
Surrogat. Dem Richter, der die Parteien nicht fieht noch 
hört, ift — nach Bentham’s Ausdrud — das Buch ber 
Natur verfchloffen, er it da blind und taub gemacht, wo 
man Alles fehen und hören muß. — So fchließt auch eine 
der am ruhigften prüfenden Unterfuchungen über viefen 
Gegenftand mit den Worten: “die unmittelbare Kenntniß 
“der Sache durch vollftändige, in Gegenwart des Spruch⸗ 
*collegiumd Statt findende Verhandlung ift eine fo natür- 
‘liche und leicht zu befriedigende Forderung, daß nicht zu 
“sweifeln ift, ed werde viefelbe ald zeitgemäß bald überall 
“die gebührende Anerkennung finden.” 1) 

3. Während im Inquiſitionsprozeß ver Nichter aus 
den ihm vorgelegten Unterfuchungsacten die etwa ftrafbaren 
Handlungen des Inquiſiten aufjucht, und das einfchlagende 
Strafgefeß unaufgefordert zur Anwendung bringt, ift Die 


Gaoſtaltung des öffentlich - mündlichen Verfahrens vor dem 


urtheilenden Gerichte nicht denkbar, ohne Mitwirkung eines 
Anklägers, der, nach jebiger Anficht, im Intereſſe der 
verlegten Rechtsordnung ald Staatsanwalt aufzutreten 
kat. Diefe Einrichtung, wovon der fiscalifche Prozeß im 
Niedergerichte eine Andeutung liefert, ift daher als alls 


1) Abegg, Beiträge zur Strafprozeß-Geſetzgebung. 


Drittes Gepktel. Die Eriminal: Nechtebilege. 253 


gemeine Form für die Verhandlung von Eriminalfachen 
umentbehrlich, und bedarf Feiner. befondern Rechtfertigung. 
Auch fie gemährt aber mehre felbitftändige und unbeftreit 
bare Vorzüge, im Vergleiche mit der Entfcheivung auf 
Inguifitionsacten, welche letztere in Hamburg factiſch die 
Regel bildet... Die Trennung der beiden ſich entgegen, 
ſtehenden Parteien, und des zwifchen ihnen entfcheidenden 
Richters, wie fie in jedem Givilprozeffe Statt findet, iſt 
nämlich feine willführlich erfonnene Anordnung; Jeder würbe 
es ſinnlos finden, wenn dort eine Bereinigung jener drei 
Functionen in derfelben Perfünlichkeit vorgefchlagen ‚werden 
follte. Dieſe Vereinigung bildet aber gerade eine Haupt⸗ 
feite des Inquiſitions⸗Prozeſſes: der Richter ſoll hier nicht 
nur über die Nechtmäßigkeit eines Strafantraged ent- 
fheiden, fondern auch vorher Diefen Antrag fidy ſelbſt 
aufſtellen; er pflegt, wenigftens in den meiſten Fällen, dem 
Inquiſiten Feine vorgängige Prüfung und: Beantwortung 
ber gegen Denfelben erhobenen Befchuldigungen zu verftatten, 
fondern felbft dieſe Gontrole über fich zu übernehmen, 
und e8 dem Berurtheilten zu überlaffen, ob es ihm gelingt, 
die obere, ober in Hamburg dieſelbe Behörde hinter: 
drein durch das Nechtsmittel der fogenannten weiteren 
Bertheidigung auf andere Anfichten zu bringen. Diefe 
Art von Combinirung des Uivereinbaren und Wider⸗ 
fprechenden muß als monſtrös bezeichnet werden. Go 
lange wir Richter von nur menfchlidher Weisheit und 
Unparteilichleit haben, muß man davon ausgehen, daß fie 
nur zwifchen verfchiedenartigen Intereſſen nach-Gerechtigkeit 
zu entfcheiden, und ſich mit ganzer Kraft auf Diefe, ihre 
Hauptfunction, zu befchränfen berufen find, daß aber diefe 
Aufgabe in ihrer Reinheit aufgeftellt, alfo von einem ander- 
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Sünde weiten Staatöorgane eine beftinmte Auflage gegen "eine 
——e— beſtimmte Perſon erhoben ſeyn muß, deren Grund und 
Geſetzlichkeit ſodann von der unbetheiligten, gerichtlichen 
Behörde geprüft wird: Nur dabei kann dann auch dem 
geheiligten Rechte der Vertheidigung, bever dad Urtheil 
neiprochen, fein Genüge geſchehen; der Angeflagte weiß 
Dann, welcher Uebertretung, und aus welchen Grimbden er 
befchuldigt wird, und braucht in feinem Nichter, mit be 
grünbetem Vertrauen, nur die. Stimme ded Recht, nicht 
zugleich einen im Boraus gegen ihn eingenommenen heim- 
lichen. Anfläger zu erbliden, der die ummatürliche Gewalt 
habe, feinen Beichuldigungen fofort den gebührenden Nach— 
druck zu verfchaffen; wogegen im Inquiſitionsprozeſſe die 
Defenflon fchon deshalb bedeutungslos ift, weil der Ins 
quifit erft durch Publication des Urtheild mit Sicherheit 
erfährt, welcher Vergehen er beſchuldigt werden fol. 
Deshalb ift die Form des contradictorifchen Verfahrens, 
wie es in älterer Zeit auch bei und allgemein Statt fand, 
wieder ald Regel für alle Eriminalfachen zu fanctioniren, 
ihm aber freilich ein fruchtbarerer Gehalt zuzumenden, 
als die noch beitehenden . Heberrefte defjelben aufzuweiſen 
baben. 


3. Gonftituieung der urtheilenden Behörden. 


Darſtellung Die Behörden, welche in Hamburg über Verbrechen 
ange oder Bergehen entfcheiden, find: der Polizeiherr, das 
Riedergericht, pas Dbergericht, und der Senat. Die 
Polizeibehoͤrde entfcheibet, ſchon der älteren Theorie 1) 


1) Berge. Gerihts- Ordnung von 1560. Tit.l. — Art. 3. 
Tit. 3 P.I. Stat. 
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nach, über leichtere Vergehen, und, “ inſofern Geſetze und 
“Berorbnnungen fein Marimum der Strafe, die fie. gu 
“pictiren und erequiren hat, beflimmen follten, iſt daſſelbe 
“auf 15.9 an Geld, und auf zwei Monate Gefängniß- 
“ftrafe befchranft.” ) Wie wenig die Wirklichkeit mit 
diefer gefeglichen Gompetenzgrenzge harmonire, ift and 
zuverläffigen Angaben 2) bekannt geworben. — Das 
Dbergericht, al Section des Senats, follte in allen 
anßergerichtlichen - Grimimals und in allen Unterfuchungs- 
fachen erfennen, 3) allein nach einer Not, 4) deren 
Glaubwürdigkeit gleichfalls ‚nicht zu bezweifeln feyn dürfte, 
iſt dieſe Vorſchrift “entiweber nie in Ausführung, ober 
“„doch ſchon feit vielen Ssahren ganz abgefonmen, da bad 
“Obergericht nur in ſolchen Griminalfälen urtheilt, bie 
hei Gelegenheiten von Givilfachen vorfommen, oder von 
“den lUintergerichten an daffelbe verwiefen werben.” Das 
gegen flimmt die Erfahrung freilich mit der gefeßlichen 
Beftimmung 5) überein, daß dad Riedergericht die 
erfte Suflanz in allen geridhtlihen Criminalſachen bil- 
bet, d. h. in allen, Die vor. diefem Gerichte auhängig 
werben. Die Zahl berfelben beträgt jährlich drei oder vier, 
während die Summe aller “ eigentlichen Griminalfälle” 
ſchon 1835 auf fünfhundert bis fechöhundert angegeben 


1) Verordnung vom 9. Juni 1826. Art. 3. 
2) Neue Hamb. Blätter von 1842. ©. 7 und 8. 
5) Verordnung v. 1815 über die Organifation. Art. 30. 
+) In der Schrift: “Heber die wichtigſten Mängel un: 
ferer Bolizeiverfaffung.” Neue Hamb. Blätter von 1842. 
©. 408. 
5) Berordnung von 1815. Art.29. 
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Zetiges Berfahen acten vollftändig enthalten. iſt, kein Wort, und von. den 
ver Unterfugung Schlußverhandlungen vor Gericht nur einzelne { in mehrere 
und Antlage. Termine zerflückelte Fragmente. 

Gleichwohl ift es diefer fiscalifche Prozeß, der, 
ſelbſt in feiner jetzigen Ausartung zu ſchwerfälligen und 
wenig foörderlichen Formen, noch in dem älteren, natur: 
gemäßen Berfahren wurzelt, und der zugleich die Keime 
einer vermünftigen Procebur in ſich fchließt, welche nur 
von den corrumpirenden Aenderungen fpäterer Zeit befreiet 
und weiter entwidelt zu werben brauchen. Er gilt in 
Hamburg für dad Vorrecht Des freien Bürgers, weil 
er eine, wein. gleich Färgliche Nealifirung derjenigen Ideen 
aufzuweiſen nie aufgehört hat, für welche, als Poftulate einer 
auf. vernünftige Freiheit gegründeten Juſtiz, überall praftifche 
Geltung: gefordert wird, Wir meinen Die Forderung des 
öffentlihsmündlichen Anflageverfahrens, wel 
ches für die Strafrechtöpflege, in den Verhandlungen gefeß- 
gebender Verfammlungen, und in zahlreichen Petitionen und 
Schriften fo eindringlich empfohlen il. Die Commiffion, 
welche an diefer Stelle die Wiederholung von Wahrheiten 
nicht ganz vermeiden kann, die bald allgemein befannt 
and unbeftritten feyn werden, glaubt fich Dabei auf wenige 
Bemerkungen beſchränken zu Dürfen. 

Gründe für . 1. Die: Deffentlichfeit der Rechtspflege — deren 
Oeffentlichleit ber 

Strafrechropfiehe Weſen darin befteht, daß in der Negel alle vor dem er- 

fennenden Gerichte vorgehenden Handlungen nicht allein in 

Gegenwart ber dabei unmittelbar Betheiligten, ſondern 

auch unter Zulaffung des Publitums erfolgen — hat für 

die Criminal» Suftiz nicht nur Diefelbe, fondern eine nod) 

vielfeitigere Bedeutung, ald im Civilprozeſſe. Zwar mögen 

gerechte :Strafurtheile auch ohne: volle oder volksthümliche 
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Deffentlichkeit denkbar feyn, allein viefe Publicität iſt 
felbft ein Recht, zunächſt weniger des einzelnen In⸗ 
quifiten, ald der ganzen Staatsgemeinfchaft Wie 
durch Das begangene Verbrechen nidjt der Damniftcat allein, 
fondern die Rechtsordnung ſelbſt und die bei ihrer Auf⸗ 
rechthaltung weſentlich betheiligte, gefammte Bürgerfchaft 
verlegt ift, fo hat Seder im Publifum ein Recht und ein 
gewichtiges Intereſſe, fich überzeugen zu Fünnen, wie durch 
die gefehmäßige Verfolgung und Beſtrafung des Verbrechens, : 
der Rechtsordnung, die auch für ihn verbindlich ſeyn 
fol, und unter deren Schuße er lebt, ein Genüge geſchehe. 
Es braucht jedoch ein befonderer Anfpruch auf dieſe 
Deffentlichfeit keinenfalls nachgewiefen zu werben, denn fle 
ift in dem Begriffe der wahren Juſtiz von felbft enthalten. : 
Nur die Werke der Finfterniß, des Unrechts und der Unmwahrheit. 
bedürfen Geheimhaltung, aber niemals die Sntereffen der Ge 
rechtigfeit, welche unter allen die heiligften und würdigften find. 
Gewiß ift e8 unnatürlich, Die Strafrechtöpflege im. Sntereffe: 
der Gefammtheit des Staated und der Bürger auszuüben, 
und doc, fie mit einem Schleier zu verhüllen, ber ſich nur 
für die intimften Privatverhältniffe oder für das lichtſcheue 
böfe Bewußtſeyn ziemt. Deshalb ift auch gefchichtlich Die: 
volle Deffentlichfeit der Juſtiz überall dad Frühere und 
Urfprüngliche gewefen; verbräangt ift fie in Deutfchland erft 
durch Ausbildung des Inquiſitionsprozeſſes während der 
lessten Sahrhunderte. Sie ift ferner der allein fichere Weg, Sie— ſichert 
um volles Vertrauen zu ber Gerechtigkeit der Rechts-⸗ Ye yenaann 
pflege zu erwecken und zu rechtfertigen. Der Staat muß 
fein Strafemt, und damit eine ſehr ernite Verantwortlich, 
feit, die Gewalt über Leben und Freiheit ver Bürger, 
an einzelne Menfchen übertragen, die von Fehlern und 


Gründe 
für Oeffentlichkeit 
ber Strafrechto⸗ 
pflege. 
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Schwächen unmöglich frei feyn koönnen. Daß er Die 
würdigften Perfonen dazu auderwählt habe, baß ihre 
ſittliche und geiftige Tüchtigkeit keine bloß fcheinbare oder 
vorübergehende geweſen fey, daß einzelne Gebrechen durch 
ihre im Allgemeinen befriedigende Wirffamfeit aufgewogen 
werden, dafür Täßt ſich ein blinder Glaube nicht erzwingen, 
aber ver Staat kann und darf anf diejenige allgemeine 
Ueberzeugung und Billigung nicht verzichten, die nur aus 
ſelbſteigener Präfung der offen vorliegenden richterlichen 
Thätigfeit hervorgehen kann. Damit jedoch jene Billigung 
in jebem Fall wirklich erfolge, und eine wohlverdiente fey, 
dazu kann eine fortgefegte und wachſame Aufficht des 
Stnated auf die mit dem Nichteramt Befleideten und 


. deren Hülfsperſonen wünſchenswerth fcheinen. Denn vie 
Verwaltung biefed Amtes wird durch eine Neihe von ein- 


Eie enthält eine 
wirffame Eontrole 
für die Gerichte. 


zelnen zu entſcheidenden Yällen gebildet, deren jeder wieder 
in einer Kette von gefegmäßig vorzunehmenden, das Ne: 
ſultat bedingenden Acten befteht, und Die dem Nichter ges 
ſtellte Aufgabe geht dahin, alle dieſe verfchiedenen Hand⸗ 
lungen, mit ftetem Hinblick anf die Forderungen des Gefetses 
und der Gerechtigkeit, zugleich mit unmwandelbarer Un⸗ 
befangenheit und Parteilofigfeit vorzunehmen. Soll fie 
wirklich gelöft werden, fo darf die. angefirengte Aufmerk⸗ 
ſamkeit niemals erfchlaffen, der hohe Ernft und die Wich- 
tigkeit jeder Berufshandlung nicht vergeffen werden, ftatt 
einer gründlichen geiftigen Thätigkeit kein träger Schlendrian 
einreißen, und ber rnhige Gleichmuth nie durch Aufwallungen 
ober Nebenruͤckſichten fi; flören laffen. Daß in Diefen und 
allen Abrigen Beziehungen eine Aufſicht durch Geſchäfts⸗ 
tabelle, Berichte und Bifitationen von oben herab völlig 
illuſoriſch ſeyn muſſe, ift laͤngſt anerkannt; die wirffamite 
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und wohlthätigfte Controle liegt dagegen in ber vollen 
Deffentlichteit des Verfahrens. Der Richter, welcher 
vor den Augen feiner Mitbürger handelt, muß in. dieſem 
Bewußtſeyn den Fräftigften Sporn gegen Schlaffheit uud 
Bequemlichkeit, den mächtigfien Antrieb zu einem ſtets 
gefegßmäßigen Verfahren, zu einer gewiflenhaften und wärs 
digen Berufderfüllung finden. Was die Stimme ber Pflicht 

in einzelnen unbewachten Augenbliden nicht vermögte, das 
leiſtet hier der Gedanke an feine eigene Ehre, und an bie. 
Ehre feines Amted. — In der Deffentlichfeit liegt ferner Sie enthätt eine 
ein mächtiger Schuß für den vielleicht unſchuldigen, jebens aneanm anı 
falls nicht rechtlofen Angeflagten. Nur fie kann ige Ned: 
gegen ungefegliche Behandlung, gegen Ungeduld und Wi 
führ, denen er dem Inquirenten gegenüber wehrlos aus⸗ 
gefegt ift, ficher fielen, denn das Bewußtſeyn von aufs 
merfjamen und unparteitichen Zeugen beobachtet zu feyn, 

ift der befte Lehrer in der, unter Umfländen ſchwierigen, 
Kunft ver Selbfibeherrfchung. Außerdem führt fchon hier 
die oben nachgemwiefene Bermwerflichfeit formeller Beweis 
thegrieen zu einer weiteren Conſequenz. Der Gedanke 
nämlich, daß man wegen irgend einer Anklage, auf heims 
liches Verfahren hin, von den Mitgliedern eined Gerichtes, 
ohne daß deren Ausſpruch an gefeßliche Regeln gebunden 
wäre, fchuldig befunden und verurtheilt werben könne, iſt 
geeignet, telbft das fchuldlofeite Bewußtfeyn zu beunruhigen. 
Dieſe Beforgnig ſchwindet aber von felbft bei üffentlich 
gepflogenen Verhandlungen, und mit Recht. Denn, wenn 
gleich, der Richter, unbefämmert um unklare und befangene 
Anfichten der Menge, ſich nur durch eigene redliche For⸗ 
ſchung leiten laffen fol, fo wird er ſich andererfeitd doch 
fcheuen, durch Uebereilung oder Leicht ſiun in Wider 


Gränbe 
für Deffentlichleit 
ber Strafrechts⸗ 
pflege. 


Die Deffentlichteit 


paßt befonders 
für Hamburg. 
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ſpruch mit der entfchiedenen. allgemeinen Ueberzeugung zu 
gerathen, und nur unter diefer Garantie kann der Staat, 
wie jeder Einzelne, ſich feinem Ausfpruch mit Vertrauen 
unterwerfen. —— Sinfofern endlich das Strafrecht Des 
Staates mit dem Zwecke der Abfchredung und Warnung 
geübt wird, und dadurch dem Geſetze Achtung gefichert, 
Dad. Rechtögefühl im Volke belebt. werden fol, kann dieſe 
Abficht nur dann erreicht werden, wenn e8 vor. Aller 
Augen fich zeigt, wie das im Dunkel. verübte Verbrechen 
and Licht gezogen, der Miffethäter durch. fchlagende Bes 
weife überführt, oder. zum reuigen Geftändniß gebracht 
wird, wie ber Uebertretung die verdiente Strafe unaus⸗ 
bleiblich nachfolgt. 

Für. Hamburg fpeciell ift, wie die Erfahrung 
lehrt, das Verlangen nad) Deffentlichfeit ver Strafjuftiz Fein 
eingebildeter. oder erfünftelter Wunſch. Schon bei ven 
fiöcalifchen Prozeſſen vor dem Niedergericht zeigt fich, ihres 
lahmen und fchwerfälligen Ganges unerachtet, die Theil: 
nahme des. Publifums in. nicht unerheblichem Grade, und 
der. Wunfch, “das: allgemeine Intereffe, welches fich hier 
“während: der franzöftfchen Occupation bei dem öffent: 
“lichen Griminalverfahren: ſo entſchieden zeigte, wieder 
“rege zu machen und zu erhalten,” rief in neiterer Zeit 
ein fchäßbares Iiterarifches Linternehmen hervor.) 8 
ift auch. eine eben: ſo natürliche, :al8 erfreuliche Wahr: 
nebmung, wenn in eimer kleinen Republik jede Störung 
der offentlichen Sicherheit Senfation erregt, wenn Das 
Sittlichkeits⸗ und Rechtögefühl des Publikums gegen Frevel 


. . 





sy Hudtwalder und Trummer, Stimtnatififge Bei: 
1. ‚träge, tm: Berwort. | 
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und Schandthaten keinesweges abgeftumpft ift, und wen 
die Tchätigfeit der Suftiz, bei jedem nicht alltäglichen Ver⸗ 
gehen, die Theilnahme ſowohl der Gebildeten ald der unteren 
Glaffen erwedt. — Die Commiſſion bezweifelt nicht, daß bei 
uns nur eine folche Gefeßgebung Zuftimmung verdiene, und 
finden fönne, welche die, unferer Verfaffung und unjeren 
Sefinnungen entfprechende ODeffentlichteit der Rechtspflene 
vollſtändig gewährt. 

2. Die Mündlichkeit der Verhandlungen verhält 
ſich zur Deffentlichfeit ald nothwendige Vorausſetzung, und 
ift daher, mit. Durchführung jener, von felbit gegeben. ‘Sie 
wird aber nicht nur durch den. weientlichen Zufammenhang 
mit dem fo eben erörterten Poftulat, fondern überdies Durch 
jelbftftändige Vorzüge vor dem fchriftlichen Verfahren ge⸗ 
boten. Wir heben hier nur zwei der einleuchtendſten 
Gründe hervor: die fürzere Dauer der Strafprozeffe, und 
die größere Gewähr für die Gerechtigkeit ber richterlichen 
Entfcheidungen. Die erfte anlangend, ift es eine. befannte, 
auch durch ftatiftifche Vergleichungen nachgewiefene Thats 
fache, daß in ven Ländern des .öffentlich mündlichen Vers 
fahrens die Zeitdauer der Criminalprozeffe eine ungleich) 
kürzere tft, ald bei unferer fchriftlichen Procedur, was fich 
auch nicht anders erwarten läßt, indem Dort ein Haupt 
theil der Arbeit, namentlich Die Anfertigung oft volumi⸗ 
nöſer Aecten, deren Studium und Exrcerpirung durch einen 
Berichterftatter, die Abfaffung feiner Relation und deren 
Bortrag, von felbft hinwegfällt, und durch Die mündliche 
Berhandlung vor dem-Gerichte erfebt wird. Am fchlimm- 
ften fteht e8 in diefer Beziehung mit unferm, der äußern 
Form nad mündlichen, im Weſentlichen aber fchriftlichen, 
fiscalifchen.. Prozeffe, wo zu allen jenen Momenten noch 
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die Ausarbeitung der peinlichen Klage, die Abſchrift der 
Acten für den Defenſor, ſo wie deſſen Defenſionsſchrift 
nebſt allen Mundirungen und Audienzterminen hinzutritt, 
und einen neuen, mindeſtens halbjährigen, Verzug herbei⸗ 
führt. Jede unnöthige Verzögerung der endlichen Entſchei⸗ 
dung ift aber im Sriminalverfahren ein großes Uebel für 
alte Betheiligte: für den Staat deshalb, weil er Die Zwecke 
feiner Strafe nur dann zu erreichen hoffen. kann, wenn fie 
möglichit rafch dem verübten Verbrechen folgt; nicht minder 
für den Angefchuldigten, weil: der über ihm unent- 
fchieden ſchwebende Verdacht ſchon an fich eine folgenreiche 
Calamität, und überdies in vielen Zällen von einem Un⸗ 
terfuchungsarreft unzertrennlich tft, der dem Schuldigen 
felten angerechnet wird, und für deffen Qualen dem Freis 
gefprochenen fein Erſatz geboten werden kann. 

Noch bedenklicher ift der Contraſt des fchriftlichen 
Berfahrend mit dem einzig zuverläffigen IUBege, die Ge⸗ 


rechtigkeit der Gtrafurtheile zu verbürgen. Denn wo 


ed, wie im Griminalprozeß, : nm Erforfhung ver mates 
riellen Wahrheit fich Handelt, da iſt jede indirecte, trübe 
und trügerifche : Erfenntnißquelle verwerflich , fofern es 
möglich wäre, zu einer birecten and mmmittelbaren Wahr: 
nehmung zu gelangen. Spricht aber das Gericht Iediglich 
anf gefchriebene Acten, ſo findet ed barin eine Reihe von 
Berichten des Unterfuchnngörichterd über die von ihm vor: 
genommenen Handlungen, von Protofollen über Das, was 
gewiffe Perfonen, Angefchuldigte und Zeugen, vor ihm 
außgefagt, und wie fie fidy dabei benommen haben. Un⸗ 
möglich kann auch der gewiffenhaftefte Inquirent ein genau 
daguerrotypirtes Bild von Allem, was er gehört und bes 
vbachtet hat, entwerfen. Dazu kommt, daß bie Acten nie 
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mals allen Gerichtsmitgliedern volftändig befannt werben; 
daß vielmehr ein dazu aufgeftellter Referent den weſent⸗ 
lichen Inhalt, d. h. was ihm davon wichtig fcheint, zu 
ercerpiren und vorzutragen hat, woran fodann ımmittelbar 
fen Antrag und die Abftimmung geknüpft wird. Alle 
Uebrigen vernehmen, ftatt felbft zu hören und zu ſehen, 
mas vorgegangen ift, nur den Auszug aus den darüber 
aufgenommenen Protofollen, alſo, ftatt der Sache felbfk, 
nur ein zwiefach abgefchwächtes, verwifchtes, menn nice: 
durch befangene Einfeitigfeit entftellted, Bild von ihr. Diefe 
Einrichtung iſt um fo verwerflicher, je mehr auf der heutigen 
legislativen Stufe des Criminal⸗Rechts und Prozeſſes dem’ - 
richterlichem Ermeflen ausdrücklich überlaffen bleibt. Bon: 
einem ſolchen Ermeſſen hängt, hinfichtlich der Thatfrage, 
das Urtheil über die Glaubwürdigkeit der engen, das 
Gewicht ver Geftändniffe, und vorzüglich die den Indicien 
and allen Neberrumfländen beisulegende Beweiskraft ab. 
Das dafür unabweisliche Erfaffen des Falles nach feiner 
ganzen Individualität, das forgfältige Abwaͤgen aller Gründe 
für und wider, ift aber nur bei direeter Beobachtung 
überall denkbar, und Mittelsperfoner Tonnen babei nicht. 
anders als ftörend und hemmend wirken; zu geſchweigen, 
daß Die nähere Aufflärumg aller, dem Einen oder Andern 
. noch dunkel oder erheblich fcheinenden Punkte eben fü 
ſchwer bei dem fchriftlichen, ald einfach im mündlichen 
Berfahren herbeizuführen ifl. Nicht member fl der Grab ber 
Strafbarkeit eined Verbrechens innerhalb gewifſer geſetzlicher 
Grenzen meift vom Richter zu beſtimmen, und den Maaß—⸗ 
ftab dafür muß er größtentheild® in der Verfönlichkeit des 
Angeklagten, in feinem. Benehmen, und ber Daraus ſich 
manifeftirenden Gefinnung finden. Wie kann er ihm aber 


Gründe für münb- 


lies Berfahren. 
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ind Herz blicken, wie feine Willensrichtung erforfchen und 
der Pflicht zur Abwägung auch der fubjectiven Gründe 
zur Milderung oder Schärfung der Strafe genügen, wenn 
er ihn nicht einmal zu Geficht befommt? — Er vermag 
dies Alles nur bei mündlich- perfünlicher Verhandlung, und 
für die lettere liefern die fogenannten Geberden-Protofolle 


des Inquirenten Das .Fläglichfte und zugleich gefährlichfte 


Gründe 


für das Anklage 


Verfahren. 


Surrogat. Dem Richter, der die Parteien nicht ſieht noch 
hört, iſt — nach Bentham's Ausdruck — das Buch der 
Natur verſchloſſen, er. iſt da blind: und taub gemacht, wo 
man Alles fehen und hören muß. — So fchließt auch eine 
der am ruhigften prüfenden Unterfuchungen über dieſen 
Gegenftand mit den Worten: “die unmittelbare Kenntniß 
“der Sache durch vollftändige, in Gegenwart des Spruch⸗ 
*collegiums Statt findende Verhandlung ift eine jo natür- 
„liche und leicht: zu befriedigende Forderung, Daß nicht zu 
“ sweifeln ift, es werde biefelbe als zeitgemäß bald überall 
“die gebührende. Anertennung finden.” 1) 

3. Während im Inquiſitionsprozeß der Richter aus 
den ihm vorgelegten Unterfuchungsacten die etwa ftrafbaren 
Handlungen bed Snquifiten auffucht, und das einjchlagende 
Strafgefes unaufgefordert zur Anwendung bringt, ift Die 


Geſtaltung des öffentlich - mündlichen Verfahrens vor dem 


urtheilenden Gerichte nicht denfbar, ohne Mitwirkung eines 
Anklägers, der, nad) jebiger Anficht, im Intereſſe ber 
verlegten Rechtsordnung ald Staatsanwalt aufzutreten 
hat. Dieſe Einrichtung, wovon der fiscalifche Prozeß im 
Nievergerichte: eine Andentung liefert, ift daher als alls 


1) Abegg, Beiträge sur Strafprozes— Geſetgebung. 
S.. 100. 
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gemeine Form für die-Verhandlung von Criminalſachen 
unentbehrlich, und bedarf Feiner: befondern Rechtfertigung. 
Auch fie gemährt aber mehre felbfiftändige und unbeftreik 
bare Vorzüge, im Vergleiche mit der Entfcheidung auf 
Inquiſitionsacten, welche letztere in Hamburg factifch Die 
Regel bildet... Die Zrennung der beiden ſich entgegen; 
ſtehenden Parteien, und des zwifchen ihnen entfcheinenden 
Richters, wie fie in jedem Civilprozeſſe Statt findet, if 
nämlich feine willfüihrlich erfonnene Anordnung; Seder würbe 
es finnlos finden, wenn dort eine Vereinigung jener brei 
Functionen in derſelben Perfönlichkeit vorgefchlagen werden 
follte. Diefe Vereinigung bildet aber gerade eine Haupt⸗ 
feite des Inquiſitions⸗Prozeſſes: der Richter fol hier nicht 
nur über die Nechtmäßigfeit eined Strafantrages .ent- 
fcheiden, fondern auch vorher diefen Antrag fich felbft 
aufſtellen; er pflegt, wenigſtens in Den meiften Fällen, dem 
Inquiſiten Feine vorgängige Prüfung und: Beantiwortung 
der gegen denfelben erhobenen Beichuldigungen zu verftatten, 
fondern felbft dieſe Controle über ſich zu übernehmen, 
und ed dem Berurtheilten zu überlaffen, ob es. ihm gelingt, 
die obere, oder in Hamburg Diefelbe.Behörde hinter: 
drein Durch Dad Nechtsmittel der fogenannten weiteren 
Bertheidigung auf andere Anfichten zu bringen. Diefe 
Art von Kombinirung des Unvereinbaren und Wiber- 
fprechenden muß als monſtrös bezeichnet werden... So 
lange wir Richter von nur menſchlicher Meisheit und 
Unparteilichkeit haben, muß man davon. ausgehen, daß fie 
nur zwifchen verfchtedenartigen Intereſſen nach Gerechtigkeit 
zu entfcheiden, und ſich mit ganzer Kraft auf dieſe, ihre 
Hauptfunetion, zu befehränfen berufen find, daß aber dieſe 
Aufgabe in ihrer Reinheit aufgeſtellt, alſo von einem ander⸗ 


Gründe 
für das Anklage⸗ 
Verfahren. 


Darftellung 
bes bisherigen 
Buflandes. 
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weiten Staatsorgane eine beſtimmte Anklage gegen eine 
beſtimmte Perſon erhoben ſeyn muß, deren Grund und 
Geſetzlichkeit ſodann von der unbetheiligten, gerichtlichen 
Behörde geprüft wird: Nur dabei kann dann auch dem 
geheiligten Rechte der Vertheidigung, bevor das Urtheil 
gefprochen, fein Genüge gefdjehen; der Angeflagte weiß 
dann, welcher Uebertretung, und aus welchen Grimden er 
befchulbigt wird, und braucht in feinem Richter, mit be⸗ 
grünbetem Vertrauen, nur bie Stimme des Rechts, nicht 
zugleich einen im Voraus gegen ihn eingenommenen heim⸗ 
lichen. Anfläger zu erblicken, der die unnatürliche Gewalt 
habe, feinen Beichuldigungen fefort den gebührenden Nach—⸗ 
brud zu verichaffen; wogegen im Inquiſitionsprozeſſe Die 
Defenfton ſchon deshalb beveutungslos ift, weil der In: 
quiſit erft durch Publication des Urtheild mit Sicherheit 
erfährt, welcher Bergehen er beſchuldigt werden joll. 
Deshalb iſt die Form des contradictorifchen Verfahrens, 
wie ed in älterer Zeit auch bei uns allgemein Statt fand, 
wieder ald Regel für alle Eriminalfachen zu fanctioniren, 
ihm aber freilich ein fruchtbarerer Gehalt zuzuwenden, 
als die noch beſtehenden Ueberreſte deſſelben aufzumeifen 
haben. | | 


3. Gonftituirung Der urtheilenden Behörden. 


Die Behörden, welche in Hamburg über Berbredjen 
oder Vergehen entfcheiden, find: der Polizeiherr, das 
Riedergericht, das Dbergericht, und der Senat. Die 
Polizeibehörde entfcheibet, ſchon der älteren Theorie 1) 


i) Vergl. Gerichts-Ordnung von 1560. Tit.1. — Art. 3. 
Tit. 3 P.I. Stat. 
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nach, über leichtere Vergehen, und, “infofern Gelege ab 
“Berorbnungen fein Marimum der Strafe, bie fie:gm 
“dictiren und erequiren hat, beſtimmen follten, ift baffelbe 
“auf 15.9 an Geld, nnd auf zwei Monate Gefängniß- 
“ftrafe befchränft.” I) Wie wenig die Mirflichkeit mit 
diefer gefeblichen Competenzgrenze harmonire, it a 
zunerläffigen Angaben °) bekannt geworben. — Das 
Obergericht, als Section des Senats, follte in allen 
außergerichtlichen Criminal⸗ und in allen Unterſuchungs⸗ 
fachen erkennen, 3) allein nad einer Notiz, 4) deren 
Glaubwürdigkeit gleichfalls nicht zu bezweifeln ſeyn dürfte, 
it dieſe Vorſchrift “entweder nie in Ausführung, ober 
“doch Schon feit vielen Ssahren ganz abgefonmen, ba das 
“ Hpergericht nur in folchen Griminalfällen urtheilt, bie 
“hei Gelegenheiten von Givilfachen vorfommen,. oder von 
“den Uintergerichten an daſſelbe verwiefen werben.” Da⸗ 
gegen flimmt die Erfahrung freilich .mit ber gejeblichen 
Beftimmung 5) überein, daß dad Riedergericht Dis. 
erfte Inſtauz in allen gerichtlichen Criminalſachen bil 
bet, d. h. in allen, die vor dieſem Gerichte anhängig 
werden. Die Zahl verfelben beträgt jährlich drei oder vier, 
während die Summe aller “ eigentlichen Griminalfäkte? 
ſchon 1855 auf fünfhundert bis ſechshundert angegeben 


1) Verordnung vom 9. Juni 1826. Art. 3. 
2) Rene Hamb. Blätter von 1842. ©. 7 und 8. 
) Verordnung v. 1815 über Die Organifation. Art. 3. 


4) In der Schrift: “Neber die wichtigſten Mängel un- 
ferer Polizeiverfaffung.” Neue Hamb. Blätter von 1842. 
©. 408. 

5) Berordnung von 1815. At. 29. 
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Egwungeriät. gewordene Lehre zu würdigen, wonach bie Zumuthung, 


Gründe dagrarı 


“ rechtögelehrte Richter zu Gefchwornen zu machen, ihnen alfo 
die Entfcheidung über die Schuld oder Unfchuld, ohne eine 
äußere Rechenfchaft (durch Entfcheidungsgründe), nad) bloß 
individueller Ueberzeugung zu überlaffen, “das Bedenklichſte 
“wäre, was jemals vorgefchlagen worden if.” 1) Bei 
unbefangener Prüfung dieſes Satzes erfcheint er allerdings 
als die trefflichſte Waffe für Diejenigen, welche dem 
Schwurgerichte hauptfächlih aus politifchen Gründen 
allgemeinen Eingang, audy in Deutfchland, zu verfchaffen 
wünfchen; denn, feine Richtigkeit vorausgeſetzt, entftcht 
das Dilemma, entweder ſich zu letzterem zu verfichen, 
ober Nichtercollegien mit dem Kappzaune einer möglichft 
befchränfenden und detaillirten geſetzlichen Beweistheorie 
fortbeſtehen zu laſſen, und da die Verwerflichkeit dieſer 
zweiten Alternative jedem Nachdenfenden evident wird, fo 
wird man dann auch von Geiten der Gerechtigkeit auf 
jenen erften Ausweg, ald den allein vernunftgemäßen, hin- 
gedrängt. — Allein nicht nur haben in neuefter Zeit bereits 
einzelne Stimmen nad ruhiger Unterfuchung anerkannt, 
daß das Urtheilen rechtögelehrter- Richter ohne gefegliche 
Beweistheorie dem Urtheilen derfelben mit einer folchen 
vorzuziehen ſey ) (wenn aud, vieleicht nur ald das Hleinere 


— 


1) Berg. n. A. Gutachten der Preußiſchen Juſtiz- Immediat⸗ 
Commiſſion, S. 2235. Feuerbach, Betrachtungen über 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, Ip. IL, 

Belder, Jury, ©. 115—117. Abegg, 
Strafprogeßs@efepgebung, ©. 191. 


Lehre vom Beweife, ©. 119. R 
?) Moͤhl in Jagemann's und Röllner? 

No. 14. Hayen in feiner und « 

“Richter als Gefhwornen 
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“fchweren.” +) Das Obergericht, welches ſonſt nur aus 
einem Theile des Senates befteht, erweitert fich bahei 
wieder zum Plenum, 2) 

5) Daneben werden jett, wie erwaͤhnt, faſt alle 
Criminalfälle vom Senate in erſter, und zugleich letzter, 
Inſtanz entſchieden. Die etwanigen Grenzen dieſer Com⸗ 
petenz find fehr unſicher, und. beruhen lediglich auf dem 
Herfommen; auch ſcheinen die Anfichten Darüber nicht gleiche 
fürmig zu feyn. Es heißt, daß der Bürger das Vorrecht wor 
jebem anderen Inquiſiten habe, in erheblichen Fällen ben 
fiscalifchen Prozeß zu verlangen, und daß in den fchwerften 
Fällen. ein. Verzicht auf diefen Prozeß nicht angenommen 
werde; Dagegen ift ed “notorifch, Daß der Senat, wie 
“man das nennt, anßergerichtlich, bis auf fünf, ja ſechs 
“Sabre Zuchthaus und Spinnhaus erfennt.? 3) 

6) Der Senat übt das Begnadigungsrecht, und zwar 
ungetrennt von der Beurtheilung nad) Rechtsgründen, 
vielmehr fpricht er auf die Appellation non niebergeridgt- 
lichen Urtheilen das fchließliche Erfenntniß “aus gemil- 
“dertem Recht.” - 


!) Art, 14. Tit. 1. P. I. Stat, 

2) Verordnung von 1815. Art. 15. 

3) Neue Hamb. Blätter a. a. O. Zur Ausbildung dieſes 
Berfahrens haben verſchiedene Gründe gewirkt, u. a. auch die: 
felben, welche vor 1815 ein analoges Berhältniß für Civilſachen 
herbeigeführt hatten, nämlich die Jangfame Schwerfälligteit bes 
fhriftlichen (Nieder-JGerichts : Prozeffes. Damit fol übrigens 
bie Provocation des Gerichtsſtandes in Eriminalfachen nicht 
erflärt fepn; eher könnte man dem Urtheil des Verfaffers ber 
angeführten Schrift beitreten: “Man wird geſtehen mülffen, 


“daB etwas Achnliched in der ganzen civilifirten Welt nicht 
“Statt findet.” 


17 


Dem Senate 
gebührt das 
Begnadigungs⸗ 
recht. 


Specielle Gründe 
für Trennung der 
Griminal- Rechts⸗ 
pflege 
vom Senate. 
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Bei der bevnrftehenden neuen Geftaltung diefer Ber: 
hältniffe wird man von dem zuleßt erwähnten Punfte 
auszugehen haben. In monarchifchen Staaten gilt das 
Vorrecht der Begnadigung ald “das fchönfte unter denen 
“der Krone;“ 1) auch bei und darf e8 nicht fehlen, als 
leßted, wenn gleich fparfam anzumendended Mittel, die 
Forderungen der wahren Humanität mit der Stimme ver 
unbeugfamen Gerechtigfeit zu verfühnen. Seine Ausübung 
kann nur dem Senate, dem es feit den älteften Zeiten zu⸗ 
ftand, gebühren, als oberfter Negierungsbehörde, und 
fpeciel ald dem Inhaber der Suftighoheit. Unmöglich ift aber 
jedenfalls die Fortdauer der Einrichtung, wonach der Senat 
jenes Recht inVerbindung mit dem Richterfprudye 
übt, alfo von Amtöwegen, ohne darum angegangen zu feyn, 
begnadigt, oder ein etwa zu ftellendes Geſuch ſtillſchwei⸗ 
gend im Voraus verwirft. Die Ausſprüche der Gerech- 
tigfeit md der Gnade find ferner in der ſelben Perfön- 
lichfeit deshalb unvereinbar, weil fie von wiberfprechenden 
Standpunften ausgehen, und fchon diefer Grund rechte 
fertigt den Antrag, die wirkliche Criminal» Suftiz vom 
Senate auf andere Behörden zu übertragen. Ueberdies 
haben alle früher erörterten Gründe gegen die Bermengung 
der NRechtöpflege mit der Verwaltung und Regierung ihr 
höchftes Gewicht bei der Strafjuſtiz. Weil durch jedes 
Verbrechen nicht etwa nur Privatrechte, fondern immer 
auch die gefammte Nechtöordnung, der Anfpruch aller 
Bürger auf Sicherheit und Gefeglichfeit verlegt wird, fo 
tritt jeßt der Staat felbft ald Anfläger auf, und in 
diefem Sinne ift es, wenn auch praftifc ohne große Be⸗ 


1) Worte des ſchwediſchen Kronprinzen. 
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deutung, doch unferen Berhältniffen ganz entſprechend, 
daß der Senat eines feiner Mitglieder mit Erhebung der 
Anklage beauftragt; denn eben ihm, ald dem Centrum 
der Regierung und Oberaufficht, liegt die Aufrechthaltung 
der Gefege, die Sorge für öffentliche Ruhe und Ordnung 
vorzugsmeife ob. — Nepräfentirt er aber fo Direct das 
verlegte Staatdintereffe, wie könnte er dann Die eben fo 
unabweisbare Idee eines völlig unbefangenen Nichterd in 
leßter oder gar einziger Snflanz rein, und zu allgemeinem 
Vertrauen, in ſich felbft realifiren® Vielmehr künnen noch 
entfchiedener, wie bei Streitigkeiten über Mein und Dein, 
völlig parteilofe und gründliche Ausfprüche in allen Eris 
minalfachen nur von einer, der Suftizpflege ausfchließlich 
gewidmeten, Behörde erwartet werden. — Als ein Neben⸗ 
grund iſt noch der Zeitaufwand zu erwähnen, den bie 
Snftruction und Entfcheidung der großen und weitläufigen, 
wie der zahlreichen minder erheblichen, Straffälle in ver 
höchften Behörde abforbiren. Denn es ift begreiflich, daß 
bei dem Beftreben, alle, auch die verfchiedenartigften Ges 
ſchäftsmaſſen zu erledigen, die wichtigften Intereſſen guter 
Bürger und des ganzen Gemeinwefend auf beflagenswerthe 
Weife verzögert werden müffen, wenn gerade eine Reihe 
von Freplern oder Verbrechern auf der Tagesordnung fteht. 
Daß leichte Uebertretungen, bei denen weniger die ges Dem Polizeiperen 
fährliche Gefinnung, ald eine momentane Störung der — über 
Ruhe und Ordnung in Betracht fommt, von der Polizei, Pr Vergehen. 
nad) fummarifcher Unterfuchung, geahndet werden, — 
diefe Einrichtung empftehlt fid) aus nahe liegenden Gründen, 
und fie fcheint bei der Stellung des Polizeiherrn unbes 
denklich beibehalten werden zu können. ben fo gewiß ift 
e8 andererfeitd, daß es bei den, einem ſolchen polizeilichen 


17* 
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Dem Yollgeiperen Gharafter fremden, eigentlichen Grimmaljachen feiter und 

uns ider fichernder Inſtitutionen bedarf, Damit einerfeitd dem Geſetze 

leichte Vergehen. ſein Recht, andererfeitd der Unfchuld ihr Schuß, nicht durch 

Willkuhr oder Oberflächlichleit entzogen werde. Insbeſondere 

iſt die Organifirung von zwei wohlbefegten Inftanzen in Gris 

ntinalfällen 2) eines ber -unbeftreitbarften Poftulate, fowohl 

für den Staat, ald den Angefchuldigten, und da es bei 

und an triftigen Motiven fehlt, die erfte Entfcheivung dem 

Stwerrre (künftigen) Obergerichte, die zweite bem Oberappellationg- 

erihte Gerichte zu übertragen, fo muß dad Niedergericht wieder 

snetfheen werden, was ed geſetzlich nie aufgehört hat zu feyn: 2) 

erfte Inſtanz in allen Sachen, Die nicht zum Reffort der 

Polizei auch künftig gehören follen. Die zweite Snftanz 

"wird dann durch das, ſchon für die Civiljuſtiz ald uner- 

läßlich beantragte, mit dem Senate weder identijche, noch 
conneetixende,: felbftftändige Obergericht gebildet. 

Gun man di Fr Hiebei darf eine Frage nicht mit Stillſchweigen über: 

Schwurgeriätes gangen werden, Die zwar von ben biöherigen und ben 

en demnaͤchſt zu empfehlenden Borfchlägen durchaus unabhängig, 

aber anderswo fo viel befprochen, und zugleich von fo 

folgenreicher Wichtigkeit ift, daß fie auch in der Commiſſion 

nicht ganz unerörtert bleiben konnte. Daß ein Anflage 

Verfahren. mit Deffentlichleit. und Mündlichkeit vor jeder 

Eriminalbehörbe ausführbar, alfo von der Organifation 

der leßteren unabhängig ſey, bedarf feined Beweiſes. Geht 

man aber von der Betrachtung aus, daß jedes Strafurtbeil 


°. 


1) Ob auch für die Entfcheidung der Thatfrage? Das kann 
u für jegt babin geftellt bleiben. 

2) Art.l. Tit.12. P. IL Stat. Wegen der jeßigen, damit unver: 

einbaren Praris beruft man fi) auf Klefeter, Th. II. ©.513, 
844, und Anderfon, Privatreht Th. IV. ©. 226 figd. 
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UebeD; nicht nur ift dabei auf Franfreich verwiefen, wo 
die Zuchtpolizeigerichte bis zu fünfjähriger Freibeitftrafe alle 
delits entfcheiden, ohne von gefeßlichen Beweisvorfchriften 
etwas zu wiffen; fondern der obige, jo gefährlid) lautende 
Sag dürfte auch auf unfere hamburgifchen Berhältniffe 
überhaupt feine Anwendung leiden. — Worin naͤmlich be- 
fieht daS Bedenken gegen das ungefeflelte Urtheilen rechts 
gelehrter Richter? Sn ihrer Rechtsgelehrſamkeit, ober 
in ihrer amtlichen Stellung? Einer Verpönung der 
erften wiberfpricht die Thatfache, daß in Franfreich Die 
Doctoren und Licentiaten des Rechte, als ſolche, d. h. auch 
wenn fie nicht zu ven Wahlcollegien und den Höchftbefteuerten 
gehören, auf die Gefchwornenlifte fommen, jo wie Die Bes 
merfung, daß Advocaten und Notare auch in legislativen 
Vorſchlägen unter den Beftandtheilen diefer Lifte aufgeführt 
werden.1) Auch fcheint es zur Steuer der Wahrheit hins 
länglich, wenn man einräumt, daß Perfonen der verfchies 
denften Stände zur Beurtheilung eines Beweifed qualificirt 
feyn können; fragt man aber, welche perfünliche Eigens 
fchaften in allen verwickelten und zweifelhaften Fällen die 
Richtigkeit und Gründlichfeit des Urtheild zu verbürgen ver- 
mögen, fo wird wiflenfchaftliche Bildung, Hebung in geords 
netem und klarem Nachdenfen, und die Gewohnung mittelft 
unbefangener Abwägung der Gründe für und wider das 
Ziel der Wahrheit zu erftreben, alfo gerade der Beruf des 
praktiſchen Nechtögelehrten, ihn nicht minder fähig erfcheinen 
laffen, an einer folchen Berathung Theil zu nehmen, als 
den Kaufmann, den Künftler oder Handmwerfer. — Der 
Grund, weshalb man davor warnt, die Function der 


1) 3. B. von Zentner, das Geſchwornengericht, ©. 494. 
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lebhafteften Widerfpruch finden würde. — Eine andere Frage 
iſt e8 aber, ob. diefelben Formen auch, wo fie bisher un- 
befannt waren, eingeführt, ob namentlich, ihre Einbürgerung 
bei und in Hamburg beantragt werden fol? Unverfennbar 
hängt die Beantwortung großentheild davon ab, ob die 
Einführung des Schwurgerichted von dem Publifum ale 
lebhafter Wunſch empfunden, ald Verwirklichung eines ihnen 
zukommenden ‚Rechtes von der Mehrzahl Derjenigen, die 
zur. Theilnahme daran berufen feyn würden, in Anſpruch 
genommen wird; und. da.die Commiffion nicht im Stande 
war, hierüber. zuverläffitge Auskunft zu erhalten, oder zu 
ertheilen, fo muß fie ſich auf einen ‚einfachen Bericht über 
die. von verfchiedenen Mitgliedern zur Sprache gebrachten 
auderweitigen Gründe befchränfen. 

.- Für die. Sury wurde es geltend: gemacht, daß die 
Entjcheidung über die Thatfrage, ohne gefekliche Beweis⸗ 
theorie und nach mündlichem Verfahren, nothwendig einer 
zwiefachen Garantie für die Gerechtigfeit des Urtheild ent- 
behre: der. Entjcheidungsgründe, und der Appellation an 
eine. höhere Inſtanz. Denn während, was den erften 
biefer Punkte betrifft, jede. Beweistheorie eine Neihe von 
allgemeinen Regeln aufftelt, nach welchen unter gemiffen 
Boransfeßungen etwas für erwiefen oder unerwiefen ge- 
halten werden foll, mithin der Richter. verpflichtet werden 
fan, die im einzelnen Fall von ihm angewandten Regeln 
anzugeben, und dad Borhandenfeyn jener Vorausſetzungen 
in den Motiven der Entfcheidung nachzumweifen, fo wird 


eine ähnliche Nechenfchaft über das, auf freie Heberzeugung 


gebauete, ‚Urtheil für unmöglich gehalten. Der Einzelne 
fann zwar das Raifonnement, durch welches er zu feiner 
Ueberzeugung von einer Chatſache gelangt ift, theilmeife 
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darlegen; immer aber werden dabei Mittelglieder eintreten, 
die, wenn fie auch für ihn die höchfte fubjective- Gewißheft 
haben, doch feinen Anſpruch daranf machen, als unbe 
ftreitbare, von jedem Anderen notwendig anzuerfenwende 
Säte zu gelten. Außerdem können und ‘werben mehre 
Perfonen zu der gleichen Ueberzengung auf ganz verfchles 
denen Wegen gelangen: für den Einen ijt ein einzelner 
Umftand von entfcheidender Bedeutung, auf den der Anbere 
wenig oder gar Fein Gewicht legt; Diefer benubt einen ink 
befannten Sat der Erfahrung oder der Piychologie, "den 
Sener für zweifelhaft, oder für weniger anwendbar. aß 
einen anderen hält; kurz, ed wäre immer nur zufällig, 
wenn fich in einzelnen Fällen eine Debuction aufſtellen 
ließe, zu der fich Seder von allen Denjenigen bekennen 
mögte, die im Reſultate volftändig übereinftimmen. Eine 
allgemeine Berpflichtung dazu hieße das Unmögliche 
fordern. Deshalb muß man fi) mit der, nicht weiter zu 
motivirenden “conviction inlime” begnügen, auf welche Au 
der That Die Geſchwornen augfchließlich verwiefen werden. 
Schon aus demfelben Grunde ift für das Urtheil über 
die Thatfrage auch eine Berufung an bie zweite Inſtanz 
nicht zu ſtatuiren; denn Die letztere hätte nicht, wie bei 
Rechtöfragen, die Nichtigkeit einer Argumentation‘ nach 
logifchen und poſitiven Oberfägen zu prüfen, und die das 
bei nachweislich begangenen Fehler zu verbeflern, ſondern 
das fubjective Dafürhalten anderer, aber auf feinem höheren 
Standpunfte ftehender, Perfonen müßte auch hier den 
Ausfchlag geben, und wenn die Majorität hier zu einem 
anderen Ziele, als dort, gelangte, fo wäre damit für Die 
größere Nichtigkeit dieſes oder jened Verdicts nichtd ent⸗ 
"schieden. Dazu kommt, daß es fehr fchwierig, und als 


Unmöglicpleit 
der Mppellation. 


Schwurgericht. 
Grünbe dafür. 


Ausgedehntes 
Recuſationorecht. 
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Regel unausführbar ſeyn würde, die in erſter Inſtanz 


ſtattgefundene Hauptverhandlung in zweiter Inſtanz voll⸗ 
ſtaͤndig zu wiederholen, alſo alle Zeugen abermals vor⸗ 
zuladen, den Angeklagten eben ſo umſtändlich, wie vorhin, 
zu vernehmen ꝛc., daß aber, je mehr die mit Dem münd- 
lichen Verfahren verbundenen Bortheile für Die Gerechtigs 
feit hervorzuheben find, nm fo weniger eime fchriftliche 
Firirnng des Borgefallenen als Grundlage für ‚vie höhere 
Inſtanz genügen, und eben fo wenig eine trene Kopie ber 
bisherigen Verhandlungen dort beliebig reprodneirt werben 
kann. Auch deshalb alfo empfiehlt ſich Die Einführung 
des Schmwurgerichted, weil yon feinem Ausfpruche eine 
Appellation niemals geftattet if. — Drittens ift mit bem 
Inſtitute der Geſchwornen ein ausgedehntes Recuſations⸗ 
recht verbunden. Der Angeklagte kann, innerhalb gewiſſer 
Grenzen, den Ausfpruch aller Derjenigen über feine Sache 
im Voraus ablehnen, zu deren Unpartetlichleit oder Einficht 
ey. fein volles Zutranen hat, und zwar ohne Angabe oder 
gar Nachweifung fpecteler Gründe. Died iſt Deshalb un⸗ 
bevenflich, weil gar leicht mit der Loofung der Gefchwornen 
ans einer größeren Liſte fo Iange fortgefahren werden Tann, 
bi8 Die erforderliche. Anzahl von Perfonen, gegen welche 
feine Einwendungen erhoben wurden, Defignirt ift, wohins 
gegen die Recufation von Mitgliedern: eined gewöhnlichen 
Gerichtes bei Weiten nicht fo einfach von Statten geht. 
Auch können bie Fälle, wo bie freie Recuſation von mehren 
Perfonen dem Angellagten oder feinem Bertheidiger fehr 
rathſam fcheint, in einer einzelnen Stadt, wie Hamburg, 
ſich fogar leichter und häufiger ereignen, ald dort, wo Die 
and. einem: größeren Bezirk gebildete Lifte meiſtens foldye 
Nimen senthält,;-um welche fich feinerperfünlichen Bezie⸗ 
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hungen und fein Gefühl des Mißtrauend bei dem Au—⸗ 
geflagten Enüpft. — Endlich wurde die Hoffnung geaͤußerr) Yotttifse 
daß die Einführung der Jury aud) bei und zur Belebung Vorthell. 
und allgemeinen Verbreitung des Sinnes für Recht und 
Sittlichkeit wohlthätig wirken, überhaupt diejenigen politi⸗ 

ſchen Vortheile herbeiführen werde, die man anudwänt® 

davon rühmt, oder ſich verfpricht. — Zur Ausübung dem Vorfhläge 
Functionen eined Gefchwornen würden gefeblich etwa folks —* Sum. 
gende Slaffen zu befugen und zugleich zu verpflichten ſeyne 

Ale, die zum Befuch der Bürgerfchaft verfaſſungsmaͤßig 
berechtigt oder verpflichtet find, Alle, die ein bürgerliches 
Ehrenamt befleiden oder befleivet haben, etwa wet Aus⸗ 

fchluß der Oberalten, Rämmereibürger und Mitglieder Mer 
Gerichte, fodann Seder, der ein academiſches Studimm 

gemacht hat, Armenpfleger, und die Offiziere ded- Bürger⸗ 
Militaird, fofern fie Bürger find. Um Gefchworner ſeyn 

zu fünnen, müßte man das dreißigfte Sahr zurüdgelegt haben; 

ein fünfundfechszig-jähriges Alter gelte ald Excuſationsgrund. 

Aus jenen Claffen könnte das Niedergericht für jedes Jahr 

eine Lifte von 360 Perfonen wählen, woraus für jeben 
einzelnen Fall 12 durch das Loos nach einem gefeßlichen 
Regulativ gezogen würden. . Der‘ Gerichtöhof, "neben ben 
Gefchwornen, müßte aus den juriſtiſchen Mitgliedern 4 Des 
Niedergerichtes beftehen. .. 

Eine zweite Anficht fand in den vorhin mgebenteten Gründe gegen bas 
Argumenten, obfchen diefelben theilmeife ald richtig zu⸗ eamuneridt, 
geitanden werden mußten, Feine genügende Beraulaffung, 
eine hamburgifche Sury zu: wäünfchen; fie glaubte vielmehr, 
daß dem Niedergerichte nach feiner bisherigen Organifatign Reihtögeehrte 
die ungetrennte Beurtheilung jeder Criminalſache übers Rigter Tönnen 


tragen bleiben könne. Dabei ift vorzüglich: die trabstionell Fragen urteilen, 


Schwurgericht. 
Gründe dagegen. 
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gewordene Lehre zu würdigen, wonach die Zumuthung, 
rechtsgelehrte Richter zu Geſchwornen zu machen, ihnen alſo 
die Entſcheidung über die Schuld oder Unſchuld, ohne eine 


außere Rechenſchaft (durch Entſcheidungsgründe), nach bloß 


individueller Ueberzeugung zu überlaſſen, “das Bedenklichſte 
“wäre, was jemald vorgeſchlagen worden iſt.“ 1) Bei 
unbefangener Prüfung dieſes Satzes erfcheint er allerdings 
als die trefflichite Waffe für Diejenigen, welche dem 
Schwurgerichte hanptfächlich aus politifchen Gründen 
allgemeinen Eingang, auch in Deutfchland, zu verfchaffen 
wünfchen; benn, feine Nichtigkeit vorausgeſetzt, entfteht 
das Dilemma, entweder ſich zu leßterem zu verftehen, 
oder Richtercollegien mit dem Kappzaune einer möglichft 
befchränfenden und detaillirten gefeßlichen Beweistheorie 
fortbeftehen zu laffen, und da die Verwerflichkeit dieſer 
zweiten Alternative jedem Nachdenfenden evident wird, fo 
wird man dann auch von Seiten der Gerechtigfeit auf 
jenen erften Ausweg, ald den allein vernunftgemäßen, hin- 
gedrängt. — Allein nicht nur haben in neueſter Zeit bereits 
einzelne Stimmen nach ruhiger Unterfuchung anerkannt, 
daß das Urtheilen rechtögelehrter- Richter ohne gefeßliche 
Beweistheorie dem Urtheilen verfelben mit einer folchen 
vorzuziehen fey 2) (wenn aud) vieleicht nur als das Fleinere 


en 


2) Vergl. u. A. Gutachten der Preußiſchen Juſtiz-Immediat— 
Commiſſion, S. 235. Feuerbach, Betrachtungen über 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, Th. U. S. 414—418. 
Welcker, Jury, ©. 115—117. Abegg, Beiträge zur 
Strafprogeß-Gefeßgebung, ©. 191. Mittermaier, 

Lehre vom Beweife, ©. 119. 

2) Möhl in Jagemann's und Nöllner's Zeitſchrift, Bdo. II. 
No. 14. Hayen in feiner und v. Buttel's Schrift: “der 
“Richter als Geſchworner.“ 
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Uebel); nicht nur ift dabei auf Frankreich verwiefen, wo 
die Zuchtpolizeigerichte bis zu fünfjähriger Freibeitftrafe alle 
delits entfcheiden, ohne von gefeglichen Beweisvorfchriften 
etwas zu wiffen; fondern der obige, fo gefährlich lautende 
Sa dürfte auch auf unfere hamburgifchen Verhältuiſſe 
überhaupt feine Anwendung leiden. — Worin nämlich He 
ſteht das Bedenken gegen das ungefefjelte Urtheilen rechts⸗ 
gelehrter Richter? Sn ihrer NRechtögelehrfamfeit, ober 
in ihrer amtlichen Stellung? Einer Berpönung Ser 
erften wiberfpricht die Thatfache, daß in Franfreich Die 
Doctoren und Ficentiaten des Rechts, als ſolche, d. h. auch 
wenn fie nicht zu den Wahlcollegien und den Höchftbefteuerten 
gehören, auf die Gefchwornenlifte fommen, fo wie Die Bes 
merfung, daß Advocaten und Notare auch in legidlativen 
Borichlägen unter den Beftandtheilen diefer Lifte aufgeführt 
werden. 2) Auch ſcheint e& zur Steuer der Wahrheit bins 
länglich, wenn man einraumt, daß Perjonen der verfchies 
denften Stände zur Beurtheilung eined Beweiſes qualificirt 
feyn können; fragt man aber, welche perfünliche Eigen 
[haften in allen verwidelten und zweifelhaften Fällen die 
Nichtigkeit und Gründlichfeit des Urtheild zu verbürgen ver⸗ 
mögen, fo wird wiffenfchaftliche Bildung, Uebung in geord⸗ 
netem und Farem Nachdenken, und die Gewöhnung mittel 
unbefangener Abwägung der Gründe für und wider bas 
Ziel der Wahrheit zu erftreben, alfo gerade der Beruf des 
praktiſchen Rechtsgelehrten, ihn nicht minder fähig erſcheinen 
laſſen, an einer ſolchen Berathung Theil zu nehmen, als 
den Kaufmann, den Künftler oder Handwerker. — Der 
Grund, weshalb man davor warnt, die Function ber 


1) 3. B. von Zentner, das Geſchwornengericht, ©. 494. 
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Gefchwornen auf juriftifche Richter zu- übertragen, muß 
daher in ihrer. amtlichen Stellung gefacht werben, 
und wird Dort in zwiefacher Hinficht gefunden. — Zunächft 
in der Gefahr, die Ausſprüche über Fragen, bei denen, 
wenigftend häufig, die Staatsregierung wefentlic und 
vielleicht unmittelbar intereffirt if, dem Ermeflen von 
Derfonen zu überlaffen, deren amtliche Selbftfländigfeit 
leider noch nicht in allen deutſchen Staaten verfaffungs- 
mäßig gefichert, und noch weniger überall eine Wahrheit 
geworben ift; zu deren, jeder perfünlichen Furcht oder 
Hoffnung unzugänglichen Charakterfeſtigkeit man daher bei 
ihrer, von der Negierungsbehörde abhängigen, Situation 
fein volles Zutranen hegen kann. — Zweitens in der Be- 
forgniß, daß die beftändige Beichäftigung mit einem be- 
fimmten Kreife von Gegenftänden, wie bie Entfcheidung 
flreitiger Rechtöfälle, wenngleich die Schärfe und Sicher: 
heit des Urtheils dadurch geübt werden mag, bei an 
geftellten Richtern eine gewiſſe Einfeitigfeit und fnftematifche - 
Befangenheit erzeuge, gegen welche die jungfräuliche Frifche 
der Gefchwornen zum Bortheil der leßteren contraftire. — 
Diefe beiden Einwürfe fcheinen jedoch durch Die jekige 
Organiſirung unferes Niedergerichted glücklich befeitigt. 
Seine juriftifchen Mitglieder beffeiden ein, verfaffunge- 
mäßig permanentes, 1) bürgerliched Ehrenamt, und ihre 
perfönliche Stellung, ald irgendwie abhängig von den Res 
gierungss oder Verwaltungsbehörden, zu denfen, würde 
völlig ſinnlos ſeyn, weshalb man auch gar nichts Beſon⸗ 
deres darin gefunden hat, wenn das Niedergericht in den 
von ihm entſchiedenen politiſchen Prozeſſen ſeine unab⸗ 


1) Verordnung von 1815 über die Organiſation, Art. 8. 
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hängige Stellung, ald Hort der Bürgerfreiheit, zu bewähren 
Beranlaffung fand. 2) Außer dem Präfes und den beiden 
techtögelehrten Richtern concurriren aber bei jedem @ris 
minalfall auch die vier nichtgraduirten Mitglieder, und 
bei diefen find. nicht nur NRüdfichten auf Wünfche. einer 
Regierungsbehörde ebenfalls jedem Hamburger undenkbar, 
fondern durch ihre nur vierjährige Amtsdauer liefern fie 
auch das gemügendfte Gegengewicht gegen das praͤſumtive 
Einfpinnen alt und fteif geworbener Suriften in bequemen 
Schlendrian oder in einfeitige, dem Leben und der Wahr⸗ 
heit entfremdete Syiteme. Es wird ſich von ſelbſt ergeben, 
daß in einem fo organifirten Collegium bad, wenn auch 
nicht numerifche, Uebergewicht der Suriften in alfen. nach 
gründlicher Geſetz⸗ und Rechtskenntniß zur entfcheidens 
den Fällen willig anerkannt, von den nichtjuriftifchen Mit⸗ 
gliedern aber ein durchaus felbftitändiges, durch eigenes 

Nachdenken gebildetes Urtheil bei folchen Fragen ‚geltend | 
gemacht wird, wo Jene mit ihren Kollegen auf demſelben 
Boden zu ftehen ſich bewußt find, alfo namentlich bei um 
gefeffelter Beurtheilung von Griminalbeweifen. Darüber 
Tonnen, beiläufig bemerkt, verfchiedene Anfichten gewiß nicht 
obmwalten, daß nad; obigen Gründen noch weniger, ale 
abhängige Negierungsdiener, bei denen der Gerechtigkeit 
fremde Motive nur möglich erfcheinen, die permanente Res 
gierungsbehörde ſelbſt, bei deren Mitgliedern folche. Motive 
kaum vermeidlich find, geeignet feyn könne, volles Vers 
trauen für ihre, von moralifcher Heberzeugung Dictirten Ber- 
urtheilungen und Freifprechungen zu fordern; dagegen 


ı) Auch Zentner a. a.O. ©.406, 443 und 494, will inamo⸗ 
vible Richter nicht von feiner Geſchwornenliſte ausfchließen. 
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geht, wenn gleich eine Discuffion darüber in der Com⸗ 
miffton nicht abgefchloffen werden Fonnte, Die hier vertretene 
Anficht mit Entfchiedenheit dahin: daß die bisher ermogenen 
Nüdfichten Feine Nöthigung enthalten, die jetige Grund⸗ 
lage der Zufammenfeßung unſeres . ordentlichen Criminal⸗ 
gerichtes über Bord zu werfen. 

Sie vermag eine folche Nöthigung oder Empfehlung für 
das Schwurgericht aber and) in den fonftigen Seiten feiner 
Geftaltung nicht zu erblicken. Gleichwie wir überhaupt in 
Hamburg feine vom Bolfe gefchiedene Beamtenkafte fennen, 
fo ift auch nicht zu beforgen, daß auf den Mitgfievern un- 
ferer unabhängigen Gerichte, die nicht aufhören Bürger 
der. Republik zu feyn, jemald das Mißtrauen und das Ge- 
fühl der Entfremdung lafte, womit auswärtd die Ausficht 
auf die Gunſt Vorgefetter, auf Beförderung zu Ehren 
und pecuniären Bortheilen zu thener erfauft werden mag. 
Während der Zufall beftimmt, welche Perfonen aus der 
ganzen Lifte für den einzelnen Fall als Gefchworne zu- 
fammentreten, wobei bie Zufammenfeßung, wenn auch bunt 
genug, doch bisweilen fo ausfallen kann, daß man fic, 
hüten. würde, ihnen irgend einen andern Act der Intelli⸗ 
genz zu übertragen, werben die Mitglieder unferer Gerichte 
durch das Vertrauen ihrer Mitbürger berufen, und nur 
zufällige Umftände könnten die einzelne Wahl auf Perfonen 
lenken, die ſich dieſes Vertrauens nicht wirklich würdig er: 
wiefen. : Bei diefer Einrichtung fann denn aud) ein aus⸗ 
gedehntes Necufationsrecht für den Angeflagten nur von 
geringem Intereſſe ſeyn, und, wenn einmal perjünliche 
Berhältniffe daffelbe wünfchenswerth erfcheinen Taffen, wird 
meiſtens fchon der freiwillige Verzicht auf die Theil- 
nahme an der Entjcheidung ihm zuvorfommen. — Wenn 
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man eine größere Zahl von Votanten als die bisherige von 
fieben Perfonen, oder eine größere Majorität als die einfache, 
zu einer Verurtheilung ohne die Möglichkeit der Appellation 
für erforderlich hält, jo fan dafür, ohne die Baſis zu vers 
laffen, auf die leichtefte Weife gefeglich geforgt werben. 


Was endlich den Plan betrifft, durch Einführung Der Au vie politiſchen 


Jury die Idee des Rechts im Volke lebendig zu erhalten 
und auszubilden, den Sinn für dad Gemeinwefen und: die 
Öffentlichen Angelegenheiten zu erweden, jo wird ein Theil 
diefer Vortheile weniger durch die Zufammenfeßung des 
Schwurgerichts, als durch dad davon unabhängige, von 
der Sommiffion einftimmig geforderte, Öffentliche und münd⸗ 
liche Verfahren erreicht. — Ferner haben ſchon bisher bieje- 
nigen unferer Bürger, welche ſucceſſiv an die Gerichte ges 
wählt werden, die befte Gelegenheit, fich durch active Er⸗ 
fahrung jene Bildung anzueignen. — Endlich ift nicht zu 
überfehen, daß, während in anderen Staaten die Theilnahme 
an der Griminalrechtöpflege, mancher obwaltenden Bers 
hältniffe wegen, den ruhig fchlummernden - Sinn für. öffent 
liche Angelegenheiten zu wecken, und ihm als erfte Rahrumg 
zu dienen beflimmt wird, es foldyer Fünftlichen Vorkehrungen 
bei ung nicht bedarf, da unfere Verfaffung fehr vielen Bürs 
gern des Freiſtaates mannigfache Beranlaffung giebt, unb 
oft genug die Pflicht auflegt, dem Gemeinweſen ihre Zeit, 
ihre verfchiedenartigen Kräfte und Einfichten zu widmen; 
und daß die Form, unter welcher dad Spiel des Loofes 
bald Diefen bald Jenen unvorbereitet feinem ruhigen Pris 


vatfleiß auf einige Zeit entzieht, oder Collifionen mit feinen 


öffentlichen Pflichten herbeiführt,, fchmwerlich die beliebtefte 
feyn würde, wenn fi im Wefentlichen Daffelbe durch 
andere Einrichtungen erreichen ließe. 


Grüne treffen hier 
nit zu. 
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Geſchwornen auf juriſtiſche Richter zu- übertragen, muß 
daher in ihrer amtlichen Stellung gefacht werben, 
und wird dort in zwiefacher Hinficht gefunden. — Zunädhft 
in der Gefahr, die Ausfprüce über Fragen, bei benen, 
wenigftend häufig, die Staatöregierung weſentlich und 
vieleicht unmittelbar intereffirt it, dem Ermeffen von 
Derfonen zu überlaffen, deren anttliche Selbftftändigfeit 
leider noch nicht in allen deutſchen Staaten verfaffunge- 
mäßig gefichert, und noch weniger überall eine Wahrheit 
geworben if; zu deren, jeder perfünlichen Furcht ober 
Hoffnung unzugänglichen Eharakterfeftigfeit man daher bei 
ihrer, von der Negierungsbehörbe abhängigen, Situation 
fein volles Zutranen hegen kann. — Zweitens in der Be- 
forgniß, daß die beftändige VBefchäftigung mit einem be: 
flimmten Kreife von Gegenftänden, wie die Entfcheidung 
ftreitiger Nechtsfälle, wenngleich die Schärfe und Sichers 
heit des Urtheild dadurch geübt werden mag, bei an- 
geftellten Richtern eine gewiffe Einfeitigfeit und fuftematifche - 
Befangenheit erzeuge, gegen welche die jungfräuliche Frifche 
ber Gefchwornen zum Bortheil der Tekteren contraftire. — 
Diefe beiden Einwürfe fcheinen jedoch durch die jeßige 
Organiſirung unfered Niedergerichted glücklich befeitigt. 
Seine juriftifchen Mitglieder bekleiden ein, verfaffunge- 
mäßig permanentes, 1) bürgerliche® Ehrenamt, und ihre 
perfünliche Stellung, als irgendwie abhängig von den Res 
gierungds oder Verwaltungsbehörden, zu denken, würbe 
völlig ſimnlos feyn, weshalb man auch gar nichts Befon- 
deres darin gefunden hat, wenn bad Niedergericht in den 
von ihm 'entfchiedenen yolitifchen Prozeſſen feine unab⸗ 


1) Verordnung von 1815 über pie Organiſation, Art. 8. 
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den fpäteren Stadien vor dem Urtheil als contradictorifched 


Anklage s» Verfahren ſich darzuftellen hat. Der Staates 
anwalt ift vielleicht bei feinem einzigen der durch ihn vers 
folgten Verbrechen zugegen geweſen, es find vielmehr zus 
nächft für ihn fremde, bereitö in der Vergangenheit liegende 
Thatfachen, über die er fich felbft erft unterrichten muß. 
Sodann fol er diefe Thatfachen, auch wenn fie von dem 
Angefchuldigten nicht beftritten werden, noch Durch andere 
Beweismittel wenigftend unterftüsen, weil das Geſtändniß 
feine formelle Beweisfraft, wie im Givilprozeffe, genießt. 
Endlich kann er dieſe Beweismittel nicht vor ber vers 
brecherifchen Handlung zurecht legen, fondern fie müffen 
nachher erforfcht, aufgefucht und gefammelt werben, und 
zwar fowohl für den Thatbeftand als für die erft auszu⸗ 
mittelnde Perfon des Anzuflagenden. Auf vdiefen Gegen 
fäßen beruhet im Allgemeinen die Nothwendigfeit der 
Borunterfuchung. 

2. Ueber den Inhalt verfelben giebt es zwei ver⸗ 
ſchiedene Maximen. — Nach der erſten wird von dazu an⸗ 
geſtellten Beamten (Inquirenten) ſelbſtthaͤtig alles, für die 
Gewißheit, daß ein Verbrechen, und von wem es begangen 
ſey, dienliche Material aufgeſpürt, für ſeine Zwecke benutzt 
und angehäuft, auch werden über dieſe ſucceſſive Thätigkeit 
ſchriftliche Protokolle angelegt, welche die Berichte über bie 
Ausfagen aller vernommenen Zeugen, über die Verhöre mit 
den dem Beamten verdächtig gewordenen Perfonen, über 
den Befund bei den von ihm vorgenommenen Tocalbefichti- 
gungen, Hausfuchungen ꝛc. vollftändig enthalten follen. 
Werden dann diefe Acten dem urtheilenden Gerichte vor: 
gelegt, fo Fonnte auf deren Inhalt hin füglich ſchon ent⸗ 
ſchieden werden, wie es auch ſeit Jahrhunderten regelmaͤßig 
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geſchehen iſt. Glaubt man im aͤußerſten Falle dem Zeitgeiſte 
eine unſchädliche Conceſſion machen zu müſſen, fo wird der 
bisherigen Inquiſition nody ein fogenanntes Schlußverfahren 
angehängt, in welchem mündlich und öffentlich verhandelt 
wird: die Acten werden erſt jegt dem Staatsanwalt zu: 
geftellt, der ihren wefentlihen Inhalt xesapituliren und 
daran feinen Antrag knüpfen muß; der Inquiſit wird 
nochmals befragt, und darf fich vertheidigen laſſen; auf 
befondere Veranlaffung kann auch die Vorladung einzelner 
Zeugen wiederholt werden, und fobann erfolgt das, im 


Weſentlichen auf die Acten gebauete Erkenntniß. 1) 


Man kann das Müffige, Principlofe und Unzulängliche einer 
ſolchen Maaßregel fchwerlich verfennen. 

Eine zweite Anficht, welche dem Grundfage des üffent- 
lichen mündlichen Anklage» Berfahrend ernftlidh und auf- 
richtig Geltung verfchaffen will, weift dem Borverfahren 
nur Diejenigen Acte zu, welche feinen nothwendigen 
Inhalt bilden. Die drei Momente der Beweisführung, 
weiche im Givilprozeffe ald Antretung, wirkliche Benutzung 
und Ausführung des Beweifed bezeichnet werben, haben 
eine durchaus logifche und unentbehrliche Bedeutung. Bis⸗ 
her kannte unfer fidcalifcher Prozeß nur das legte derfelben: 
eine beiberfeitige Debuction aus den dem Gerichte vorge- 
legten Unterfuchungsarten. Im Eivüprogeß kennt man es 
nicht anders, ald daß Geftändniffe, follen fie beweisfräftig 
feyn, gerichtlich abgelegt werben, daß Urkunden vor Gericht 
anerfannt feyn müflen, und daß Zeugen vor einem Com⸗ 


1) Einen folchen * endlichen Rechtstag” verorpnet auch die P. G. O. 
Art. 78 flgd. Leue (der Anklageprozeß S.62) nennt ihn 
“ein Gaukelſpiel mit leeren Formen.“ 
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miffar, weit beffer aber vor dem ganzen Gericht, beeibigt _ 
und abgehört werden. Died Alled gefchieht dort nickt 
etwa aus Bequemlichkeit, ſondern in Anerfennung bed ent⸗ 
ſcheidenden Einfluffed den diefe prozeſſualiſchen Handlungen 
auf das Endrefultat haben, und der unabweisbaren Pflicht 
des Michters, fich über Dasjenige, was er durch fein: Ur⸗ 
theil entfcheiden fol, vorher gehörig zu unterrichten. Wes⸗ 
halb e8 in Beziehung auf die viel ernfteren und folgen 
reicheren Fragen des Criminalprozeſſes anders feyn dürfte, 
ift nicht abzufehen. Vielmehr ift es weder widerfprechend, 
noch unerhört, daß das erfennende Gericht zugleich Cim 
guten Sinne) inguirire, wie ed 3. B. in Frankreich. von 
den Mitgliedern der Sury, oder dem Präfidenten jehr um⸗ 
faffend täglich gefchieht. Selbft in Hamburg war Died die 
Bafid der jet beftehenden Einrichtung; denn bi 1811 
inguirirte, der Theorie nach, der Prätor, ald Borfiger des 
Kiedergerichtd, mit Zuziehung eined Actuard (in crimima- 
libus), und man kann es nur für einen Fehlgriff halten, 
daß man im Jahre 1815, mit vem polizeilichen Thale 
feiner Attributionen, auch jene beiden Actuarien auf ven 
Polizeiheren übergehen ließ, anftatt fie einer Juſtizbehoͤrbe 
zu abjungiren. In Erwägung bed burchgreifenden Gegen⸗ 
ſatzes zwifchen der Polizeigewalt, welche Uebertretungen 
vorzubeugen, und der Gerechtigfeitöpflege, welche fie, wenn 
fie begangen find, zu ftrafen hat, kann man nicht zweifel- 
haft darüber feyn, daß Die Probuction der Beweismittel 
über einen Criminalfall nicht zum Reſſort der Polizei, Ton- 
dern vor das urtheilende Gericht gehört. Das Teßtere 
muß alfo die Perfonen, gegen welche eine Anklage erhoben . 
iſt, perfönlich vernehmen, und deren etwaige Bekenntniſſe 

entgegennehmen, und bie von jeder Seite Yorgefchlagenen 
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Zengen abhören, in geeigneten Fällen Sachverftändige be⸗ 
fragen ꝛc. Der Anfläger hat, bei einem folchen Berfahren, 
nicht einer läftigen, und für das Gericht meiſtens unnöthigen 
Kormalität zu genügen, fondern von Anfang bie zu Ende 
thätig einzuwirfen. Er hat. die Beweismittel für die An- 
ſchuldigung eben fo, wie der Angeflagte Diejenigen für Die 
Ereulpation, zu beantragen, das Gericht aber hat die nicht 
verwerflichen zu prüfen, und gleichfalls. felbftthätig zu be- 
nuten. Se mehr von diefen, bie Entfcheidung vorbereitenden 
Handlungen in der öffentlichen Gerichtefigung vorgeht, um 
fo beffer ift die Rechtspflege, denn um fo ficherer ift Die 
Garantie für gründliche, gerechte und nicht zu lange 
zögernde Urtheilsſprüche. 

Die Vorunterſuchung darf hiernach nur die wirklich 
nothwendige Vorbereitung auf die Hauptverhandlung 
enthalten. indem der Staat dem öffentlichen Ankläger 
Dad Recht und die Pflicht zutheilt, als Repräfentant der 
Rechtsordnung die Schuldigen zu verfolgen, und fie zur 
gefetlichen Beltrafung zu ziehen, muß er ihm zugleich die 
Mittel zur Erfüllung feines Berufes zugänglich machen. 
Der Fiscal muß fich erft felbft von der muthmaaßlichen 
Schufd einer beitimmten Perfon, fo wie davon, daß ein 
Verbrechen überhaupt begangen fey, überzeugen, bevor er 
im Stande ift, eine Anklage zu erheben,. deren Grund 
wenigftens er felbft in gutem Glauben ald erweislich an⸗ 
nimmt. Es müffen daher alle Spuren der That und des 
Thaͤters aufgefucht: und verfolgt, Befichtigungen vorge: 
nommen, und folche Perfonen befragt werden, weldye man 
muthmaaßlich entweder fünftig ald Zeugen vorfchlagen, oder 
gegen welche vielleicht, als Dringend Verdächtige, die Anklage 
felbft gerichtet werden fann. Neben folchen vorläufigen 
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und gleichfam tentirenden Maaßregeln find ferner fchon 
jegt Diejenigen Beweismittel volftändig aufzunehmen, deren 
Benugung nur jeßt gefchehen, und fpäter nicht mehr nad 
geholt werden kann, oder über deren Reſultat den Richtern 
nur beglaubigte Berichte vorgelegt werden fünnen, z. B. 
Augenfchein, Legalfection u. f. w. Kurz, die Sadıe muß 
fo weit inftruirt werden, daß dem Staatsanwalt das nöthige 
Material geliefert wird, um, mit Ausficht auf den von ihm 
bezweckten Erfolg, die felbftthätig prüfende und entjcheidende 
Wirkſamkeit des Gerichts anzurufen, oder aber fich zu über⸗ 
zeugen, daß zu folchen Anträgen Feine Beranlaffung vors 
liegt. Das Detail wird fid) nad) den angegebenen Haupé⸗ 
richtungen in den einzelnen Fällen von felbft ergeben. «..: 

3. Sm Givilprozeffe bleibt es jeder Partei überlaffen, 
wie fie ſich die nöthigen Beweismittel für ihre Nechtes 
anfprüche verfchaffen will; der Mangel an folchen Mitteln 
kann wohl den Privatvortheil verleken, aber niemalg ein 
Einfchreiten von Amtswegen für die Ergänzung: des Feh—⸗ 
Ienden veranlaffen. Daß hingegen den Merkmalen  begaus 
gener Verbrechen nachgeforfcht, der Urheber ausgemittelt 
und überwiejen werde, dabei ift die ganze Staatsgemeinde 
wefentlich betheiligt; die Realifirung . diefes Poftulates ‚ber 
Gerechtigkeit darf nicht dem Zufalle überlaffen, ſondern fie 
muß durch zweckdienliche Cinrichtungen gefichert ſeyn. 
Ferner liegt es in den Charakter der meiflen, und gerabe 
der fchwerfien Verbrechen, daß, um den Weg zu ihrer: Bes 
ftrafung zu bahnen, dad Fünftlich Verborgene ans Licht 
gezogen, das abſichtlich Geheimgehaltene entdeckt werben 
muß. Aus beiden Gründen kann eine, auf Die erfte Ans 
zeige einer firafbaren Handlung einfchreitende gefegmäßige 
Gewalt, mit welcher von Staatöwegen eine dazu vers 
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ordnete Behörde ausgerüftet feyn muß, nicht entbehrt 
werden, und ihr muß die allgemeine Pflicht der Staats- 


angehoͤrigen entipredjen, ſich vorübergehenden Beſchraͤn⸗ 


Bedenlen gegen 
das Inquiſitions⸗ 
Princip. 


kungen ber Privatwillkühr durch Abhörungen, Hausſuchung, 
Sicherheitsarreſt ꝛc. ꝛc. zu unterziehen. Sn fo weit iſt 
der Behauptung 1) beizupflichten, daß jetzt, ſeitdem der 
Staat an die Stelle des früheren Privat⸗Anklaͤgers ge⸗ 
treten tft, immer, welches auch die Formen in ben fpäteren 
Abfchnitten der Procedur feyn mögen, die Unterfuchung und 
bad ganze Verfahren von Amtswegen bewirkt werde. 
Die Möglichkeit aber, baß jene Gewalt über ihre noth- 
wenbigen Grenzen ausgedehnt, und dadurch zu willführ- 
fihen Bedrückungen gemißbraucht werben Fünnte, führt 
auf die Frage: welchen Individuen diefelbe anzuvertranen, 
wen alfo dad Amt zu übertragen jey, auf die erſte Spur 
einer ftrafbaren Handlung in der oben bezeichneten Nich- 
tung thätig zu werben? 

Wenn dieſes ein eigens dazu angeftellter Inquiſitions⸗ 
beamter iſt, fo liegt die Beforgniß nahe, daß bei ihm bie 
erforderliche Un par teilichkeit vermißt werde, auch fehlt 
es an der nöthigen Verantwortlichkeit -mittelft einer 
wirflichen Gontrofe. Nach der idee und Praris des In⸗ 
mifitionsverfahreng ſteht der Inquirent in Feiner weiteren 
Berbinbung mit der wrtheilenden Behörde, als daß er 
berfelber das zur Entſcheidung erforderliche Material zu 
liefern, und daffelbe auf Verlangen in den Yorgefchriebenen 
Punkten zu vervollftändigen hat. Die Aufficht bezieht fich 
alfo höchitend daranf, daß er nicht zu wenig thue, und 


ı) Abegg, Beiträge zur Strafprozeß - Gefeggebung. 
S. Te 
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er wird fchon aus Ehrliebe eher etwas zu viel, aldı gu 
wenig thun, um Anerkennung für feinen Pflichteifer zu 
verdienen und zu finden, da nur ihn der Vorwurf wegen 
einer vergeblichen, wie das Lob für eine erfolgreiche Untes⸗ 
fuchung trifft: Bon einer Controle zum Schuge der Uns 
fhuld kann dabei nicht die Rede feyn. Ferner hat ber 
Inquirent bei feiner Auffuchung des Schuldigen, und ber 
Ermittelung aller Umftände eines verübten Verbrechens e$ 
ausfchließlich mit Perfonen zu thun, deren Stellung und 
deren Intereſſe ed mit fich bringen, jeden Verdacht von ſich 
abzuwehren, fich zu vertheidigen. Hiegegen foll ber 
Inquirent jeden möglichen Verdachtsgrund auffpüren, weiter. 
verfolgen und, fofern er ihm gegründet fcheint, zur Gewißr 
heit zu erheben fuchen, weshalb e8 fich unmöglich verkennen 
läßt, daß er, der Sache nadı, die Function des Anklägers 
mit denen des Inſtruenten in feiner Perfon vereinigt, und 
daburch der fteten Verfuchung ausgefegt ift, von der ihm 
verliehenen Gewalt einen zu ausgedehnten Gebrauch zu 
machen, ſich unwürdiger Mittel zu bedienen, um durch 
fein Uebergewicht über den wehrlofen Inquiſiten den vay« 
gefaßten Argwohn zur Gewißheit zu erheben. Das Bexs 
trauen zu dem Talente und Charakter einzelner Individuen 
darf, zumal wenn ed ſich um Einrichtungen für Die Zu⸗ 
funft Bandelt, niemals dahin. führen, daß ihnen nicht 
nur heterogene, fondern ihrem Weſen nach collivirende und 
pſychologiſch unvereinbare Functionen übertragen werben. — 
Insbeſondere ift Das Intereſſe des Inquirenten in Betracht 
zu ziehen, einen ihm Verdächtigen zum. Geſtänduiß gu 
bringen. Auf dem Geftändniffe des Angefchuldigten Tiegt , 
nämlich nach der biöher befolgten, oder Doch theoretifch 
tejpectirten Beweisthenrie das hauptfächliche Gewicht, und 
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ein folches. herbeizuführen, auch wo es nicht freiwillig ab- 
gelegt wird, muß ein Hauptziel: und die Hauptkunft des 
deutfchen Inquirenten ſeyn. Dazu dient das Arfenal jener 
Zwangsmittel zur Erforfchung der Wahrheit, welche in 
den Protofollen ald “eindringliche Ermahnungen,” “vor: 
“Fäufige Zurüdführungen” Cin den Arreit), *Ungehorfams- 
“ſtrafen 20.” angedeutet werben, in ver That aber durch 
ihre Berwerflichfeit, und nicht ſelten durch ihre empörende 
Grundlofigfeit, nur ald verfeinerte Grade der dem 
Ramen nad abgefchafften. Folter auftreten. 

= Für Hamburg fommen zu diegen Bebenfen noch zwei 
andere, eben fo notoriſche als abnorme, Einrichtungen hinzu. 
Wir meinen erſtens den Umſtand, daß der Griminal- 
Aotuar zugleich Inquirent, oder der Inquirent zugleich 
ſein eigener Actuar, alſo nicht einmal die durch Trennung 
dieſer Perſonen zu erwirkende Controle vorhanden iſt; 
ein von jedem Defenſor gerügter Mißbrauch, mit deſſen 
iſolirter Beſeitigung freilich noch nicht viel gewonnen wäre. 
Zweitens beginnt die Wirkſamkeit jenes Inquirenten erſt, 
nachdem der Polizeiherr eine Sache an ihn zur Unter⸗ 
ſuchung verwieſen hat. Dieſer Chef einer, aus vielen 
einzelnen Zweigen beſtehenden, und mit Geſchäften auf 
beiſpielloſe Weiſe überhäuften Adminiſtration iſt aber, 
was die gerichtliche Polizei betrifft, ſchon durch die per⸗ 
fünliche Inſtruction und Entſcheidung von jährlid; mehren 
Tauſenden Heinerer Contraventionen. übermäßig occupirt; 
die. Einleitung auch bei eigentlichen Eriminalfällen geht 
Deshalb Yon feinem aus mehren fubalternen Beamten und 
Officianten gebildeten Büreau aus, denen ed fogar an 
jeder gefeglichen Inſtruction dafür fehlt. Sie find nur 
angewiefen, im Zweifel bei dem Polizeiheren anzufragen, 


Drittes Eapitel. Die Criminal» Nedksöpfliege. 281 


was natürlich als Regel völlig unansführbar feyn würde, 
und fo führt ihr ehrgeiziger Wunfch, eine Sache nicht 
anders, als reif vorzulegen, dahin, Daß Angefchuldigte oft 
wochenlange Haft und Privatabhörungen zu beftehen haben, 
daß Hausfuchungen und andere, tief in dad Weſen ber 
gerichtlichen Unterſuchung eingreifende Handlungen vor: 
genommen werden, bevor dem Polizeiherrn Bericht 
erftattet wird, anf deſſen Verfügung dann (nach der 
treffenden Bemerkung eines erfahrenen Kennerd 1)) der 
Inquirent in gar nicht feltenen Fällen nur formell: zu com 
flatiren, und zu redigiren braucht, was der Mutterwitz jener 
Officianten ohnehin fchon völlig aufgeklärt hat. Es find nicht 
fowohl theoretifche Sfrupel, ald häufige Erfahrungen über 
die unvermeidlichen Folgen der fchrantenlofen Willkühr und 
roheften Inquiſitionskunſt, Die über eine folche Procedur, 
welche® auch hier und da ihre Erfolge feyn mögen, | den 
Stab brechen! * 

Aber freilich iſt eine nachhaltige Ausmerzung aller au⸗ Die 
gedeuteten Mißbräuche und Uebelſtände nicht von kurze in om rum“ 
ſichtigen Palliativen, ſondern nur von conſequenter Durch. a 
führung eines freifinnigen, von Der Gerechtigkeit gebotenen, zu übertragen. 
und auswärts auch Durch die Erfahrung bewährten Grunbe 
prinzipes zu hoffen. Der Schlußftein der biöherigen Betrach⸗ 
tungen befteht in der zu empfehlenden Trennung dor 
gerichtlichen Polizei von der adminiftrativen, im 
einer Theilung der Functionen bed Ingquirenten zwifchen dem 
öffentlichen Ankläger und einem Inftructionsrichter. 

Der für die fpäteren Stadien des Verfahrens unentbehrliche 
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ı) Zn Jagemann's und Nöllner’s Zeitſchrift. Dr. Ir. 
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Staatsanwalt wird nur Dann ein lebendiges Glied des 
ganzen Organismus, wenn er dad Intereſſe des Staates an 
der Auffuchung und Beſtrafung der Uebelthäter v ollftändig 
repräfentirt, wenn fein Nachdenfen und feine Thätigkeit 
nach diefer Richtung fofort, auf erhaltene Kunde von 
einem. Vergehen, wirkſam werden. Die zum Gelingen ber 
von ihm unternommenen Schritte erforderliche Gewalt 
darf aber nicht derfelben Perfon übertragen werden, welche 
durch ihre amtliche Stellung regelmäßig Gefahr läuft, fie 
zu mißbrauchen. — Zwifchen ihm unb allen Denjenigen, 
welche auf feinen Betrieb ſich Abhorungen, Nachforfchungen, 
Sicherheitsarreften, und fonftigen Freiheitd-Befchränufungen 
zu unterwerfen haben, muß eine parteilofe, und nach ge- 
jeglichen Formen verfahrende Behörde ftehen, welche hier, 
wie fonft, feine andere, ald die Juſtizgewalt feyn kann. 
Ale im Stadium der Borunterfuchung vorfallenden Maaß⸗ 
regeln ftellen ſich als Anticipirungen von gerichtlichen 
Schritten dar, fie follten eigentlich vor dem ganzen 
Gerichte beantragt unb vorgenommen werden. So weit 
letzteres unausführbar ft, muß der Ankläger feine Ans 
träge an einen Commiſſar, oder Snftructionsrichter ftellen, 
der zwar nicht deren Zweckmäßigkeit, wohl aber ihre 
Legalität zu prüfen, und darüber mit Vorbehalt ber 
Berufung an das Gericht. zu entfcheiden, demnächit aber 
im Sinne des Anflägers, und feinen Intentionen gemäß, 
das Verlangte wirklic, vorzunehmen, und von dem Erfolge 
dem Staatsanwalt Kenntuißnahme zu geitatten hat. Mit 
diefen, aus der fucceffiven Sachlage ſich ergebenden Ver⸗ 
handfungen ift fo fange fortzufahren, bis die Sache er- 
fchöpft, oder weit genug vorbereitet ift, um ben fürmlichen 
Prozeß vor dem Eriminalgericht durch Stellung einer präs 
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cifen und zu erweifenden Anklage zu beginnen. Es verfteht 
fi, daß diefer erfte Act gegen Die folgenden auch infofern 
einen Gegenfat bilden wird, ald der dort gefammelte Stoff 
nur mitteljt der darüber aufgenommenen Protokolle, alfo 
actenmäßig, zur Kunde bed urtheilenden Gerichtes kommt. 
und als eine Publicität dabei ausgefchloffen ift, welche Die 
Erreichung feined Zweckes hänftg vereiteln müßte. — Es 
leuchtet ein, daß durch eine folche Inſtitution die Forde⸗ 
rungen der Unparteilichfeit bes Inftruenten, wie feier 
Berantwortlichkeit, unter einer gegenfeitigen Controle erfüllt 
werden, und es foheint unmöglich, auf anderem Wege 
dad Ziel der gefammten Strafrechtöpflege zu erreichen, 
d. h. jedes Vergehen zur gebührenden Verantwortung: zu 
ziehen, ohne die Gefahr, daß auf dem dahin führenden Wege 
größeres Unrecht, ald das zu ftrafende, begangen werde. . 


Piertes Capitel. 
Vorfhläge für die Juſtizpflege. 


Die Commiffion fchreitet zu einer Reihe von Vor⸗ 
fchlägen, deren Begründung in den bisherigen Erörterungen 
über unfere Suftizpflege geliefert ıft, und. welche, nad 
Maaßgabe ihrer inneren Verbindung, hier zuſammengeſtellt 
werden ſollen. 

1. Reform des Civilverfahrens vor dem 
Niedergerichte. — Ueber die zwechnäßigfte Methode 
die Mündlichfeit der Verhandlungen mit einer fihriftlichen 
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Civilverſahren vor Grundlage zu vereinigen, find auswaͤrts mehrfache theo⸗ 


dem Niebergericht. 


retifche Unterfuchungen und Experimente angeftellt. Ham⸗ 
burg genießt den unſchätzbaren Vortheil einer bereits 
2Sjährigen Erfahrung in unferm Hanvelögerichte, welche 
die dort gefeglichen Formen des Verfahrens ald durchaus 
befriedigend, nach dem einſtimmigen Urtheile der Richter, 
der Advocaten und des Publikums, ansgewiefen hat. Es 
würde nicht zu rechtfertigen ſeyn, wenn man länger zögern 
wollte, die gleiche Wohlthat auch auf die übrigen Suftiz- 
behörden und auf alle progeffirenden Parteien zu erſtrecken, 
und dadurch zugleich Die fo wünfchenswerthe Gleichfürmigfeit 
der Procedur vor den verfchiedenen Gerichten herbeizuführen. 
Denn ein Grund, weshalb das öffentlich mündliche Ver: 
fahren nur auf merfantilifche Streitigkeiten befchränft bleiben 


müßte, iſt in dem Charafter der Ießteren durchaus nicht 


Dringenbe 
Empfehlung bes 
münblichen Ber- 
fahrens für das 

Niedergericht. 


aufzufinden. Nicht dringend genug kann deshalb der ein- 
fümmige Wunfch der Commiſſion ausgefprochen werden: 
daß Das mündliche Verfahren, wie es hinfichtlich feiner 
Grundzüge in der Handelögerichtd » Ordnung angeordnet 
it, auch fiir das Niedergericht, als vie Regel, gefetslich 
fanctionirt werden möge. Freilich giebt ed einzelne Sachen, 
bei denen der mündliche Vortrag ungenügend, und vie 
wiederholte Prüfung und Bergleihung von fehriftlich zu 
firirenden Notizen die Hauptfache ift, namentlich, wenn es 
ſich um die Entwirrung verwidelter und zugleich weitläuftger 
Rechnungsverhältniffe handelt: Solche Streitigkeiten — bie 
auch der faufmännifche Verkehr erzeugen kann — follen aud) 
vom SHandeldgerichte zum rein fhriftlichen Verfahren vers 
wiefen werden; 1) allein die Erfahrung lehrt, daß fich jelten 


ı) Handelsgerichts-Ordnung. Art. 19. 
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eine Dringende Veranlaffung dazu ergiebt. Die Unterjuchung, 
ob derartige Ausnahmsfaͤlle vor dem Niedergerichte häufiger 
vorfommen würden, ift müffig, da nicht etwa eine monotone 
Einförmigfeit erzwungen, fondern dafür geforgt werben 
fol, jeden einzelnen Rechtsfall in der für ihn zwedmäßigften 
Procedur verhandeln zu laſſen. Endlich verfieht es fich, 
daß für einfeitige. Anträge in nichtz=ftreitigen Sachen, 


wie namentlich Nachfuchung von Proclamen, das fchriftlicye 


Supplicationd= Berfahren anzuordnen wäre, wie es auch 
beim Handeldgerichte für ähnliche @laffen beiteht. 1) 

Als tranfitörifches Bedenken ift hierbei nur die Zukunft 
der ſechs gerichtlichen Prochratoren zu berühren; zwar 
nicht, wasihr Rechts verhältniß betrifft, denn fie haben 
ihre Stellen auf Kimdigung von der Kammer gepachtet, 
aber wegen des geziemenden Wunfches, jede unbillige Härte 
möglichft zu vermeiden. E83 trifft fich glücklich, daß mehre 
jener Männer bereits Beranlaffung gehabt haben, praftifch 
zu beweifen, daß die biöherige, rein mechanifche Thätigkeit 
ihrer Kenntniffe und ihrer Brauchbarkeit unwürdig if. 
Sollten einige unter ihnen es nicht vorziehen, die Advocatur 
auszuüben, oder zum Notariat oder ähnlichen Fächern. 
überzugehen, fo wird eine neue Drganifation der Gerichte 
vermuthlich Gelegenheit bieten, fie bei Beſetzung von 
Aetuariaten, oder bei fonftigen Officien vorzugswelfe zu 
berücfichtigen. Sedenfalls ift auch hier anwendbar, was der 
Senat, bei einer ähnlichen Veranlaffung, mit vollem Rechte 


1) Daß für Obfervirung der gefeglichen Formen hinfichtlich eines 
gerichtsfeitig verftatteten Proclames, durch die Gerichtskanzlei 
ohne Procuratoren geforgt werden kann; ift im vorigen 
Jahre bei einem größeren Mortificationg- Proclam durch eine 
gelungene Probe nachgewieſen. 


Ob das 
Vorhandenſeyn 
der Procuratoren 
ein Hinberungs- 
grund Werben 
dürfe? 
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Gioifverfahren vor äußerte: “daß jede Berbefferung, eben weil fie Miß⸗ 


bem Niebergericht. 


Verringerung ber 


ordentliden Com⸗ 


petenz- Summe. 


«“bräuche abjchafft und Koften vermindert, einzelne Privat: 
“perſonen unangenehm und nachtheilig berühren wird; daß 
“aber, wenn man darauf Rüdficht nehmen wollte, der 
“Staat auf jede Verbeflerung würde Berzicht leiften 
% müflen.” 1) 

2. Mit der Berbefferung des bisherigen, fchwer- 
fälligen, langfamen und koſtſpieligen Gefchäftsganges beim 
Niedergerichte hört zugleich jeder triftige Beweggrund auf, Die 
Competenz der ordentlichen, collegialifch befeßten Suftiz- 
behörde auf das erorbitante Minimum von Et.X 500 zu 
beichränten. Der größere Theil der, bisher den fogenannten 
anßergerichtlichen Behörden überlaffenen Rechtsfachen iſt 
daher, gleich denen von höherem Belauf, vor dem Nieder: 
gerichte zu verhandeln, und von ihm in erfter, eventuell 
auch in der Neftititiond » Inftanz, zu entfcheiden. Zur 
Cognition von Einzelrichtern⸗ eignen ſich nur Diejenigen 
Sachen, bei welchen ed regelmäßig anf perfönliche Verhand⸗ 
lung ver Parteien,2) oder auf Gewährung prompter Rechts⸗ 
hülfe gegen fäumige Schulbner, 3) oder anf Gonftatirun: 
einer zu obfervirenden Form *) anfommt, fo wie Streitig- 
feiten um wirklich geringfügige Beträge, wegen der prä- 
fumtiven Einfachheit der dabei obwaltenden thatfächlichen, 
und Nechtöverhältniffe. Hiebei iſt eine yofitive Grenz- 
beftimmung erforderlich, und wir fchlagen vor, dieſelbe 
auf das einfache Marimum von Gt.X 100 feftzuftellen. 


) Lohmann, Rath und Bärgerfhlüffe Bb.V. ©. 7. 
2) Wie bei Dienftlohnd: und geringen Infurien : Sachen. 

2) Wenn fällige Diethe oder Zinfen beizutreiben Rab. 

*) Bei Loskündigungen und Abtreiungsfarchen. 
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3. Es würde ein feltfamer Lurus feyn, wenn man für 
die eben bezeichneten Elafien von fummarifchen und 
Bagatellfachen, alfo für den Fleineren und einfoͤrmigſten 
Theil ber bisherigen Präturgefchäfte, pie Mitglieder der 
höchften Regierungsbehörde ferner in Anfpruch nehmen, 
und die beträchtlichen Büreaufoften, wie bisher, aufwenden 
wollte. — Diefer Grund, neben allen früher erörterten 
Gebrechen ver Prätur-Einrichtung, leitet zu der nahe liegen- 
den Auskunft, jenen Gefchäftöfreid den dafür zu com- 
mittirenden juriftifhen Richtern am Niederge- 
richte zu überweifen. Diefelben werden an beftimmten 
Wochentagen, und fonft, jo oft es die Umſtaͤnde erfordern, 
in dem Gerichtölocal Audienzen zur Verhandlung der dahin 
gehörigen Sachen zu halten haben, und ihre Gompetenz 
innerhalb der angegebenen Grenzen erftredt ſich auch auf. bie 
beiden Vorſtädte. Dadurch hören alfo die bisherigen Stabts 
Präturen und die Zufligverwaltung ver Vorſtadt⸗Patro⸗ 
nagen, fo wie der Bürgermeifter- Dielen volltändig auf. 
Das Verfahren vor jenen Einzelrichtern ift ohne Ausnahme 
mündlich, und in der Regel ift in einem Termin bis zum 
Spruch zu verhandeln, namentlich fonnen auch zu Diefem 
Zweck perfönliche Erfcheinungen der Parteien verfügt 
werden. Die in den Snftituten der Warfchaunng und 
Quernacht enthaltenen richtigen Progeß- Grundfäge müffen 
entwicdelt, und gefetlich feitgeftellt werden. Die Bes 
rufung geht von diefer erften Inſtanz an die Audiemz 
des Niedergerichtes, natürlich ohne NHinzuziehung des 
vorigen Nichterß. 

Diefer Borfchlag ift ohne tranfitorifche Schwierigfeiten 
auszuführen. Die Beibehaltung der Dielenanwälte empfiehlt 
fich hauptfächlich wegen ihrer Brauchbarteit zur Beitreibung 


Berweiſung ter 
bisherigen Prätur- 
ſachen an bas 
Niedergericht. 





Eompeten; 
tes Polizeiherrn 
für leichtere 
Vergeben. 


Künftige Stellung 
bes Staats. 
Anwaltes. 
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kleiner Forderungen und zur. Beſorgung von Formalitaͤten, 
ſio iſt bei jener neuen Einrichtung auch unbedenklich, und 
die Zahl. würde. allmälig anf das wirluche Bernie zu 
beſchrunſer ſeyn. an FT PER wre 
4. Dem Polizeiherrn verbleibt Die Unter⸗ 
ſuchuns und Beſtrafung der leichteren Vergehen. 
Die geſetzliche Grenze iſt möglichſt nach der Qualität der 
Uehertretung, nicht, wie bisher, hauptſaͤchlich nach. einem 
Maximum der Strafe zu beſtimmen, wobei der Möglichkeit 
Raum gelaffen wurde, daß der Polizeiherr mittelſt unverhaͤlt⸗ 
nißmaͤßig gelinder Ahndung auch großers Verbrechen vor fein 
Forum zog. Namentlich würde er über: einfache Diebftähle bis 
zu einem gemiflen Betrage, über. minder bedeutende Gewalt- 
thätjgkeiten, Betrügereien. und Geſundheits⸗Verletzungen zu 
entſcheiden haben. ‚Ueber die gzweite Inſtanz für ſolche Sachen 
werden im: folgenden Capitel Vorſchläͤge gemacht werden. 
5. DIE. Amt des Fiscals kann in Zukunft auch 
nominell nicht. mehr vom jüngſten Syndicus. verwaltet 
werden, da. der Beruf: dad. Staatsanwaltes ein weſentlich 
anderer werben, und Die ganze Zeit. des Inhabers dieſes 
Amtes volftändig ausfüllen wird. Es muß dafür ein per- 
manentes, einem Rechtsgelehrten zu übertragendes bürger- 
liches Ehrenamt creirt, wadı:sgm. für. Berhinderungsfälle 


ein Subflitut beftellt- werben... An den Staatsanwalt ge- 


langt die ‚fofortige Anzeige: von jedem irgend erheblichen 
Vergehen oder Verbrechen, und von feiner. Thätigkeit hängt 
dann alles Weitere ab.. Er. hat alfo einzufchreiten 

a) auf den Bericht eines polizeilichen Beamten oder 
Offizianten, die dahin zu inſtruiren find, in allen geeigneten 
Fällen ihm ein Eremplar ihres, dem Polizeiheren zu er- 
ftattenden Berichtes. gleichzeitig ‚zufoımmen zu laffen; 
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; bJ auf Anzeige bes. Polizeiherrn, welcher jede nicht zu 
feiner &ompetenz ' erwachfene Sache am: ihm zu. verweiſen 
hat. In Fällen zweifelhafter Eompetenz wird die Sache 
vorgängig nicht als ‚polizeiliche, ſondern als criminelle be⸗ 
handelt; 

oO auf Privat⸗ Denunciation, —2* Bis 96 
nügend befcheinigt iſt; 

d) auf Requiſition einer Vehorve wenn in den Ben 
handlungen vor berfelben frafbare vandungen gun Ber 
fhein gefummen find. - - er 

6. Dem Staatsanwalt liegt es im Algemeinen ob; Wirtungelreis bes 
im Stadium der Vorunterſuchung den. Thatbeſtand begann ame 
gener Verbrechen zu erforſchen, ‚ben Thaͤter auszumitteln, Tin“ 
und in beiden Beziehungen die nöthigen Beweiſe vorzü⸗ 
bereiten. Er läßt zu dieſem Zweck durch Offizianten ber 
Polizei Die erforderlichen Nachforſchungen und vorläufigen: 
Erkundigungen einziehen, ähnlich wie es bisher: vom. Ju⸗ 
quirenten veranlaßt wurde. Dagegen hat er behufs Bew 
nahme aller wichtigeren Handlungen, z. B. Vernehmuitg 
ausſagender Perſonen, Anordnung von Hausfuchungen, 
Arreſtationen ꝛc. feine Anträge an einen Juſtructioms⸗ 
richter zu flellen,. welcher. deren: Zuläffigleit: zu prüfen, 
und in Gemäßheit dieſer Anträge zu verfahren, auch über 
das vor ihm Berhandelte ein: Protokoll durch ..einen:: ber 
eidigten Protokolliſten aufnehmen zu laſſen hat; : Die 
Snfteuctionsrichter find juriſtiſche Mitglieder des. Nieber 
gerichted, an welches bie Berufung gegen ihre Verfügungen, 
fowohl vom Staatsanwalte, ald von den fonft fich verlegt 
Erachtenden ergriffen werben kann. Nach ber biöherigen 
Erfahrung wirb bie. Zahl von zweien genügen, und wird 
ein Theil ihrer Zeit wohl. noch für. andere Geſchaͤfte bes 


19 
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unaiverſahren. Gerichtes zu vermenden feyn. Dagegen fällt die Stellung 
vr  Giäherigen Criminal⸗ Aetuare weg, und mit ihnen bie 
Einrichtung, nach: welcher, zu ihren Gunſten, der durch ihre 
Inquiſitionskunſt übermwiefene Angefchuldigte in die Unter: 
füuchungsfoften verurtheilt wird, (welche legten ihm aber, 
zum Schaden des darauf. angewiefenen Inquirenten, bisher 
nicht felten aus Gnaden wieder erlaffen worden find). Zur 
gleich wird Baburch ber: Uebelſtand Befeitigt, daß Die In⸗ 
quirenten, ohne beſondere Ereigniſſe, auf Lebenszeit in: ihrer 
Stellung bleiben, und leicht einer, in dieſer begrenzten 
Sphäre beſonders fchäblichen Einfeitigfeit verfallen konnen. 
Die Snftenctionerichter- find deshalb nom Gerichte auf beliebige 
Zeit zu dieſem Amte zu dbeputiren, und Fünnen nach freier 
Uebereinkunft von ihren Collegen abgelöft werden, ohne daß 
ein gefeßlicher Turunsd dafür angeordnet zu werben braudıt. 
Mertehren m » 23. ; Der Staatsanwalt erhebt. nach dem Ergebniß der 
Vorunterſuchung feine Antlage vor dem Niedberge- 
richt, worauf die Sache im üffentlihs mündlichen 
Berfahren,. unter ferner und des Angeklagten, oder bes 
Bertheivigere Mitwirkung, weiter verhandelt, und in erfter 

Yafanz entſchieden wird. 
weiterug 23 8. Mach. allem · Bisherigen wird ber Geſchaͤftskreis 
u bob. Niebergerichted fo .anfehnlich erweitert, daß die Drei 
dergerichte. juriſtiſchen und vier faufmännifchen Mitglieder demfelben 
nicht mehr gewachſen ſeyn können. Die Zahl der letzteren 
kann ohne Schwierigkeit vermehrt werben, denn es find nod) 
niemals fo wenige Perfonen dazu aufgeboten, wie eben jett.1) 


| 1) Bor 1815 wurden jäprlich abwechſeind vier oder drei, ſeitdem 
jaͤhrlich zwei, nach dem Rath: und Bürgerſchluß won 1840 aber 
nme alle zwei Zahre, zwei neue Richter gewählt. 
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Durch die Ausbehnung ber Competenz und die Einführnig 
bed mündlichen Verfahrens wird bie Theilnahme an biefen 
Zweigen der Nechtöpflege nicht minder wichtig, intereffant, 
und ehrenvoll werben, al& bie Stellung der Handelsrichter. 
Die Zahl der nicht graduirten Mitglieder, fo wie 
ber Turnus, in welchen ſie die Berpflichtung übernehmen, 
einen billigen ‘Theil ihrer Zeit ben: öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten zu widmen, laſſen fich, dem Bebürfniffe entfprechenb, 
leicht ordnen. — Was aber bie rechtsgelehrten, 
permanenten Richter betrifft, fo ift gumächft wicht: zu 
überfeben, daß ihnen durch die Eimführung: des münblichen 
Verfahrens ein bebentender Theil der Zeit erübrigt wirk, 
welche biöher durch fchriftliche Abfaffung ephemerer Acten⸗ 
auszüge, Entwerfung zahllofer Befcheide und durch aͤhnliche 
Arbeiten abforbirt wurde. Sodann: fcheint die Maſſe der 
bisher vor dem Niedergerichte verhandelten Sachen nicht 
übermäßig groß geweſen zu ſeyn; 1) wofür die Erfahrnig, 
daß neuerlich das Schäßungdgericht Damit verbunden werben 
fonnte, nicht nur eine Beſtätigung, ſondern zugleich: den 
Beweis liefert, wie man für außerordentliche Zeiten 
durch befondere Maaßregeln Hülfe ſchaffen kam. —En 
Theil des Zumwachfes neuer Geſchaͤfte (vielleicht der den 
biöherigen Präturen entiprechende) Tann und muß baber 
von den jeßigen Arbeitern übernonmen werben. Die beiben 
Suftructionsrichter in Griminalfachen ı treten : nur. an: ie 


ı) Sie betrug, abgererhnet die Proclame, und bie Dadurch mitunter 
veranlaßten Erbfchafts : Profefflonen, in den letzten Jahren 189, 
220 und 204, alfo für jeden der drei Referenten jährlich etwa 70 Pro⸗ 
zeſſe. Man bedenke, Daß darunter manche von einfacher Natur, ans 
dere ſchon nach der erſten Berhandlung definitiv zu entfiheidende, und 

nicht wenige, die gleich Anfangs verglichen wurden, begriffen ſind. 
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Organifatien und Stelle ber bisherigen Criminal⸗Aetnare: Wegen ver Ent- 

em fcheidung der Criminalſachen bleibt es freilich‘ .bennod; 
unvermeidlich, einige rechtögelehrte Richter mehr anzuftellen, 
und vielleicht eine eigene Eriminal- Kammer zu conſtituiren. 
Gleichwie aber die Wiedervereinigung ber jet getrennten 
verfchiedenen Zweige richterlicher Thaͤtigkeit in einem 
Collegium für die Bereicherung feiner. Mitglieder durch 
mehrfeitige Erfahrung, und für die Zirirung einer, mit bes 
fonnener Gonfequenz fortzubifdenden Praris: höchft wohl: 
thätig wirfen muß, fo iſt auch nicht zu bezweifeln, daß eine 
gehörige Drganifirung des Dort zu concentrirenden Kanzlei 
und BotensPerfonaled beträchtliche Erſparungen an den, 
bisher für mehrfache getrennte Bureaus verausgabten 
Summen verſtatten wird. 

Organiſation und 9. Die Einſetzung eines ſeibſtſtändigen Ober⸗ 

an. gerichtes..ift ſchn "am mehren Stellen dieſes Berichtes 
ald dringend erforderlich. befprochen, auch bereits (S. 29) 
ein .Borfchlag über deffen Befetung geäußert. Neben einem 
Praͤſes und vier rechtögelehrten Räthen würden einige nicht: 
juriftifche Mitglieder an daſſelbe, nach Analogie der beiden 
Untergerichte, zu wählen feyn, und liegt der Borfchlag 
nahe, Dabei vorzugsweiſe auf Diejenigen zu reflectiren, welche 
bereit dem Riedergerichte ober Handeldgerichte angehört 
haben. — Die Gefchäfte des Obergerichtes, vor welchem 
muͤndliches und öffentliches Verfahren die Regel bilden muß, 
werben in Givilfachen durch das Wegfallen der Supplicationg- 
Inſtanz gegen Dielen⸗Erkenntniſſe bedeutend vermindert 
werden , wogegen die geringe Zahl der Faͤlle, in welchen 
es die: handelsgerichtliche Contrareſtitution zu erſetzen hätte, 
kaum fit Betracht komint. Dagegen muͤßte cd die zweite 
Inſtanz auch in Criminalſachen über dem Niedergerichte 
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bilven, und als folche fowohl von dem Staatsanwalt,. ale: - 
dem Angeklagten angerufen werden können. Im Fall einer 
Reformirung zu Ungunften des Angeklagten wäre bem lets 
teren noch das Nechtömittel einer weiteren: Vertheidigung 
bei dem Obergerichte zu verſtatten. 

Wiederholend iſt hier auf den, im Anfange bieſe⸗ 
Theiles entwickelten Beruf des ſelbſtſtaͤndigen Obergerichtes 
zu verweilen, das verfaſſungsmäßige Organ zus: 
Borberathbung und Ausarbeitung von Werten 
der Geſetzgebung zu bilden. -.. - 

:10. Zu den, in mandhen beutfchen Staaten laut gu Gtaatsesamen für 
wordenen Klagen, daß der Advocatenftand gedrückt ſey, Dierimen 
und ſich in einer unwürdigen Lage befinde, ift in Hamburg; Leammer. 
niemals Veranlaffung gewefen. Vielmehr: ift jener Stanb- 
bei und. unabhängig, einträglich, und. bildet die Stufe zu 
ben höchſten Ehrenftellen. Dadurch allein Tann jedoch 
nicht bewirkt werden, daß auch jedes Mitglied einer ſo 
achtbaren bürgerlichen Stellung ſich in dem Grade würdig 
erweife, wie e8 für den Staat, das ganze Publifum, uud 
die ehrenwerthe Mehrzahl der Advocaten dringend gewänfdjt 
werden muß. Es kommt dabei auf einen gewiffen Grab 
geiftiger ZTüchtigfeit, auf gründliche wiffenfchaftliche Bil 
dung, fo wie auf eine durchaus makelloſe Integrität bed 
Charafterd an. Diefe legte kann nur in höchft feltenen, 
actenfundigen Fällen vom Obergerichte, ald der Disciplinars 
Behörde, controlirt werden. Für die Intelligenz haben wir 
jett Feine weitere Garantie, ald den Doctor⸗Titel, welcher 
jedoch, nadı den in anderen Staaten längit befolgten Grund⸗ 
fägen und häufigen Erfahrungen, eine Prüfung de um 
Aufnahme in die Matrikel Nachſuchenden, hinfichtlich ſeines 
Verſtandes und feiner Kenntniffe, nichts weniger ald ents 


S 


Stmatberamen für behrlich macht. Da. nun unſer Staat die Zulaſſung zur 

Disc Adæeecatur überhaupt an gewiſſe Bebingungen knupft, fo 

Mume. empfichlt bie Commiſſion dringend, unter dieſe Bedingungen 
das / Beſtehen eines, nach ſtrengen Grundſaͤtzen vorzuneh⸗ 
menden, Staats⸗Examens aufzunehmen, und dem Ober⸗ 
appellations⸗ Gericht bie: Prüfung ber künftigen Advocaten 
zu übertragen, wie dies ſchon laͤngſt von Seiten Lübeds 
und Bremens geſchehen iſt. + Sie empfiehlt ferner, da⸗ 
mit der dieſem Stande, eigene und unerlaͤßliche Geiſt Der 
Ehre und ſtrengſten Rechtlichkeit unbefleckt erhalten werde, 
und jeder damit, unueweindbaren Handlung. nit —— 
licher utfchiedenheit ensgegen getreten werden könne, 
Emickung einer Dirx ipkinar ⸗Kammer unter um 
hiefigen Advocaten· +: Dia jedoch dieſer Gegenſtand nemerlich 
fchon enter den Advocaten ſelbſt, von weichen allein er 
geförbert .merben kann, in Anregung: gekommen iſt, fo 
bleibt. hier nur der dringende. Wanfch:anözufpreden,. daß 
die ‚betreffenden. Behörden eimem.. fo . zeitgemäßen. Unter⸗ 
nehmen. jeden erferberlichen: Schus, und kraftige Mit⸗ 
wirkuug zumenden mogen. 
12 Pac Pa Bar} U : Be En Be 
PL} Kae Se Er Er BES 


Zu BEE EBEE.FS Hi 


kun fen Cael 
Be Die Polizei.“ 
Zwed und Rot. !r'ı Mährenb durch bie. Juſtizpflege Pie Störungen, welche 
an Einzelne in ihrer Rechtsſphaͤre erlitten haben, ausgeglichen 
werde, und, falld ein. vollſtaͤndiger Erſatz Dafür wicht 
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möglich, ober nicht genügend iſt, durch Strafe gefkhie Hwra zu new: 
werven ſollen, umfaßt bie Polizeigewalt den Sin — 
des Staated gegen jede andere. Beeinträchtigung;des 
Gemeinwohles. Ahr Wirkungskreis iſt daher ein ſehr 
umfaſſender, und wenngleich ſie durch unnöthige Mer 
ſchränknugen ber individuellen Freiheit, oder Eingriffe an 
Privatverhältmiffe zu einer brücenden Laſt: für bie: Bürger 
werden fan, fo iſt doch andererfeltd eine vielfeitige 
Sorge für die allgemeine Wohlfahrt, bei ben jetzigen Sitten⸗ 
und Gultur⸗Zuſtaͤnden, ein nicht zu verkennendes Bedurfuiſt 
Die Wachſamkeit ver Polizei fol ſith theils auf die Ver⸗ 
hütung jeder Stbrung des Gemeinwohles, durch regelmäßige 
Beaufſichtigung, theils anf Entfernung gemeinſchaͤdlicher Eins 
richtungen, amd Ahndung von Uebertretangen ver beſtehenben 
Vorſchriften erſtrecken. Je zahlreicher Die Bevolkerung/ ie 
lebhafter der Verkehr, je mannigfacher die Verwickelungen 
ver. buͤrgerlichen und geſelligen Verhaͤltniſſe ſind, umw:f 
nothwendiger iſt die ununterbrochene Fürſorge, bap nicht 
Alle durch das unſittliche vder ordnungswidrige Treibru 
Einzelner gefährdet, und in ihren erlaubten Beſtrebungen 
gehemmt werben. Hieraus folgt, daß eine eben fo kraͤftige, 
als umfichtige und vigilante Polizeiverwaltung für eine 
große, volkreiche, und mit ſtets regem Gefchäftöverfehre 
gefegnete Stadt, wie Hamburg, eine unentbehrlidhe 
Wohlthat ift. Unſere republikaniſche Verfaffung kann das 
mit eben fo wenig tim Widerſpruch fleben, wie mit einer 
guten Suftispflege; vielmehr flellt gerade fie, indem fie 
auf die Freiheit und das gleiche Recht Aller begründet Hk, 
es zugleich ald nothwendige Vorausfetzung auf, daß fein 
Einzelner die Bedingungen des Wohlergehens und ber Zu⸗ 
friedenheit der Geſammtheit Yerlegen dürfe, und, weun Die 


Bmrdun, Bei hburgerliche Freiheit· als Bormanbifäir bie-Exreeffe ungebun⸗ 
Serena, dener Rohheit oder egoiſtiſcher Zügelloſigleit gemißbraucht 
werden: ſollte, he: wird Die nachdruücklichſte Zurückweiſung 
fo: thörichter oder frecher Anmaaßungen in die gebuührenden 
Schranken, von Dem VBewußtſeyn aller: guten Bürger nicht 
nur ‚pollfiommen; gebilligt, ſondern mit. entfchiedenem Ernte 
gefordert werde: muͤſſen, Nur dar auf kommt ed an, 
daß theils der vorbeugende ‚ober ſtrafende Zwang nicht als 
Willkuͤhr einzelner Angeſtellten gegen einzelne ihnen mißfällige 
Perſonen geübt, ſondern daßwittelſt feiner, rechtmaͤßige 
und: für: Alte gleich merbindliche Maaßregebt verwirklicht 
werden / theils/ daß die min der polizeilichen Gewalt beauf⸗ 
tragten Vehorden nebſt ihren Hülfsperſonen deren Wirk⸗ 
ſamkeit durch, Keinen. mellfländigen: Geſetz⸗ Codex ‚geregelt 
ſeyn kann, ſondern hänßg auf vernümftiged Ermeſſen der 
Umſtaͤnde angewieſen iD, Son dem ernſtlichen Willen beſeelt 
ſeyen, die, xichtige Grenze zwiſchen kraftloſenn Gehenlaſſen, 
und unnothigem, alſo vermerflichem, ‚Eingreifen in Die per⸗ 
ſonliche Freiheit, nicht: zn vorfehlen. 
„5. Obgleich wir, auf dem fo eben augedeuteten Stand⸗ 
punkte, manche, gegen unſere jetzige Polizeiverwaltung bis⸗ 
meilen: geäußerte Unzufriedenheit für unbegründet, oder, in 
Anerkennung Der, gigenthümlichen, Schwierigfeiten, für un 
billig halten, ſo kann doch eben. fo. wenig geleugnet werben, 
daß jene Inſtitution ihre; umfaflende ‚Aufgabe bisher nur 
theilweiſe gelöft hat, und daß manche Gebrechen ihrer prak⸗ 
tiſchen Wirkſamkeit gu allgemein und entſchieden empfunden 
werden, als daß man umhin konnte, deren Wurzel in ben 
beitehenden ‚Einrichtungen aufzuſuchen. Die in der Com⸗ 
miſſion zum. Sprache gebrachten Mängel: diefer Art follen 
in den. folgenhen, Bemerkungen berührt werden. 


.Bekanntlich find, nady der franzöftfchen Decuyatien; 


manche früher getrennte Zweige in der allgemeitten Pollgebe 


behörde proviſoriſch vereinigt, unter einem. auf je ſechs 
Sahre dazu deputirten juriftifchen Mitgliede: ded Senates 
als erſtem Polizeiherrn ,:ı) zu deſſen Verfügung. ein, aus 
dem Oberpolizei⸗Voigt, vier Subaltern⸗Beamten und einer 
Anzahl von Schreibern, Offizianten und Boten beſtehendes 
Burean geſtellt if. Der Umftand, daß ber Chef bei 
Ganzen von emem Nachfolger nach Verlauf ber: Zeit 
erſetzt wird, in welcher er fich Die, bier .befonbers wichtige 
Erfahrung und Geſchaͤftskemetniß erworben hatte, währemb. 
feine Beamten jeden ſolchen Wechſel :überbauern;, kaun 
allerdings nicht ohne Nachtheil bleiben; indeſſen mögten 
die Bedenken diefer Einrichtung bie geringeren: ſeyn, tm 
Vergleich. mit denjenigen, bei einem permanenten, nmicha 
dem Senate angehörigen, Polizei- Director, der in: few 
Berfaffung fchwerlich ‚paffen würde. — Auffallend fchetas 
aber ver Umſtand, daß der. Pollzeiherr nicht: allein: der 
Borftand und die Seele Her allgemeinen Polizeiverwaltung; 
fondern zugleich Praͤſes oder Mitglied emer- Meike. von 


fpecielleren, und höchft wichtigen Abminiftrationen-ifi. Abge⸗ 


fehen nämlich davon, daß er niemals. ganz‘ aufhören. ann, 
den ordentlichen Raths⸗Seſſionen beizuwohnen, woſelbſt 
feine Anweſenheit und fein Vortrag oft Dringend erforderlich 
ſeyn muß, ift er gefeglich zugleich Prüfes ber Fenercaflens 
Deputation, Präfed ded Geſundheitsrathes, Präſes Hes 
Verwaltungs⸗Collegiums des allgemeinen Krankenhauſes 
Mit⸗Patron des Gefangnig Gollegumne Pa Migliv 2 


1) Der zweite Polizeiherr triit nur vann ein, wenn der (le 
durch Krankheit ober Abweſenheit verhinbert iR. 


N Ming u 
ber Yallgakı 
Derwattung 


Neberbäufung 
bes Polizeiherrn 
mit Geſchaͤften. 


des 


Ueberhäufung 
Poligsideren mit 
Gefchaͤften. 


4 


Zwaites Aiin AImig Web: Nheligei. 


Armen⸗Eollegiums, Obriſt über: bad militairiſch organiſirte, 
etwa M0 Mann: ſtarke Corps der Nachmwache, Kirchſpiel⸗ 
herr für dad. Nicolai⸗Kirchſpiel, Amtspatron ber. Barbierer 
und Wunbärzte, fü wie ber Schornſtriufeger. — Gewiß 
haben, hinſichtlich mancher jener Aemter bie triftigſten Grunde 
dazu geleitet,: ſie in der Perfon dei Peligeiherrn zu vers 
einigen. nantentlich die Idre einer Oberaufſicht, welche 
deu Inhaber: derſelben im den Staud ſetzt, zu beurtheilen, 
wie. bie: verſchiedenen, aber / unter ſich verwaudten, Ver⸗ 
waltungszweige an Zweckmaßigſten für jeden einzelnen, und 
am Wohlthaͤtigſten fur vas Gemeimiwrfen, in einander greifen, 
ihre Verwaltung unausgeſetzt zu überwnchen, und neu ent⸗ 
ſtehende Bebürfniffe zu erkennen Sollen aber dieſe Vor⸗ 
theile wirklich erreicht werben; te: mu ben: Poligeiherr. theils 
mit gleichzeitiger Uebernahme folcher Aemter, die mit feinem 
Hanptberufe in beiner organtifchen: Verbindang ſtehen, vers 
ſchont bleiben, heils von der Beſergung des Details der 


Speoialverwaltung fo viel als: möglich :entfreitt werben. 


In :idiefer letzten Beziehung. Tommt :feine Thaͤtigkeit für 
die.eigentliche .Eximinaks Nechtöpflege, ſo weit beren Ber- 
weifung anndie Gerichte: oben beantragt wurde, hier wes 
niger inı Betracht, weil ber Polizeiherr perſönlich ſich 
fcheu : biſsher nicht vorzugärweife mit ihr befaflen konnte. 
Die Ummdglichleit für ihn, ‚allen au die wirkliche Poligeis 
Verwaltung gerichtete Auforderangen einigermaaßen zu 
gewügen, liegt. hauptföchlich in anderen Umſtänden. Der 
Pollzeihern hat. perfünlich. Die Unterſuchung und Aburthei- 
lung Pleinerer Uebertretungen, und anderer zu feiner Com⸗ 
petenz erwachlenen Borfälle, worin er bie. Parteien und 
Zeugen felbft vernimmt, jelbft ein kurzes Protokoll Darüber 
erhebt, und Die Erkenutniſſe abgiebt. Bedenks man, Daß folcher, 
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unter der Rubrit *diverfe Erfenntniffe” beguifumm, 
Sachen jährlich jetst zwiſchen vier und fünf Tanſenb vom 


fommen, daß der Polizeiherr zu jeder Stunde in dringlichen 
Hüllen allen Denjenigen Rede ftehen muß, weldye nur mit 
ihm felbit verhandeln fonnen, und daß in den. Berfammm 
lungen dee vorhin aufgeführten Specials Eollegien, denen 
er: ald Bor» oder Beiſitzer beiwohut, jedenfalls die Innfenben 
Geſchaͤfte abgemacht werden mäffen, ‚fo iſt es begreiflich 
daß die endlichen Grenzen ber Zeit, der phyſiſchen mab 
geiftigen Kraft, and) bei ungewöhnlicher ‚Andbdauer ‚ ‚vol 
ſtaͤndig erfchöpft werben: - Altes Weitere muß ben ſubalternen 
Beamten überlaffen bleiben, ſowohl was die Wirkſambkeit 
der Polizei von Amtswegen, als was bie Erledigung Deu 
Anträge und Beſchwerden von Privatperfonen ‚betrifft: + 

Daß auch auf dem Polizei⸗-Büreau im Allgemeinen 
eine fehr rege Thaͤtigkeit herrſche, daß dort. die. mannig- 
fachſten Gefchäfte Erledigung, : viele Perſonen Gehör uw 
Beſcheid finden, daß die Bemühungen bed Perſonals oft 
darch auffallend glückliche Erfolge belohnt werben, :— Das 
kann um fo weniger beftritter werben: ſollen, als Jeder 


Das 
VPolizei⸗Büreau. 


täglich Gelegenheit. hat, ſich davon gaugenſcheinlichqu 


überzeugen. Eben fo offen und allgemein liegen aber auch 
die lirtheile über das Ungenütgeude der Berwaltung won; 
weiche .weit weniger einzelne Perſonen, als bie Schättenz 
feiten ber ganzen Einrichtung treffen, und welche hier 
ausſchließlich in ber legten Beziehung zu beachten find: : 

Zunächt fällt e& anf, daß dem Angeſtellten ber Polizei 
jede gefetliche. Inſtructien für. ihre ‚verfchiebenartigen Ges 
fchäftszweige fehlt. Sie find wur. darauf angeriefen, 
nach eigener Einficht zu handeln, nach ben Umftänden fich 
zu richten, und in bebeuflichen Fällen bei dem Vorgeſetzten 


Klagen, hinſichtlich 
der Polizeidiener. 


800 Zweolber · heil. ‚Linftigcanb:ühntigei. 


Ringen, hinſichtlih auzufragen. Buch: idee beſte Polizeiherr kann nicht all⸗ 


wiſſend, ober allgegenwaͤrtig ſeynz er ſieht und erfährt 
nue, was und wie es ihm von ſeinen Untergebenen vor⸗ 
gelegt wird. Deshalb kann hier: von einer geordneten 
Verantwortlichkeit fo - wenig, : als vom: einer wirkſamen 
Controle die Rede ſeyn. So muſſen denn häufige Klagen 
über Wi llkühr: der Hffiziauten entſtehen, ſey es, daß fie 
aus guter Abſicht in ihrem Eifer zu weit gehen, oder ſich 
durch Leidenſchaft / und ſonſtigre Motive zu wirklichen Miß⸗ 
brauch ver; Gemalt verleiten laſſen· Die. Anbringung von 
derartigen Beſchwerden⸗ bei dene: Polizeiherrn kann ſelten 
fruchten, weil, wenn: audy Reine ;ber:. Weg zu ihm ver⸗ 
fperrt würbe, er mit.Bemubelten Willen nicht im Stanbe 
ift, nach ‚längerer. eit noch Die Wahrheit gründlich zu: er- 
mitteln. und Abhulfe für das Gefchehene zu ſchaffen. 

-n &ben: fo, und vielleicht mit noch größerem Recht, hört 
man andererſeits über bie Unachtſamkeit und Nachläffigkeit 
der Poligei Magen, infofern fie da unthätig: bleibt, wo ein 
energiſches Einſchreiten allgemein ‚von. ihe erwartet wirb, 
und. wo bei. gebührender Wachſamkeit ſich Die dringendſten 
Veraulaſſungen Dazu Darbieten. würben. - So manche Ber- 
orbnungen und Manbate bleiben, ber häufigen Renovirungen 
ungeachtet, umbefolgt, nicht etwa, ‚weil das Publifum deren 
Bipedimäßigkeit verlennte, fondesn weil Niemand da ift, der 
auf ihre: Ausführung wachte, und. weil, machbem bie erften 
Uebertretusgen ungerügt blieben, :bald Die ganze Sache in 
Vergeſſenheit geräth. Daß der raftlofefte Fleiß: im Gentrum, 
den: Mangel einer Aufficht: auf Dasjenige, was innerhalb 
des weiten. Umtreiſes aufgefucht, beobachtet und georbnet 
werden muß, nicht erfeßen könne, davon- liefern Die viek 
beſprochenen Thema'sder Gaſſeupolizei einen fehr ans 
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ſchaulichen Beleg. : Noch ſchlimmer jedoch: ift es, wenn bie 
Kraft und Strenge der Polizei gegen Unfug und Ums 
ſittlichkeit vermißt wird, wenn z. B. noterifche Stätten 
verbotener Gluͤcksſpiele: geduldet/ den brutalſten Ansbrücken 
der Trunkſucht nicht geſteuert, und Die Unzucht ſelbſt dant 


nicht gezuchtigt wird, wenn ſie zur öffentlichen Schanm⸗ 


Eofigfeit ausartet. +: Dabei bleibt nur Der Zweifel, ob bie 


Polizei Dasjenige/ was vffenkuudig ſich Jedem aufdrinugt, 


nicht ſehen kann, oder vb fie, während nur von ihr 
Wandelſchaffung zu erwarten iſt, es zu ſehen feine Not⸗ 
gung hat; in beiden Fällen iſt der Mangel san. Bertramen 
zu einer, dem Schutzen von Ordnung und Sittlichkeit ge⸗ 
widmeten Behörde — ſey es zu ihrer Kraft oder zu ihrer 


Gefinnung :— ein der öffentlichen Moral verderblicheres 


Uebel, als ſelbſt ein: völlig geſetzloſer Zuſtand waäre, in 
weichem es für dad Schlechte keinen ohne Muͤhezu ver⸗ 
meidenden Feind; für den guten Bürger keine Pflicht gäbe, 
einem ſchwachen Beſchützer zu vertrauen. — Gleichfalls 
verderblich, und nicht ſelten entſittlichend, muß.: Ds 
Sportelweſen wirken, welches, obgleich bein manchen 
anderen :unferer Behörden geſetzlich aufgehoben, für. we 
Polizeiverwaltung noch in: :audgedehnteften: Maaße beſteht. 
So lange. die oberen Beamten: ein Jahrgehalt von wer 
Srt.X 1800, :die Offizianten von Ert. A 600 beziehen, mäffen 
für Sene vie Nebeneinnahmen die. Dauptquelle fen, : und 
auch die unterften Angeftellten: find. gu entſchuldigen, wenn 
fie die Zeit einigermaaßen nußbar:.zu ‚Machen fuchen:, ’pie 
fie im Dienfte: des :Staated aufwenden. Man braucht es 
nicht gerade unbillig zu finden, daß außerorbentlichen Bes 
mühungen, im Interefle von Privatperfonen aufgewendet, 
eine beſondere Belohmung zu: Theil: werde, allein bie 


Sportelwefen. 


Eyorteiweien. theoretiich hierüber aufzuſtellende Grenze if für Manchen, 
im Steeite zwifchen Pflicht-und Vorcheil, fhwer erkennbar, 
und bid jetzt gefeglicdh ‚gar nicht vorhanden: Wenn man 
aber im Publikum auch bie unbebeutenbfte und alltäglichfie 
Thaͤtigkeit nur durch Bezahlung ober Beufprechungen nuwegen 
zu fünnen meint, nad anbererfeitö Die. Berfuche nicht immer 
fehlſchlagen, eine nachſichtige Schonung durch Opfer..gu 
erkaufen; wenn endlichdie zu erhebenden Gebühren nicht 
geſetzlich feſtgeſtellt und befannt gemacht ſind, ſondern großen⸗ 
theils der Diseretion der Betheiligten aberinfien bleiben, fo 
muß darunter die Disciplin der Angeſtellten nicht minder 
leiden, wie die Achtung des Publikums vor den ihm am 
naͤchſten ſtehenden Organen ber Staatsgewalt. 

Richt genügende Zuletzt iſt der mangelhafte polizeiliche Schutz der öffent⸗ 

ae ea, lichen Sicherheit gegen Gewaltthaͤtigkeiten und Verbrechen 
jeber Art hervorzuheben... — Bon .ven- früheren Prätoren 
hatte der eine bie Unordnungen, weiche bei Tage ſich 
ereigneten, ber zweite die zur Machtzeit verübten zu 
überwachen und zu beflrafen; .ein ähnliched Verhaͤltniß findet 
noch: jest. binfichtlich ber Polizei Mannichaft Statt, in- 
dem die Sicherheit innerhalb dee Stadt?) am Tage den 
36 Polizei⸗Offizianten mit etwaniger Hülfe von 24 Armen- 
polizeis Offizionten, bei Nadıt aber ‚fait ausſchließlich Den 
Radnwächtern anvertramet iſt. Jene Offizianten haben fo 
viel mit Beforgung der ilmen im. Stabthaufe ertheilten 
Aufträge, mit Vorführung und Begleitung der Arreftanten 
uud ähnlichen Befchäften zu thun, daß an eine regelmäßige 
Bertheilung von Poſten uud Vatrouglen durch die ganze 





1) Sr die Hafenpolizei ſorgt ein beſonderes, dus 2 Capitainen, 
6 Commandenren und. 25 Hafenrunden beſtehendes Corps. 
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Stadt, bei Biefem BerfonalsBeflanbe, nicht. zu denken if, 


weshalb.denm polizeiliche Hulfe oft von weit her vequirirt, und 


fange entbehrt werben muß, unaufgeforbert aber ſich ſelten 
einftellt. Noch mangelhafter. ift Die gelegeutliche Wirkſam 
keit des Nachtwächter⸗Corps Cdeffen Hauptberuf überbied 
im Stunben«Abrnfen befteht). für. bie öffentliche Nahe: mb 
Mrbnung, zumal. da es mit der Morgenbämmerung:officiel 
son. ben. Straßen verſchwindet. Der geringe Sold vow 14] 
monatlich kann nur: ſolche Enbjerte locken, die in: dieſemn 
Offirtum ben bequemſten Weg ſuchen, ſich der Stadt nermankt 
zu machen, und deren nächtliche Vigilanz, nachdem fie den 
Tag über vielleicht die ſchwerſte Privatarbeit verrichtet 
haben, mitunter die verwegenſten Unthaten vor ihren Augen 
ungeftört verüben läßt. — Dieſen Urſachen mößgte es haupt⸗ 
ſaͤchlich zuzuſchreiben ſeyn, wenn unſere Polizeiverwaltung 
im Publikum zicht: allgemein die Achtung und Das. Ben 
trauen genießt, ohne welche doch eine befriedigende Loͤſnug 
ihrer, allerdingd ſchwierigen, Aufgabe nicht moͤglich iſt. 

Die Gommiſſion iſt üborzeugt, daß den biäher bezeich 
neten Mängeln größtentheils durch Areſührung der folgen 
den Vorſchläge abzuhelfen ſeyn würde. 2: © 1.0 

1. Die bisherige Eentraliſirung ber: ——— 
ſchein unſeren Verhaͤltniſſen angemeſſener, als die zunaͤchſt 
zur Erwägung gekommene Einſetzung von Diſtricto⸗Poligei⸗ 
Commiſſarien, deren jeder als beſoldeter Beamter in einer 


beſtimmten Stadigegend bie: Polizei in unterer Inftanz aus⸗ 
zuüben haͤtte. Dagegen erſcheint ed: nicht mur unbedenklich 
fondern auch die wohlthaäͤtigſten Erfolge zu verſprechen, wen 
neben der eigentlichen Polizei⸗Behörde eine. Anzahl: von 
DifirictösPoligei- Bürgern inftitnirt würde; .und zwar 
ald büygerliches Ehrenamt, welches auf nicht: zu lange. Zeit 


Vorfchläge 
bes Commiſſion. 


Polizeibürger. 


Berfäläge für die zu Verwalten waͤre. Es muͤhten ſolcher Yoligekbürger ‚etwa 


Organiſation der 
Peltzeibürger. 


zwei in jedem Batailton⸗Diftrict des Bürger» Militeive 
wohnhaft ſeyn, von Denen! der zweite zugleich als Suppleant 
fur die lauſenden Geſchafte des erſten zu fundiren: hätte, 
alſo zw ol far die ganze Stadt beſtehen. Ihre Thaͤtigkeit 


kbunte ſiche nach einer dreifachen ‚Richtung bin äußern: 


Vermitteinde Thaͤ⸗ 
tigleit derſelben. 


) Jeder Polizeibürger hat das Recht und die amtliche 
Pflicht, v ein m it te nd einzuſchreitenn zunaͤchſt auf Veran⸗ 
leffuugnriner von Prisntperfonen! Ihm: zulommenden: Re⸗ 
cdnmation, wegen: ungebnhelichet Uebergriffe, oder oflicht⸗ 
widriger Unthaͤtigkeit cines Poligri⸗ Dfftzianten. — Nachdem 
ber Molizeibütger den: Beichwerbefährer vernommen, und 
fich über den Fall infimtire: Bat, muß er ſich nach Beftnben 
der: Umſtaͤnde entwebelt für. ben Reclamanten bei dem 
Belizeiheren verwerten; oder ed. ahm -Aberlaffen, ſeine ver⸗ 
meintliche Befchwerbe felbft geltend zu machen. — Außerdem 
dat der Polizelbürger: auch: sinanfgeforbert: alles Ordnungs⸗ 
widsige, was min feinem: Diſtricte zufällig zur Runde 
fenmt,, ober feiner: nufmerifanten: Beobachtung auffällt, 
dem Polizeiheren mitzuthrilen, unde beffen: Einfchreiten ba: 
wider zu beantragen: ::Gleichwie. aber: der Polizeibürger 
nicht etwa. die Functienen ber Polizei⸗ Beamten und Offi⸗ 
zianten ſelb ſt Abernimmt, fo Stehen andy bie Ietteren bei 
Ausubung/ ihres Dfficemstin. beinerlei Abhaͤngigkeit von 
ihm. Dies ergiebt ·ſich cheils daraus, daß jedem einzelnen 
Polizeiburger nur eine vernittelnde Thaͤtigkeit in der⸗ 
felben : Ars: zuſtehen ſoll, wierfie: jedem Bürger erlaubt iſt, 
uud. nur deshalb ihnen amtlich obliogen fol, weil von 
biefer allgemeinen Befugniß sicht häufig Gebrauch gemadıt 
wird, theild and. der Tendenz ber ganzen Einrichtung, 
weiche niemald.bahin :fühnen barf,ıbie pflichtmäßige Energie 


und Wachſamkeit der Behorde und ihrer Angeſtellten zu 
hesmen, oder entbehrlich zu machen, fondern Deren Zwah 
es ift, die Poligeigewalt, in Aufrechthaltung der Legalitat, 
Ordnung und Sittlichkeit, zu unterflüben, jo wie Big) 
der Polizeibehörde zur wirkfamen Berufserfuͤllung nothige 
allgemeine Achtung und bad. Vertraum gu ihr zu vr 
fördern. | 

b) Die Polizeibürger in ihrer Gefammtheit. hiden Die Yoligeibürger, 
für den Polizeiherrn eine berathande Behörde, rückſichttich re 
aller Anordnungen und Verfügungen der Polizei, Die: ich 
nicht anf fperielle Vorfälle beziehen, fondern von allgemeiner 
ober dauernder Wichtigkeit. find. Sie eignen ſich zu dieſer 
conſultativen Stimme beſonders durch ihr Intereſſe für -Diefen 
Adminiſtrationszweig, fo wie durch die Erfahrung und iss 
ſicht, welche fie. hinſichtlich ſolcher Gegenſtaͤnde zu eriaugen 
vorzugsweife Beraulaffung Haben. : :: — 

e) Den Polizeibürgeren könnte auch als Eollegiun Entſcheidende 
eine entfcheidende Thätigfeit: zugewieen werden. Waäh⸗ 
rend naͤmlich Demienigen, der ſich durch eine abminiine- 
tive Verfügung des Polizeiherrn beſchwert erachtet, wie 
biöber Die Supplication au den Senat, und epentuell ‚ber 
Recurs an bie bürgerlichen. Eellegien, unter Umſtaͤnden 
auch der Rechtsweg (G. 140 — 1483, offen ſtehen müßte, 
foheint ein Gleiches ‚nicht rathſam, in Beirefl. ber: nm 
Polizeiheren über: leichtere Delicte auch Tünftig: zu er⸗ 

Iaffenden Straferkenntaiſſe. Gegen den Senat, als 

zweite Inſtanz in ſolchen Faͤllen, ſprechen nicht nup, am 

Allgemeinen die gegen feine Befaſſung mit. der Eriminal⸗ 

inftiz Schon früher entwickelten Gründe, ſondern ins beſondere 

auch der unverhältnißmäßige Zeitaufwand, dem dieſe zahl⸗ 

reichen Fälle in den Rathaſeſſionen weguehmen - wüfen, 
20 
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Drgantfation ber und ‚die Schwierigkeit, Dafür durch das fchriftliche Suppli⸗ 


eibehörbe, 


Poli ⸗ 
—* cations⸗Verfahren, welches auf die ſummariſche Inſtruction 


des Polizeiherrn folgt, eine gründliche Cognition herbei⸗ 
zuführen. Diefe ‚Bedenken, welche jedenfalls eine Ab- 
änderung in dem erwähnten Punkte erforderlich machen, 
würden dadurch zu befeitigen feyn, daß Die Polizeibürger 
für die bezeichnete Claſſe von Fällen die Entfcheidung in 
zweiter Inſtanz übernähmen, zu welchem Zwecke ſich eine 
beftimmte Anzahl von ihnen, unter dem Vorfige des zweiten 
Polizeiherrn, auf eingelegte Berufung, zu verfammeln, und 
die Sache mündlich, fo wie in bee Regel. von den Be; 
theiligten perfünlich, vor ſich verhandeln zu laffen, auch 
erforderlichen Falles den erſten Polizeiherrn um Bericht: 
erftattung über die Sache zu erfuchen hätte. — Sollte 
diefer Theil des Borfchlages, wie es allerdings mehren 
Sommiffiond » Mitgliedern - jchien, -gegründeten Bebenfen 
unterliegen, fo fönnte flatt deſſen eine,. aus etwa brei 
juriftifchen Mitgliedern des Senates zu bildende Section auf 
ähnliche Weife zur Prüfung angefochtener Strafurtheile 
des Polizeiheren zufammentreten, wodurch unftreitig gleich- 
falls eine Verbefferung, im Vergleiche mit der bisherigen 
Einrichtung, erreicht feyn würde. . In dieſe m Falle fcheint 
ed jedoch der Commiſſion wuͤnſchenswerth, daß die Ver: 
handlungen vor dem SPolizeiheren in Straffachen unter 
Zulaffung bes Publikums Statt finden mögten, was nicht 
nur durch. bie, für die Deffentlichkeit der Nechtöpflege 
überhaupt fprechenden Gründe, fondern insbefondere 
durch die Erwägung fich empfiehlt, daß für das Vertrauen 
zu ber Judicatur eined Cinzelrichterö, der mitunter fehr 
fummarifch und durchgreifend verfahren muß, eine folche 
Sontrole fehr förderlich feyn würde. 
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Wir glauben, daß ed unter unfern Mitbürgern nicht ve ——— 
an Männern fehlen werde, welche das Ehrenamt ber 
Polizeibürger, nicht minder wie fo manche andere, und zum 
Theil läftigere, im Hinblic auf den dadurd für das GS 
meinwefen zu fliftenben mannigfachen Nuten, mit Eifer 
und Bereitwilligfeit übernehmen werben. Die Polizeibürger 
müßten ihr Amt etwa auf drei oder vier Sahre befleiven, 
und für jeden Abgehenden würde der Nachfolger am Paß⸗ 
fichften aus einem, in biefem Gollegium zu formirenden, 
Wahlauffage von zwei Perfonen durch die Hundertachtziger 
zu erwählen feyn, infofern diefe nach den Vorfchlägen ver 
Commiſſion künftig in ungetrennter Verſammlung deliberiren, 
und in -häuftgeren Fällen, ald biöher, zur Vertretung ber 
ganzen Bürgerfchaft berufen feyn werden. 

2. Dringend zu empfehlen ift eine Umgeftaltung der Oranifrung ber 
Polizei-Mannfhaft, namentlich in der Art, daß das Polirimaanfaft 
Corps der Nachtwächter in feiner jetigen Organiſation, 
nebft der unzwechmäßigen Armatur, eingeht, und mit bet 
Polizeidienern verſchmolzen wird. Die dazu erforderlichen 
pecwniären Mittel bereiten vermuthlich feine Schwierigkeit, 
ba die Gehalte der bei der Polizei Angefteliten etwa 
60,000 X betragen, und für die Nachtwache jährlich un⸗ 
gefähr 115,000 & verausgabt werden, mithin eine Summe 
von 175,000 X jährlich zu verwenden iſt, weldye zur Ber 
foldang eined Corps von hinlänglicher Stärfe genügt. 

Daffelbe müßte, hinfichtlich der einzuführenden Suborbina- 
tion, und einer gehörig geglieberten Gontrofe, fo wie durch 
die Möglichkeit eines Aoancements im Dienft, und der 
Penfiontrung in fpäteren Lebensjahren nach ehrenvoller 
Verabſchiedung, alle bisher vermißten Vortheile einer durch⸗ 
geführten Organifation darbieten. Ein Theil des Perſonales 
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Orgenifatin ber würbe, wie bisher, ſeinen Sitz auf dem Stabthaufe, als 
Solizeimannfgop, dem Gentrals Bureau der Polizei, behalten, ein anderer 
aber, in regelmäßigen Poften und Patrouillen durch die 
radt vertheilt, für Aufrehthaltung der Sicherheit und 
dung. zu: forgen haben. Zur. Beftätigung der Aus⸗ 
führbarfett- eines foldhen Reform kann ‚auf den Borgang 
Londons verwielen werben, wo an die Stelle von Ein- 
richtungen, die den hier beftehenden auch in ihren Folgen 
ähnlich waren, vor nicht langer Zeit eine neue Organifation 
getteten ift, deren wohlthätige Wirkungen allgemein gerühmt 
werden. — Sin bem damals fanctionirten "Reglement für 
M“die neu errichtete Polizei in London” 1) find die 
Grundzüge, und fehr zweckmäßige Inſtructionen enthalten, 
welche mit den, durch unfere Berhältniffe gebotenen, 
u Abänderungen. auch bei und zu benuben wären. 

, — Bass 8.: Enbdlich ift Ju wünfchen, daß dem mit Befchäften, 
frembartigen Ge. Die weſentlich durch feinen Hauptberuf bedingt find, fchen 
Häfen auf unerhörte Art überhäuften Polizeiherrn alle diejenigen 
Kunctionen abgenommten werben, die mit der Leitung der 
Polizei in keinem organiſchen Zufammenhange ftehen, aljo 
namentlich biejenigen Rathsaͤmter, welche er als Kirchſpiels⸗ 

herr und als Patron verſchiedener Zuͤnfte b bekleidet. 





6) Eine Bene nederſehung unter dieſem Tiel eiſien in 1 Ham- 
' meist 


Dritter Tbei 


Shulwefen 


— D ÜDD — —— 


Erſtes Capitel. 
Jetziger Zuſtand. 


— M— 


Woun die Commiſſion bei den früheren Theilen Mangel einer 
ihrer Arbeit einzelne Mängel der beſtehenden Einrichtungen, uns 
einzelne herfömmliche Meißbräuche hervorzuheben, und deren 
Abftelung zu empfehlen fi) -veranlaßt fand, fo Faun fie 
ihrer Aufgabe in Bezug auf das Schulwefen nicht: genügen, 
ohne einen Zuſtand der Verwirrung zur Sprache zu briu⸗ 
gen, der in einigen Partieen bas Bild einer völligen Beieh- 

Iofigfeit darbietet. 

Es fehlt nicht nur eine allgemeine Vorſchrift über die 
Schulpflichtigfeit der Kinder, und eine allgemeine Auffichtds 
behörbe für die Schulen, fondern ed fehlt überhaupt eine 
allgemeine Schulordnung. 

In der Beilage No. 4 ift nachgewieſen, daß die von 
Zeit zu Zeit erlafienen jo genannten * Schulorduungen” biefens 
Namen nicht entfprechen, indem fie hauptfächlic nur mit 
bem gelehrten Schulwefen fich befchäftigen, und höchſteus 
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un Vorbeigehen die Verhäaltniſſe anderer Lehranſtalten be⸗ 


rühren. Ebeundaſelbſt iſt gezeigt, wie wenig bie übrigen, 


Verſchiedenartige 
Aufſichto behörden. 


Scholarchat. 


vereinzelten, und zum Theil vorübergehenden Verfügungen 
geeignet ſind, dieſem Mangel abzuhelfen. Somit liegt 
das niederſchlagende, im Vergleich mit anderen deutſchen 
Staaten doppelt beſchaͤmende Ergebniß vor, daß in Bezug 
anf. diefe hochwichtige Angelegenheit unfere Gefeßgebung 
im Wefentlichen noch auf demfelben Punkte fleht, wie vor 
130 Jahren, ald der Hauptreceß (Art. 24) dem Rath und 
den Sechözigern überließ, eine vollftändige Schulordnung, 
nad, vorgängiger Mittheilung an dad Minifterium, “zu 
Chaldigiter Vollziehung nach hiefigen Fundamentalgeſetzen 
& su errichten” — Was ed auch für Urfachen feyn mögen, 
an welchen die wiederholt in Anregung gebrachte Erfüllung 
dieſes ‚Artifeld bisher gefcheitert if, die nachitehend anzu⸗ 
führenden Thatfachen. werben. einen Zweifel übrig Iaffen, 
daß längere Sänmuiß unverantwortlich feyu würde. 

+ .,,&ine Weberficht. der verfchiedenen Arten beftehenver 
Schulen mag. zuvörderſt gun Anſchauung bringen, was bis 
jetzt goſchehen iſt, um Das Aufſichtsrecht des Staates zu ver- 
mitteln, Die Commiſſion beginnt mit den Staatsanftalten. 
 r Die. Anffichtöbehörbe über Dad. Gymnaftum und Sohan- 
neum, fammt der, ald einer Schöpfung der neueſten Zeit 
sunter ‚getrennter Direction hingeftellten Realſchule, ift das 
Schplarkhast.. Die, Zufammenfeßung bed: Scholarchats 
(wier Senatoren, bie Paſtoren der Kirchfpielfirchen, ſaͤmmt⸗ 
liche Oberalten) hat feit 1610 Feine weitere Veränderung 
erfahren,. ald daß: feit Der Errichtung des fünften Kirch- 
fpiel& ein: Paſtor und drei Oberalte hinzugelommen find. 
Henn es nun auffällt, daß die. Senatoren lediglich anf den 
Grund; ihres Amtsalters hiezu deputirt werden (Scholarchen 
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find herkommlich die beiden älteſten graduirten und die 


beiden älteſten nichtsgrabnirten Herren des Raths; ber 
ältefte unter diefen nimmt, als fulcher, die Stellung bes 
Protofcholarchen ein), fo wird es vollends in Deutſchland 
ohne Beifpiel feyn, daß die Aufficht über gelehrte Schulem 
einer Behörde übertragen: ift, bei deren Mitgliedern ber 
Mehrzahl nach, ja bei mehr ald zwei Drittheilen der⸗ 
felben, gelehrte Studien nicht vorauszuſetzen find. Dev 


Senat hat bereitd 1711 zur Abftelung biefes uebelſtandes 


vergebliche Schritte gethan. 

Erſt ſeit neuerer Zeit übt das Scholarchat die ums 
mittelbare Aufficht durch eine aus feiner Mitte ernannte 
Deputation (wei Senatoren, zwei Paftoren, zwei Oberalte); 
welcher bei ingelegenheiten des Gymnaſiums der jedes⸗ 
malige Gahres⸗) Rector beffelben, bei Angelegenheiten der 
Gelehrtenſchule oder der Realfchule der Director der einem 
oder der anderen Anſtalt mit Sit und Stimme zugezählt 
ift. Diefe Deputation entwirft für die Wahlen der Pros 
fefforen einen Wahlauffag, welcher dem geſammten Scho⸗ 


larchat zur Auswahl vorgelegt wird. Bei den Wahlen 


der Profefforen ded Gymnaſiums umd der Directoren der 
beiden anderen Anftalten hat der Rath; die Beftätigung und 
Bocation fich vorbehalten. re 

Es find aber neuerdings auch andere’ wiffenfchaftlice 
Anftalten, nämlich außer der Stabtbiblisthef der botanifche 
Garten und die Sternwarte, ben Scholarchat untergeordnet. 


Die Aufficht darüber iſt gleichfalls unter Zuziehung ber 


jevesmaligen Borfteher, befonderen Deputationen des Scho⸗ 
larchatd übertragen. Offenbar bleibt es dem Zufall ans 
heimgeftellt, ob geeignete Elemente für die Wahrnehmung 
ber beiden legtgenannten wifienfchaftlichen Intereſſen im 


Einzelne Deputa⸗ 
tionen deſſelben. 


enſchulen. 


iſchnien. 


ulen der 
lutheriſchen 
neinden. 


chulen 
Ugemeinen 
n- Anfalt. 
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Scholarchate ſelbſt anzutreffen ſeyn werben. Um fo weniger: 
wird es befremden,;-bap bie Navigationsſchule, wenngleich 
Staatsunſtalt ab durch bie Perſon des gemeinfamen Vor⸗ 
ſtehors mit ber Sternwarte verbunden, nicht dem Scholarchat, 
[aber der Schifffahrt: and Hafen⸗Deputation zugewiefen ift. 
Be ven Kerchenſchulen, welche als öffentliche Bier 
gerſchulen zu betruchten ſind, ſteht die Aufficht und Ver⸗ 
waltung, wie auch die Anſtellung; der Lehrer, der Beede 
in Verbindung mit dem Paſtor und Gottestaſtenverwalter 
des betreffenden Kirchſpiels zu. 

Unter von Älteren Freiſchulen it eine (die Knaken⸗ 
—— fur welche eigene Inſpertoren (dir ſaͤmmtlichen Pre⸗ 
diger der Jarobi⸗FKirche) beſtellt find; drei andere zählen unter 
ihren * Patronen” Mitglieder bes Raths und des Minifterii; 
eine (die Werkenſche) fteßt, ohne Dyuzwiſchenkunft irgend einer 
Behoͤrde, unter fünf Mitgliedern der Familie des Stifters. 

Das Walſenchans iſt ſeit feinem Entſtehen felbftitändig 
hingeſtellt. Die Schule bes Werk⸗ und Armenhauſes iſt 
ber Verwaltung dieſet Anſtalt unktergeordnet. Unabhaͤngig 
von einer Staatsſchulbehrbde ſind die Warteſchulen durch 
een Peivatvberein ind Leben gerufen. 

Das beſondere (Volks⸗) Schulmefen der nicht- luthe⸗ 
uſche Religions⸗Verwandten wird als Angelegenheit der 
betreffenden BGemeinden betrachtet. 

Einer ausfuͤhrlicheren Erwähnung verdienen die Schulen 
der allgemeinen Armen⸗Anſtalt, weil durch manche 
ihrer Einrichtungen Der Weg vorgezeichnet ift, welchen eine 
Reform des Volkbsſchuſweſens einzufchlagen haben wird. 
= Die Stabt, mit Enſchluß der Vorflabt St. Georg, 
ift in vier Armenſchaldiſtricte getheiſt. Für jeden Diftriet 


übernehtnen ein’ Prebiger umb ein Boerſteher Die fpecielle 
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Anfficht; ein fünfter Vorſteher führt bei. den gemeinſamen 
Berathungen den Borfit. Go wird der Schulconvent ges 
bildet, der die vom Miniftertum beizuorbnenden Mitglieder 
fich felbft erbittet, und auf. dieſe Weiſe fich ſolcher Maͤnner 
verfichern kann, Die mit befonberer Liebe dieſem Geſchaͤfte 
ſich widmen werben. So weit es bis jetzt durchführbar 
war, find eigene Locale für die Schulen eingerichtet, ab 
Lehrer mit feftem Gehalte angeftellt.- Den Bewerbera um 
erledigte Lehrerfiellen giebt der Prediger bes Diftrietö Schrift 
liche Ausarbeitungen auf; auf den Grund der vorgelegten 
Arbeiten bringt.der Schulconvent vier Bewerber zum Aufſatz, 
welche in Gegenwart ber Mitglieder katechiſiren, worauf 
der Convent einen wählt. Auch die Gehülfslehrer werben 
auf das Neferat des Predigers und Vorfichers, in bevem 
Gegenwart Jene vorher fatechifiren, vom Convent erwählt. 
Die Strick⸗ und Nähfrauen werben bis jebt.von den Me—⸗ 
digern allein angeftelltz dem Vernehmen nach ft aber auch 
in diefer Hinficht eine veränderte Wahlart im Borfchlag. 
| Auch foweit die Errichtung eigener. Schulen. bis Jegt 
noch nicht möglich geweien, fondern eine Anzahl von Kiss 
dern, für welche kopfweiſe bezahlt wird, in. auderen Schulen 
untergebracht ift, erwaächſt doch für. Diele letzteren der 
Bortheil einer forgfältigen Beauffihtigung. Oft. und. ums 
angemeldet treten die Prediger in bie Schulen. . Für jebes 
Kind wird unter mehren Rubrifen ‚ein Zeugnißbuch geführt, 
vom Prediger jede Woche durchgefehen, bei der Confirmation 
aber dem entlaffenen Kinde mitgegeben, dem es dann in 
nicht feltenen Fällen beim: Eintritt: in den Dienft oder in bie 
Lehre zur Empfehlung dient. Wöchentlich werben auch 
Eonferenzen mit ben Lehrern und Gehülfölchrern. gehalten. 
Sn jeder Schule findet alljährlich. (nach Johannis) eine 
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Prüfung Statt, in Gegenwart der Prediger und Vorfteher, 
und (kein geringer Sporn für Die Lehrenden) in Anwefen- 
heit der Lehrer. der übrigen Hauptfchulen. 

Die Aufnahme gefchieht Cfeit 1835). unter der Bes 
dingung, daß Die Kinder, ohne Zuftimmung des Schul⸗ 
conventö, vor ber .-Confirmation nicht. aus der Schule 
entliafieg werden. Für: die Fälle von beharrlicher Schul: 
verfäummiß. ift feit 1853 eine Straffchule errichtet. Die 
Berweifung in diefe (auf mindeftens ſechs Wochen) erfolgt 
durch die Diftricetöverfammmlungen, : weldye von den Pre- 
digern abwechſelnd, je mit dem. beigeorbneten Borfteher 
and einem Pfleger, alle 14 Tage gehalten werden. In ber 
Strafichule erhalten die Kinder mäßige Rahrung, und es 
werben deshalb den Aeltern A Schillinge von der wöchent⸗ 
lichen Unterſtützung abgezogen. Wenn die Kinder fich nicht 
freiwillig ſtellen, fo werben fie mit polizeilicher Hülfe ab- 
geholt, und auch in naͤchtlichem Arreſt gehalten. 

- Wenn. nun auch das Schulweſen ber allgemeinen 
Armenanftalt noch Mauches: zu wäünfchen übrig läßt, fo ift 
doch der Beweid geführt,‘ daß es möglich ift, mit ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig geringen Mitteln 1) einer Zahl von mehr als 
3000 Kindern Bevegeiten Unterricht zu verfchaffen, und daß 





“ D Koften im Jahre 1841: 


Für den Unterricht ............ €t..X41,642.12% 
nn Schulbücher und Sihreibmateriafien „3801.12. 
u Bekleidung..................... „122,695. 9 

Druckkoſten, Botenlohn ac........: u 1,473. 2 
u. Roßen ber Strafſchule.. ....... 4338. 12 


C.t.XBG,951. I5 A 
Alſo, die Gelammttoſten auf 3068 Kinder vertheilt, durch: 
fehnittlich für das Kind Ct. X W. 13% 6%, davon betragen 
die Naterrichtstoſten Ct. I3. 9A 28. J 
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eö dem raftlofen Eifer einer Heinen Anzahl von Inſpectoren 
gelungen ift, nicht. allein den Unterricht, fondern and) die 
Schulzucht bis ind Einzelne zu überwachen. Bei diefen zweck⸗ 
mäßigen Einrichtungen zu verweilen, iſt ver Commiſſion 
um fo erfreulicher gewefen, da 28 nun ihre Pflicht .ift,. bie 
Berhältniffe der. übrigen Schulen zur Sprache zu bringens; 

Die große Mehrzahl. der Kinder in unferer Stab6 vrivatſqulen. 
wird in Privatſchulen von den allerverfchieneniten Ay 
fprüchen, Einrichtungen und Leiflungen unterrichtet. 

Das Geſetz beftimmt, daß in feinem Kirchfpiel; eins 
Privatfchule eröffnet werden darf, ohne Erlaubniß bed 
Paſtors der Kirchfpieläfirche, und baß jebe Privatſchote 
jährlich viſitirt werden ſoll. 17*4 

Was zuvörderſt die Erlaubniß anlangt, fo ift befannt, Conceſſion 
daß in früherer Zeit nicht eben firenge darauf gehalten „ai yesarsum, 
worden. MWohlthätige Vereine haben von. Zeit zu Zeit 
Schulen geftiftet, ohne. daß eine Erlaubniß. dazu nach⸗ 
gefucht. wäre, ohne daß irgend eine Behörde von der gs 
öffnung oder dem gedeihlichen. Kortgang der Anitalt Not 
genommen hätte. Ob aud ein Candidat Des Prediger 
amtes zur Errichtung einer Schule einer Conceſſion ber 
dürfe, ift eine Frage, welche von einzelnen Hauptpredigern 
früher verneint, fpäter "bejaht worden. . Doc nicht auf 
Fülle diefer Art beſchraͤnken fich die vorgelommenen Aus 
nahmen. Die uralte. Klage über Wintelfchulen ift noch nicht 
befeitigt. ‘Deren Berhältniffe find fo ſchwer zu ermitteln, 
deren Anzahl felbit ift fo fchwer. genau zu. heflimmen, daß 
man zu dieſem Zweck einer polizeilichen, wieberholt ein⸗ 
geichärften Aufforderung zu bedürfen glaubte. 

Mit Bezug auf die Fälle, in welchem eine Gonceffien 
unzweifelhaft erfordert und auch wirklich nashgefucht wird, 
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— für die 8 verwalten wäre. Es müßten ſolcher Polizeibuͤrger etwa 


Pelizeibürger. 


wei: in jedem VBatailton⸗Diſtritt des Durger⸗ Militairs 


wohnhaft ſeyn, von denen der zweite zugleich als Suppleaut 
fan die laufenden Geſchafte bed erſten zu fungiren hätte, 
alſo zwölf für bie gauze Stadt beſtehen. Ihre Thaͤtigleit 


. Muse ſich: nach einer / dreifachen Richting hin änfent: 1 


Bermitieinde Tha⸗ 


tigleit derſelben. 


Jeder Polzeibürger hat dad Recht und die amtliche 
Pfucht, v en mit tel nd einzuſchreitea zunaͤchſt auf. Veran 
lefſuugureiner von Priontperfonen Ihm zulommenden Ne⸗ 
ciumatıon „wegen: ungebuhrlichet Uebergriffe, oder ofticht⸗ 
widriger Unthaͤtigkeit eines Polizei⸗Offtzianten. — Nachdem 
der Polizeiburger den Beſchwerdeführer vernommen, und 
Jan den Fall inſtruirt hat, muß er fih nach Befinben 

der: Umſtaͤnde enıtweber für ben Reclamanten bei';bem 
Waligeiheren verwenten, ober es ihm überlaflen, feirte : were 
meintliche Befchwerde ſelbſt geitenb'gutimarhen. -— Außerdem 
dat der Polizeibürger: auch uinanfgeforbert alles Ordnungs⸗ 
widrige, was ihm in⸗ſeinem Ditricte zufällig : zur. Kunde 
dunmt, ober feiner :nufmerffanten:: Beobachtung :anffällt, 
ven Polizeiherrn mitzutheilen, und beffen: Einſchreiten das 
wider zu beantragen. Gleichwie aber: ber Polizeibürger 
wicht, een. Die Funetionen der Polizei⸗ Beamten und Offi⸗ 
zianten feldft übernimmt, fo ftehen andy die leuteren bei 
Ausubung ihres Kffichemstin. keinerlei Abhaͤngigkeit von 
ihm: Died ergiebt fich: cheils darans, daß: jedem einzelnen 
Polizeibiwger nur: eine vernittelude Thaͤtigkeit in der 
felben : Ars: zuſtehen foll,: wie ſie jebem Bürger erlanbt. it, 
uud: nur deshalb ihnen amtlich: obliogen ſoll, weil von 
biefer allgemeinen Befugniß nicht haufig Gebrauch gemacht 
wird, theild . and. der Tendenz ber ganzen‘ Einrichtung, 
welche niemald.bahin führen Darfııbie pflichtmäßige Energie 
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ordnung veranlaßt worden zu ſeyn; wenigitend it, ale 
diefe Ausficht in Die Ferne gerückt ward, auch jene ug 
regel wieder zurückgenommen. J if 
Wenn nun fchon, im Allgemeinen beiradhtet, das jetzige 
Syſtem in hohem Grabe bedenklich erſcheint, fo treten Made 
Mißſtände noch fchärfer hervor, fobald man fich Die: Ai 
wendung auf einzelne Fälle denkt. In den fpärlicher Mies 
fegeöftellen, in. welchen ber Begenftand berührt wird, if 
nur eine einzige Eigenſchaft Derjenigen, welche eine Com 
ceffion nachfuchen, mit binreichender Beftimmtheit verlangse 
ed beißt, fie: müffen umnfträflichen Lebend und Wandelß 
ſeyn. Es if zwar auch von einer * Beglaubigung der: er⸗ 
%forderlichen Gefchiclichfeit,? non einer Svorkergegangemen 
“ Prüfung ihrer Fähigkeiten” die Rede. Aber es ift durch⸗ 
and nicht gefagt, daß der Hauptprediger biefe Prüfung 
vorzunehmen ‚Babe; . noch weniger iſt gefags, ob. und. in 
welchen Fällen er das Recht Hat, von.der- Prufung ganz 
oder theilweile zu biöpenfiren.. Ueber bie Foru und den 
Inhalt der Prüfung, über die Facher Des Wiſſens, welche 
zu berückſichtigen, über bad Maaß von Kenntniſſen und 
Fahigkeiten, welche für die. Anlegung dieſer eder jener 
Art von Schulen als erforderlich zu verlangen: find, iſt 
vollends keine geſetzliche Vorſchrift vorhanden. Alſo auch 
in dieſen Beziehungen iſt Alles; lediglich dem Gutbefinben 
de einzelnen Hauptpredigers anheimgegeben. | 
- Wie auch die Folgen ‚eines, foldien Syſtens ſich in 
einzelnen Füllen 1) geftalten- mögen, man wird ſchwerlich 


Ir. “ + Te 





DE Fa ee ee BE Fer Pa 
ı) Einige ziemlid) allgemein bekannte Beiſpiele mögen Died erläutern. 
Die Fran eines Feldwebels beim Bürger: Militair Hatte die Eon- 
ceffion zu einer Schule für keine Mönchen ‚erhalten: Daß bie 
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etwas Ueberraſchendes darin wahrnehmen, fobald man in 
bie Lage der Sache ſich hineindenten will. Der Haupts 
prebiger findet, wenn nur nicht geradezu übelberüchtigte 
Perſonen fi an ihn wenden, in den Gefegen burchans 
feine Richtſchnur feiner Entfcheidung, durchaus keinen 
Stuͤtzpunkt für bie Verweigerung einer Gonceffion. Sein 
Wort — fein bloßes durch fein Geſetz motivirtes Wort — 
enticheibet uͤber die Lebensausſicht eines feiner Mitbürger, 
und entzieht diefem die Frucht vieljähriger Beftrebungen, 
oder-doch die Hoffnung, eine in Roth und Sorgen geftürste 
. Familie zu ernähren. Ohne Zweifel hat er auch fire folche 
Fälle ſich felbft, in Ermangelung einer gefeglichen VBorfchrift, 
gewiſſe Grundfäte gebildet, und ift entfchloffen, fie con⸗ 


: Meinen Mädchen allmälig größer Werben würden, war voraus⸗ 
 zufehen.: Weniger in ber Ordnung war es vielleicht, daß auch 
Heine Knaben aufgenommen wurden; indeſſen war dadurch ber 
Charakter ver Schule find Erfte nicht weſentlich verändert. Aber 
auch die Knaben wuchſen allmälig heran. Die Frau ſtarb nach 
einigen Jahren, und hinterließ ihrem Manne eine Schule von 
etwa 80 Kindern beiderlei Geſchlechts, welche Diefer nun als 

“ Nebengefihäft für eigene Rechnung fortführte, wobei ihm jedoch 
die Bedingung. auferlegt warb, den Religionsunterricht durch 
einen Candidaten ertheilen zu laſſen. Diefe Bedingung warb 
auch erfälit,; jedoch nur in einer wörhentlichen Stunde. In⸗ 
: :beffen prosperirten die Umfähbe des Feldwebels; man fagt, 
er babe fih ein Reitpferd gehalten, und das Individuum, 
welchem die Sorge für das Pferd oblag, habe zugleich als 
Schuͤlgehülfe agirt. - Der Felbwebel verheirathete fih zum 
sweiten Mal; und na feinem Tode (nor etwa zwei Jahren) 
überlteß feine Wittwe die Schule einem anderen anne, 
welcher denn auch die Eonceffion wieder erhielt, und zwar 
dahin erweitert, eine Schule für Knaben und Mädchen jeden 

: Alters zu halten. — Nicht nur als Nebewoerbienft, fondern 
> ang als letzte Zuflucht, nach verunglüdten anderartigen Unter: 
naehmungen, wird das Schuihalten betrieben; als ein Gewerbe, 
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ſequent durchzufuͤhren. Aber wie, wenn nun im einzelnen 
Falle dieſe Conſequenz Gwelche nicht Die des Geſetzes, ſon⸗ 
dern die eines einzelnen Mannes iſt) zur unerträglichen 
Haͤrte wird? — Es ſcheint der Commiſſion, daß die Haupt⸗ 


prediger ſelbſt lebhaft wuͤnſchen müflen, einer ſolchen rein 


discretionnairen Gewalt, und der. daraus entipristgenben 
Berantwortlichfeit balbdigft enthoben zu feyn, und die vom 
Eommenden Fragen nach einer gefeßlichen Rorm durch colle⸗ 


gialifche Berathung entfcheiden zu fehen. - au 


Was die Inſpection der Privatſchulen betrifft, fe. | 
„der Privatſchulen. 


ift ed, wie die vierte Beilage zeigt, nicht ganz leicht zu 
fagen, wem fie eigentlic, obliegt. Daß fle nicht Dem Paſtor 
des Kirchfpield allein zugewiefen it, erhellt aus eines 


. welches zwar eine Eonceffion, aber Teine befondere Vorbereitung 
erfordert. — Ein fehr bekaunter, wenn auch. nicht ganz neues 
Fall, iſt der eines Schulpalters, der fein Glüd zuvor als Wein⸗ 
händler, und dann als Leihbibliothekar vergebens werfucht Hatte: 
Die eigenthümliche Art yon Disciplin, welche dieſer Mann ſich 

ausgeſonnen, Iebt noch im Munde des Bolles: ex ſoll nämlich 

‚ bie Ungehorfamen auf einen heißen Kachelofen gefeßt und dabel 
mit kaltem Waſſer übergoflen, dagegen ſich aber dad Vergnügen 
gemacht haben, artige Kinder gelegentlich auf ber. Schieblarre 
nach Haufe zu fahren. — Ein dritter Fall: ein Mann, ber 
längere Zeit auf Schulen gearbeitet hatte, fuchte vergebens 
eine Eonceffion nach; troß der Verweigerung eröffnete. er eine 
Schule in demſelben Kirchfpiel, und da er fein Gewerbe durch 
ein Aushängefchild antünbigte, warb er benunclirt und mit 
Schließung der Schule bedroht, falls er fie nicht gutwillig: aufs 
geben würde. Durch bie Fürfprache eines Adjuncten ber Kirche 
inbeffen gelang e8 ihm doch, die Conceffion auszumtirten, ohne 
daß irgend eine Ahndung feines eigenmächtigen Verfahrens ers 
folgt wäre. — Um feber Mißdentung zu begegnen, wisberholt 
die Eommiffion die oben motivierte Anficht, daß Hier nur bie 
unausbleibfichen dolgen deo Syſtems beſonders ſtark 
hervortreten. . 4 . 


Inſpection 
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Aeußerung des Rathes vom Jahre 17728.1) Daß auch 
bie: übrigen Prediger des Kirchſpiels ben Paſtoren treulich 
beigeftanden, fagt ein unzweideutiges Zeugniß vom Jahre 
2709; und der vom Miniſterium in demſelben Sahre her: 
gegebene Entwurf eines Kicchenorbuung wollte auch fünftig 
won ſaͤmmtlichen Prebigern des Kirchſpiels die Viſitation 
übertragen: wiſſen⸗ Deunoch: if: vor einigen. Sahren in 
Irege geftellt worden, ob die. Dinfonen das Recht haben, 
gewiffe Schulen zu infpiciren; Die Frage ift an. den Senat 
gebracht, eime ‚definitive Entſcheidung aber bis jet nicht 
erfolgt. ' Der Unionsreceß ber bürgerlichen Eollegien lehrt, 
daß den Oberaiten, “als foldhen” auch die * Bifitation 
der Schulen” obliegt: 

Fragt man nach dem Umfang, in welchem die 
Bifitatton wirklich flattfindet, fo liegt ed in der Natur der 
Sache, daß nicht concefflonirte Schulen auch nicht vifitirt 
werden. Wenn übrigend von Eandidaten bed Predigt- 
autas Chin und wieder, wie notoriſch iſt, nicht ohne Er⸗ 
folg) verſucht worden iſt, jede Inſpertion ber von ihnen 
angelegten Stchulen zu verbitten, "fo iſt der Commiſſion 
fein Geſetz befannt, welches eine ſolche Ausnahme recht⸗ 
fertigte; wie es auch nur als ein factifcher, Durch die 
große Zahl der Schulen und die Ueberhaͤufung der Prediger 
mit andern Amtögefchäften motivirter Umſtand erfcheint, 
wenn in einem Kirche feine Madqhenſchule in⸗ 
ſpreirt wird. x 


4) Schreiben des Sematd an ven König von Preußen (bei 

.; :Klefeler BP. VIU. ©. 765): *Die Paſtoren haben auch 
“einige Mitinfpection über ber Stadt Öffentliche, und 
“die in jedem Kirchfpiel vorhandene Privatichulen.” 
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Aber auch fofern die vorgefchriebene Bifitation als 
jährlich ausgeführt wird, vermag die Commiſſion nur fehr 
geringen Werth darauf zu legen, und zwar eineötheild 


wegen ber regelmäßig zuvor ergebenden Anmeldung, ats 


derntheild wegen der allzu kurzen Dauer berfelben. Was 
konnte wohl ein fogenannted *Laufs&xamen” frommen, bei 
welchem vielleicht acht Schulen in einem Vormittag vor⸗ 
genommen werben? Bon einer wirklichen Infpection kann 
gegenwärtig nur die Rede feyn, fofern einzelne Prediger, 
aus freiem Antriebe, bei bäuftgerem Befuche der Schulen, 
Gelegenheit nehmen, über die Zweckmäßigkeit des Lehr 
plans und der Lehrart fid) eine Ueberzeugung zu verfchaffen. 

So fehlt ed demnach; gänzlich an irgend einer Behörbe, 
durch welche ver Staat erwarten fünnte, fein Auffichtörecht 
über das Privatfchulmefen in einer wirffamen Weife geübt 
zu fehen, oder auch nur eine genaue Leberficht über Den 
Stand deffelben zu gewinnen. ine Slaffification der vor⸗ 
handenen Schulen giebt es nicht. Die einzigen Punkte, 
welche einen Maapitab dafür abgeben fünnten — ber 
Lehrplan und das Schulgeld — find der freien Willkühr 
der Lehrer und dem Wechfel unterworfen. Jeder fan 
verfprechen oder halten, was er will, und kann feine Ver⸗ 
beißungen oder Leiſtungen dem Publifim fo theiter ver- 
faufen, ald es ihm gefällt. Die Concurrenz, Die Speculation 
und zufällige Rückſichten jeber Art find ed, welche die Höhe 
des Schulgelded beflimmen, daher denn baffelbe in vers 
fehiedenen Schulen zwifchen drei Marf und funfzig Mark 
vierteljährlich fchwanft. Uebrigens ergiebt fich, beim Ver⸗ 
gleiche mit andern deutſchen Städten, daß im Durchichnitte 
hier ein, außer dem Berhältniffe jtehendes, höhered Schul: 
geld entrichtet wird. 


21 


Mangel einer 
Glaffification ber 
Privatſchulen. 
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Gteilung ber Doc würde man gar fehr irren, wenn man glauben 
Arwatſchatedrer. wollte, daß die Nachtheile, welche aus einer anſcheinend 
fo unabhängigen Stellung für die Verhaͤltniſſe der Inhaber 
von Privatichulen entfpringen, durch bie Damit etwa ver: 
bundenen Bortheile ausgeglichen werden. Vielmehr, wenn 
man von Denjenigen abfieht, welche fich einer Univerfitäts- 
bildung oder günftiger Verbindungen erfreuen, fo ift ihre 
Lage, felbit im glüdlichen Kal, eine gar ſehr precaire. 
zn See Zu den wichtigiten Bedingungen des Erfolged gehört 
Sorbereitung. Ohne Zweifel eine, den Zweden des Unternehmens ent- 
fprechende Borbildung. Daß Manche aus Noth in fpäteren 
Jahren das Geſchäft des Lehrers ergreifen, ift bereits 
angeführt. Der Eine wird diefe, der Andere jene Kennt: 
niffe mitbringen; ob fie außreichen, ob fie georbnet, zu⸗ 
fammenhängend und gründlich find, wird vom Zufall 
abhängen. Aber auch Derjenige, welcher von Tugend auf 
für Diefen Beruf fich beftimmt hat, wie fol er die ent- 
fprechende Vorbildung fid) erwerben? Abfeiten des Staates 
ift Nichts gefchehen, um die Aneignung der Kenntniſſe, deren 
er vorzugsweife bedarf, ihm zu erleichtern. Um fo mehr 
Privatvereine. find Die ehrenmwerthen Beitrebungen zweier Privatvereine 
hervorzuheben, weldye aus der Mitte der Schulmänner 
und Schulgehülfen felbft hervorgegangen find. Shren Ur- 
fprung verbanfen fie der Ueberzeugung von der Wichtigkeit 
und Würde bes Lehrerberufs, dem Bedürfniß der eignen 
Fortbildung, des Austauſches von Anfichten und Erfah: 
rungen, dem Wunfche, durch geiſtige Anregung vor der 
Gefahr des Ermattend und Stumpfwerdens bei einem 
Beruf vol Sorgen und Mühen fich zu bewahren. Sn 
diefem Gedanken gegründet, und unterftügt durch Befoͤr⸗ 
derer gemeinnüßgiger Zmede auch außerhalb des Kreifes 
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der Schullehrer, geben diefe Vereine Zeugniß für Das Vor⸗ 
handenfeyn eines dringenden Bedürfniffes, ohne von dem 
Staat den Vorwurf einer Nichtbeachtung deflelben abzu⸗ 
wenden. ' 

Hier, wie anderwärtd, find es faft immer Unbemittelte, 
welche dem Lehrftande fich beſtimmen. Cine freudenlofe 
Jugend burchleben fie als Schulgehülfen; bei fpärlicher 
Belohnung Ced wird ſich gleich zeigen, weßhalb ed nicht 
anders feyn fann) ift ihre Zeit, oft bis in Die fpäte 
Nacht, mit dem Unterricht in den Anfangdgründen, mit 
Bemühungen für anderweitigen, nothdürftigeit Erwerb, ders 
maaßen in Anſpruch genommen, daß fie eine Gelegenheit zur 
weiteren, eignen Belehrung, auch wenn fie dargeboten wäre, 
nur faum benuten könnten. ft endlich der erfehnte Tag 
erfchienen, wo fie einer eignen Schule vorzuftehen hoffen 
dürfen, fo beginnt eine neue Reihe von Berlegenheiten, 
von Schwierigkeiten manchfacher Art. Darin befonders 
fteht der Hamburgifche Schullehrer gegen feine Standes⸗ 
genoffen in andern Städten Deutſchlands im Nachtheil, 
daß ihm nicht die Ausficht auf eine wenn auch noch fo 
befcheidene, doc feſte Anftellung im Dienfte des Staates 
oder der Gemeinde eröffnet ift, fondern daß es für ihn 
in den meiften Fällen ſich darum handelt, ein Gefchäft zu 
begründen, deſſen Gelingen, andy wenn die Goncefflon 
glücklich erlangt ift, von Wechfelfällen aller Art abhängt. 
Die Koften der erften Einrichtung werden fehr felten ohne 
Sculden, auf ungewiffen Erfolg hin eingegangen, zu be 
fireiten feyn. Ein Schullocal muß gemiethet, einiger Lehr- 
apparat, andere Utenfilien müflen angefchafft werben. 
Melden ſich Schüler, fo ift bei dem unbeftimmten Cha- 
rafter, unter welchem die Mehrzahl der Schulen fich ans 
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kündigt, nicht zu erwarten, daß ſie wohl aſſortirt, alſo nach 
Alter, Vorkenntniſſen und Lernbedürfniß gleichartig ſeyn 
werden. Vielfache, widerſprechende, an ſich vielleicht un⸗ 
billige Anforderungen der Aeltern kommen hinzu. Ungleiche 
Schüler, beſonders verlangte Lehrgegenſtände, erſchweren 
die Ordnung in Claſſen und die Ueberſicht, und erfordern 
mehr Lehrkräfte. Es fümmt Darauf an, bie letteren, da fie 
doch nicht fehlen dürfen, fo wohlfeil ald möglich zur Stelle 
zu fchaffen. Befondere Aushülfe beim Zeichnen oder beim 
Sprachunterrichte kann nur mit zwei, drei, höchſtens vier 
Scillingen für die Stunde vergütet werden; ein ordent⸗ 
licher Schulgehülfe muß fich mit zwanzig, dreißig, höchſtens 
vierzig Thalern jährlich begnügen. Glücklich, wenn es ein 
gefeßter junger Mann tft, dem mit einiger Sicherheit eine 
Claſſe anvertraut werben kann; wenn’ micht ein Knabe 
ift (wie ed nur zu häufig vorfömmt), der, Faum der Schule 
entwachfen, dreißig bis vierzig oder noch mehr Kinder, oft 
ſogar beiderlei Geſchlechts, unmöglich in Ordnung halten 


kann, dem der Unterricht fortwährende Verlegenheiten be- 


reitet, der, um fich in Reſpect zu feben, unmäßig ftraft, 
fü daß der Lehrer einfihreiten und durch Aufhebung ver 
Strafe den legten Reſt der Autorität des Gehülfen er- 
fchüttern muß. Iſt aber ein brauchbarer, vielleicht befonders 
geſchickter Gehülfe gefunden, fo wachfen gar leicht feine 
Aufprücdhes können fie nicht befriedigt werben, fo bleibt fein 
Mittel, als ihn ziehen zu laſſen, und es mit einem andern 
zu verfuchen. 

Das Berhältniß zu den Aeltern der Kinder bereitet 
dem Schullehrer vielfach das peinliche Bewußtfeyn, daß 
fein Unternehmen eben im Lichte eines Gefchäfted betrachtet 
wird, bei beffen Betreibung man fuchen muß, Ssedem auf 
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feine Weife möglichft gerecht zu werben, um die Kundfchaft 
nicht zu verfcherzen. Nicht nur findet manchmal ein eigents 
liches Marften und Dingen um den Preis des Unterrichteö 
ftatt, 1) fondern manche Aeltern haben auch ganz vigens 
thümliche Anfichten über die Schulzucht. Gewiſſenhafter 
Ernft, dringende Ermahnung zum fleißigen Schulbefuch 
haben leicht zur Folge, daß die Kinder aus der Schule 
weggenommen, und daß ungünflige Aeußerungen über die 
letere rechts und links hin getragen werben. 

Sp lebt der Schullehrer in Abhängigkeit, nicht von 
irgend einer Behörde, die etwa feine Fähigkeiten ftrenge 
prüfte, fein Thun und Treiben ftreng überwachte, Die 
aber auch im Stande und verpflichtet wäre, ihn gegen 
ungehörige Anmuthungen zu ſchützen; ſondern er lebt in 
beftändiger, unmürdiger Abhängigfeit von demjenigen Theile 
des Publikums, auf deffen Gunft er ſich angewieſen findet. 

Die erwähnten Nachtheile aber,. wie fehr fie zunächft 
den Lehrer zu treffen ſcheinen, fallen ſämmtlich zurüd auf 
die Schule felbft, auf den Erfolg der Unterwerfung, ‚auf 
die - beften Ssntereffen des heranwachſenden Geſchlechts. 
Und die Commiſſion ift überzeugt, daß es nicht ‚anders 
werden fann, wenn auch ferner Die Bürgerfchule und fekbft 
die Bolföfchule großentheild als Privatgefchäft ‚betrieben 
wird, ohne daß die Eröffnung eines ſolchen Geſchäaͤftes 
eine Garantie für die Befähigung des Lehrers darbietet, 
und ſo lange Das Verhalten des Staates überhaupt nicht 
geeignet ift, eine würdigere Anficht über den Beruf und 


1) Nur bei dem fogenannten Holzgelde fol ausnahmsweiſe wohl 
eine ungefuchte Liberalität bemerklich ſeyn — vermuthlich, weil 
man erwartet, baß fie ben Kindern felbft zu Gute kommen werbe. 
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die. . Stellung der Lehrer beim Publikum zu fordern. Die 
Commiſſion wünfcht zugleich, ehe fie diefen Theil ihrer 
Darſtellung fchließt, es auszuſprechen, baß unter ſolchen 
Umftänden ein gewiſſer Muth dazu gehört, um dieſen Beruf 
zu waͤhlen; fie wünſcht, fo viel an ihr ift, den nicht ge- 
wähnlichen Grad. von Charafterfeftigfeit anzuerkennen, den 
eß.erfordert, unter folchen Verhaltniſſen bei gewiſſenhafter 
| Pflichttreue zu beharren. 

Mangel einer Der Enndlich iſt noch einer Berfäumnig des Staates Er⸗ 

ſchrift über Schul⸗ 
pRistigtet. wähnung zu thun. Die Schulpflichtigkeit der ſchulfaͤhigen 
Kinder iſt nirgends ‚auögefprochen. Weder verlangt ein 
Geſetz, noch wacht eine Behörde darüber, daß kein Kind 
ohne angemeſſene Unterweiſung aufwachſe. Ohne Zweifel 
hat man geglaubt, bei der reichlichen Fürſorge für un⸗ 
entgeltlichen Unterricht, einer ſolchen Einrichtung nicht zu 
bedürfen. Es ift in der That dafür fehr reichlidhe Sorge 
getxagen. - Nicht weniger. ald 5000 — wohl der vierte 
Theil aller fchulfähigen — Kinder genießen unentgeltlichen 
Unterricht. - Dennoch lehrt Die Erfahrung, daß jene Er- 
wartung täufcht.. Die Commiſſion meint nicht, aus den 
ihr vorliegenden Daten: Cungeachtet fie Grund hat, zu 
glauben, daß genauere überall nicht ermittelt find) im Ber- 
gleiche mit der Benülferung, umd unter Anwendung der 
belaunten .Berhältnißzahlen, +) einen fihern Schluß darauf 
ziehen ‚zu koͤnnen, wie viele fchulfähige Kinder gar Feine 
Schule. befucdyen. Aber es handelt fich nicht fowohl darum, 





ı) Man pflegt den fechsten, mindeſtens den fiebenten Theil der 

Bevölkerung als fchulpflichtig zu rechnen. Diefem Verhältnig 

. ‚würde (nah Abzug der Sonntagäfchulen) der Schulbefuh in 

.. ver Borflabt St. Georg (154 per Mille) etwa entfprerhen. Für 
die Stadt ſtellt ih das Verhältniß des Schulbefuchs, nach vor: 
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wie Wenige etwa ohne allen Schulbeſuch aufwachſen, 
als vielmehr um die nicht geringe Anzahl Derjenigen, welche 
feinen regelmäßigen, zufammenhängenden Schulunterricht 
genießen. Es ift eine fo unleugbare, als betrübende Thats 
fache, daß die Dargebotene Erleichterung nicht benutzt wird, 
wie fie ed koͤnnte und follte. In dieſer Beziehung ift ber 
fonderd bemerfenswerth, daß in den zehn Jahren von 
1832 — 1841 die Schülerzahl in den Schulen der allgemeinen 
Armenanftalt nicht zugenommen, fondern,: mit geringen 
Scwanfungen, eher abgenommen hat. Und doch hat die 
allgemeine . Armenanftalt bereitö 1830 das bis dahin fell 
gehaltene Marimum von 2600 Kindern überfchritten, und 
it auch feitdem dem Grundſatze möglichft bereitwilligen 
Entgegenfommend treu geblieben. Der Grund, weshalb 
manche Aeltern es fcheuen, die Aufnahme ihrer Kinder: m 
diefe Schulen nachzufuchen, ift gerade der, daß auf: regel- 
mäßigen Schulbefud; ftrenge gehalten wird. : Die Grüne 
aber, aud welchen ärmere- Heltern ihre Kinder der Schule 
entziehen, find mancherlei. Es iſt nicht allein Gleichgültig⸗ 
feit, es ift bald diefe, bald jene häusliche Befchäftigung; 
diefe oder jene Erwerbsthätigkeit, wobei. fie zur Hand ſeyn 
follen; oder ed ift die Wartung Fleinerer Geſchwiſtern 
oder die Kinder follen felbft anfangen, Etwas zu verdienen, 
fey’8 auf Kattuns oder Tabackswinkeln, ſey's durch Hauſiren 
mit Schwefelhölgern und vergleichen. Es wird verfichert, 
daß von den Kindern m den ftädtifchen und 'vorfläbtifchen 


liegenden Angaben, auf 123, für Stabt und Gebiet Im Durch: 
fehnitt auf 134 per Mille. — In der Stabt und der Borflabt 
St. Pauli waren, nad dem Jahresberichte der Sonntags: 
fchulen von 1838, 316 Kinder ermittelt, welche keine Schule 
befuchten. Reue Hamb. Blätter, 1842, Ro. 8. 


Sonntagſchulen. 


Abendſchulen. 
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Sonntagſchulen zwei Drittheile feinen Wochenunterricht be- 
ſuchen. Ueber den Werth der Sonntagſchulen ſind wohl 
nicht zweierlei Meinungen. Es iſt ein Unglück, daß wir 
ihrer bedürfen; aber ſo lange wir ihrer bedürfen, iſt's ein 
Glück, daß wir ſie beſitzen, daß thätiger Eifer, der für das 
Volk ein Herz hat, es ſich zum Geſchäft ſetzt, die Ver⸗ 
fänmten aufzuſuchen. Nur erſetzen können und ſollen zwei 
Sonntagſtunden nicht den ordentlichen Wochenunterricht. 
Ein anderes Palliativ ſind die Abendſchulen. Mag es 
ſeyn, daß die Kinder eben von keiner ſehr anſtrengenden 
Tagesarbeit herkommen, mag man auf die Strebſamkeit 
und Erregbarkeit zählen, deren allerdings, bei neuen und 
lebhaften Eindrücken, das jugendliche Alter empfänglich iſt; 
man darf nicht vergeffen, daß. auch die Lehrer und Ge- 
hülfen des Tages Laſt und Hite getragen haben. Gewiß 


Confirmation. iſt, Daß durch den Befuch einer Abenpfchule in den letten 


Zeiten vor der Konfirmation die Kinder mwenigftend in dei 
Stand geſetzt find, dem Prediger bei der Anmeldung ein 
Zeugniß über den Beſuch einer Schule vorzulegen. Finder 
der Prediger dennoch die Schnlfenntniffe des Kindes ſehr 
ungenügend, ſo kann er für feine Perfon nicht mehr thun, 
als die Zulaſſung zur Confirmation ausſetzen, und Die 
eltern zu ‚befferer Sorge ermahnen; aber ihm fteht Fein 
Mittel zu Gebot, die wirkliche und völlige Nachholung des 
Berfäumten zu veranlaffen; und Jedermann weiß, Daß 
auch unter. den Conftrmirten fich folche finden, welche nur 
fehr ungenügende Schulfenntniffe befiten. So entbehrt 
denn auch in diefer Hinficht unfer Unterrichtöwefen einer 
wirffamen Beauffichtigung. 
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wie Wenige etwa ohne allen Schulbeſuch aufwachſen, 
als vielmehr um die nicht geringe Anzahl Derjenigen, welche 
feinen regelmaͤßigen, zuſammenhängenden Schulunterricht 
genießen. Es iſt eine ſo unleugbare, als betrübende That⸗ 
ſache, daß die dargebotene Erleichterung nicht benutzt wird, 
wie fie es könnte und ſollte. In dieſer Beziehung iſt ber 
ſonders bemerkenswerth, daß in den zehn Jahren von 
1832 - 1841 die Schülerzahl in den Schulen ver allgemeinen 
Armenanftalt nicht zugenommen, ſondern, mit geringen 
Schmwanfungen, eher abgenommen hat. Und doch hat die 
allgemeine - Armenanftalt bereitd 1830 dad bis dahin fell 
gehaltene Marimum von 2600 Kindern überfchritten, und 
it auch feitvem dem Grundſatze möglichft bereitwilligen 
Entgegenfommend treu geblieben. Der Grund, weshalb 
manche: Aeltern es fchenen, die Aufnahme ihrer Kinder: in 
diefe Schulen nachzufuchen, ift gerade der, daß auf: regel- 
mäßigen Schulbefuch ftrenge gehalten wird. Die Gründe 
aber, aud welchen ärmere- Weltern ihre Kinder der Schule 
entziehen, find mancherlei. Es iſt nicht allein: Gleichgültig⸗ 
feit, es ift bald dieſe, bald jene häusliche Beſchäftigung; 
diefe oder jene Erwerböthätigfert, wobei: fie zur Hand feyn 
follen; oder ed ift Die Wartung Fleinerer Geſchwiſter 
oder die Kinder follen felbft anfangen, Etwas zu verbienen, 
ſey's auf Kattun⸗ oder Tabaddwinfeln, fey’8 durch Haufiren 
mit Schwefelhölzern und vergleichen. Es wird verfidhert, 
daß von den Kindern m den ftäbtifchen und vorſtaͤdtiſchen 


liegenden Angaben, auf 123, fir Stabt und Gebiet im Durch⸗ 
fehnitt auf 134 per Mille. — In der Stadt und der Borflabt 
St. Pauli waren, nach dem Sahresberichte der Sonntags: 
ſchulen von 1838, 316 Kinver ermittelt, welche keine Schule 
befuchten. Neue Hamb. Blätter, 1842, Ro. 8. 


Geſichtspunkt 
der Vorſchläge. 


hulpflichtigleit. 
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unüberwindlich aber kann ſie dieſelben um ſo weniger 
halten, da ſie ſich überzeugt hat, daß früher in anderen 
Städten, namentlich in der Schweſterſtadt Frank⸗ 
furt a. M., und noch ſpäter in Magdeburg, ein 
dem hieſigen ſehr aͤhnlicher Zuſtand der Regelloſigkeit 
geherrſcht hatte. Site hat ſich' mit ben Maaßregeln be⸗ 
fannt gemacht, durch weldie dad Schulweſen vdiefer 
Städte nad und nad zu ber gegenwärtigen muſter⸗ 
haften Berfaffung ausgebildet worben. Ueber die An- 
wenbbarfeit folcher und ähnlicher Maaßregeln auf die 
biefigen Berhältniffe hat fie den Rath von Männern ges 
hört, welche mit genauer Kenntniß ber letzteren erprobte 
Erfahrung im: Schulmefen verbinden. Auch die neuere 
Geſetzgebung der Schweiteritabt Bremen hat fchägbare 
Winke dargeboten. 

Sp ift ed der Gommiffion möglich geworden, über 
eine Reihe von leitenden Grundſätzen ſich zu einigen, 
deren firenge Durchführung fie zu einer wahrhaft gedeih- 
lichen Reform für unerläßlic hält. Wenn ihre Vorfchläge 
hin und wieder mehr ind Einzelne eingehen, fo ift es nicht 
gefcjehen, um einer vollftändigen Schulordnung — der 
erften in unferem Staat, welche diefen Namen verdienen 
wird — vorzugreifen; fondern: theile, um Die Anwendbar⸗ 
feit der Grundſätze in unferen VBerhältniffen nachzumweifen, 
theils, um es nicht an einer Andeutung fehlen zu laffen, 
wie diefer ober jener Grundſatz in ver Ausführung etwa 
ſich geftalten würde. | 

I. Die Commiffion ift einſtimmig der Weberzeugung, 
daß vor allen Dingen ein Gefeß die Schulpflichtigfeit 
aller Kinder ald Regel ausfprechen muß. Für die 
Dauer verfelben wäre die Zeit vom vollendeten fiebenten 


P2 


Zweites Eapitel. Grundzüge einer Neform. 331 


Sahre bis zur Confirmation zu beftiimmen. Ein früherer 
Zeitpunft für den Anfang fcheint überflüffig; in manchen 
Fällen werden jett fchon die Kinder eher zur Schule ges 
fchictt, und fie werden 3. B. aus den Wartefchulen auch 
ferner wohl früher in andere Schulen übergehen. Die 
eltern oder Bormünder hätten nadyzumeifen, welche Schule 
ein Kind des betreffenden Alters befucht. Die regelmäßige 
Umfchreibung abfeiten des Bürger-Militaire wäre zu diefem 
Zwed, durch Hinzufügung einer Rubrif auf der Liſte, am 
leichteſten zu benutzen. 

Findet ſich, daß ein ſchulpflichtiges Kind, auf den 
„befonderen Wunſch der Aeltern oder VBormünder, Feine 
Schule befuchen fol, fo ift der Schulbehörde (ſ. unten? 
eine Mittheilung zu machen, in welcher Weife ed unters: 
richtet wird. Privatunterricht aber, welcher die Schule 
ganz erfegen fol, dürfte nur Durch geprüfte und approbirte 
Lehrer ertheilt werden, es fey denn, daß der Behörde jonft 
genügende. Nachweiſung über Die Art des Lnterrichted vor⸗ 
gelegt wäre. Die Commiffion ift in der That fehr weit 
davon entfernt, von dem Staat dad Unnatürliche zu ver 
langen, daß er zwifchen die Mutter und ihr Kind. trete, 
wenn fie in der glüdlicdyen Lage ift, es felbft zu unters 
richten. Aber wenn z. B. die Frau eines Arbeiterö, welche 
felbft aufs Wafchen oder Scheuern geht, zugleich den 
Unterricht ihrer Kinder zu beforgen behauptet, fo meint 
die Sommiffion, ed muß eine Behörde feyn, welcher die 
Frage freifteht, ob ed damit auch wirklich feine Nichtigfeit 
habe. Außerdem war auf. den Fall Bedacht zu nehmen, 
daß unter dem Namen eined alle Lehrfächer umfaſſenden 
Privatunterrichted aufs Neue ſich Winkelſchulen bilden 
fonnten, welche jeder Aufſicht fich entziehen. 


Privatunterricht. 


Recht Des Staates. = 


Ausführbarfeit 
bes Geſetzes. 
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Die Befugniß des Staated, an eltern und Bor: 
münder folche Forderungen zu richten, wird fchwerlich in 
Abrede geftellt werden. Schon Luther hat, in fräftigen 
Morten, 1) welche gewiß nicht auf monardjifche Staats⸗ 
verhältniffe, von denen fie zunächft gefagt find, allein gelten 
follen, dieſe Befugniß der Obrigkeit zugefprochen. Dennoch 
ift Dies nicht der Gefichtöpunft, aus welchem die Com⸗ 
miſſion dieſe Sache betrachtet zu fehen wünſcht. Es han- 
delt ſich nicht um eine Ausdehnung der Befugniſſe des 
Staates, ſondern ſein Einſchreiten iſt gerechtfertigt durch 
eine, ganz abgeſehen von ſeinen Verordnungen und vor 
denſelben ſchon beſtehende Pflicht der Aeltern. Nicht der 
Staat greift in die Rechtsſphäre der Aeltern ein, wenn 
er die Kinder zur Schule anhält, ſondern die Aeltern 
greifen in die Rechte der Kinder ein, wenn fie diefelben 
von der Schule zurüdhalten. Die eltern haben nicht 
das Necht, Die Kinder zu verwahrlofen; vielmehr hat der 
Staat die Pflicht, die Nechte des heranmwachfenden Ge⸗ 
fchlechtes, nöthigenfalls felbft gegen die Aeltern, zu ver- 
treten. 2) 

E6s iſt fehr möglih, Daß man diefen Gefichtöpunft 
vollfommen theilt, babei aber Die Beforgniß hegt, daß 


eine folche Einrichtung an einem mißverftandenen Begriff 


a 


uw 


" Kann die Obrigkeit bie Untertanen zwingen, bie da türhtig 
“find, daß fie müflen Spieße und Büchfen tragen, auf die 
“Mauern laufen und Anderes thun, wenn man kriegen fol, 
“wie viel mehr kann und fol fie die Unterthbanen zwingen, 
“pas fie ihre Kinder zur Schule halten.” 

2) Dahlmann Politit S. 273. “So wenig der Vater jetzt fein 
* Kind töbten darf, wie in den alten Römertagen, fo wenig 
“darf die Gleichgültigkeit oder der Eigennuß der Aeltern feinen 
“Geiſt abtöbten; der Staat hat ein Einfehen darin.” 


Zweites Eapitel. Grundzüge einer Neform. 333 


von bürgerlicher Freiheit unter und fcheitern würde. Die 
Sommiffion hält diefe Beforgnig für unbegründet. Nicht 
allein befteht auf unferem Landgebiet feit 1730 die Ber- 
ordnung, daß das Schulgeld auch für folche Kinder ent- 
richtet werden muß, welche die Schule nicht befuchen, 
fondern für einzelne Theile deffelben ift wenigitend feit 
zehn Sahren ausgeſprochen, daß eltern, welche eigens 
mächtig ihre Kinder vom Beſuch der Schule zurüdhalten, 
einer Geld» oder Gefängnißftrafe verfallen follen. Der 
Schulconvent der allgemeinen Armen Anftalt hat die Ers 
fahrung gemacht, daß die Neltern der den Schulen einmal 
anvertranten Kinder die Rechtmäßigkeit ähnlicher Maaße 
regeln, wenn fie deren Anwendung verfchuldet zu haben 
ſich bewußt find, nicht bezweifeln, wenngleich diefelben zur 
Zeit noch einer befonderen gefeßlichen Sanction und einer 
weiteren Ausdehnung entbehren. 

Uebrigend glaubt die Commiſſion bemerflich machen 
zu dürfen, daß ihre Vorfchläge keinesweges auf einen 
eigentlichen Schulzwang binauslaufen. . Bon Schulzwang 
würde nur die Nede feyn fünnen, wenn ein Kind an eine 
beftimmte, den eltern vielleicht aus Gründen .unwill 
fommene Schule gebunden feyn follte. Nun aber bleibt, 
nach den Borfchlägen der Commiffion, den eltern die 
Auswahl unter verfchiedenen Glaffen von Schulen, nur 
bedingt, wie bisher, durch die Fähigkeit und Geneigtheit, 
Schulgeld zu bezahlen; es bleibt auch unter den verfchies 
denen Schulen einer und berfelben Elaffe die freie Wahl. 
Die Schulen der allgemeinen Armen-Anftalt, die einer 
Erweiterung fähig find, und andere, neben benfelben bes 
ftehende Freifchulen werden auch Fünftig dafür forgen, daß 
ed Keinem durch bie Dürftigfeit feiner Umftände unmöglich 


Schulpflichtigkeit 
und Schulzwang. 


Recht des Staates. | 


Ausführbarfeit 
bes Geſetzes. 
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Die Befugniß des Staates, an Aeltern und Bor: 
münder folche Forderungen zu richten, wird fchmwerlich in 
Abrede geftellt werden. Schon Luther hat, in Fräftigen 
Worten, 2) welche gewiß nicht auf monarchifche Staats- 
verhältniffe, von denen fie zunächft gefagt find, allein gelten 
follen, diefe Befugniß der Obrigfeit zugefprochen. Dennod) 
tft Dies nicht der Gefichtöpunft, aus welchem die Com⸗ 
miffton diefe Sache betrachtet zu fehen wünfcht. Es han- 
deit fich nicht um eme Ausdehnung der Befugniffe des 
Staates, jondern fein Einfchreiten ift gerechtfertigt durch 
eine, ganz abgejehen von feinen Verordnungen und vor 
denfelben fchon beftehende Pflicht der eltern. Nicht der 
Staat greift in die Rechtsſphäre der Aeltern ein, wenn 
er die Kinder zur Schule anhält, fondern die eltern 
greifen in die Rechte der Kinder ein, wenn fie diefelben 
von der Schule zurüdhalten. Die Aeltern haben nicht 
das Recht, die Kinder zu verwahrlojenz; vielmehr hat der 
Staat die Pflicht, die Nechte des heranwachſenden Ge⸗ 
ſchlechtes, nötbigenfalls felbft gegen die Aeltern, zu ver- 
treten. 2) 

E6Es iſt fehr möglich, daß man diefen Gefichtöpunft 
vollfommen theilt, dabei aber die Beforgniß hegt, daß 


eine folche Einrichtung an einem mißverftandenen Begriff 


a 


— 


"Kann die Obrigkeit bie Unterthanen zwingen, die da tüchtig 
“find, daß fie müflen Spieße und Büchfen tragen, auf bie 
“Mauern laufen und Anderes thun, wenn man friegen fol, 
“mie viel mehr kann und fol fie die Unterthanen zwingen, 
«daß fle ihre Kinder zur Schule halten.” 

2) Dahlmann Politit S. 273. “So wenig der Bater jeht fein 
“Kind tödten darf, wie in den alten Römertagen, fo wenig 
“darf die Gleichgültigkeit oder der Eigennuß der Aeltern feinen 
“Geiſt abtöbten; Der Staat hat ein Einfehen darin.” 
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von bürgerlicher Freiheit unter und fcheitern würde. Die 
Sommiffion hält diefe Beforgnig für unbegründet. Nicht 
allein befteht auf unferem Landgebiet feit 1730 die Ber- 
ordnung, daß das Schulgeld auch für folche Kinder ents 
richtet werben muß, weldye die Schule nicht befischen, 
fondern für einzelne Theile defjelben ift wenigitens feit 
zehn Sahren ausgefprochen, daß eltern, welche eigen; 
mächtig ihre Kinder vom Beſuch der Schule zurüdhalten, 
einer Geld» oder Gefängnißftrafe verfallen follen. Der 
Schulconvent der allgemeinen Armen: Anftalt hat die Ers 
fahrung gemacht, daß die eltern der den Schulen einmal 
anvertrauten Kinder die Rechtmäßigkeit ähnlicher Maas 
regeln, wenn fie deren Anwendung verfchuldet zu haben 
fid) bewußt find, nicht bezweifeln, wenngleich diefelben zur 
Zeit noch einer befonderen gefeglichen Sanction und einer 
weiteren Ausbehnung entbehren. 

Uebrigend glaubt die Commiſſion bemerflich machen 
zu dürfen, daß ihre Vorfchläge keinesweges auf einen 
eigentlichen Schulzwang hinauslaufen. Bon Schulzwang 
würde nur die Rede feyn fünnen, wenn ein Kind an eine 
beitimmte, den eltern vielleicht aus Gründen unwill; 
fommene Schule gebunden feyn follte. Nun aber bleibt, 
nad; den Borjchlägen der Commiffion, den eltern vie 
Auswahl unter verfchiedenen Claſſen von Schulen, nur 
bedingt, wie bieher, durch die Fähigkeit und Geneigtheit, 
Schulgeld zu bezahlen; es bleibt auch unter den verfchjies 
denen Schulen einer und derfelben Elaffe die freie Wahl. 
Die Schulen der allgemeinen Armen-Anftalt, die einer 
Erweiterung fähig find, und andere, neben denſelben bes 
ftehende Freifchulen werden auch Fünftig dafür forgen, daß 
ed Keinem durch die Dürftigfeit feiner Umflände unmöglid) 


Schulpflichtigkeit 
und Schulzwang. 


Abendſchulen. 


Eintheilung 
der Schulen. 
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ſey, ſeine Kinder an einem guten Volksunterricht theil- 
nehmen zu laſſen; Freiftellen in den höheren Schulen werden 
wie biöher aushelfen, wenn die Verhältniffe es wünſchens⸗ 
werth machen, oder eine befonders glüdliche Anlage ber 
Berücdfichtigung der Behörden fich empftehlt. 

: Sol aber ein gemügender und zufammenhängender 
Schulbefuch erzielt, und den Anforderungen ded Gefeßes 
nicht mur dem Namen nach entfprochen werben, fo wirb 
ed nothwendig feyn, den Beſuch der Abendfchulen zu be⸗ 
ſchraͤnken. In Bremen hat Die Gefeßgebung in Bezug auf den 
Schulbeſuch von Kindern, die in Fabriken arbeiten, fpecielle 
Borfchriften erlaffen, welche unten (Beilage Nov. 5) 
auszugsweiſe mitgetheilt werben follen. In Magdeburg 
beiteht feit zwanzig Sahren dad Geſetz, daß fein Kind die 
Erlaubniß zur Aufnahme in einer Mbendfchule erhält, ohne 
ein Zeugniß darüber, daß es bereitd lefen kann, eingereicht 
zu haben. Die Sommiffion fchlägt zum Verfuch die An- 
ordnung vor, daß vor dem vollendeten zehnten Ssahre Fein 
Kind in einer Abendſchule zugelaffen werde; fie glaubt, 
daß dieſe Bedingung Feicht zu controliren it, und daß 
dann ſich bald herausftellen wird, ob es einer noch ferneren 
Beſchränkung bedarf. | 

U. Um in das ſchwer zu entwirrende Chaos ver jett 
vorhandenen Schulen ‚einige Ordnung zu bringen, und eine 
angemeffene Beauffichtigung derfelben zu begründen, ift eine 
Eintheilung der Schulen nach den Lehrgegenftänden 
und dem Charakter derfelben nnerläßlich. Mit voller. Ueber⸗ 
zeugung eignet die Commiſſion den Ausfpruch eines Kun⸗ 
digen 2) fih an: “Jede Schule muß ihren beftimmten 





') Kröger, Reife durch Sachſen u. ſ. w. (Altona, 1840.) Bd. II. ©.217. 
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“ Sharafter, ihren feſten Lehrplan haben, und fich ihrer 
“ Aufgabe im Ganzen wie im Einzelnen bewußt feyn, das 
“mit fie nicht mit ihren Lehrgegenitänden bald in die Region 
“ einer niedern, bald einer höhern Art abfchweife, oder Men 
“Alles und daher Niemanden etwas Rechtes fen” 

Abgefehen von den Gelehrtenfchulen, deren Aufgabe 
fchon in ihrem Namen hervortritt, und welche fi) aus⸗ 
fchließlich in den Händen des Staates befinden, glaubt Die 
Sommiffion die folgende Kintheilung ald im Weſentlichen 
ausreichend empfehlen zu dürfen: | 

1. Volksſchulen, oder niedere Bürgerfchulen. Lehrz Vollsſchulen. 
gegenftände: Neligion, Leſen und Schreiben, Rechnen, 
Zeichnen. Geſang, gemeinnüßige Kenntniſſe. Die Goms 
miffion glaubt, daß unter den Händen eined wohlunters 
richteten und geſchickten Lehrerd das Klastifche der letzten 
Rubrik ſich nicht verleugnen wird; fie hält e8 aber für- 
ſehr viel richtiger, die befcheidene Bezeichnung beizua 
behalten, als höhertönende Namen verheißen zu laflen 
oder gar vorzufchreiben, und fo die Lehrer fomohl ald 
die Schüler der Gefahr einer Ueberſchatung des Erlernten 
auszuſetzen. 

2. Die mittleren Bürgerſchulen Hätten die gehn Mittiere 
gegenftände der Volksſchule ausführlicher zu behandeln, Därgerfhnlen. 
Die Rubrif der gemeinnüßgigen Kenntniffe wäre nad) eins 
zelnen Fächern zu entwideln; am angemefleuften würden 
hervortreten Gefchichte, Länder- und Völkerkunde, mit be 
fonderer Rüdficht auf das deutfche Vaterland, deffen Vor⸗ 
zeit und Gegenwart, ferner die Anfangsgründe. der Mathes 
matik, Naturlehre und Raturgefchichte — die eriteren zumal 
mit praftifchen Anwendungen und mit Rüdficht auf Auss 
bildung des Zeichnens. 
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nn 3. Die höhere Bürgerfchule würde hauptfächlich 
die Befanntfchaft mit der deutſchen National-Literatur und 
den Unterricht in fremden Sprachen hinzuzufügen haben. 
Diejenigen Lehrgegenftände aber, welche auch die mittlere 
Bürgerfchule bereitd aufnimmt, würden in der höheren. 
eine gründlichere, volftändigere und überhaupt eine folche 
Behandlung erfordern, wie fie nur von Lehrern zu er- 
warten ift, welche, wenn nicht durch Univerfitätsftudien, 
fo doc, durch forgfältigere, wiflenfchaftliche Befchäftigung 
mit einzelnen Theilen des Wiſſens ſich dazu befähigt 

haben. 
en DR Die Commiſſion ergreift diefe Gelegenheit, um einen 
der bitdenden Vielfach bemerfbaren Mangel unfered Unterrichtömwefens zur 
Su. — Sprache zu bringen. Gie hält es für eine der wichtigen 
Aufgaben der Erziehung, den Sinn für das Schöne und 
für die MWerfe der bildenden Kunft zu weden. Seitdem 
die innige Verbindung gelöfet ift, welche in der antifen 
Welt und im Mittelalter zwifchen der Kunft und ver 
Religion ftattfand, hat man die Entwidelung des Sinnes 
für die erftere mehr ald eine Zugabe, etwa als einen 
Schmuck des Unterrichted behandelt, den man nach Be- 
lieben hinzuthun oder weglaffen dürfe. Die Schule pflegt. 
fich mit diefer Aufgabe abzufinden, indem fie den Unterricht 
im Zeichnen ertheilen läßt, bei der Wahl des Lehrers aber 
oft mehr auf eine anfcheinend methodifche Anleitung und 
auf vie Fähigkeit, Disciplin zu halten, als auf Fünftlerifche 
Bildung fieht. Die Folgen diefes Mißverftändniffes liegen 
u Tage in der Gleichgültigfeit gegen fchägbare Kunft- 
werfe, in der VBerwahrlofung und felbft dem Herauswerfen 
derfelben aus Kirchen und oüffentlichen Gebäuden. Sollen 
fo Flägliche Erfahrungen dem kommenden Gefchlecht erfpart 
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werben, fo wird bie höhere, und fo viel ald möglich, auch 
die mittlere Bürgerfchule das ihrige dazu beitragen müffen. 
Die Commiffion denft dabei durchaus nicht vorzugsweiſe 
an den ZeichnensUnterricht. Es kann nicht die Abſicht 
feyn, Dilettanten der Zeichnentunft zu bilden, und die Ans 
eignung einer gewiffen individuellen Fertigkeit ift nicht fo 
hoch anzufchlagen, ald die Anregung, welche der Empfaͤng⸗ 
lichfeit des jugendlichen Gemüthed durch Anfchauen und 
Erflären von Kunftfachen zu Theil werden kann. Wenn 
in den Schulen Gypsabgüffe, Paften von gefchnittenen 
Steinen, Abbildungen bedeutender Werke der Malerei und 
der Baufunft zur Hand wären, fo würden foldhe nicht 
allein zum Abzeichnen, fondern ald ein Außerft zweckmäßiges 
Hülfsmittel beim hiftorifchen und gengraphifchen Unterricht 
benugt werden fonnen. Auf dem Wege der mechanischen 
Vervielfältigung find aber ſolche Gegenftände in folcher 
Weiſe und zu fo billigen Preifen hergeftellt worden, daß 
die Aufnahme verfelben in den Lehrapparat keinesmegs 
unthunlich erfcheint, während es den Zwecken der allgemeinen 
Bildung, wie den Sntereffen der Schule felbft, nur förderlich 
feyn kann, wenn fie eined fo bedeutenden Lehrmitteld ſich 
bemächtigt. 

Auf die vorgefchlagene Eintheilung der Schulen zuruͤck⸗ 
fommend, verfennt die Commiſſion nicht, daß es in einzelnen 
Fällen, bei befonders erfolgreicher Thätigfeit eines Lehrers, 
nicht ganz leicht feyn wird, die Leiftungen der Volksſchule 
gegen die Anſprüche an die mittlere Bürgerfchule abzus 
gränzen. Eine ähnliche Wahrnehmung Cdie an und für 
fich gewiß nicht unerfreulich if) wird bei jeder Glaffification - 
vorfommen, und ed wird ein äußerer Eintheilungsgrund 
zu Hülfe zu nehmen feyn, bei welchem man auch ander- 

22 


Borbereitungs- 
ſchulen. 


Beſchraͤnkung 
der Ueberzahl von 
Privatſchulen. 
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waͤrts ſich zu beruhigen fcheint. 2) Sm Zweifel nämlich 
wäre nach der Höhe des Schulgeldes zu entjcheiden, fofern 
daraus wenigftend auf die Anfprüche Des Lehrers wie auf 
die Lebensverhältniffe und. die Lernbebürfniffe ver Schüler 
ein Schluß fich ziehen läßt. 

Es ift wohl kaum nöthig, ausdrücklich nachzumeifen, 
daß ähnliche Abſtufungen, unter angemeſſener Modification 
des Lehrpland, auch bei. ven’ verfchiebenen Glaffen von 
Mädchenfchulen fich ergeben. werben: . Wohl aber wird hier 
noch einer befondern Art von Elementarfchulen Erwähnung 
zu thun feyn, der VBorbereitungdfchulen nämlich, welche 
ihre Zöglinge in zarten Alter..aufnehmen, und, zum Theil 
gegen anfehnliches Schulgeld, diefelben bi8 zu dem Punfte 
führen, wo fie an. die höhere Bürgerfchule oder auch an 
die Gelehrtenfchule abgegeben werden. An die Leiftungen 
diefer. Vorbereitungsfchulen ‚wird, bet verfchiedener Bes 
handlung. des Lehrftoffes, im: Ganzen berfelbe Maaßſtab zu 
legen feyn, wie an die Volksſchulen; auch werden fie (was 
hier vorläufig bemerkt werden mag) ganz zweckmäßig ber- 
ſelben AuffichtSbehörde. untergeordnet werden fünnen. 

IL. Daß die übergroße Zahl: der Privat- 
ſchulen befchränft werden muß, wird von allen 
Seiten ‚zugegeben werben. . Die. beifpiellofe Role, welche 





9 Curtman: Die Schule und das Leben, gekrönte Preisſchrift 
(Friedberg, 1842) S. 179. “ Aber wo die Gränze finden zwiſchen 
«“Realſchule und Volksſchule?.... Mir dünkt, bier entſcheidet 
“das Geld, deſſen Macht ja Doch nicht wegraiſonnirt werden 
“ann. Sept ein. höheres Schulgeld für die NRealfchule, fo 
“werden fih nur Diejenigen ihr zuwenden, welche ein wirkliches 

Bedürfniß dazu treibt. Aber forgt für Sreiftellen, um das 
“vermögensloſe Talent nicht verkümmern zu Iaffen. Diefe 
“Löfung ſcheint weder ſchwer noch unbillig.” 
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der freien Concurrenz, zumal in ihrem dermaligen faft uns 
bewachten Zuftande, felbft auf dem Gebiete der Volksſchule 
und der mittleren Bürgerfchule zufält, ift ald ein Uebel 
zu bezeichnen, deſſen Befeitigung zu ben erften Aufgaben 
einer gründlichen Schulreform gehört. 1) 

Auch über den Weg, welcher dabei einzufchlagen ift, 
wird kaum eine Meinungsverfchiedenheit obwalten. Soll 
das Schlechtere allmälig verbrängt werben, fo muß bas 
Beffere ihm zur Seite geftellt, das Lebtere muß and 
gezeichnet, mit den Bedingungen eined unverfümmerten 
Wirkens ausgeftattet, ed muß das Bewußtfeyn feiner eigens 
thümlichen Aufgabe lebendig erhalten werben. - Bald genug 
wird der Erfolg das öffentliche Urtheil leiten, und auch die 
Macht des Beifpteld wird fich nicht verleugnen. 

Alfo der Staat hat Mufterfchulen zu gründen, Die en 
Anftelung der Lehrer und Gehülfen, die Entwerfung des (Staatsankalten). 
Lehrplans, die Sorge für die Ausführung deffelben, mittelft 
genügender Inſpection, einer geeigneten Behörde zu. übers 
weifen. Sn jeder Beziehung find die Mufterfchulen als 
Staatdanftalten zu betrachten. Der Staat forgt für ein 
Schullocal, verbunden mit freier Wohnung für Lehrer und 
Gehülfen. Die Commiffion erinnert daran, daß ſchon in 
der Bugenhagen'ſchen Kirchenorbnung ein Gleiched ben 
Volksſchulen unferer Stadt zugedacht war. Aber ed er- 
feheint nöthig, noch einen Schritt weiter zu gehen. Den 
Lehrern und Gehülfen ift ein feſtes Gehalt zu beftimmen. 


ı) Die geringfte, der Commiſſion befamnt gewordene Angabe nennt 
für die Stadt 75 Privat: Boltsfchulen mit 2153 Kindern 
und 77 mittlere Bürgerfchulen (ſämmtlich Privatanftalten) mit 
3533 Kindern, beiderlet Gefchlechts. 


22* 


Erridtung von 
Muſterſchulen 


(Staatsanftalten). 
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Der Staat nimmt die ganze Zeit und Fähigkeit eines 
Mannes in Anfpruch: es iſt billig, daß in den Bedingungen, 
ünter welchen folche Dienfte verlangt und dargeboten 
werden, nichts Unklares bleibe; der Staat legt eine Ver⸗ 
antwortlichleit anf: es ift zwedimäßig, daß Derjenige, 
welcher fie übernimmt, jeder Rückſicht enthoben fey, als 
eben der Rückficht auf feine Amtspflichten. Dagegen wird 
der Staat den Sat ded Schulgeldes beftimmen, und es 
für eigne Rechnung einziehen laſſen. Es ift der Borfchlag 
gemacht worden, dem Lehrer eine Quote des Schulgeldes 
beizulegen, damit er auch im eignen Intereffe bemüht feyn 
möge, die Schule der Beachtung des Publifums zu 
empfehlen. Die Commiffton hält diefe Art ver Aufmun⸗ 
terung nicht für nöthig; fie hält e& für richtiger, daß dem 
Staat jederzeit unbenommen fey, öhne daß der Ausfprudy 
eine fcheinbare Unbilligfeit enthalten fünnte, dad Marimum 
von Schülern für jede Säule und für jede einzelne Glaffe 
zu bejtimmen. ?) 

Durch die” zu errichtenden Mufterfchulen würde Die 
Zahl der vorhandenen Schulen nicht nothwendig vermehrt 
werden. Tranfitorifche Maaßregeln find bei diefer Reform 
leichter, als bei anderen an die Geſetzgebung zu ftellenden 
Anforderungen, aufzufinden. Sehr nahe liegt das Aus- 
kunftsmittel, daß der Staat mit anerkannt tüdjtigen Privat- 


ı) Zerrenner, Schulwefen der Stat Magdeburg (Magpeb. 1825) 
S. 22. *Kein Lehrer bezieht für fih Schulgeld, keiner außer 
“feinem Gehalte irgend eine Art von Sporteln oder Accidentien, - 
“was, wie die Erfahrung taufendfach Iehrt, für das Anfehen 
“ner Lehrer, für eine richtige Claſſification der Schüler und das 

* aanze Disciplinarwefen höchſt wichtig ift, auch dag Einfommen 
“nes Lehrers ficher ſtellt.“ 
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ſchullehrern fich verfländigt, und ihnen, indem fie in feine 
Dienfte treten, die Leitung von Mufterfchulen überträgt, 
Die Commiffion hat Grund zu glauben, daß Manche nicht 
abgeneigt feyn würden, die Wechfelfälle ihres Gefchäftes 
mit einer feften Stellung, einer geficherten Zukunft, zu 
vertaufchen. So wäre ein feſter Kern, ein Ausgangspunkt 
für die Ordnung ded gefammten Schulmwefend gemwoniten. 
Sm Berfolg würde gelingen, was auch anderwärts auf 
demfelben Wege erzielt worden, daß allmälig das bunte, 
regellofe Gemifch verdrängt, und.ein organifcher, der Ueber: 
ficht und der Aufficht fich nicht wieder entziehender Zuſtand 
begründet werde. | 

Daß vollends auf diefe Weife fein wohlerworbenes 
Necht gefränkt wird, bedarf. wohl kaum einer Ausführung. 
Allerdings ertheilt eine, unter den bisherigen Umftänden 
erlangte Conceffion dem Inhaber das Recht, Schule zu. 
halten, aber auf die Gefahr hin, in der Mitbewerbung 
neben einem beffer befähigten, vielleicht nur durch Ber: 
hältniffe mehr begünftigten Nachbar zurüdzubleiben. Gewiß 
hat der Staat, indem er Conceffionen ertheilen ließ, nicht 
anf das Necht verzichtet, beifere Schulen auch feinerfeits 
einzurichten. 

Nur darüber Fann eine Frage. entitehen, in welchem 
Maapftabe fich der Staat bei der Errichtung eigner Unter: 
richtsanftalten zu betheiligen hat. Die Commiſſion glaubt, 
daß dieſe Frage nur nach den gegebenen Verhältniffen, 
nach dem vorliegenden Bedürfniß zu beurtheilen ift. 1) 


ı) Robert Mohl, Polizei: Wiflenfhaft Br. J. ©. 418. “ Wo 
+ Privatunternebmungen entweder dem Umfang oder der Güte 
“ihrer Leiftungen nah mar theilweiſe das Unterrichtsbedürfniß 


Sperielle 
Andeutungen. 
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Auch abgefeben von dem Koftenpunft Cauf welchen fie 
zuruͤckkommen wird) würde fie nicht vorfchlagen, daß 


Vollſtaͤndigkeit, Lediglich um ihrer felbft willen, ange- 


firebt werde; und es ift dieſe Anficht fchon angedeutet, 
indem zımächft nur bie Herftellung von Mufterfchulen 
beantragt worden. 

Die Sommifftion verhehlt fich nicht, Daß über die An—⸗ 
werbung Diefer Grundfäte auf die verfchiedenen Arten von 
Schufen ‚detaillirte Vorſchläge merden erwartet werben. 
Zugleich aber leuchtet ein, daß nicht allein vollitändige 
und durchaus zuverläffige, ftatiftifche Data erforderlich feyn 
würden, fondern aud) genaue Kenntniß des jebigen Zu—⸗ 
ftandes der einzelnen Schulen, um das vorhandene Be— 
dürfniß mit Sicherheit zu beurtheilen. Wie weit die Aug: 
mittelung einer folchen Grundlage jenfeitö des Bereiches 
aller Privatbeitrebungen fällt, ift um fo überflüffiger - zu 
fagen, da der Staat felbft, bei dem Unzureichenden der 
beftehenden Einrichtirugen, nur Durch außerordentliche Maaß- 
regeln vie erforderliche Gewißheit fich würde verfchaffen 


. . befriedigen, da muß allerdings durch öffentliche Beranftaltung 
“pie fehlende Art und Zahl erfeßt werben..... Wie groß die 
AMZahl der vom Staate einzurichtenden Bildungsanftalten aller 
“Art feyn müffe? Die verfchievenen Bedürfniſſe müſſen gedeckt 
 «feyn; je nachdem diefe alfo größer oder Heiner find, fey es 
“wegen des Vorhandenſeyns genligender Privatanftalten, ſey 
0.08, weil die Oertlichkeit, die Art und Befchäftigung der Ein: 
“wohner Diefe oder jene Korderungen macht, je demnach muß 
“auch die Zahl der Anftalten wechſeln. Ohne Pedanterie, 
“welche leicht auf der einen Seite zu viel, auf der anderen zu 
“wenig thut, läßt fich dieſelbe weder mit den Verwaltungs: 
bezirken, nor mit der Einwohnerzahl in ein beſtimmtes und 

* unabänderliches Verhältniß ſetzen.“ 
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können. So fehr die Commiſſion von der inneren Richtige 
feit und Nothwendigfeit der oben entwidelten Grundfäge 
durchdrungen ıft, fo unummunden geziemt ihr zu befennen, 
daß, was die Anwendung aufs Einzelne betrifft,. in ben 
nachfolgenden Borfchlägen nur eine annähernde Löfung ber 
Aufgabe hat verfucht werden können. Dennoch bat fie 
auch dieſen Verſuch nicht zurüchalten wollen, fofern es 
darauf anfam, zu zeigen, daß wenigitend nichts Unaus⸗ 
führbare8, oder mit unerfchwinglicdyen Opfern für den 
Staat Berfnüpftes verlangt werde. 

1. Volksſchulen. Die Commiffion ift der Meinung, 
daß eine Volksſchule ald Staatdanftalt, mit fünf Elaffen, 
jede zu 50 Kinder, im Ganzen alfo für 250. Kinder, etwa 
unter den folgenden Bedingungen ſich herftellen ließe: - 








jährlich - 

Local .................... RE Et.x 750 
Heizung und krleuchtung ................. „300 
Gehalt des Hauptlehrers .................. » 1500 
Gehalte von 4 Gehülfslehrern, 2 zu 300 X und u 
2 zu 200 X.......................... „1000 
Station für 4 Gehülfslehrer, zu 300 .&*...... » 1200 
Lehrapparat ... .................... cn 100 
&t.X 4850 


Das Schulgeld beträgt gegenwärtig in den Schulen, 
wo ed am niedrigften geftellt ift, vierteljährlich 3 bis 5 X, 
wozu noch das fogenannte Holzgeld kömmt, welches bes 
ſonders entrichtet wird, und abgefehen von anderen Ans 
fprüchen, welche hin und wieder vorzufommen  fcheinen. 
Die Commiſſion würde fidy für den niedrigften Sat, alfo 
Ct. 12 jährlich entfcheiden. Sie glaubt, daß der Staat 
an und für fich wohl daran thut, guten Unterricht gegen 


Säulgelb 
in Vollsſchulen. 
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bie billigfte Vergütung anzubieten, und daß ed nament- 
lich zwedmäßig ift, auf alle Weile dem Chrgefühl 
entgegenzufommen, welches allerdings manche. unferer 
unbemittelten Mitbürger: zurüudhält, unentgeltlichen Unter⸗ 
richt für ihre Kinder nachzuſuchen. ben dies Chr 
gefühl, dies Bewußtſeyn der Unabhängigkeit von fremder 
Hälfe, das in nicht feltenen Fällen zu felbftverleuguens 
ber Anftrengung befähigt, unter feinen Bürgern. mög 
lichſt zu beleben, gehört nicht allein zu. den. fittlichen, 
jondern geradezu zu ben politifchen Aufgaben eines reis 
ſtaates. — 
Nach der niedrigſten, der Commiſſion zu Geſicht ge⸗ 
kommenen Angabe, befinden ſich etwa 3000 zahlende 
Kinder in den Volksſchulen der Stadt und der Vorſtädte. 
Ohne auf die Prüfung dieſer (wahrſcheinlich zu geringen) 
Angabe einzugehen, hält die Commiſſion dafür, daß es 
ein, bedeutender Schritt zum Beſſeren feyn wird, wenn 
auch nur zwei Drittheile derjenigen Kinder, welche ein 
fehr mäßiged Schulgeld für Unterricht zu entrichten im 
Stande find, in Staatsanflalten vereinigt werden. Sie 
empfiehlt daher fürd Erfte die Gründung von 9 Volks⸗ 
fchulen von der Art und dem Umfang der oben bezeich- 
neten. Die Koften’einer folchen Schule find angenommen 


zu ........ ............. ......... ....... Ct. 4850 
das Schulgeld (A 12 jährlich) von 250 Kindern „ 3000 
woraus eine Mehrausgabe von.............. Ct. 1850 


fi) ergiebt. Wenn man die Mehrausgabe für. 9 Schulen 
zu Gt.X 18,000 annimmt, fo wird aud, für Die Erleich- 
terung, welche in dem Fal von mehren, Die Schule 
zugleich befuchenden Gefchwiftern billig eintreten muß, 
Rechnung getragen feyn. 
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Nach der Anficht der Commiſſion wird es allerdings 
ſich herausftellen, daß der Staat wohl thun wird, die 
übrigen Schulen diefer Claſſe, beim @rlöfchen der (perſön⸗ 
liche) Gonceffionen nach und nach eingehen zu laflen, 
und fie, je nach dem vorhandenen Bedürfniß, welches dann 
mit fehr viel größerer Sicherheit zu beurtheilen feyn wird, 
durch entiprechende Staatsanftalten zu erfeßen. Es würden 


ſelbſt Privat-Volksſchulen neben Staatsanftalten der ber 


zeichneten Art auf die Dauer fich vergleichungsweife am 
fchwerften halten. Indeſſen fteht der Plan, dad Volks⸗ 
fchulmwefen Cfofern e8 nicht Sache der Wohlthätigfeit ift) 
gänzlich ald Staatdfache zu behandeln, mit unferen bie- 
herigen Gewohnheiten in fo entjchiedenem Widerfpruch, 
die augenblicliche durch ein Machtgebot angeordnete Durch⸗ 
führung deflelben würde mit fo vielfachen und fo großen 
Schwierigkeiten verfnüpft feyn, daß es gerathener erfcheint; 
die Entfcheidung über die Erfprieplichfeit oder eventuelle 
Nothwendigkeit einer folchen Maaßregel der Erfahrung 
anheimzuſtellen. 

2. Eine mittlere Bürgerſchule in vier Claſſen, jede 
zu 30 bis höchſtens 40 Schüler, würde etwa folgende 
Einrichtung vorausſetzen: 


Gehalt des Hauptlehrers ................... 6t..# 3000 
Gehalt zweier Gehülfslehrer, zu Ct. 300 und - 

Ct. 200.......... ................... „ 500 
Station zweier Gehülfdlehrer . .............. » 600 
Unterricht durch Fachlehrer ................. „1200 
Local . . . . . . . ............................ „ 800 
Heizung und. Erleuchtung.................. nu MW 
Lehrapparat ............................. » 200 


Gt. 6500 


Sch das Bolls- 
ſchulweſen Staats- 
farbe werben? 


Errichtung von 
mittleren Bürger- 
fchulen. 


Eine zweite Neal- 
ſchule. 
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Das. Schulgeld fünnte, durchaus innerhalb der jest 
üblichen Grenzen, für die untere Claffe zu 24%, für bie 
beiden mittleren zu 32%, und für die obere zu 40 X 
jährlid) gefeßt werden; engliſcher oder franzöfiicher Unter- 
richt, fofern er verlangt wird (was jetzt nicht felten Der 
Hall it), wäre mit 8X jährlich befonderd zu vergüten. 
Abgefehen von diefer Vergütung würde das burchfchnitts 
liche Schulgeld von 150 Kindern Et. 4800 betragen, alfo 
eine Mehrausgabe von &t.X 1700 erforderlich feyn. 

Was die Zahl der einzurichtenden Schulen diefer Elaffe 
betrifft, jo bemerft die Commiſſion, daß die beftehenden 
ſechs Kirchenſchulen in dieſe Kategorie zu ziehen ſind, wie 
ſie denn ihrer Abſicht nach ohne Zweifel dahin gehören. 
Wenn die Commiſſion die Gründung von fünf ferneren 
Schulen dieſer Art beantragt (wozu ein Zuſchuß von 
Et. 9000 ausreichen würde), fo glaubt fie, daß eilf 
öffentliche Anftalten, in welchen etwa der dritte Theil von 
Schülern und Schülerinnen diefer Claffe Aufnahme finden 
fönnte, auf die geregelte Privat-Goncurrenz nicht drüden, 
wohl aber auf die Anftrengungen der leßteren eine zweck: 
mäßige Rüdwirfung üben würden. 

3. Höhere Bürgerfchulen. Zunädft wäre der 
dest überfüllten) Realfchule von Staatswegen eine zweite 
an Die Seite zu fiellen, und diefer zweiten befonderd das 
Bedürfniß der Bildung des höheren Gewerbeftandes ins 
Auge zu faffen, während in der Nealfchule die Rüdficht 
anf den Kaufmanngitand vorwaltet. Natürlich) würde ver . 


Unterſchied hauptfächlich in den oberen Claſſen hervortreten. 


Uebrigens kann die Commiſſion den Wunfch nicht unter- 
brücden, daß die höheren Slaffen der Privatfchulen allmälig 
durch entfprechende Staatsanftalten abforbirt werden 


Zweites Capitel. Grundzüge einer Weform. 347 


mögen. 1) Dem Gtaat ift offenbar nicht allein bei der 


Auswahl der geeigneten Lehrkräfte, fondern auch bei der 
Herbeifchaffung der hier fo fehr in Betracht fommenden 
Lehrmittel ein weiterer Spielraum eröffnet. Eine ftärfere 
Entwicelung des Staatsfchulmefend nach diefer Seite hin 
würde auch Fein finanzielles Opfer erfordern, denn es if 
fein Grund vorhanden, das Schulgeld geringer zu normiren, 


als es für Die Realfchule Cimmer noch bedeutend niedriger, 


ald in manchen Privatanftalten) geftellt iſt. 

Was die Vorbereitungsſchulen für dieſe Stufe des 
Unterrichts anlangt, ſo erſcheint es wünſchenswerth, daß 
der Staat auch eine ſolche errichte, hauptſächlich, um zur 
Anſchauung zu bringen, was er als Aufſichtsbehörde ver⸗ 
langen wird. Das Uebrige wäre der beaufſichtigten Con⸗ 
currenz um ſo eher zu überlaſſen, da für dieſen Zweig des 
vorbereitenden Unterrichts im Durchſchnitt bereits gut ger 
forgt ift. Für das Unterbringen von Kindern unter ans 
gemeffener Chäufig weiblicher) Fürforge wird ‚von dem 
Publikum auch eine anfehnliche Ausgabe fo wenig gefchent, 
daß felbft ‚bei etwas ermäßigtem Schulgeld feine Zubuße 
des Staates erforderlich ſeyn würde. 





Die Commiſſion darf nicht verſchweigen, daß ihr :von 
fundiger Hand ein Plan mitgetheilt worden, nad) welchem, 
bei ver Uebernahme des ganzen jett in Privathänden be- 
findlichen Schulwefens, und unter der Vorausſetzung eines 
ziemlich viel höheren, als des oben beantragten Schulgelves, 


1) Dahlmann, Poltil,S. 267. *Die Regierung wirb öffent: 
“Tide Unterrihtsanftalten bilden und fie anbieten, ohne ben 
“ Privatunterricht anders, als Dadurch zu beeinträchtigen, bap 
“die Regierungsanftalten die volllommneren find.” - 


Vorbereitungs 
ſchulen. 


Der Koſtenpunlt. 
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noch ein Ueberfchuß der Staatscaſſe verbleiben, oder auf 
eine fehr liberale Ausitattung der Schulen verwendet werden 
fonnte. Die Commiffton ift nicht der Meinung, Daß diefer 
Plan ald an und für fid; unausführbar zu betrachten fey, 
aber fie hat nicht geglaubt, ihn fidy aneignen zu Dürfen. 
Denn die augenblidlicdye Vernichtung oder Verwandlung 
aller Privatanftalten, auch wenn fie (natürlich unter Ver⸗ 
fosgung aller Betheiligten) durch einen Zauberfchlag zu 
bewirken wäre, erfcheint ‚nicht unbedingt nothwendig; Die 
der Berechnung zu Grunde liegenden Zahlenverhältniffe zu 
würdigen, hält die Commiſſion ſich außer Stande, bei 
der notorifchen Unzuverläffigfeit der bis jetzt ermittelten 
ftatiftifchen Daten; fie hat feinen Maaßftab, um mit Zus 
verficht Die Zaufende von Familien zu bemeflen, welche 
dad Schulgeld für die erfie, zweite, Dritte Stufe des 
Unterrichts zu bezahlen fo geneigt als fähig find; und fie 
muß, aus den oben angedeuteten Gründen, für ein fo 
niedrig ald möglich geftellted Schulgeld ſich entfchieden er⸗ 
klaͤren. Endlich hält die Commiſſion ed weder ihrem Auf- 
trag noch ihrer eigenthümlichen Stellung angemeffen, bei 
der Veröffentlichung ihres Berichtes irgendwo (vielleicht im 
Schulftande ſelbſt) Erwartungen zu nähren, deren Erreich- 
barkeit fie. freilich nicht zu widerlegen, noch weniger aber 
zu verbürgen weiß. 

Ganz anders verhält es fich, wenn die Commiſſion 
das: offene Bekenntniß wiederholt, daß fie ohne eine Anz 
firengung ded Staates Feine Hülfe fieht. Jedermann weiß, 
daß der Staat, zumal unter gegenwärtigen Umftänden, zu 
einer Anftrengung ohne Noth ſich, nicht entfchließen wird. 
Daß aber in der unteren und mittleren Region unferes 
Schulmefens ein Nothſtand vorliegt, glaubt die Com: 
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miffion dargethan zu haben. Ueber die erforderlichen Mittel 
hat fie annähernd fich geäußert; fie darf hoffen, daß der 
Anfchlag nicht zu hoch gegriffen erfcheinen wird, um richt 
die Aufwendung zu rechtfertigen, noch zu niedrig, um nicht 
einen heilfamen Erfolg erwarten zu laflen. Der Lehritand 
ift ein Stand der Mühe, des befcheidenen Lohnes auch für 
reiches Verdienſt; er wird es bleiben, wie er ed in den 
Staaten geblieben ift, welche die billigen Anfprüche an ven 
öffentlichen Pfennig früher und bereitwillig gewährt haben. 
Gewiß aber kann unfer Staat nicht der Meinung feyn, 
daß er durch die bedeutenden Aufwendungen für die Zwecke 
des höheren und gelehrten Unterrichts fich losgekauft habe 
von der Fürforge für diejenigen Schulen, in welchen bie 
Mehrzahl unferer Bürger (ſofern nicht ihre Dürftigkeit 
unentgeltlichen Unterricht fucht) die Mitgabe von Schul 
fenntniffen fürd Leben empfangen fol. Die Commiffion 
könnte fich begnügen, den fittlichen Gewinn neben ben 
Geldmitteln in die Waagfchale zu legen. Aber fie vers 
ſchmäht e8 nicht, wirthfchaftlichen Rechnern auch auf Died 
Gebiet zu folgen. Sie hält fich überzeugt, daß es im 
MWefentlichen um die Frage fich handelt, ob man ſich ents 
fchließen will, eine überjehbare Summe an die Berbefferung 
der Schulen zu wenden, oder ob man es vorzieht, jährlich 


anfchwellende Summen für die Armen: und Strafanftalten 


zu veraudgaben. 1) Und in wie ganz anderem, auch 
öfonomifch anderem Licht, erfcheinen diefe verfchiedenen 


1) Die augenblidiiche Leichtigkeit des Erwerbs fpricht nicht gegen, 
fondern, reiflih erwogen, eher für dieſe Anficht. Es Tann 
nicht fehlen, daß in Folge derfelben die Zahl ver unbedachtſam 
gefchloffenen Ehen zunehmen wird, ‚während bie Berhältniffe, 
durch welche jene Leichtigkeit gefteigert worden, ihrer Natur nach 


Sittlicher unb 
ölonomifcher Ge⸗ 
fihtspunft. 


Verhältniſſe 


der Privatſchulen. 
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Arten von Ausgaben. Wenn beide auf die gefammte Zahl 
der Steuerpflichtigen fich, faft unmerfbar für den Einzelnen, 
vertheilen, fo wuchert die erftere durch die wohlthätigfte 
aller Wirkungen, durch die Belebung nüßlicher Thätigkeit; 
felbft der unmittelbare Vortheil für den Einzelnen (wenn 
barauf gefehen werden fol) wird nicht ausbleiben; gar 
manche Familie wird durch die Ermäßigung des Schul 
geldes eine namhafte Erleichterung verſpüren. 

IV. Die Commiſſion hat fich bereitd darüber erflärt, 
daß ed nicht ihre Meinung ift, die Privat-Eoncurrenz 
gänzlich auszufchließen, oder die Bortheile in Abrede ftellen 
zu wollen, welche fie bei einem geregelten, dem Zufall 
wicht preisgegebenen Verhältniß, mit fich bringen 
fann. Wohl aber muß das gefammte Schulwefen unferer 
Stadt zu einem organifchen Ganzen umgefchaffen werden, 


fo daß fein Zweifel darüber bleibe, welche Stelle cine 


Lehrplan. 


Schule, fie habe Namen, wie fie wolle, einzunehmen hat, 
und inwiefern fie diefe ihre Stelle wirflich ausfüllt. Auch 
Died Ziel wird nur allmälig ‘erreicht werden fünnen; um 
fo mehr thut Noth, ed mit enerätfcher Conſequenz an⸗ 
zuſtreben. 

Wer eine Privatſchule irgend einer Art zu gruͤnden 
boabſichtigt, hat vor allen Dingen der betreffenden Section 
den. oberiten Schulbehörde Cf. die nächſte Nummer) feinen 
Lebepkan vorzulegen, und dad Schulgeld zu bezeichnen, 
das: er zu nehmen gedenkt. Es wird kaum nöthig ſeyn, 


vorübergehend find. Bald genug wird es in größerem Maaßſtab 
zur Anfchauung fommen, was vie frühe Gewöhnung an Zucht 
und Sitte und regelmäßigen Fleiß, was die Aneignung nütz⸗ 

licher Fertigleiten, und was auf der andern Geite die Ber: 
wahrlofung bedeutet. 
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zu beftimmen, daß das leßtere nicht geringer feyn darf, 
als das für die entfprechenden Staatsanftalten feitgefekte. 
Was den Lehrplan betrifft, fo kann nicht die Abficht feyn, 
eine Uniformirung fämmtlicher Schulen einer Slaffe zu bes 
wirfen, oder einer Eigenthümlichfeit in den Weg zu treten, 
die in einer befonderen Richtung der yerfönlichen Aus 
bildung, ober in einem wahrgenommenen Bebürfniß bes 
gründet feyn mag. Aber mit Fug und Recht it zu vers 
langen, daß Jeder der von ihm zur übernehmenden Aufgabe 


fi) Har bewußt fey, und daß. er über den Stufengang; 


wie über die erforderliche Theilung der Arbeit Rechenfchaft _ 


zu geben wiſſe. Selbft aus dem Gefichtöpunft der zu ers 
mittelnden Befähigung ift dieſe Anforderung als eine ef 
und unerläßliche zu betrachten. Ä 

Eine Prüfungs sCommiffton (aus der Mitte der bes 
treffenden Section beftellt) wird, nach eingezogener Er⸗ 
fundigung über das fittliche Verhalten des Gandidaten, 
ihm Gelegenheit geben, durch die Löſung von thegretifchen 
and praftifchen Aufgaben Cwelche mit Rückſi cht auf das 
von ihm ſelbſt angekündigte Lehrziel zu ſtellen ſind) ſeine 
Kenntniſſe und Fähigkeiten darzuthun. 

Auf den Bericht der Prüfungs⸗Commiſſion ertheilt 


die betreffende Section die Erlaubniß zur Eröffnung einer 
Schule der bezeichneten Art. Sie müßte aber das Recht 


haben, fernere Eonceffionen, auch wenn fie von übrigens 
befähigten Individuen nachgefucht werben, zu verweigert, 
fofern nach ihrer Ueberzeugung das Bedürfniß durch Die 
bereit8 beftehenden Schulen verfelben Gattung durchaus 


genügend gededt iſt. Indeſſen wäre bei einer auf’ viefe‘ 


Weiſe motivirten Verweigerung dem Nachfuchenden der 
Recurs an die oberfte Schulbehörde freizufaffen. 


Prüfung. 


Conceſſtonirung. 


Verweigerung 
einer Conceſſion. 
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Die Commiſſion hat dieſen Antrag einer wiederholten 
Discuſſion unterzogen. Sie kann nicht leugnen, daß die 
Anſicht über das vorhandene Bedürfniß, der Natur der 
Sache nach, eine relative iſt, noch kann fie die Möglichkeit 
beftreiten, daß Ungleichheiten und Lingerechtigfeiten vor⸗ 
fommen Fönnen. Uber e8 galt einer weit größeren Ge⸗ 
fahr zu begegnen — ver Gefahr nämlich, daß bei einer 
Weberzahl von Privatichulen die Lehrkräfte und Lehrmittel 
wieder zerfplittert werden, während ihre Eoncentrirung fo 


j wünfchenswerth ift, daß bei mangelnder Aufmunterung Die 


Kräfte erfchlaffen, und bei geringer Frequenz manche 
Schulen in eine fümmerliche Stellung zurüdfinfen möchten. 
Die Erfahrung lehrt, daß Fleinliche Sutriguen hin und 
wieder aufgeboten werden, um die Gunft des Publifums 
dem Einen auf Koften ded Anderen zuzuwenden, und daß 
auch in der Auswahl der Schulen die Mode ihre Macht 
übt, Dagegen ift doch in der That nicht zu beforgen, Daß 
bei der collegialifchen Berathung zweier Behörden (einer 
unteren und einer oberen) ähnliche Einflüffe fich geltend 
machen werben: Und wenn der Staat nicht allein eigene 
Aufwendungen macht, um gute Schulen herzuftellen, {ons 
dern auch die Ertheilung von Conceffionen an ftreng ein- 
zuholtende Bedingungen knüpft, fo fcheint nicht nur das 
Kecht, ſondern Cden Eonceffionirten gegenüber) felbft die 
Pflicht begründet, der Concurrenz gewiſſe Schranfen zu 
fegen. Endlich ift eine biscretionnaire Gewalt diefer Art 
feineöweges neu; fie ift bißher in der Form geübt worden, 
welche dem Mißverſtändniß am leichteften unterliegt, nämlich 
je nach der fubjectiven Anficht eined Einzelnen; fie wird in 
gewiffen Maaße zum Zwed der allmäligen Umſchaffung 
unſeres Schulwefens auch ferner erforderlich feyn; es 
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fommt nur darauf an, fie folchen Behörden su übertragen, 
deren Zufammenfetung eine Bürgfchaft gegen dad Bora 
walten individueller Anfichten oder befangener Richtungen 
darbietet. 

Einmal ertheilte Conceſſionen fünnten übrigens nur 
aus denſelben Gründen und unter denſelben Formen wieder 
zurüdgenommen werben, welche zur Entfernung eines öffents 
lich angeftellten Lehrers erforderlich find. Einzelne Mißs 
griffe würden immer noch leichter durch Ertheilung neuer 


Widerruf 
ber Conceſſion. 


Conceſſionen, ſobald es rathſam erſcheint) wieder einiger 


maaßen gutgemacht werden koͤnnen. 

Conceſſionirte Lehrer würden ihre Gehülfen zwar, wie 
ſich von ſelbſt verſteht, frei wählen können, jedoch würden 
auch dieſe (Gehülfs⸗Lehrer und Lehrerinnen) nur in Thätig⸗ 
feit treten dürfen, ſofern fie eine Prüfung (durch die oben 
erwähnte Commiffion) bereitd beftanden haben, und zur 
Ertheilung ber betreffenden Art des Unterrichts befähigt 
erflärt find. 

Sämmtliche Privatfchulen würden unter derfelben Ins 
fpection ftehen, wie die entfprechenden öffentlichen Auftalten. 
Diefe Inſpection aber, weit entfernt ſich auf die Anweſen⸗ 
heit bei feierlichen Prüfungen zu befchränfen, würde durch 
mehrfachen Befuch ber Schulen während der Lehrftunden 
und durch regelmäßige Gonferenzen mit dem gefammten 
Lehrerperfonal, nicht allein die Einhaltung des Lehrpland 
und die Befolgung ded Stufenganges überwachen, fondern 
eine ununterbrochen lebendige Theilnahme für die Zwecke 


bed Unterrichts und die Verhältniffe der Schule entwickeln 


fönnen; fie würde zugleich geeignet ſeyn, Anſichten und 
Münfche der Aeltern zu unterflüben oder zu berichtigen, 
wie auch die Wünfche und Beſchwerden ver Lehrer an 


23 


Prüfung 
ber Gehülfen. 


Art 
ber Inſpection. 
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bie betreffende Section, und durch biefe an bie oberfte Schul. 
behörde zu bringen. 

V. Schulbehörde — Die Eommiffion darf an- 
nehmen, daß cd ald dringendes Bedürfniß anerfannt werden 
wird, dad gefammte Schulmefen einer Gentralbehörde unter⸗ 
zuordnen. indem fie nım zur Darlegung ihrer Anfichten 
Über die angenteffene Zufammenfegung derfelben überging, 
bat fie zuvörderſt mit der Frage fich befchäftigt, ob darauf 
anzutragen fey, daß einer oder mehrere Männer von wiſſen⸗ 
ſchaftlich und praktiſch paͤdagogiſcher Bildung als (natürlich 

eind Ghnträthe befoldete) Beamte, nach dem Vorgange anderer Staaten, 
sußeen? Unter dem Titel von Schulräthen, oder Studienräthen, 
| oder Schulinfpectoren, angeftellt werben mögen. Durch 
den Borfchlag, einen Mann von technifcher Bildung als 
Bauſyndicus in die höchfte Staatsbehörde einzuführen, hat 

die Eommiffion gezeigt, daß fie den Vorwurf nicht fchent, 

unter gewiffen Verhaͤltniſſen audy eine fo bedeutende Ab⸗ 

weichung von unfern Staatögewohnheiten zu beantragen. 

Aber: fie glaubt nicht, ohne nachweisbare Nothwendigfeit 

eine ähnliche Maaßregel empfehlen zu follen. Und fie hält 

allerdings dafür, daß es, unter einer Borausfeßung, der 

&retrung ſolcher, unferem Staatsorganismus fremder, 

Stellen. nicht bebürfen wir. Sie glaubt, daß es bei ven 
Mitgliedern der oberften Schufbehörde weniger auf fpecielle 
Fachkenntniſſe, ald auf Intelligenz, allgemeine Bildung, 

freien Blick und SChätigkeit anfommen wird, 1) in Der 
Vorausſetzung, daß dieſe Gentralbehörbe nad) vers 
ſchiedenen Richtungen fi in Sectionen theilt, daß jebe 


1) In diefem Sinne bat auch Mohl (Polizei: Wiffenfchaft Bo. J 
©. 430) fih ausgeſprochen. 
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Section nicht allein berechtigt, fondern verpflichtet iſt, Durch 
Hinzuziehung der vorzugsweife geeigneten Elemente fich zu 
verftärfen, daß innerhalb jeder Section, zum Zwed ber 
Prüfungen und der Infpection, eine geregelte Theilung ber 
Arbeit ftattfindet, und daß der Gentralbehörbe, wenn fie 
als MWahlcollegium, oder als oberfte leitende unb anord« 
nenbe Behörbe zu entfcheiden, ober einen Act der Geſet 
gebung vorzubereiten hat, dad erforderliche Material durch 
gutachtliche Berichte ber betreffenden Section ieberzeit 
Gebote ſtehen wird. 1) 


1) Es könnte ein Bedenken ſich erheben, ob gutachtlichen Keuferungin 
auch immer das gehörige Gewicht zukommen werbe: 
wird freilich auf den Grad ded Bertrauend ankommen, nein 
bie Perfönlichkeit der Begutachtenden zu weden geeignet 
Beiſpielsweiſe mag indeffen ein Fall aus einer ver Schwefler⸗ 
ſtädte hier erwähnt werben. Die Rath und Bürger⸗Deputatton, 
welche in Bremen im Jahre 1832 zur Beratpung über. ‚nie 
Berhältniffe der Hauptſchule angeordnet war, fagt in ihren 
Beriht (Anlage B Ju ven Anträgen des Raths im Conveiit 
vom 19. April 1833, ©. 126): *Die Deputation muß mr 
“denken tragen, das überlegte Urtheil eines ſachkundigen, 
%“fehrten und erfahrenen Schulmannes, weicher als Vo 
“pie Lücken und Benürfniffe feiner Anftalt durch tägliche Nie 
“Tchauung am genaueften kennen muß, ihrer eigenen A 
* unterzuordnen, welche dahin ging u. f. w.” Einfeitige En 
ſcheidung, oder eine, die Selbfifländigleit des Unterriches nes 
fährbende Intervention, wird bei einer Behörbe, bie aus ger 
mifchten, aber nicht befangenen Elementen befteht, weniger 
beforgen ſeyn, als bei dem überwiegenden Einfluß eh 
wenigen Stunmführer, und einer zurüdhaltenden Paſſivität ur 
Mehrzahl. Au in diefer Beziehung wird es erlaubt fepn, an 
die Behutfamtelt und Umficht zu erinnern, mit welder eine 
ähnliche Deputation in Bienen (Anlage B zu den Anträgeh 
des Raths über die Hauptfchule, 21. Juni 1839) ſchwierige 
Zeitfragen in Bezug auf Berbältniffe des Schulwefens bes 
handelt Hat, über welche die Stimmen ber Männer vom Fach 
noch nicht durchaus im Einklangte find... 
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Von dieſem Geſichtspunkte ausgehend, hat die Com⸗ 
miſſion zu den jetzt zu entwickelnden Vorfchlägen ſich ver⸗ 
einigt, welche auch von der Baſis der theilweiſe wenigſtens 
ſchon beſtehenden Einrichtungen nicht allzuweit ſich zu ent⸗ 
fernen ſcheinen. | 

Die oberfte Schulbehörde wäre zufammenzufegen aus 
fünf Mitgliedern in vel de Senatu, aus den fünf Haupt⸗ 
predigern und fünf bürgerlichen Deputirten, darunter zwei 
Oberalten und brei ohne Rückſicht auf Mitgliebfchaft eines 
Collegiums oder auf Erbgefeffenheit zu erwählende Bürger. 

Es läßt fich nicht zweifeln, daß in der oberften 
Staatsbehörde ftetd eine Anzahl von Mitgliedern fich 
finden wird, benen die Befchäftigung mit dieſem, nicht dem 
unwichtigften Zweige der öffentlichen Verwaltung willkommen 
feyn wird. Daß nad) folchen perfünlichen Cigenfchaften, 
welche eine lebendige Theilnahme für dieſe Angelegenheit 
erwarten laffen, und nicht nach dem zufälligen Umftande 
des Amtsalters die Wahl einzurichten feyn würde, verfteht 
fih von ſelbſt. Es wäre anheimzugeben, ob nicht zweck⸗ 
mäßig drei grabuirte und zwei nicht graduirte Mitglieder 
beputirt, und die Schulbehörbe durd, einen Eyndicus, 
welcher dad Neferat über ale Schulfachen im Rath übers 
nehmen würbe, präfibirt werden koͤnnte. 

Was die Hauptprediger betrifft, fo hat die Com⸗ 
miffton nicht allein an ben bevorzugten Einfluß gedacht, 
welcher denfelben theils durch dad Geſetz, theild durch ein 
(nicht unbeftrittened) Herkommen in Schulangelegenheiten 
bisher ſchon zugewiefen war. Jene abnorme Stellung, 
welche ihnen von Amtswegen jede GSeelforge, jede un- 
mittelbare Berührung mit unferem Volke, jede lebendige 
Verbindung mit einer Gemeinde, außer vermittelft des 
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Kanzelvortrages, entzieht — eine Gtellung,. welche an 


den in proteftantifchen Ländern übel lautenden Unterfdjied 


zwiſchen höherer und niedriger Geiftlichfeit, ein Ueberbleibſel 


der Hierardjie, erinnert — eben jene Äußere Stellung 
würde aller vechtfertigenden Grundlage entbehren, wenn 
fie nicht etwa fo aufzufaffen wäre, daß jene Männer zu⸗ 
gleich ald die Träger der höheren wiffenfchaftlichen Cnicht 
augfchließlich theologifchen) Ssntereffen unferem Staate fidh 
verwandt und um denfelben verdient zu machen berufen 
find. Falls übrigens eine hochbenöthigte Reform unferer 
firchlichen Zuftände auf verfaffungsmäßigem Wege auch 
eine Erweiterung in dem amtlichen Wirkungskreis ver 
Hauptprebiger herbeiführen follte, fo würde Nichts im 
Wege fiehen, an die Stelle derfelben in Zukunft Deputirte 
des Minifteriumd zu der oberſten Schulbehörde treten zu 
laffen. 

Die Theilnahme von Mitgliedern des erften bürger- 
lichen Collegiums an einer fo einflußreichen Behörde er 


fcheint, auch abgefehen von der bisherigen Einrichtung, 


unferer Berfaffung nad) unerläßlih. Es kann nur darüber 
eine Frage entftehen, in welchem Verhältniß dieſe Theil- 
nahme künftig beflimmt werden fol. Die Commiſſion 
würde eine größere Anzahl von Mitgliedern des Collegiums 
der Oberalten hinzuguziehen beantragt, und dabei der Pietät 
gegen das eigenfte Vermächtniß der Reformationsperiode um 
fo mehr nachgegeben haben, als eine verbefferte Zuſammen⸗ 
fegung diefes Collegiums von der vorgefchlagenen Wahlart 
zu erwarten flieht, wenn nicht ein überwiegender Beweg⸗ 
grund dafür fpräche, der Auswahl der drei übrigen bürger- 
lichen Depntirten ben weiteften Spielraum barzubieten, fo 
daß auch Gelehrte berufen werben Tünnten, und zwar ohne 


Bürgerliche 
Deputirte, 


Sectionen. 


Erſte Section. 


38 -Prikten Teil Schulween. 


Rückſicht auf die Faeultäten, da es ſich ja nicht darım 
handelt, die lettteren zu vertreten, fonbern vielmehr Männer 
von freiem, wiffenfcheftlichem Standpunft zu gewinnen. 

Dieſe aus 15 Mitgliedern beftehende Gentralbehörde 
wärde ſich in fünf Sertionen theilen, fo daß in jeber 
Section außer einem Rathsmitglied, welches das Präſidium 
führte, auch ein Hauptprediger und ein bürgerlicher Des 
putirter ſich fände: Der Geſchäftskeeis der Sectionen 
würde im Weſentlichen fich fo ftellen: 13 Gelehrtefchulen 
und Staatsanftalten für wiſſenſchaftliche Zwecke; 2) höhere 
Bürgerfchulen, Navigationsſchule, Gewerbefchulen; 3) mitt- 
lere Bürgerſchulen; 43 und 5) Volksſchulen, darunter auch 
bie Armen, und Kreifchulen and Vorbereitungsfchulen. 

Die Conflituirung der einzelnen -‚Sectionen würde, 
nach ihren verſchiedenen Richtungen, etwa folgendermaaßen 
zu ergänzen feyn. 

l. Die erfte Seetion würde, mit Bezug auf Die 
beiden Gelehrtenfchulen, die Vorfteher derfelben, alfo den 
jedesmaligen Nector des Gymnaſiums und den Director 
ded Sohanneumd, nnd ferner noch, zwei Gelehrte hinzu: 
ziehe. Mit Bezug auf die wiffenfchaftlichen Staats⸗ 
anftalten und Sammlungen ?) hätte fie ſich durch die Vor⸗ 
ſteher derſelben, und außerdem etwa durch vier Maͤnner 
von wiſſenſchaftlicher Bildung gu verftärfen, bei deren 


‚ .Y Siadtbibliothek. botanifher Garten, Muſeum, Sternwarte. 

| Die durch Rath⸗ und Bürgerſchluß vom 11. Mai 1843 feſt⸗ 

geſtellte Berfaffung des naturhiſtoriſchen Muſeums und beffen 

- "Sonfolivirung mit yen Sammlungen des naturhiftorifchen Vereins 

würde nach den obigen Borfohlägen in keiner Art einer Ab: 

änderung bedürfen; es würde nur an bie Stelle der Gymnafial⸗ 
Deyutation die erfie Section der Schulbehoͤrde treten. 
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Auswahl fie an Feine andere Nüdficht ald an die auf Die 
Bertretung ber verfchiedenen in Betracht kommenden wiſſen⸗ 
fchaftlichen Ssntereffen gebunden wäre. Auch müßte ber 
Section unbenommen bleiben, biefe Anzahl nöthigenfalls zu 
erweitern... Bei den auf dieſe Weife Berufenen möchte bei 
biefer, wie. bei ben anderen Gectionen, zu ‚empfehlen 
feyn, daß immer auf den Vorfchlag des Austretenden ain 
Nachfolger für ihn von der Section erwählt würde.  .- «- 

2. Die zweite Section würde für die höheren Bürger⸗ 
ſchulen verftärft durch die Vorfieher der beiden entſprechen⸗ 
den Staatdanftalten (Realſchulen), und durch einen von 
den Borftehern der Privatanitalten diefer Elaffe aus ihren 
Mitte zu ermählenden Deputixten. Die. Hinzuziehung 
des Lepteren fcheint ein geeignetes Mittel, nicht allein 
um die Wünfche ver Privatichulvorficher. zu. vernehmen, 
fondern auch um ſich mit ihnen über zweckdienliche Au⸗ 
ordnungen zu verfländigen. Die Section würde außerdem, 
mit Bezug auf die Navigationsfchule und die Gewerbe 
ſchulen, fid) durch fachkundige Männer zu verſtärken haben, 
und ed müßte ihr freiftehen, ſowohl aus. ber. Zahl der 
Profefioren der beiden Selehrtenanftalten, ald durch Maͤnner 
von anerkannt technifcher Bildung (auch die im. Staates 
bienft anweſenden technifchen Beamten mit eingefchloflen) 
fid) zu ergänzen, mit Rüdficht auf Die Navigationsſchule 
wäre insbefondere ein Mitglied des Commerciums (am 
paffendften einer der Deputirten zur Scifffahrts und 
Hafens Deputation) hinzuzuziehen. In ber Mitte ber fo 
zuſammengeſetzten Section würde es leicht feyn, über Die 
Theilung der Inſpection ber Schulen, weldje zur Zeit nur 
je zwei Mitglieder in Anſpruch nehmen würbe, eine Vers 
abredung zu treffen. 


Zweite Section. 


Dritte Section. 


Bierte und fünfte . 


on. 


Airche und Schule. 
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d. Die Section. für die mittleren Bürgerfchulen (zu 

welchen auch die Kirchenfchulen nach der Anficht der Com⸗ 
miffton gehören) würde ſich zunächfl durch fünf Mitglieder 
ber Firchlichen Eollegien (für jedes Kirchfpiel eins) ergänzen, 
und bie biöherigen Berwaltungsbehörben der Kirchenfchulen 
würden in wechjelnder Reihefolge der Kirchipiele ein oder 
einige Mitglieder der Section beigefelen. Die fämmtlichen 
Borfieher von Schulen dieſer Elaffe würden zwei Deputirte 
and ihrer Meitte für biefe Section erwählen. 
4 und 5.. Theil die große Anzahl der unter den Be- 
griff der Volfefchule. gehörigen Anftalten, theild die eigen; 
thümlichen Berhältnifie. der Schulen der allgemeinen Armens 
anftalt, wie der Freifchulen, mögen es rechtfertigen, wenn 
die Aufſicht über weſentlich gleicjartige Anftalten nicht 
einer, fondern zwei Sectionen überwiefen wird, und zwar 
in der Art, daß die Schulen der Armenanftalt und die 
Freifchulen den Gefchäftsfreis der fünften Section ab- 
Schließen. 

Der Commiſſion erfcheint ed als weſentlich, daß Die 
fämmtlichen Diakonen und die Prediger der beiden Vor⸗ 
ftädte, in dieſen beiden Sectionen vertheilt, die Ihnen zu⸗ 
fommende Hauptaufficyt über den VolfSunterricht übers 
nehmen. Sie kann nicht umhin, bei diefer Gelegenheit den 
Gefichtspunft anzudeuten, aus welchem fie dad Verhältniß 
zwifchen der Kirche und der Schule betrachtet. 

. Sm Mittelalter waren Geiftliche befanntlich die Pfleger 
des gefammten Wiſſens. Die Reformation erhielt nicht 
nur, fonbern befeftigte den Einfluß der Geiftlichen auf die 
Schulen; die geiftige Bewegung war ſich fehr Kar bewußt, 
daß auf Diefem, wenn auf irgend einem Wege, die Zukunft 
zu erobern fey. Aber das geiftige Leben erweiterte mehr 
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und mehr den Kreis feiner Thätigfeit. Jeder Zweig des 
Wiſſens warb in fein Recht, einer nach bem anderen, eins 
geſetzt; auf mandhfaltigen Bahnen, durch Andzeichnung in 
verfchiedenen Gebieten, zumal des angewandten Wiſſens, 
war Ehre und Einfluß zu erlangen: die Geiftfichen, bei 
befonderen Gang ihrer Bildung nach, Tonnten ber amd 
fchließlichen Lenkung von Unterrichtsanftalten nicht mehr 
gewachfen feyn, welche immer manchfaltigere Aufgaben fürs 
praftifche Leben zu Töfen hatten. Die veränderte Richtung 
der theologischen Anfichten Fam hinzu; in der zweiten Hälfte 
bed vorigen Sahrhundertd gingen namhafte Schulmänner 
vorzugsweife aus den Reihen Derjenigen hervor, welche 
fi) von dem geiftlichen Beruf Iodgefagt hatten: eine feind⸗ 
felige Spannung, im beften Fall eine gegenfeitige Ent 
fremdung zwifchen Kirche und Schule fonnte nicht au 
bleiben. Ä Be 

Daß died Verhaͤltniß auch die Volksſchule ergriff, iſt 
zu beflagen. Der Staat hat Urfache genug, felbft von 
feinem Gefichtöpunfte aus, das einträchtige Zuſammen⸗ 
wirfen der Kirche und Schule zu wünfchen. Woher fonft; 
wenn nicht durch diefe beiden Anftalten, fol in der Mehr: 
zahl das Bewußtfeyn geweckt werben, daß das Gemüt 
ein anderes Bebürfniß hat, ald dem das Aeußerliche genügt, 
das Leben einen anderen Zweck, ald Erwerb, Bell und 
Genuß, der Menfch eine andere Zukunft, als die er durch 
feiner Hände Arbeit und etwa durch den zeitig gehegten 
Sparpfennig nothbürftig fich felber fihern Tann? Nicht 
allein die Zuchtlofigkeit der neuerdings fogenannten “gefaͤhr⸗ 
lichen Glaffen der Bevölkerung” ift für den Staat ver 
derblich, fondern auch jene immer weiter verbreitete, ledig⸗ 
lich aufs Materielle und Aeußerliche gerichtete Geſinnung. 


gerhältniß 
Geiſtlichen 
Vollsſchule. 


Zo2Erüuter Theil Schulipoſen. 


Denn fie zerreißt in fortſchreitender Selbſtſucht das Band, 
das den Bürger in der Erfüllung feiner öffentlichen Leiſtungen 
gerwiffenhaft erhält, und durch welches er in der Stunde 
der allgemeinen Roth zu Anftrengungen und Opfern fürs 
gemeine Weſen ſich verpflichtet fühlt. - Und in einem Freis 
ſtaat zumal, noch mehr ald da, wo eine Gentralgewalt 
herrſcht, ruht das legte Heil in der Gefinnung der Bürger. 

- : Daß die Entfremdung der Bolföfchule — um auf das 
Berhältniß der letzteren zurückzukommen — nicht ohne Schuld 
ber Geiltlichen vor ſich gegangen feyn kann, ift leicht zu 
denfen. ihre einfache Aufgabe, in Bezug auf die Volks⸗ 
fehule, muß.nicht zu leicht genommen werden. Auch die 
Anforderungen an den VBolfsunterricht und deſſen Leiftungen 
find vorwärts gefchritten. Den Geiftlichen mochte das Be⸗ 
wußtſeyn gelehrter Ueberlegenheit nicht immer den rechten 
Ton und Sinn, nicht die rechte Theilnahme für die Anz 
ftrengungen des Volksſchullehrers finden laſſen. Lief der 
Letztere Gefahr, die Methode, die er ſich etwa angeeignet, 
zu überſchätzen, ſo konnte er um ſo mehr nur durch um⸗ 
ſichtiges und wohlwollendes Eingehen auf die Mängel, 
nur durch gründliche Kenntniß der Sache von feinem 
Irrthum zurückgebracht werben. Erzeugte ſich vollends Die 
Meinung, der Geiftliche wolle in der Schule befehlen, 
ohne fih um das, was vorgeht, ernftlich und forgfältig 
gu. kümmern, fo ging dad Bertrauen verloren, fo warb 
die Tendenz gefördert, die jeßt faft allerorten Chiex vielleicht 
noch weniger audgefprochen, als anderwärts) ſich fundgiebt, 
auch die Volksſchule müſſe ſich *emancipiren.“ 1) 


1) Curtman hat dies Berhältniß beſonders ſcharf hervorgehoben, 
indem er den Geiſtlichen im Allgemeinen den größeren Theil 


— — — — ——— 
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. Das Alles wieder anözugleichen, kann ber Staat Mas ber Staat 
‚direct nur fehr wenig thun. Wenn er die Geiftlichen babel than Tann. 
von Amtswegen mit der Infpection der Schulen beauf⸗ 
tragt, fo wird Derjenige, der es mit feiner Ausbildung 
für den geiſtlichen Stand ernftlich meint, einen Anlaß 
finden, auch an die Vorbereitung für diefen Theil be& 
künftigen Berufes bei Zeiten zu denken. Bon einer Bow 
fehrift, wie fie anderwärts befteht, für die Studirenden 
der. Theologie, auf der Liniverfität eine VBorlefung über 
Pädagogik und Divaktif zu hören, verfpricht fih Die Com⸗ 
miffton feinen befonderen Erfolge. Ob auf eine Probes 
Katechifation, in Verbindung mit der theologifchen Staats⸗ 
prüfung, großer Werth zu legen wäre, fleht dahin; Daß 





der Schuld beimißt, und vor Allem “eine beffere paͤdagogiſche 
“Bildung und ein Herz für die Erziehung” verlangt. Er ſagt 
unter Andern a. a. O. ©. 129: *Die Geiftlichen befigen die 
* Borbildung, wie auch die Muße zur Aneignung der nöthigen. 
Kenntniſſe und Fertigkeiten, auch die Gelegenheit zur Beob⸗ 
“ abtung und Hebung in ber Methode; es Yiegt an ihnem 
“wenn fie fchlechte Schulauffeher find, und zum Theil freilich 
“auch an dem Staat, wenn er fie nicht zur Thaͤtigkeit an⸗ 
ſpornt..... Es iſt nicht ein Vorrecht, was ich für die Geiſt⸗ 
“lichen verlange, fondern eine Dienfleiftung, wozu ih .fie ver⸗ 
“pflichten möchte, aber eine Dienftleiflung, welche fie ihrem 
“Stande, dem Staate, ber Gemeinde, ihrer eigenen Zukunft 
“ſchuldig find..... Man betrachte die Sache, wie man weile, 
“fo ift für die Volksſchulen, folglich für die Volksbildung, ? 
“ander Heil, als indem man bie Geiſtlichen mit dem Schiffe 
“ande gründlich ausföhnt, das heißt, indem man fie zu Schul- 
kennern, Schulfreunden, und dann erfi zu Schuloberen macht.” 
Nicht quoique, fondern puisque, fügt er in der Anmerkung 
hinzu, und meint, die Geiftlichen müſſen “nicht bie privtlegirten 
“ Borgefegten der Volksſchule, fondern ihre natürlichen und un- 
“bezweifelten Oberhäupter werben, fo daß, wenn die Wahl 
“jemals freigegeben würbe, viefe dennech immer wieder auf 
“fie fallen müßte.’ 
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indeflen eine folche nicht einmal verlangt wird, Tünnte 
leicht den Schein gewinnen, ale fey an der Sache felbft, 
wenigftend den Behörden, nidjt viel gelegen; und zu 
einiger Uebung würde fich in dem halben Sahre, Das ber 
Vorbereitung fürd Eramen beitimmt ift, Die Gelegenheit 
wohl finden laffen. Ein großer Theil der Zeit Derjenigen, 
welche bei und ein geiflliches Amt fuchen, ift ohnehin dem 
Gefchäft des LUnterrichtend gewidmet; auch biefer Unter⸗ 
richt, wenn er gleich dem Stoff und der Art nad) meilteng 
anderen Kreifen angehört, würde nicht von der Grundlage 
des Fünftigen Berufes fo ganz losgeriſſen erfcheinen, wenn 
zugleich, ſey's durch erfahrene Freunde, ſey's bei geeigneten 
Anläffen 1) durch die Behörden, dad Bewußtſeyn möglichft 
belebt würde, daß der Prediger nicht allein in feinem Ver⸗ 
haͤltniſſe zu den Familien, fondern auch in feinem Berhältniffe 
zu den Bolföfchulen, große Pflichten zu erfüllen habe. 

Es ift dies einer der Punkte, wo die Commiſſion in 
diefem Theil ihrer Arbeit. Mißſtände zur Sprache zu brin- 
gen hat, ohne daß fie. eine foldde Staatsmaaßregel zu 
empfehlen weiß, von welcher directe Abhülfe zu erwarten 
wäre. Sie hat nicht geglaubt, darin einen Grund zu 
finden, die Angelegenheit ganz mit Stillfchweigen zu über- 
gehen. Wo es darauf ankömmt, die Thätigfeit der Ein- 
zelnen anzuregen, ba feheint auch eine öffentliche Be- 
fprechung um fo mehr am Drt zu feyn, 

Mitglieder ber 7 Mm zur Anfchauung zu bringen, daß die Sorge für 
Rirgencoligien. die Volksſchulen mit den Intereffen ber Firchlichen Ges 


1) Da auch in den Schulen fo mancher Unterricht durch Candidaten 
des Predigtamtes beforgt wird, fo wirb die Infpertion ſolche 
Beranlaffungen ungefucht darbieten. 


Zweites Enpitel. Grundzuge einer Meform. 385 


meinden gleichartig ift, wird ed zwedimäßig feyn, wenn in 
die vierte Section eine Anzahl Cfür jeded Kirchipiel mins 
deftend drei) von Mitgliedern ver kirch lichen (nady der 
Anficht der Commiſſion von den bürgerlichen zu trems 
nenden) Gollegien eintritt. Bei der Infpection, zu derem 
Behuf die Schulen jedes Kirchfpield nach Dijtricten eins 
zutheilen wären, würde jeden Geiftlichen je ein Mitglied 
des Kirchencollegiums begleiten. Der Zeitaufwand wiürbe 
mindeftend fo reichlich, wie bei manchem bürgerlichen 
Ehrenamte, durch die Wichtigkeit des Zweckes aufgewogen 
werben. 1) Zu erwägen iſt übrigens nicht allein, daß bie 
Theilung der Arbeit den Zeitaufwand mindert, und die 
Ueberſicht erleichtert, ſondern auch, daß kürzere Beſuche, 
wenn ſie häufiger und unangemeldet ſtattfinden, einen 
beſſeren Maaßſtab an die Hand geben, als ein langeres 
Verweilen bei einer vorbereiteten Aetio. 
Die Volksſchullehrer jedes Kirchſpiels hätten Einen 
aus ihrer Mitte zu der vierten Section zu deputiren. 
Es fcheint der Sommifffon unbedenflich, dieſe Deputirten, 
foweit die Verhältniffe ed verftatten, auch an ber' In⸗ 
fpection theilnehmen zu laffen. . Warum follte Die Behörbe 
} 

1) Als für die mittleren und niederen Schulen in Bremen’ eine 
neue Auffichtsbehörde (für jedes Kirchfpiel ein Senator, ein 
Diakonus und vier Bürger) ins Leben trat, fagte die obrigkeit⸗ 

liche Bekanntmachung vom 30. December 1822: "Kein Mittel 

“ erfchien zweckmäßiger, als, neben ver obrigkeiifichen Aufficht, 

“eine Schulpflege durch unmittelbare Einwirkung aus 

“ gezeichnet rechtlicher und tüchtiger Bürger auf die einzelnen 
“Schulen, anzuordnen; weil es ein fihönes, vielfältig be- 
“währtes Vorrecht unfered Staates iſt, daß der einzelne 
“Bürger freudig Hand anlegt, um das Gemeinnüßige zu für: 


“dern, und mit feiner befferen Einf freudig dem Mitbürger 
“un Hülfe kömmt.“ 


Deputirte ber 
Bolls ſchullehrer. 


Seeretair der 
Schulbehörde. 
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nicht zeigen, daß ſie dem Urtheil eines erfahrenen Schul⸗ 
mannes, der ſich des Vertrauens ſeiner Amtsgenoſſen er⸗ 
freut, auch ihrerſeits die gebührende Geltung gerne zus 
eufennt? Nur die Einrichtung wäre zu treffen, daß Keiner 
in dem Kirchſpiel, in welchem er felbft Schule hält, andere 
Schulen zu beiuchen hätte. 
: Dad Berhältniß, nach welchem die Diakonen ihre Mit- 
wirkung ber einen oder der anderen Section (der vierten 
ober der fünften) zu beftimmen hätten, würde theild ber 
Verabredung anheimzugeben, theild würde es Durch Die Zahl 
ber zur einen und ber andern Section gehörigen Schulen, 
und durch die Mitgliedfchaft des Schuleonvents ber all- 
gemeinen Armenanftalt, ober ber Verwaltung einzelner 
Kreifchulen bedingt feyn. In der fünften Section würde 
jener Schulconvent ſowohl, als biefe Verwaltungen über- 
haupt durch eine für die Zwecke der Sufpection genügenbe 
Anzahl von Mitgliedern vertreten werden. Auch hätten die 
Schullehrer Deputirte aus ihrer Mitte Cwie oben) zu erwählen. 
Die große Anzahl von Mitgliedern der vierten und 
fünften Section würde um fo weniger einen Borwurf be- 
gründen, da in der That nur vermittelft angemeflener 
Theilung der Arbeit die Inſpection auf genügende Weife 
zu befchaffen ift. Auch wäre aus der Mitte diefer beiden 
Sectionen für die vorfommenden Prüfungen ein ftändiger 
Ausfchuß zu beftellen, welchem zugleich die befondere Be- 
anffichtigung der Schulgehülfen obliegen würde; eine Anz 
gelegenheit, auf welche die Commiſſion im dritten Capitel 
zurückkommen wird. 
Der oberften Schulbehörbe wäre (in Anmwendung der 
oben ©. 98 entwickelten allgemeinen Grundfäke) ein eigner 
Secretair beizugeben, welcher in den Sigungen der Gentral- 
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behörde und ver einzelnen Gectionen das Protokoll zu 
führen, das Archiv der Behörde in Orbnung zu halten, 
und die erforderlichen Ausfertigungen zu übernehmen hätte: 

Zu wünfchen wäre, baß alljährlich von ber oberften 
Schulbehörbe, auf den Grund der Berichte der einzelnen 
Sectionen, eine ftatiftifche Leberficdyt des gefammten Schul 
weſens veröffentlicht würbe. Es wären darin’ alle öffent⸗ 
lichen und Privatſchulen, die EClaſſe, wozu die einzelnen 
ſich zählen, die Namen ber Vorſteher und Gehülfs— 
lehrer, die Zahl-der Schüler, und etwanige Eigenthümlich⸗ 


Jahreöberichte. 


keiten des Lehrplanes anzuführen. Die Behörbe würbe auf 


dieſem Wege Gelegenheit finden, nicht allein das Intereſſe 
des Publitums für dad Schulmefen rege zu halten, fonbern 
auch von dem Kortgang ihrer eigenen Bemühungen für 
die beffere Organifation des Schulmefend öffentliche Kunde 
zu geben, und für ihre Anträge, hinfichtlich befien, was 
noch ferner Noth thun wird, in ‚ber: öffentlichen Ueber 
zeugung einen Stübpunft zu gewinnen. . 


Drittes Capitel. 
Einzelne ragen W- 


I. Echallehrer Seminar. 


Es iſt bereits an einer früheren Stelle dieſes Berichtes 


ale ein großer Mängel gerägt worben, baß ber Staat hin» 
fichtlich der Vorbildung ber Schullehrer für ihren deruf 
fich bis jeßt ganz gleichgültig verhalten 'hat. | 


Bedürfniß 
einer beſonderen 
Vorbereitung. 
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Wenn man die Aufgabe ded Schullehrers in Betracht 
sch, ſo kündigt fi das Bedürfniß ber Vorbildung für 
biefen Beruf ald ein dreifaches an. Einmal fpringt es 
ind Auge, daß der angehende Lehrer nicht bei demjenigen 
Man von Kenntniffen ftehen bleiben barf, welches bie 
Schule jelbit ihm, mie jedem Anderen, natürlich ohne alle 
Rücdficht auf feine befondere Beftimmung, mitgegeben hat. 
Es iſt eine alltägliche Wahrnehmung, baß man. mit Ge- 
länfigfeit und mit einer gewiſſen Sicherheit Kenntniffe an⸗ 
wendet, über deren inneren Zuſammenhang man nicht die 
georbnete und durchdachte Nachweiſung zu geben weiß, 
welche erforderlich feyn wuͤrde, um fie Anderen Har und 
anschaulich mitzuchellen. Auch abgefehen davon, würde 
ein Gtebenbleiben bei dem erſtmals Erlernten für einen 
Lehrer. ſehr bedenklich werben. Die geiflige Tihätigfeit, 
wenn ſie nicht zu einer mechanifchen herabfinfen fol, muß 
einen weiteren Spielraum haben, ald berjenige ift, den 
Sahr aus Sahr ein die Wiederkehr einer und derſelben Reihe 
von Beichäftigungen, das Abfchreiten eines und deſſelben 
Felded von enggeftedften Grängen barbietet. Zweitens: 
das Lehren ift eine Kunſt; inwiefern die glüdliche Aus- 
übung auf natürlicier Anlage beruht, welche durch die 
Uebung felbit, die große Meifterin alled Könnens, zu er- 
gängee ift, ‚inwiefern. fie eigentlich erlernt werben fünne, 
darüber läßt fich ſtreiten; Doch wirb auch Die befte Anlage 
nicht Urfache haben, den Zingerzeig reifer Erfahrung zu 
verachten. Endlich thut Eharafterbildung unb die Ent- 
widelung eines religiüfen Sinnes dem Lehrer Noth, 
wenn er, mitten unter die Jugend geftellt, über der Aufs 
gabe des Linterrichtes nicht die Zwecke der Erziehung vers 


fehlen fol. 
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Seitbem die Aufmerkſamkeit beutfcher Regierungen 
aufs Neue dem Bolfsfchulwefen fich zugewendet hat, find 
eigene Bildungsanftalten für fünftige Schullehrer errichtet 
worden. Es find bald hundert Jahre, feitbem die erfte 
berjelben cin Hannover, 1751 ’yentitand, welcher von Zeit 
zu Zeit an mehren Orten andere. nachfolgten, in welchen 
bald vie eine, bald. vie andere ver ‚oben bezeichneten Rich⸗ 
tungen . vorherrfchte,. unb welche, unter verfchiebene® 
äußeren Berhältniffen gegründet, zum Theil mit anderen 
Lehranftalten in Verbindung gefegt waren. Insbeſondere 
aber während der legten breißig Jahre ift eine ungemeine 
Thätigkeit entwidelt worden. Manche ver Älteren Seminare 


find umgeftaltet und reichlicher ausgeftattet, 17 viele neue 


find errichtet. Die neuerdings beliebtefte Einrichtung ift, 
daß das Schullehrers Seminar ald felbftftändige Staates 
anftalt bingeitellt wird, deren Zöglinge, unter einem Dache 


wohnend, unter beftändiger und 'gemeinfchaftlicher Aufſicht 


vereinigt, einen mehrjährigen theoretiichen Curſus, vers 
bunden mit einiger Gelegenheit zu praktifchen : Hebungen 
für den Einzelnen, burchmachen Z 

Die Errichtung eined Seminard in diefer Sorm iſt 
mehrfach ſchon für Hamburg mit. Wärme und Nachdruck 
empfohlen worden. Daran it wohl nicht zu denken, daß 
den Aufzunehmenden eine,” wern auch nur mäßige, Vers 
gütung der auf fie zu vermendenden Koften auferlegt 
würde; die Berhältniffe der Mehrzahl Derienigen, welche 
fih dem Schulftande widmen, find nicht von der Art, daß 
fie eine folche. ans eigenen Mitteln zu Teiften im Stande. 


1) Preußen unterhätt 33 Schullehrer⸗Seminare, mit einem Koften⸗ 
aufwand von 110,000 «P, wozu der Staat 88,000 „P hergiebt. 
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wären. Der Borfchlag, einen Theil ver Koften durch Ber- 
bindung ded Seminars mit einer Normalfchule zu decken, 
fegt ein höheres Schulgeld für vie leßtere voraus, und 
würde ohne einen rechtfertigenden inneren Grund, einer 
bloß finanziellen Rückſicht zu liebe, dad Verhältniß- unter 
den Staatdanflalten flören. Indeſſen würden die allerdings 
nicht. unbeträchtlichen Koften zu mindern feyn, wenn eine 
Berftändigung mit den Schweiterftäbten über ein gemeinfam 
zu gründendes Seminar einträte, was bie Kommiffion an 
und für ſich nicht für unthunlich hält. Ueberhaupt ift die 
Commiffion der Anficht, daß, fofern ein Seminar von der 
oben angedeuteten Einrichtung ald Das einzige, oder fonft 
unferen fpeciellen Berhältniffen entſprechendſte Mittel er- 
fchiene, um. eine angemeflene Vorbereitung der Lehrer und 


dadurch eine. bedeutende Berbeflerung der Schulen herbei: 


zuführen, daß dann die Nücficht auf den Koftenpunft. der 
Wichtigkeit des Zweckes unterzuordnen feyn würde. 

Um fo weniger darf die Eommiffion Die Bemerfung 
zurücdhalten, daß an eine Seminars» Einrichtung, wie bie 
bezeichnete, auch Uebelftände fich leicht anreihen, deren 
Borhandenfeyn felbit von den Bertheibigern jener Ein⸗ 
richtung, als der vorzüglichiten, nicht ganz in Abrede ge- 
fielt wird. . | 

Man hört nicht felten über den Dünfel der Semina- 
riften Hagen, ſowohl von älteren Schullehrern, denen fie 


als Gehülfen :beigegeben find, ald auch. von Geiftlichen, 


die bei, der Infpection unangenehme Erfahrungen machen. 
Manches mag auf Rechnung der Individualitäten, von 
beiden Seiten, zu bringen, die Klage mag, fo allgemein 
wie fie oft gehalten ift, übertrieben ſeyn; an und für fich 
aber. hat fie nichts Ueberraſchendes. Nachdem wehrere 
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Lebensjahre vorzugsweife dem Zweck theoretifcher Bil- 
dung in einer Staatdanflalt gewidmet worden, liegt das 
Mißverſtaͤndniß gar zu nahe, daß bie Seminariften ale 
Studenten, die Schullehrer ald Gelehrte ſich betrachten; 
ein Mißverftänpniß, das den Geſichtspunkt der Volksſchule 
verrückt, und deſſen fittlicher Nachtheil auch durch ein 
wirklich ausgedehntered theoretiſches Wiffen ſchwerlich aus⸗ 
geglichen wird. Damit hängt zufammen die Klage über 
eine einfeitige und vornehme Methodit der Seminariften. 
Die Commiſſion legt großen Werth auf jeden Winf, den 
ein erfahrener Lehrer, oder ein unbefangener, aber unter⸗ 
richteter und der Sache nicht fremder Beobachter einem 
angehenden Lehrer über feine Unterrichtdweife mittheilen 
mag. Ein freundliches Wort findet eine gute Stätte; es 
wird nicht entmuthigen, wenn es auf Fehlgriffe aufmerkſam 
macht, während doch dafür geforgt ift, daß ber Anfänger 
fich nicht überhebe. Auch die zufammenhängende Mittheis 
lung von &rfahrungen und eryrobten Grundſätzen wird 
zweckmaͤßig ſeyn, wenn fie an Solche gefchieht, welche ans 
eignen Verſuchen fchon einen Maapftab für die Schwierig. 
feiten der Ausübung und für dad Danfenswerthe einer 
unterftüßenben Anleitung entnehmen Tonnten. Bebenffich 
aber erfcheint es, mit der Methodik anzufangen, während 
Jeder nur etwa, wenn ihn die Reihe trifft, in einem Pros 
beftüct die Anwendung verfuchen mag. Se größer der 
theoretifche Anlauf, deito größer auch die Verſuchung, ſich 
am Ziel zu mähnen und nad) dem, was man’ theoretifch 
inne hat, Andere meiftern gu wollen. Die zweite Hälfte 
des vorigen, die erſte des gegenwärtigen Sahrhunderts hat 
viele Unterrichtömethoden nach einander fich heben und 
wieder verſchwinden ſehen; jede hat große Dinge verheißen, 
24* 
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und Anhänger genug gefunden, um barzuthun, wie groß 
die Gefahr ift, Dasjenige zu überfchäßen, was an prak—⸗ 
tifchen Ergebniffen von der Methodik zu erwarten ift, zu- 
mal wenn fie verfchiebene Unterrichtögegenftände nach einem 
und demfelben Typus behandelt. in andrer Vorwurf, 
welcher den Seminaren Cauch den preuffifhen) gemacht 
wird, ift, daß fie das Bildungsbedürfnig des Volksſchul⸗ 
lehrerd nicht von dem des Lehrers der Bürgerfchule un- 
terfcheiden. Nur eine Vermehrung oder eine zufamment- 
gefegtere Einrichtung der Anftalten fcheint diefen Mangel 
befeitigen zu fünnen: er wird aber um fo mehr hervors- 
treten, je mehr der Lehrplan erweitert und fyftematifirt 
wird. Wenn darin der hochtünende Name der Anthropo- 
logie u. dergl. ald Gegenftand der Seminarftudien erfcheint, 
fo ift zu beforgen, daß der Volföfchullehrer an feiner Be⸗ 
fiimmung irre wird, und die Ueberbilpung in einfache, be⸗ 
fchränfte Lebensverhältniffe trägt. Endlich hat anch das 
Zuſammenleben der Zöglinge in einer größeren Anftalt 
fein Bedentliched.1) Die Ungebundenheit läßt leicht einen 


1) Curtman, die Schule und das Leben, S. 110: “Im Al: 
“ gemeinen fängt man jeßt an, einzufehen, daß die Cafernirung 
“der Seminariften nur ein dürres Surrogat für das Familien- 
“leben gewährt, welches nur fo lange geduldet werben darf, 
«“als die pädagogiſche Bildung ber Landgeiftlichen und Land: 
“fchulfehrer fo wenig genügend, und ein einträchtiges Zufammen- 
“wirken derfelben fo wenig zu erwarten ifl..... Es thut mir 
“fein, Hier in Eonflict mit fehr geachteten Schulmännern zu 
“gerathen, welche dem Seminarfpftem (dem preußiichen) un: 
vedingt zugethan find, 3.8. Kröger und Eifenlohr, allein 
Lich denke nitht ſowohl an Die Gegenwart, welche der Seminar: 
«Caſernen bedarf, als an die Zukunft, welche fie wieder auf: 

«“löſen muß.” Der Berfaffer diefer Schrift it Dirertor eines 
Schullehrer: Seminars (zu Friedberg in der Wetterau). 
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burfchifofen Ton einreißen, der zu dem Berhältniß und der 
fünftigen Lebensausficht übel paßt; Flöfterliche Zucht er: 
zeugt leicht das noch größere Uebel einer gebrüdten, uns 
wahren Haltung. Es braucht nicht gejagt zu werben, 
daß jede diefer Schwierigkeiten bei einer Anftalt in einer 
großen Stadt ſich in verdoppeltem Maaße geltend madıt, 1) 
wenn die jungen Leute dem Einfluß des Familienfreifes 
enthoben, in ihrer freien Bewegung nur durch ein Die- 
ciplinargefeß überwacht find. 

Es verfteht ſich von felbft, Daß ed ber Commiſſion 
nicht in den Sinn kommen Tann, über die Leiflungen 


fremder Seminare aburtheilen zu wollen. Eben fo wenig. 


hält fie fi; berufen, die Frage über die zweckmäßigſte 
Seminar-Einrichtung im Allgemeinen zu entfcheiden. Aber 
wie fie (da es ſich am die Einführung eines und fremden 
Inſtituts auf den Grund fremder Vorgänge handelt) die 
oben geäußerten Bedenken nicht unterbrüden konnte, fo 
glaubt fie jegt auch unfere fpecielen, einheimifchen Der; 
hältniffe ind Auge faffen zu müffen. 

In den dentfchen Staaten, wo Eonvict-Seminare bes 
ftehen, ift das Schulwefen Staatsſache. Die Frage, was 
aus den Seminariften werden fol, beantwortet fid von 


1) Klaude, Grundſätze der Schullehrerbildung in Seminarien 
(Hamburg, 1829). ©. 168. * Gegen die Rachtheile des ſtädtiſchen 
“Lebens dad Seminar durch eine deſto firengere, Höfterliche Ein- 
“ gezogenheit ber Seminariften zu ſchützen, feheint mir der ver⸗ 
“fehrtefte Weg zu feyn, den man einfchlagen Tann.” Diefe 
Schrift iſt entfchieven für ein Convict- Seminar, aber ebenfo 
entſchieden dafür, daß es nicht in Hamburg, fondern in einem 
benachbarten Kirchborfe, und in Berbindung nicht mit einer 
Armenfchule oder einem Walfenhaufe, fondern mit einer Land: 
fhule angelegt werbe. 
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felbft. Die Behörden find auch noch immer in die Noth- 
wenbigfeit verfeßt, auch Nichtfeminariften zu erledigten 
Schulftellen zu ernennen. Anders wird es in unfern Vers 
häftniffen fich ftelen. Nur das Eine wird zutreffen, daß 
auch bei und die vollendete Seminarbildung eine Anwart⸗ 
fchaft begründen würde. Wenn der Staat eine eigene 
Anftalt ausfchließlich zur Vorbereitung für einen beftimmten 
öffentlichen Beruf gründet, wenn er nach einer Prüfung 
aufnimmt, und nach vollendeter Vorbereitung mit einem 
gerägenden Zeugniß entläßt, fo liegt der Gedanke gar zu 
nahe, daß anf diefem Wege eine Berforgung zu fuchen 
und zu finden ſey. Nun fagt man zwar, ein Seminar 
fey ein ſicheres und zugleidy das einzige Mittel, um ven 
Indrang untauglicher Subjecte zum Schnlftande abzuwehren: 
man brauche nur fo viele jederzeit aufzunehmen, ald von 
Jahr zu Jahr, nach Gefegen der Wahrfcheinlichfeit, burch 
erledigte Stellen ein Unterfommen finden können. "Aber 
wenn auch mit einiger Sicherheit dieſe Zahl beftimmt wäre 
(während bekanntlich jede Wahrfcheinlichfeitsrechnung um 
fo unzuverläffiger wird, je kleiner die gegebenen Zahlen 
find), fo ift Nichts weniger wahrfcheinlich, ald daß man 
bei der Aufnahme fic, an die fo ausgemittelte Zahl all- 
jährlich binden würde. Oder was fol aus den Gehülfen 
in ben Privatfchulen werden? Will man ihnen die Ge— 
fegenheit weigern, an einer Ausbildung Theil zu nehmen, 
deren auch fie bedürfen, und welche fie fuchen? Es wäre 
nicht zu rechtfertigende Härte gegen die Gehülfen nicht 
allein, fondern auch gegen die Kinder, die von ihnen unter- 
richtet werben follen, Gewiß, man wird unter irgend einem 
Berhältniffe auch dieſen Gehülfen, oder doc, einem Theil 
derfelben, die Benugung des Unterrichts freiftellen. Nun 
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bat aber unfer Staat nur eine geringe Zahl von Lehrers 
ftellen zu vergeben; es wird fo bleiben, aud) wenn nad) 
und nach das Volksſchulweſen ganz in feine Hände übers 
gehen foll; denn gerade die Zerfplitterung fol gehoben, 
die vielen Eeineren Schulen in eine Kleinere. Zahl von grö⸗ 
Beren umgewandelt werden. Die Gehülfen aber, die ſich 
eine Seminarbildung angeeignet haben und in ben Staatäs 
fchulen fein Unterfommen finden, werden fich auf. den 
Grund ihrer Ausbildung mit der Augficht auf Conceſſionen 
zur Anlegung von Privatfchulen vertröften. Gewährt map 
diefe, wenn auch mit Auswahl, duch in einiger Anzahl, fo 
tritt man mit dem eben ausgefprochenen Grundſatze aufs 
Neue in Widerſpruch. Nicht allein der Zudrang von Uns 
tauglichen, ſondern auch die Ueberzahl von Befähigten, 
aber nicht zu Berwendenden, ift ein Mißſtand; ein ficherer 
Haltpunft aber, ein entfprechendee Maaß, wäre, jebt 
wenigftend, nirgendwo zu finden. 

Diefe Betrachtungen haben die. Gommiffio 08 zu einem 
andern Borfchlage geführt. Sie hat ihre Blicke zunächſt 
auf die beitehenden Privatvereine für den Zweck der Lehren 
bildung gerichtet. Sie glaubt, daß dieſe Beitrebungen. zu 
vereinigen, zu heben, zu ergänzen find. Aber fie wünfcht 
die Schulgehülfen weder für längere Zeit ihrem praftifchen 
Beruf, noch ihren häuslichen Berhältniffen zu entfremden. 
Was fie denfelben dargeboten wäünfcht, ift nicht ein ab⸗ 
gefchloffener Eurfus, nad) Art ver Univerfitätsfiudien, fons 
dern eine theoretifche Drientirung, eine geiftige Anregung 
und Forderung in dem einmal erwählten und bereit& bes 
gonnenen Lebensgeſchaͤfte. Allerdings bat die Commiſſion 
(wie es auch bei den bisherigen Beflrebungen der Fall 
war) an die Benutzung der Freiſtunden gebadıt. . 


Vorſchlaͤge 
der Commiſſion 


Ihellnahme 
r Gehülfen am 
Unterricht. 


Es werben hier. die verfchiedenen DVerhältniffe der 
Schulen in Betracht kommen. Was die Gehülfen im 
Staatsanftalten betrifft, fo fann die Behörde leicht dafür 
forgen, daß durch den Lehrplan Die angemeffene Verwendung 
ber Freiftunden erleichtert wird. Diefe Claſſe von Ges 
hülfen wäre zur Benutzung des Dargebotenen Unterrichts 
zu verpflichten. Sie haben außerdem den Bortheil, daß 
fie unter den Augen eines tüchtigen Borfteherd in ihrer 
Berufsarbeit und auch im Häuslichen fich bewegen. Un⸗ 
günftiger freilich ftellt fich die Lage mancher Gehülfen an 
den zahlreichen Privatfchulen. Ob die Schule oder die 
häusliche Umgebung. ihnen einen geifligen und fittlichen 
Anhalt gewährt, kaun Niemand verbürgen. Es wird fo 
bleiben, bis allmälig der ganze Ton und Charakter unferes 
Schulweſens ſich gehoben haben wird, Die Commiſſion 
kennt Fein Mittel, Die unausbleiblichen Folgen einer fo 
langen und großen Verſäumniß mit einem Male zu bes 
feitigen. Um fo mehr thut es Noth, auch diefen Gehülfen 
einen Haltpunft zu geben, beffen fie fonft vielleicht gänzlich 
entbehren. Ein Marimum der Unterrichtöfiunden wird Die 
AuffichtSbehörde, der jeder Lehrplan vorgelegt werben 
muß, auch hier unbedenklich feftfeßen fünnen. Cine andere 
Schwierigfeit aber ift. die. ärmliche Stellung mancher Ges 
hülfen, welche fie zwingt, in den Sreiftunden andern Erwerb 
zu fuchen. Die Commiffion weiß feinen Rath, wenn nicht 
in folchen Fällen durch Stipendien geholfen wird. Sener 
Nebenerwerb ift übrigens fo fpärlich, daß eine mäßige 
Aufwendung ziemlich weit reichen kann. Diejenige Stiftung, 


- deren großartige Liberalität in fo manchen Richtungen gleich- 


zeitig ſich bewährt, würbe Durch Beachtung folcher Fälle 
fich ein neues Verdienft erwerben. An erfreulichen Früchten 


Drittes:Eapitel. Einjelne Fragen. 377 


würde es nicht fehlen, und über die Würdigfeit ſowohl 
als über den Ernſt, mit welchem der Zweck der Fortbildung 
wirklich erftrebt wird, würde ed der Behoͤrde, von welcher 
gleich die Rede feyn wird, nicht ſchwer feyn, die erforder⸗ 
liche Nachweiſung zu ertheilen. 

Die Anordnung des Unterrichts wirrde derjenigen Com: 
miffion. zu übertragen feyn, weldye, aus der vierten und 
fünften Section der Schnlbehörde gebildet, die fperielle 
Beauffichtigung der Gehülfen führt, und welcher zu dem 
jegt vorliegenden Zweck freiftehen müßte, fich durch freie 
Wahl mehre wiffenfchaftlich und praktiſch gebildete Schul⸗ 
männer beizugefellen. Es wäre dafür zu forgen, daß bie 
wefentlichiten der Gegenflände, die in dem Lehrplane eines 
outen Seminars vorkommen, in angemefiener Reihenfolge 
und in möglichit anfpruchlofer Form gelehrt werben. Es 
fommt dabei ficherlich weniger auf die Maffe oder Biel 
feitigfeit des Wiffens, ald darauf an, daß das Verftänpniß 
und das eigne Nachdenken Cam beiten gefprächsmeife) ges 
fürdert werbe. 1) Freiwillige Lehrkräfte. würden für mehre 
Fächer ohne Schwierigkeit” anzutreffen feyn.) Es iſt 
wahrfcheinlich, daß unter den Geiftlichen unferer Stabt 
ſich Einzelne finden, welche mit Liebe auch diefem Theile 
des Schulmefend einen Theil ihrer Zeit widmen würden; 


1) Surtman a. a. O. ©. 114. "Nichts Univerſitätsmäßiges! 
“tein Katheder! ſelbſt Die fimple Form des Volksſchulunter⸗ 
“richtes muß vorherrſchen..... Würde des Unterrichtsſtoffes 
“weniger, und ‚ver Verarbeitung mehr, fo würbe ſich ſchon von 
“felbft mehr Sprach: und Schreibgewanbtheit einftellen.” 
2) Die mebdicinifch- Hirurgifche und die pharmacentifche Lehranftalt 
liefern erfreuliche Vorgänge für die Anordnung eines ähnlichen 
Lehreurfus. 
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es ift Grund zu glauben, daß aud; dem Gymnaſium ein 
neuer Anlaß zu gemeinnügiger Wirkffamfeit willlommen 
feyn würde; 1) erfahrene Schulmänner würden auch ferner 
‚ihre Mitwirkung nicht verfagen. Sofern aber freiwillige 
Dienfte nicht audreichten, hätte der Staat für die Aus⸗ 
füllung der Lüden zu forgen, was auch ohne große An⸗ 
firengung wohl zu erreichen wäre. ®Bielleicht darf ein 
Gegenftand hervorgehoben werden, der niemals fehlen müßte : 
ed ift die Muſik. Die Commiffion fchlägt den Werth ders 
felben, als eines fittlichen Bildungsmitteld, fo hoch an, 
daß fie jede Beftrebung zur Hebung des Bolfögefangs vor⸗ 
züglich aus dieſem Standpunft betrachtet, und deßhalb der 
Bolfsfchule die ununterbrochene Anwendung dieſes Mittelg, 
durch forgfältige Ausbildung der Lehrer in dieſer Beziehung, 
zu fichern wünfcht. 

Der Commiſſion ift nicht unbewußt, daß eine Anleitung, 
wie die bier beantragte, in zugemeflenen Freiftunden ers 
theilt und in folchen hingenommen, mit dem Lehrpları volls 
kommen ansgeftatteter und gegliederter Seminare fich nicht 
wird meflen können. Aber fie glaubt der Abficht ihrer 
Committenten beſſer zu entiprechen, wenn fie die gegebenen 
Berhältniffe berückſichtigt, und das Erreichbare empflehlt, 
das. zugleich die Bürgfchaft eines fteten, wenn auch nur 
allmäligen Fortſchrittes in fich faßt, ald wenn fie den 


1) Ratürlich kann Die Rede nicht davon feyn, eine Bildungsanftalt 
für Schulgehülfen mit dem Gymnafium, als folchen, in Ber: 
bindung zu feßen. Gegen Berfuche diefer Art, welche früher 
anderwärts gemacht worden, tft mit Grund eingewendet, daß 
Richts verkehrter ſeyn könne, als die Blicke des künftigen Volks⸗ 
ſchullehrers “nah Rom und Grterhenlann” vorzugsmweife zu 
wenden. Sondern es handelt fih nur um bie Thätigfeit ein- 
zeiner Profefforen in einer ihren Lehrfächern analogen Richtung. 
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vielfach entworfenen Idealen einer Schulverfaflung ein 
neues hinzufügt. 

Ueber die dritte Richtung der Vorbereitung Fünftiger 
Lehrer für ihren Beruf — die religiüfe und Charakter⸗ 
bildung — hat die Commiſſion Feine Vorfchläge gemacht. 


Sie glaubt, daß in biefer Beziehung von frühen Eindrüden; 


von Beifpiel und Umgebung, ſelbſt von Lebensfchicfalen 


das Meifte abhängt. Sie vertraut zugleich der Gewiſſen⸗ 


haftigfeit der Behörden und der Vorfieher, baß fie Feine 


Gelegenheit verabfäaumen werden, um: ihre Heberzeugung 
an den Tag zu legen, in welchem Manße durch jene Eigens 


fchaften die Würde und.der Erfolg des Lehramtes bedingt ift. 


2. Schulen für befondere Zwecke. 


| Die hin und wieder öffentlich verhandelte Frage, ob 
die Gründung von Gewerbe- und Handelsſchulen 
als Staatdanftalten zu empfehlen fey, iſt auch in der 
Commiſſion erörtert worden. 

Iſt die Rede von gewöhnlichen Gewerbeſchulen 
in dem auch auswärts geläufigen Sinn, 1) fo werben ſolche 
Anftalten in jeder größeren Stadt ald Bedürfniß anerfannt 
werben. Diefem Bedürfniß hat unter uns bie’ jeßt ‚bie 


1) Bergl. 3.3. das badiſche Edict vom 15. Mai 1834 über bie 
Errichtung von Gewerbefchulen, Art. 2. *Die Gewerbeſchule 
“hat den Zwed, jungen Leuten, die fih einem Handwerk ober 
“einem Gewerbe widmen, welches Feine höhere technifche ober 
“ wifienfhaftlihe Bildung erfordert, und das fie praktifch zu 
% erlernen bereits begonnen haben, diefenigen Kenntniffe und 
“ graphifchen Fertigkeiten beizubringen, bie fie zum verflänbigen 
“Betriebe dieſes Gewerbes gefchielt machen.” Und $ 2 des 
vierten Artilel3 fagt: *Die Gewerbeſchule feßt nur diejenigen 
“ Borkenntniffe voraus, welche bie allgemeine Volksſchule lehrt.“ 


Gewerbeſchulen. 


Volytechniſche 
Anſtalten. 


[1 
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patriotifche Gefelfchaft entgegenzufommen gefucht, indem 
fie eine im Verhältniß der ihr zu Gebot ftehenden Mittel 
nicht unbeträchtliche Summe aufgewendet hat, um Die 
früher ſchon von ihr gegründeten Schulen von Zeit zu Zeit 
zu verbefiern und zu erweitern. Der Unterricht wird von 


. den Lehrlingen der Gewerfe, und für dieſe von den Meiftern, 


weichen der große Nutzen der Sache einleudjtet, begierig 
gefucht, und Unbemittelten (öfters der Hälfte der Schüler) 
unentgeltlich gewährt. Die Anzahl der Aufgenommenen 
war fchon vor dem Brande durch die Rückſicht auf das 
Local befchräntt.e. Die Erweiterung der Schulen wird 
großentheild Davon abhängen (was diefen Augenblid noch 
nicht entfchieden tft), ob ed der Gefellichaft gelingen wird, 
ihre Wünfche und Entwürfe für ein größeres, ihren ver- 
fchiedenen Zweden entiprechended Local zur Ausführung 


zu bringen... Wenn diefe Schulen vermittelft der oben 


beantragten. Auffichtsbehörde in: den allgemeinen Schul 
verband gezogen ſeyn werden, fo wirb es bem Staat 
leicht feyn, ſich zu überzeugen, inwiefern eine Erweiterung 
biefer, oder die Einridytung gleichartiger, neuer Schufen 
umter den obwaltenden Umftänden als Bedürfniß ſi ſich her⸗ 
ausſtellen mag. 

Was die höheren Gewerbeſchulen, die eigentlich 
ſogenannten polytech niſchen Anſtalten, betrifft, fo 
iſt die Bedeutung derſelben für die ſpeciellen Zwecke der 
höheren gewerblichen Thätigkeit allgemein anerkannt. Auch 
auf der Stufe, welche die induſtrielle Entwickelung in un⸗ 
ſerer Vaterſtadt einzunehmen immer mehr ſich beſtrebt, 
wird eine ſolche Ausbildung in manchen Faͤllen den Be⸗ 
theiligten unentbehrlich ſeyn. Aber die Commiſſion glaubt, 
daß dieſer Gegenſtand aus demſelben Geſichtspunkt zu be⸗ 
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urtheilen ift, wie die Univerfitätsbildung. Wie man nicht 
jedem Staate von befchränftem Umfang die Errichtung 
einer eigenen Univerfität anmuthen oder anrathen kann, 
unerachtet manche feiner Bürger den Facultätsftudien ſich 
widmen, fo wird wenigitens für die nächfte Zufunft Ders 
jenige, der eine höhere technifche Bildung fucht,. anf die 
im nahen und fernen Ausland beftehenden Anftalten hin⸗ 
zumeifen feyn, von welchen-vie meilten fi) auf die Aufs 
nahme von Einheimifchen nicht zu bejchränfen pflegen: 
Solchen Gewerfen aber, welche beffelben nicht wefentlich 
bedürfen, einen eigentlichen polytechnifchen Curſus anzu⸗ 
bieten, erfcheint nicht zweckmäßig. Die Folge ift Leicht 
eine gewiffe, den Verhältniffen der Gemerbetreibenden nicht 
zuträgliche Vermwühnung, indem ihnen durch die Bertrauts 
heit mit den Leiftungen eines Apparats, wie er mur im 
foftfpieligen Etabliffements feinen Platz findet, die Rückkehr 
zu dem ihnen zugänglichen Borrath von Arbeitswerkzeugen 
und zu dem befcheideneren Zufchnitt ihrer Beichäftigungen 
erleidet wird. Auch würde: es bedenklich ſeyn, fie ber 
Werkſtätte zu entfremden, und es barauf ankommen zu 
laflen, vaß ein Uebergewidht des Wiſſens zum Rachtheik 
des Könnens fich geltend macht. Uebrigend giebt es 
Berhältniffe, in welchen ein polytechnifcher Curſus zwar 
entbehrlich, die Aneignung von phyftcalifchen und chemifchen 
Kenntniffen aber fehr wünfchenewerth ift, feldft für die 
Unternehmer, welche zwar nicht für die active Ausübung 
eines inpuftriellen Betriebes, wohl aber zu der gehörigen 
Einficht und Ueberficht einer Fabrikanlage ſich zu befähigen 
haben. Sn foldhen und ähnlichen Fällen werben einzelne 
Gymnaſialvorleſungen . dienen fünnen, um eine fonft bes 
merfbare Lücke auszufüllen. Auch ift Daran gu erinnern, 


Handels ſchulen. 


udelsſchule in 
Bremen. 
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daß das Hauptaugenmerk der patriotifchen Gefellfchaft bei 


ber Wiederheritelung ihrer Bibliothef auf das Bedürfniß 


der Fortbildung des Gewerbeftanded und, mittelft einer 
Auswahl von vaterländifchen und fremden Zeitfchriften, 
auf Das zeitige Bekanntwerden neuer Erfindungen und 
Entdedungen gerichtet feyn wird. 

Was die Errichtung von Handelsſchulen anlangt, 
fo ift ed befannt, daß der hiefige Hanbelöftand nur ge- 
ringen Werth auf einen fpeciellen thenretifchen Unterricht 
begt, und daß Inſtitute diefer Art, welche zu verfchiedenen 
Zeiten hier geblüht haben, ſtets von einer Mehrzahl von 
Ausländern befucht geweſen find. Worauf ed hauptfächlich 
anzufommen fcheint, das find wohlausgeftattete, höhere 
Bürgerichulen. Bemerfenswerth ift, Daß die Gründer einer 
ber erften und berühmteften Handeldafademieen von Anfang 
an einen umfaflenderen Gefichtöyunft im Auge hatten. 


«Vorzuglich für den Kanfmannsftand,” fagt Büſch!) von 


feinem und Ebeling’s Inſtitut, “war es eingerichtet, aber 
“nicht abfonderlich, nicht einzig. Alle Kenntniffe wurden in 
“pemfelben gelehrt, die dem Staatöbürger nügen Fonnten, 
“„weß Standes er and, ſeyn mag” Wirklich waren auch 
immer Zöglinge von verfchiedener Beſtimmung vorhanden, 
weil’ die Zwecke der allgemeinen Ausbildung vorherrichten; 
Die fühigeren und fortgefchrittenen pflegte Büfch, wie er 
ſelbſt erzählt, dem Gymnaſium zuzuführen, um in ben 
Fächern, auf welche ed ankam, gründlichere Studien zu 
machen. Die oben angebeutete Anficht wirb auch durch Die 
Gefchichte der *Handelöfchule” in Bremen (einer Staats⸗ 


1) Büſch über die Rigtactung brauchbarer Gelehrſamteit u. ſ. w. 
1800. ©.02 f. 
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anftalt) beftätigt. Gleich Anfangs (1817) hieß ed: 1) 
Sie ift nicht bloß für Fünftige Kaufleute, fondern im 
“ Allgemeinen für Sünglinge vom anfangenden funfzehnten 
“His zum achtzehnten Jahre beftimmt, welche einen folchen 
“Beruf gewählt, der eine fchnellere Borbereitung zum 
“ Eintritt ind bürgerliche Gefchäftöleben erfordert.” Im 
Fahre 1833 fand man für gut, diejenigen Lehrgegenftände 
wegfallen zu laffen, “welche nur foldye praftifche Bildung 
“sum Kaufmanngftande bezweden, welche beffer durch 
WUebung unter den Augen des Prinzipald erlernt wer 
“den.” 2) Und zwar war ed der Wunfch einfichtövoller 
Bürger aus dem Kaufmannsftande, welcher die bremifche 
Schulbehörde bewog, eben diefe Gegenftände aus der Ans 
fialt entfernt zu halten, und vielmehr danach zu fireben, 
“daß die Schüler für jede Gewerbtbätigfeit befähigt, und 
« mit den Hälfsmitteln fünftiger felbftftändiger Beftrebungen, 
“Sprachen und Wiffenfchaften, geübter Denkkraft, geiftiger 
“Thätigkeit und dem Sinne für Wahrheit und Recht aus⸗ 
“ gerüftet werden.” Auch ‚fand ſich, daß die wenigften 
Schüler geneigt waren, bid zum achtzehnten Sahre in ber 
Anftalt zu verweilen; fie treten jeßt mit dem vollendeten 
dreizehnten Jahre aus der Vorfchule herüber, und bleiben 
bis ind ſechszehnte. 3) So ift demnach auch die bremifche 
Handlungsfchule in die Stelle der oberen Claſſen einer 
höheren Bürgerfchule eingetreten, und entfpricht in Diefer 
Form den Anforderungen eines Publikums, von welchem 
Niemand behaupten wird, Daß es einen geringen Begriff 


ı) Oprigteitliche Bekanntmachung, 23. September 1817. 
2) Deputationdg= Bericht, im Convent vom 19. April 1833. ©. 119. 
2) Plate, Jahresbericht der Handelsſchule (Bremen, 1841). S. 21. 


Navigationsfähule ' ' 


Gymnaſtum und 


Sohanneum. 


von Fanfmännifcher Bildung hege Wenn übrigens in 
Bremen zur Ergänzung der Zwede biefer Anftalt die Ein- 
richtung von Borlefungen über gemeinnüßige Gegenflände 
empfohlen ward, 2) fo wird die Gelegenheit zum Beſuch 
öffentlicher VBorlefungen dieſer Art Durch Die neue Ein- 
richtung unfered Gymnaſiums ‚dargeboten, und wird mit 
erfreulicher Theilnahme auch von jüngeren und älteren 
Mitgliedern des Handelsſtandes benukt. 2) 

Arnders verhält ed fich mit der Navigationsfchule, 
deren befonderer, für einen Handels⸗ und Seeſtaat un- 
gemein wichtiger, Zwed offenbar eine eigene Anftalt. er- 
fordert. Urfpränglich gegründet (1785) von der patrio⸗ 
tifchen Gefellfchaft, ift fie fpäter in die Hände Des Staates 
übergegangen, und hat unter der gegenwärtigen Leitung 
bei den Seefahrern deutfcher Zunge einen bedeutenden Ruf 
erworben. Die Commiſſion wärbe nicht unterlaffen haben, 
über die Feſtſtellung ber äußeren Berhältniffe diefer Anftalt 
eitten Antrag zu ftellen, wenn ihr nicht befannt geworben 
wäre, daß die Eommerz- Deputation ihre Aufmerffamfeit 
bereits dieſer Angelegenheit zugewendet hat. 


3 Die beiden Gelehrtenauſtalten. 


Zum Zwed der Vorbereitung für die Lniverfität 
(welcher früher auf Koften des übrigen Schulweſens aus- 
fchlieplich begünftigt war) befist unfer Staat zwei An- 





: 2%) Deputationd - Antrag tm Convent vom 21. Juni 1839. 

2) Es darf bier auch an die “Hamburgiſche Unten’ erinnert 
werben, einen aufblühenden Privatverein junger Männer, unter 
deſſen Zwecken man auch die Uebung in fremden Sprachen, 

amd Die Beranlaffung von Borlefungen (3. B. nor biefen 

Winter, eines Vortrags über Wechſelrecht) bemerkt. 
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ftalten: das Sohanmeum, eine Schöpfung der Reformation, 
und das fpäter (1612) geftiftete Gymnaſium. Das letztere 
ift befanntlich eine Mittelanftalt zwifchen der Schule und 
der Univerfität. Ueber die Zwectmäßigfeit foldyer Mitte 
anftalten find die Stimmen getheilt. . In einigen Stanten 
hat man fie aufgehoben, in anderen hat. man fie neu ein⸗ 
geführt, oder Doch die vorhandenen nen organifirt.. In⸗ 
deffen ift nur denfbar, daß der Staat für eine von zwei 
Anſichten fich entfcheide: entweder er hält den Beſuch der 
Mittelanftalt, nad) vollendetem Schulcurſus, für wefentlich, 
ober er hält denfelben für unweſentlich. Die Iegtere Anficht 
fann hier gewiß nicht vorausgefeßt werben, ba man Bad 
Gymnaſium nicht allein beizubehalten, fondern, wie es Im 
Sahre 1857 durch Rath» und Bürgerfchluß gefchehen iſt, 
mit einem nicht unbeträchtlichen Tahred- Budget neu ande 
zuftatten ſich entfchloffen hat. Die Staaten aber, welche 
ſich für bie erftere Anficht entfchieden, haben nicht vers 
fehlt, durch geeignete Vorfchriften dafür zu forgen, daß 
die Mittelanftalt Cob fie nun Gymnaſium oder Lycenn 
heißen mag) von Denjenigen, welche fidy für die Univerfisät 
vorbereiten, auch wirklich benugt werbe. 1) Dagegen bleibt 
es hier den zufälligften äußeren Einflüſſen überlaffen, ob 
ein Schüler beim Abgang von der Gelehrtenfchule. fich dem 
Gymnaſium, oder direct ber Univerſität zuwenden wird. 


1) Verordnung über die Gelehrtenſchulen im Großherzogthum Baden, 
vom 18. Februar 1837. 5 16. *Wer die fünfte oder oberſte 
“Glaffe eines Gymnafiums abfeloirt und ſich zur Promotion 
“befähigt hat, Toll noch in die oberfie Elaffe eines Lyceums 
“eintreten, ehe er zur Univerſität übergeht.” Es fpringt in bie 
Augen, daß eine folche Vorſchrift nicht iſolirt für ſich allein ge« 
dacht, fondern nur als ein Theil einer organifchen Gefeßgebung 
über das gelehrie Schulwefen eines Staates betrachtet werben kann. 

\ 


25 


—— und Die Vorſchriften über den Uebergang von der einen Schule 
er jn die andere, auch für die Fälle, wo er vorausgeſetzt 
wird, find höchft mangelhaft. Das Publitum hat ein Sahr 
nach dem andern das erbauliche Schaufpiel gefehen, daß 
in ben Programmen der einen Anftalt förmlich gewarnt 
warb gegen ben Abgang in ſolchen Fällen, in welden er 
nach den vom Senat publicirten Gefeßen der andern Ans 
ftalt als gefeglich zu betrachten ift. Auch ift dieſe Warnung 
fehr wohl zu begreifen. Denn die Gelehrtenfchule muß 
ſich beeinträchtigt fühlen, wenn es lediglich von ber Will⸗ 
führ des Schülerd abhängt, ob er vor vollendetem Gurfus 
fih ihr entfremden will, und wenn dem Lehrercollegium 
felbft jede Cognition über die Reife des Schülerd (nad 
bloß einjährigem Befuch der oberſten Claſſe) und jede Mit: 
wirkung bei der Prüfung entzogen ‚wird. Jede Anftalt, 
welche fich bewußt iſt, daß ihr Lehrplan auf einem innern 
Zufammenhang "beruht, deffen einzelne Theile nicht nach 
Belieben abgeriffen werden können, wird eine ſolche Eins 
richtung mit ihrer Würde und mit der Erfüllung ihrer 
Beftimmung unvereinbar finden. Auch auf das nahe lie⸗ 
gende Mittel einer Verfländigung der beiden Xehrercollegien 
und einer aus beiden zufammengefebten Prüfungs-Commiffi ion 
ift man nicht verfallen. 

Die neueſte Gefeßgebung war befanntlich durch einen 
Antrag bed Senatd hervorgerufen, in weldyem die Er- 
baltung ded Gymnaſiums als "wahre Gewiffensfache” 
bezeichnet, und diefe Anficht nicht nur vom Standpunkt 
der allgemeinen wiffenfchaftlichen Intereſſen aus (die aud) 
unfer Staat nach Kräften zu vertreten habe) mit ans 
ſprechender Wärme gerechtfertigt, fondern and) durch mehr- 
fache, unferem Staat eigenthümliche Rüdfihten motivirt 
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wurde. Sindeffen hat die Erfahrung gezeigt, daß ed nicht 
genug gethan war, die beiden Anftalten in Raume neben 
einanber hinzuftellen. So bleibt ed denn noch immer einer 
allgemeinen Studienordnung vorbehalten, von bem 
gemeinſamen Zweck beider Gelehrtenfchulen ausgehend, 
ben Lehrplan und die wechfelfeitigen Beziehungen beider, 
fo wie den ganzen Stufengang der Vorbereitung für die 
Univerfität genauer zu beftimmen. Die Commiffion hat 
died ſchon anzudenten verfucht, indem fie die Anfficht einer 
und berfelben Section, in welcher beide Lehrercollegien vers 
treten wären, zu übertragen vorſchlug. 


Eine gründliche Erwägung diefer Angelegenheit erfi cheint 
aber um ſo dringender, wenn man den Zuſtand des Gym⸗ 
naſiums insbeſondere ins Auge faßt. Während die neue 


Organiſation dieſer Anſtalt nach der einen Seite hin ſich 
bewährt hat, indem die lebhafte Theilnahme des größeren 


Publikums für das Bedürfniß und den Nutzen der öffent⸗ 
lichen Vorleſungen Zeugniß giebt, iſt dagegen die Wirk⸗ 
ſamkeit des Gymnaſiums nach der andern Seite hin, für 


die Vorbereitung der Univerſitaͤtsſtudien, noch beſchraͤnkter, 
ald man nach der Zahl Derjenigen, welche von hier aus 


ſich den Univerfitätöftudien beftimmen, erwarten koͤnnte. 


Die Zahl der eigentlichen Schüler ded Gymnaſiums war, 
wie früher, fo auch in den leßten zehn Sahren, fchwanfend; 
fie war mitunter äußerfl gering, und ift ed in dieſem Augen- 
blid; es ift mehrmals vorgefommen, daß nicht die Hälfte 
der vom Sohanneum Entlaffenen fic, dem Gymnaſium zus 
wandte. Es fpringt in die Augen, daß unter folchen Um⸗ 
ftänden das Gymnaſium' für die Vorbereitung der Stu⸗ 
direnden den Nuten nicht Schaffen Tann, den es ſchaffen 
follte. In einer Zeit aber, welche jeden Zweig bed Staats⸗ 
25° 


Berhaͤltniſſe 


des Gymnafiums. 


Wichtigkeit 
der allgemeinen 
Bildungsmittel. 
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| haushaltes einer jchärferen Kritif unterwirft, und bei einem 


Zweige, wie das Schulmefen, bei welchem fernere Auf: 
wenbungen erforberlich find, werden auch Die Behörben, 
oder wird um fo gewiffer bie öffentliche Meinung nicht 
unterlaffen, den yrüfenden Maaßftab an den Erfolg bie- 
heriger Aufwendungen zu legen. Imwiefern die Schuld 
an der Einrichtung, oder an den Reiftungen bed Gym⸗ 
naſiums Legt; inwiefern die im Vergleich mit anbern beut- 
fchen Belehrtenfchulen im Durchfchnitt verfpätete Entlaffung, 
ober bie jährlich nur einmal vorfommende Hanptverfekung 
der Schüler des Johanneums dem Beſuch ded Gymnaſiums 
im Wege fiehen mag — dies zu erörtern fann die Gom- 
miſſion um fo eher umhin, ba ihr zuverläffig befannt ift, 
daß bereits von den Profefloren des Gymnaſiums ſelbſt 
die Behörde um eine Prüfung und Ordnung diefer Ber- 
hältniffe. dringend angegangen if. 

Uebrigens ſcheint ed der Commiſſion, auch abgefehen 
von der Frage über die Verhältniffe de Gymnaſiums, als 
einer felbftftändigen Anftalt, keineswegs gleichgültig, ob Die 
Symnafialftudien von findirenden Hamburgern beachtet 
werben, oder nicht. Wenn, neben der Mathematif, bei 
ber Borbereitung für. bie Saenltätöftubien ausſchließlich die 
alten Sprachen vorherrfchen, 1) fo erweitert fich immer mehr 
jene Kluft, weiche die Gelehrten von der Mehrzahl der 
Bürger trennt, eine Kluft, welche unfere Zeit auszugleichen 
auf alle Weife bemüht ift, und welche in den Verhältniffen 





» Selbſt auf die Imtereffen der Gelehrtenfchule würde eine un⸗ 
willlommeme Rückwirkung auf die Dauer nicht ausbleiben. 
Denn ed If ausgemacht, daß der Achtung, in welcher bie 
elaffifhen Studien fliehen, Nichts mehr ſchaden kann, als 
einſeitige Weberihägung derſelben. 
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unferes Bürgerftaates um fo unangemeffener ift, als die 
Anerkennung und gerechte Würdigung gegenfeitiger An⸗ 
ſprüche ald Grundlage einmüthigen and herzlichen Zufammens- 
wirfens für bie öffentlichen Sntereffen erfcheint. Im den 
Kreis des Gymnaflalcurfus find, außer den philofophifchen 
Vorftudien, ald allgemeine Bildungsmittel vornehmlich Ges 
fhichte und Naturwiffenfchaften gezogen. Es kann ſich 
dabei nicht um ein tiefered und felbfiftändiges Eindringen 
in Gebiete handeln, welche dem fünftigen Beruf nicht un⸗ 
mittelbar verwandt find; aber deſto wichtiger ift ed, daß 
der Sinn für Beſtrebungen geweckt werde, die dem Ge⸗ 
fichtöfreis der allgemeinen Bildung, den Zeitintereffen und 
mandyfaltigen Beziehungen des bürgerlichen Lebens nicht 
fremd feyn koͤnnen. 1) Es ift aber befannt, daß die Stu 
direnden, vollends bei nur dreijährigen Verweilen auf der 
Univerfität, fofort den unabweisbaren Anſprüchen der Fa- 
eultäteftudien zu folgen, und jene Bildungsmittel ziemlich 
allgemein zu vernachläffigen, oder nur zufällig eine oder 
bie andere anziehendere Vorleſung mitzunehmen pflegen. 
Diefer Uebelftand ift in mehrfacher Hinficht zu beflagent. 





ı) Zum Zeugniß, daß ähnliche Betrachtungen, unter ähnlichen ge- 
felligen und Staatsverhältniffen, auch anderwärts fich geltend 
machen, mag es erlaubt ſeyn, auch hier eine Stelle aus dem 
mehrfach angeführten bremifhen Deputationsbericht an: 
zureiben. *Die Mafle der Kenntniffe, welche ald Gemein: 
“gut der Gebildeten zu betrachten find, bat fi feit 
“einigen Derennien ungemein vermehrt, fo daß Diejenigen, 
«welche einer Facultätswiffenfchaft den größten Theil ihrer 
“ Zugend mit Eifer gewidmet haben, fpäterhin in ben Ber- 
“päftniffen mit ven anf anderen Wegen Gebifpeten oft bei 
rich Lücken im ſolchen Kenntniſſen bemerten müffen, welche 
*Gegenflände allgemeiner Bildung betreffen, und welche fie 
“ weniger haben ausfüllen können, ald Jene.” 


Motiv 


ber Befreiung. 
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Nach unfern Einrichtungen haben z. B. Rechtsgelehrte, 
als. Mitglieder der oberſten Staatsbehörde, Verhältniſſe zu 
beurtheilen, welche durchaus einen über das Facultäaͤts⸗ 
ftubium hinaus erweiterten Gefichtöfreis, einen Maaßitab 
und Sinn für anderdartige Intereffen, eine auch in andern 
Beziehungen geübte geiftige Auffaffung vorausfegen. Sn 
diefer Hinficht empfiehlt die Commiffion, in Zufunft bei 
der Staatsprüfung 2) einem even die Nachweifung aufs 
zulegen, daß er, fey ed nun auf dem Gymnaſium, oder 
anf einer ähnlichen auswärtigen Anftalt, oder, bei vier- 
jährigen. Univerfitätöftudien und Einhaltung des foge- 
nannten philofophifchen Curſus, bie Aneignung ber 


entſprechenden Kenntniffe nicht verabfäumt habe. 


4. Befreiung der Lehrer und Gebülfen 
vom Bürger « Militair. 


Oeffentlich angeſtellte Lehrer ſind bekanntlich vom 
Bürger-Militair befreit. Es ift dies nicht ald eine perfün- 
liche Begünftigung, fondern als eine Nüdficht für ven 
öffentlichen Dienft zu betrachten, welcher unter ver Er⸗ 
fülung anderweitiger perfünlicher Leiftungen leiden möchte. 
Es fcheint aber, wenn man die Sache in dieſer Weiſe 
auffaßt, keinen Unterſchied zu machen, ob ein Lehrer vom 
Staat ſelbſt angeſtellt, oder ob ihm das Schulhalten für 
eigne Rechnung, nach vorangegangener Prüfung, verſtattet 
iſt. Denn auch der Unterricht der letzteren Art iſt inſofern 
ein öffentlicher zu nennen, als dem Staate daran gelegen 


*. 


1) Die Commiſſion nimmt an, daß einem oftmals (auch oben S. 294) 
motivirten Verlangen nachgegeben, und eine Staatsprüfung für 
Rechtsgelehrte, wie für Theologen und went, baldigſt werde 

eingeführt werben. 
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ſeyn muß, daß ed an gehörigen Anftalten dazu niemals 
fehle. Aus diefem Grunde trägt die Commiffion darauf 
an, daß active, geprüfte Lehrer und Gehülfen, welche, ſo⸗ 
fern fie in Privatfchulen arbeiten, in der Ießten Zeit nur 
vorläufig biöpenfirt waren, in Zukunft vom activen Dienft 
ded Bürger-Militaird gefeglich befreit werben mögen. 


5. Verhältuiffe des Laudſchulweſens. 


Die dürftige Stellung mancher Schullehrer 1) und das Berbeierung be 
Ungzureichende mancher Schullocale auf dem Lande find a 
ſprüchwoͤrtlich. Es würben vor allen Dingen genaue Data 
über dieſe Verhältniffe in den einzelnen Ortfchaften zu 
fammeln, und danach zu ermitteln feyn, welche Summe 
erforderlich wäre, um das Einfommen der Schullehrer: 
wenigftend auf ein anſtändiges Minimum zu bringen, und 
die nöthigen Baulichkeiten herzuftellen. Was die Herbels 
fchaffung der Mittel anlangt, fo wäre ber Geſichtspunkt 
feftzuhalten, daß das Landſchulweſen zunäcft Sache ber 
betreffenden Gemeinden ift. Es fehlt auch unter den wohl⸗ 
habenderen Landgemeinden des hamburgifchen Gebietes nidyt 
ganz der lobenswerthe Ehrgeiz, aus eignen Mitteht, foweit 
ed angeht, die Gemeindebebürfniffe zu beftreiten; die Er⸗ 
fahrung hat in mehr ald einem Fall gezeigt, daß es einer 
wohlwollenden und umfichtigen Verwaltung gefungen tft; 
diefen Sinn zu beleben; und daran fnüpft fich die wohl 
thätige Folge, daß man Die durch eigne Anftrengung ges 


) Dur Fran und Kinder ven Schlagbaum öffnen zu Taflen, 
mag einen ımter gewiffen Umſtänden nicht unmwilllonnnenen, 
noch entbehrlichen Nebenverbienft abgeben; aber wie unwürbig: 
ift Die Nothwendigteit, auf dergleichen ſich angewiefen zu fehen! 


Schulordnung in 
ben Geeſtlanden. 
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foͤrderten Anſtalten beſſer ſchaͤtzt, ſie liebgewinnt, und darauf 
hält, fie in gutem Stande zu ſehen. Die Möglichkeit und 
die Ausdehnung einer folchen Betheiligung ift aber lediglich 
nah den Berhältniffen jeder. Gemeinde zu beurtheilen; ein 
Zuſchuß aus der Staatöcaffe müßte, fo oft und fo weit 
er erforderlich ft, 1) bewilligt, und es müßte damit nicht 
gefargt werben. Bebeutend kann ber Zufchuß in feinem 
alle ſeyn; und unfere Sundgemeinden müffen inne werden, 
daß der Staat, dem. fie angehören, ohne an feinen Ent- 
fchließungen bis jet Directen Antheil zu nehmen, nicht auf 
befondere Sparſamkeit bedacht ift, wenn ed um Anftalten 
für ihr wahres Wohl ſich handelt. 

.. Sm den Geeftlanden iſt nach und. nad) eine Schulſteuer, 
nad, einem für die Vollhufner, Halbhufuer u. ſ. w. ver⸗ 
ſchieden abgeftuften Schragen, eingeführt, es ift die Schul 
cafle. von der Kirchencaſſe getrennt, und ftatt der Suraten 
find eigene Schulvorficher eingefegt worben. Diefe Ein; 
richtungen find an und für fich gewiß fehr erfreulich, ſo⸗ 
fern fie. eine lebendige Theilnahme ber Berwaltungsbehörben 
befunden. Ohne über die befonveren Gründe urtheilen zu 
mollen, welche ber Zweckmaßigkeit derfelben in den be⸗ 
treffenden Drtichaften das Wort reden mochten, glaubt 


die Eommiſſion kaum vorausfegen zu dürfen, daß es noth- 


wendig ſeyn wird, genau bDiefelben Maaßregeln bei ber 


ns 
I. 


1) Der Grundſatz eines bloß fubfidiarifchen Staatszufchuflesd, und 
äugleich die Unmöglichkeit, im Voraus gefeblich zu befiimmen, 
wann und wieweit derſelbe eintreten müfle, iſt auch bei den 

- . Berhandlungen in Württemberg fowohl von ber Regierung, als 
yon den Ständen anerfannt worben. S. den Bericht, betr. den 
Geſetz⸗Entwurf über die Volksſchulen, October 1835 (Referent: 

:. von Mafhef), ©.38. . 
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Ordnung ded Landſchulweſens im Allgemeinen zu Grunde 
zu legen. Der Einfammlung des Schulgeldes ftehen ohne Saalteuen aber 
Zweifel geringere Bedenken in ländlichen Berhältniffen, als 
in ftädtifchen im Wege. Dem Landmann wird bie Billige 
feit jeder Ausgabe um fo mehr einleuchten, er wird fie in 
dem Maaße bereitwilliger entrichten, wie derjelben eine ind 
Auge fallende und nutbare Gegenleiftung unmittelbar ent 
fpricht. St das Schulgeld für Manchen eine Laft, fo if 
er Doch diefer Laſt enthoben, wenn er ein Kind nach dem 
andern aus der Schule gebracht hat und verforgt ſieht; 
die Schulfteter dagegen (welche alles Schulgeld in ſich 
faßt und deshalb höher geftellt ſeyn muß) kann leicht den 
unmuthigen, der Werthichätung der Schule nicht fürders 
lichen Gedanken eingeben, man müſſe fein Lebenlang für 
die Schule arbeiten. Iſt die Schulcaffe mit der Kirchen 
caffe vereinigt, fo ift nicht nur die Berwaltung vereinfacht, 
fondern die Borftelung von dem urſprünglichen und natürs 
lichen Berhältniß der Volksſchule bleibt der Gemeinde gegen; 
wärtig. Die Kirchengefchwornen find in manchen Orts Squlvorſteher. 
fchaften noch immer gewohnt, auch die äußeren Bebürfniffe 
der Schule wahrzunehmen, und die Beſtellung eigener 
Schulvorfteher dürfte, bei der beichränften Auswahl für 
mandyfaltige Verwaltungen, nicht immer ohne Schwierigkeit 
feyn. Ueberhaupt wird das einfache Verhältniß, foweit ed 
auf dem Landgebiet bis jet ausreichend befunden it, nicht 
ohne Noth einer adminiftrativen Gleichförmigfeit unters 
zuordnen jeyn. | 
Daß der Geiftliche der geborene Aufleher, Freund und Stellung 
Berather der Landſchule iſt, wird leicht zugegeben werben. pre Landoeigliches. 
Kein Landgeiftlicher, dem fein Amt liebgeworden, würde 
der Gelegenheit entbehren mögen, auch in diefer Beziehung 


ng ber 
lehrer. 
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fih ein dauerndes Verdienſt um die Gemeinde zu er- 
werben. Die befondere Aufficht über bie in den Schulen 
befchäftigten Gehülfen wird ihm gleichfalld von felbft an⸗ 
heimfallen. | 

Bei Bewerbungen um erledigte Schulftellen auf Dem 
Lande würden nur Solche zuzulaffen feyn, welche von Der 
fe die Volksſchullehrer eingeſetzten Prüfungs - Commiffion 
8 befähigt erklärt find. Es ift in der Commiſſion zur 
Sprache gefommen, ob nicht bei der Anftelung der Schul- 


lehrer dem Ortögeiftlichen ein motivirted Veto beizulegen 


fey. Die Commiſſion glaubt fich für die Rathſamkeit diefes 
Vorſchlages ausfprechen zu dürfen, mobei fie natürlich nicht 
von dem Bemweggrund ausgeht, dem Geiftlichen, als Solchen, 
ein weiteres Torrecht einzuräumen. Sondern das perfün- 
lich gute Bernehmen, das einmüthtge Jufammenmirfen des 
Geiſtlichen und des Lehrers erfcheint für das Gedeihen ber 
Schule weſentlich. Diefe öffentliche Ruͤckſicht muß natürlich 
jede perfünliche überwiegen. Aber auch der Schullehrer 
kann nicht wünfchen, unter der Anfficht eines Mannes zu 
arbeiten, der gegen feine Anftelung ein Veto, wenn er 
dazu befugt wäre, eingelegt haben würde. Gelbit dem 
Landherrn koͤnnte es nur unerfreulid,, und eine Duelle pein- 
licher Verlegenheiten feyn, mit gegenfeitigen Befchwerben, 
wie fie bei einem von vorne herein ald unheilbar fich dar⸗ 
ftellenden VBerhältnig nicht ausbleiben würden, immerfort 
beftärmt zu werben. Ein Mißbrauch der Befugniß bes 
Predigerd wird aber um fo weniger zu beforgen feyn, da 
feine Einfprache nicht ohne triftige Motive, und fchon mit 
Rückſicht auf das mit der Sache verbundene Auffehen, 
nur aus der entichiedenften Ueberzeugung erhoben werben 
könnte. 
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6. Das Turnen. 

Die Commiſſion kann fich nicht verfagen, ihre Freude 
darüber. auszudrüden, daß felbft in den Tagen einer kläg⸗ 
lichen Gefpenfterfurd;t das Turnen bei.und eine Freiftätte, 
und ein bereitwilliged Entgegentommen bed Staated zu 
feinen Zweden gefunden hat. Se entfchiebener aber eine 
fiebenundzwanzigjährige Erfahrung Cdenn ſchon fieht man 
Diejenigen, welche hier am früheften diefen Uebungen ſich 
angefchloffen, ihre Söhne wiederum dem Zurnplate zus 
führen) den Nuten der Sache gerechtfertigt hat, deſto 
mehr ift zu wünfchen, daB auch der Borgang anderer. 
Staaten hier nicht ohne Nachfolge bleibe, welche, zum Theil 
auf eine von den Ständeverfammlungen ausgegangene An⸗ 
regung, das Turnen in die Lehrverfaffung ftädtifcher Schulen 
mit aufgenommen haben. : Der Bortheil der förperlichen 
Uebung und. Gewandtheit ift zu einleuchtend, um einer 
Ausführung zu bedürfen. Mit Bezug auf die höheren, 
befonders die gelehrten Schulen, wird dadurd; am büns 
dDigften die Frage beantwortet, die neuerdings allerorten 
mit fpähenden und zweifelnden Blicken an fie gerichtet ift, 
ob fie über den Anforderungen der geiftigen Ausbildung 
auch vielleicht die körperliche ganz vergeffen? Aber der 
fittlihe Bortheil, das damit verbundene, *dem deutfchen 
“ Sharafter eigenthümliche Element der gemüthlich sfittlichen 
“ Auffaffung des Lebens,” 1) ift weit höher anzufchlagen. 
Es ift nicht allein die Abwehr ver Vermweichlichung und ber 
Genußfucht Coorberrfchende Fehler in einer großen Stabt, 
zu deren Bekämpfung frühe Abneigung und gelegentlich 


1) Worte von F. W. Klumpp: “pas Turnen“ (in der deutſchen 
Bierteljahrfchrift No. 18, ©. 222). 
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eindringliche Verhöhnung der Altersgenofien recht heilſam 
wirft); es it auch der Ernit und die Ordnung im Spiel; 
Gemöhnungen, beren Aneignung auf anderem Wege ſchwer 
zu erzielen ift. Endlich haben die Turnübungen Cein Ver⸗ 
mächtniß der erhöhten Stimmung am Schluß der Be- 
freiungsfriege) ſich als befonderd geeignet bewährt, ben 
Sinn für die nationale Eigenthümlichfeit, das Bewußtſeyn 
des Gefammtvaterlandes, zu entwideln. So mögen fie 
denn auch ferner dienen, in der deutſchen Sugend diejenige 
Geſinnung zu pflanzen, deren es bedarf, um in einer Zeit, 
die nach verbeflerten Staatöformen. mit wechfelndem Er- 
folge ringt, eine fchönere Zukunft, durch nationale Grund» 
lagen gefichert, dem Baterlande zu verbürgen. 
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Beilage 1. 


Auszug aus der Kirchen» Ordnung für bie evangelifchen 
Gemeinden der Provinz Weſtphalen und der Rheinprovinz 
vom Sahre 1835. 


(Zu Seite 96.) 


Die in der Weberfchrtft bezeichnete Kirchen- Orbnung hat am 
5. März 1835 Gefegeötraft erhalten. — Sie beſteht aus folgenden 
13 Abſchnitten: 

1. Bon den Ortsgemeinven, Vtesbyterlen und den größeren 
Semeinde - Repräfentationen. F 1—33. 

2. Bon der Kreis-Gemeinde, und ber Kreid-Synobe. F 34—43. 

3. Bon der Provinzial - Gemeinde und Provinzial: Synode. 
S 4—52. 

4. Bon der Erfebigung,, Wiederbeſetzung und Vertretung des 
Pfarr: Amtes. F 53 —65. 

5. Bon den Pflichten des Pfarrers. S 66—74. 

6. Bon dem öffentlichen Gottesbienfte und anderen heiligen Hand⸗ 
lungen. Im Einzelnen: 

a. Don der Feier des öffentlichen Gottesdienſtes. $ 75—85. 
b. Bon der Feier der Sacramente. F 86—102. 
. ec. Bom Religtons-Unterricht der Jugend und ver Eonfirmation.: 
Ss 18—11l. | 

. Bon der Orbination. $ 112, 113. 
. Bon der Einfegnung ver Ehe. $ 114. 
Bon den Beerdigungs- Feierlichkeiten. F 115. 
. Bon der Sonntags: und Fefltags- Feier. F 116. 

7. Bon der Schulauffiht. S 117. 

8. Bon der Kirchendisciplin. F 118—12%9. 

9. Bon den Gehalten und Remunerationen der verſchiedenen 
Rirchenbeamten. F 130— 137, 
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10. Bon ven unteren Kirchenbeamten. F 138—143. 

11. Bon den Kirchen-Viſitationen. $ 144— 146. 

12. Bon dem Kirchen-Bermögen und beffen Berwaltung. $ 147. 
13. Bon der Staatsaufficht über das Kirchenweſen. $ 148. 





Das Spftem der kirchlichen Behörden if im Allgemeinen 
folgendermaaßen conftruirt: 

Die einzelnen Gemeinden werben ka ihren Gemeinde: Angelegen- 
heiten durch Presbpterien vertiefen, beflehend aus dem Pfarrer 

ober ben Pfastern), Aelteſten, Kirchmeiſtern, und Dietonen. (Die 

ten haben für das Gottesdienſtliche, die Kirchmeiſter für das 
Sinanzielle und Oekonomiſche, die Diatonen für die Armenpflege zu 
forgen.) — Außerdem hat jede Gemeinde eine größere Repräfentation 
zur Erledigung kirchlicher Angelegenpeiten von größerer und allgemei- 
nerer Bebeutung. 

„Eine gewiffe Anzahl von Gemeinden bildet einen Kreis; bie 
Gefammtpeit folder Gemeinden eine Kreisgemeinde. Die Kreis- 
gemeinde hat ein durch die Pfarrer der einzelnen Gemeinden und eine 
gleich große Anzahl von den Presbpterien deputirter Aeltefter gebildetes 
Preöbpterium, bie Kreisfpmode genannt. Jeder Kreisfpnode ſteht 
ein von berfelben je auf 6 Jahre erwähltes, durch Geikliche gebildetes 
Direstorium vor, beftehend aus einem Präfes, Bicepräfes und Secretair 
(Superintendenten, Afleflor und Scriba). 

Die Kreisfpuoben einer jeben Provinz haben einen Bereinigungs: 
punkt in ben regelmäßig von brei zu brei Jahren gehaltenen Provin« 
sialfpnoden. Diefe Iepteren werben gebildet durch die Guperin- 
tenbenten, fo wie außerbem durch geiſtliche und nicht / geiſtliche Deputirte 
ſaͤmmtlicher Kreisfpnoden. — Jede Kreisfpnode ordnet nämlich für die 
Provinzialfguode einen Pfarrer und einen Aelteſten ab. — Das Prä- 
ſidium der Provinzialfpnobe befteht aus einem Geiſtlichen, welcher den 
Tätel * Präfes der Provingialfpnode” führt, und aus einem 
Subftituten (Affeifor). Beide werden van der Provinzialſynode je 
auf 6 Jahre gewählt, und bebürfen ber Beflätigung bed Miniſteriums 
der geiftlichen Angelegenheiten. — Ein für bie Dauer jeder einzelnen 
Berfammlung erwäplter Geiftlicher führt das Protokoll. ı) 


1) ss bebarf, im Ban anf die Verhäftniffe Hamburgs, Taum ber Bemerkung, daß 
ein gleider, durh drei Grabationen gebilbeter Organismus bei uns nidt an- 
gemeflen feyn würde. Die Provinz Wetpbalen bat 1,400,000, bie Rheinproving 
2,600,000 —— unter benen bie Proteflanten etwa jmei danfheiie aus. 
maden, und mithin iR die Aabl, fowohlber Gemeindeglirber, wie au der 
Sprmeinben, und inar Beöftren emer been, Peupingen, 
— größer, la Bei uns. Biätsbefomenler meiden —— 
tungen {n Bexiebing auf bie von jenen Gpnoden ausgrübten Nunctionen trefjen 
taffen. — Dir Vortände, ber. einjelnen Oemeinben mürben, ohne eine feruere 
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Von den, dad Einzelne betreffenden Beſtimurungen Kind folgende 
anzuführen: 


1. Gemeindeglieder. 


82. De Wohnfitz in der Parochie begründet die Einpfarrung 
und die daraus entſtehenden Rechte und Verpflichtungen für jeden 
evangeliſchen Glaubensgenoſſen. 

83. Zu den Pflichten der Gemeindegltieder gehört es (unter an⸗ 
beren) 4), die, für bie kirchlichen Bedürfnifſſe erforderlichen, Beiträge zu 
leiten. — Dagegen bat jedes Mitglied der Gemeinde Antheil an 
alfen Gnadenmitteln, Anftaften und Gerechtſamen der Kirche, und 
Anſpruch auf vie Dienfte der Kirchenbenmten. Jedes felbſtſtaͤndige 
und fonft qualifteirte Gemeindeglied kam zum Gliede bes Presbyterii 
gewählt werbew, und hat ein miittelbares oder uhmittelbares Stimm; 
recht bei der Wahl der Pfarrer und anderen Kirchenbeamten. 

8 4. Die Gemeinden haben. das Recht, ihre Geiftlichen zu 
wählen (kleine Gemeinden unmittelbar, größere durch Bermittelung 
von Repräfentanten). 
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.$ 3: Jede Gemeinde wird in ihren Bermeinbe»Kngefegenpeiten 
Durch ein Presbyterium vertreten (ſ. die Zuſammenſetzung deſſelben 
oben). 

$ 6. Den Borfis im Presbyterium führt der Prediger. — Wo 
mehre find, alternirt pas Praͤſidium inter ihnen nach dem Herkommen. 

8 7. Die Zahl der Mitglieder des Presbpteriums richtet ſich 
nach der Größe ver Gemeinde. Das Minimum find, außer dem 
Pfarrer, vier Mitglieder, nem ‚gel Ueltefte, ein Kirchmeifter und 
ein Dialonud. 

$8 Di Mitgliener bed Presbyterit werden von dem Pres⸗ 
byterium und der größeren Repraͤſentation der Gemeinde auf zwei 
Jahre gewählt, ſo daß jedes Jahr vie Hälfte abgeht. Es befteht 
Miedererwählbarteit, doch Tann der Wiedererwählte die Stelle ablehnen. 

$ 9. (Angabe der Bälle, in welchen die Wahl abgelehnt werben 
darf.) Eine nnmotioiete Weigerung zieht Verluſt der Wahlfähigkeit 
zum Presbyterium und der größeren Nepräfentation nach fih. 

S 10. Die Wahlfähigkeit iſt bedingt durch einen ehrbaren Lebens: 
wanbel, und Theilnahme an den Onabenmitteln der Kirche. Aeltefte 
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und Kirchmeifter müſſen dreißig Jahre alt, Diakonen volljährig ſeyn. 
Ascendenten und Descendenten, fo wie Brüder dürfen nicht zugleich 
Glieder des Presbyterit feyn. 

F 11. Jeden Monat findet eine Berfammlung des Presbpterit 
Statt. Zur Beſchlußfähigkeit ift die Anweſenheit von zwei Drittheilen 
Ser Glieder erforderlich. 

S 13. (Prototollführung.) Die Protokolle werden von allen an⸗ 
weſenden Mitgliedern unterzeichnet, und das Protokollbuch wird dem 
@upertntendenten bei der Kirchenviſttation vorgezeigt. 
rt: 814 Zu dem Gefchäftskreife des Presbyterii gehört: bie Band: 
habung ber Kirchendisciplin in der Gemeinde; — die Einleitung zur 
Mahl des Predigers nad) den Beſtimmungen des Wahlreglements; — 
bie Wahl der unteren Kirchenbebienten,; — die Aufnahme ber vor ihm 
und. per Gemeinde durch den Prediger geprüften Confirmanden; — 
Sitz und Stimme in der Kreisfynope durch den Prediger und einen 
Seputirten Aelteftlen; — die Verwaltung bed Lirchen⸗ Par Schul: 
und Armen: Vermögens. 


3, Größere Repräfentation der Gemeinden. 


8 18. eve Gemeinde — bat, außer dem Presbyterium, eine 
wedßere Vertretung, welche, gemeinfchaftlich mit dem Presbpterium, 
a. die Prediger wählt, 
b. über die Veränderung in der Subflang des Grundeigenthums 
— der Gemeinden, über bie Erwerbung und Veräußerung deſſel⸗ 
“ren ber ꝛc beräth und beſchließt; 
0. die Gehalte ober Gehaltszulagen für die Kirchenbeamten 
J beſtimmt; 
de bei Anzulänglichkeit des Bermögens ber Gemeinde, bie 
Herbeifchaffung der nöthigen Bepürfniffe beräth, nöthigen- 
falls die Umlage auf die Mitglieder der kirchlichen Gemeinde, 
nad Verhältniß der von benfelben zu zahlenden directen 
Staats: und Eommunal«- Steuern bewirkt, und diefelbe der 
Regierung zur Vollziehung vorlegt. 
819 Die Zahl dieſer Bertreter wird nach ber Größe ver 
Seelenzahl der Gemeinden verſchieden beftimmt: für Gemeinden 
von 500 bis 1000 Seelen 20 Bepehfentanten, 


- « 1000 „ 2000 „24 " 
« 2000 » -5000 ” 40 e7) 
„ über 5000 „60 " 


g 21. Wähler der Repräfentanten find alle Gemeindeglieder, 
welche das vierundzwanziafte Lebensjahr zurüdigelegt haben, zu ven 
Depürfniffen der Gemeinde, wo es erforberlich iſt, concurriren, und 

a. entweder ein Öffentliches Amt bekleiden, 


Kirchen⸗Orduung. 408 


b. oder einem eigenen Geſchaft vorſtehen, 
c. oder eine eigene Haushaltung führen. 

S 22. Wählbar zu Repräfentanten find diejenigen ſelbſtſtändigen 
Gemeinveglieder, welche das vierundzwanzigſte Fahr zurückgelegt, einen 
unbefcholtenen Ruf haben, einen ehrbaren Lebenswandel führen und 
an dem Gottesdienſte und heiligen Abendmahle fleißig Theil nehmen. 

F 23: Die Wahl erfolgt auf die Weile, daß jeder Wählende fo 
viele Namen von Wählbaren, als Stellvertreter der Gemeinde zu er⸗ 
nennen find, in einem, dem bie Wahl leitenden Kirchenbeamten zu 
übergebenden verfchloffenen Zettel benennt, damit die Stimmen ganz 
frei von allem fremdartigen Einflufie bleiben. 

S 24. Durd die relative Mehrheit biefer Stimmen werben bie 
nenen Repräfentanten ernannt. 

S 25. Wenn eine Gleichheit der Stimmen eintritt, f beſimmt 
das Loos den künftigen Repräſentanten. 

S 26. Bon dieſen Repräfentanten tritt ade: Jahr der vierte 
Theil ab. 

538. Die an der Ausgeſchiedenen Stelle tretenden neuen Re⸗ 

präſentanten werden von den ſtimmberechtigten Gemeindegliedern, unter 
dem Vorſitze des Pfarrers erwählt, wo mehre Pfarrer find, unter 
dem Vorſitze des Präſes des Predbpterlums; bie Abgehenden find 
wieder wählbar. 
8 300. De Gemeinde ⸗Vertretung beſchließt unter dem Vorfitz des 
Präſes des Presbyterii durch Stimmen⸗Mehrheit gemeinſchaftlich mit 
dem Presbyterium über die von demſelben zur Berathung vorgelegten 
Gegenſtände, bei Gleichheit der Stimmen giebt der Präſes des Pres⸗ 
byterit ven Ausfchlag. Das Presbpterium führt die gefaßten Befchlüffe 
aus, wobei demfelben auf fein Anfuchen die nöthige Unterflüßung von 
Mitgliedern der größern Gemeinde⸗Repraͤſentation gewährt wird. 

8 31. Der Präfes des Presbpterii- iſt ber Vraſes der größern 
Gemeinde⸗Vertretung. 

F 32. Um einen Beſchluß faſſen zu tönnen, mürfen zwei Drit: 
theile des aus der Gemeinves Bertretung und dem Presbyterio be⸗ 
ſtehenden Collegiums gegenwärtig ſeyn. 


4. Die. Kreisſpnode. 


F 34—36. (Ueber die: Kreisgemeinde, die Kreisſpnode, das 
Directorium [ Superintendent, Aſſeſſor und Scriba] ſ. das Nähere 
oben S. 400.) 

S 37. Zu dem Geſchäftskreiſe der areisſynode gehört: 

a. Berathung der Anträge an die Provinzialſpnode. 
b. Die Aufficht über die Pfarrer, Orts⸗Presbyterien, Candidaten, 
Pfarr⸗Schullehrer und Kirchendiener des Kreiſes. 


26* 


ge 


WBellage 1. 


Die Handhabung ber Kirchendisciplin tmmerhafb ber geſetz⸗ 
lichen Grenzen. 


. Die Aufficht über die Verwaltung des Kichen- und Armen: 
vermoͤgens aller Gemeinden des Kreifes. 
. Die Berwalhmg der Prediger > Wittweneaſſe bed Kreifes 


und der Synobalcafle. 

Die Leitung der Wahlangelegenheiten ver Pfarrer bes 
Kreifes, fo wie die Ordination. derſelben, und Intro⸗ 
ducton. 

Die Wahl des Direstork ' ver Synode umb der Deputation 
zur Provinzialfynode. 


+5 838. Der Superintendent hat: 
1. 


4 


in allen kirchlichen —— * Aber Erhaltung und 


Ausführung der Kirken -Orbmmg und Synodalbeſchlüſſe 


zu wachen und bie Rechte der Kirche wahrzunehmen. 


. Erx führt die Auffiht über Die Presbyterien, über das Fort- 


fludiren und die Führung der Candidaten des Kreifes, wie 
auch Aber die Amtsverwaltung und den Rebenswandel ber 
Geiſtlichen, Kirchendebienen und Schullehrer, nach. ben 
Grundſätzen der Kirchen⸗Orobnung. Er ſucht Mißhelligkeiten, 


welche zwiſchen Gemeinden, Predigern, Presbyterien, dieſen 


und der Gemeinde entſtehen, zu vermitteln und auszugleichen 


und führt bie Disciplinar⸗ Unterfachungen gegen -Geifliche, 
6." Kirchen: Bebiente und Schullehrer, und Presbpterion- feines 
0. Reife allein„gper, inſofern es der Zuziehung richterlicher 


Perſonen bedarf, mit denſelben gemeinſchaftlich. 


. Er Hält in ber Regel in jeder Gemeinde alle zwei Jahre 


die Kirchenviſitation nach der vorgeſchriebenen Inftruction, 


und ſtattet darüber Bericht an die geifliche Behörde und 
an die Synode bei. ihrer Berfammlung ad. Im Nothfall 
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Tann er fich in dieſem Gefrhäfte von feinem Affeffor vertreten 


- Taffen, ſo wie letzterer in der Gemeinde das Superintendenten 


jedesmal die Kirchenvifitation Aberwinmt. 


.Er ordnet die Geſchäfte, welche bei einer vakanten Gemeinde 


zu beforgen find, beftimmt baber ven Turnus, nach welchem 
bie geiſtlichen Amtsverrichtungen während der Vacanz einer 


Pfarrftelle von ven Prebigern ber Kreisſpnode und von Can- 
xldaten verrichtet werben, führt das Präſidium des Presby⸗ 


teriums der vakanten Gemeinde und beſorgt 


‚ vie Wahlangelegenheiten in ber Gemeinde nach ber vor⸗ 


geſchriebenen Ordnung, leitet die Predigerwahl, und ver⸗ 


cher: die Ordination und Introduction ber Geiſtlichen in 


Vorbindung mit dem Afleffor und Scriba. 
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6. Er leitet die Synode bei ihrer Berfammlung, ordnet ben 
Gang der Verhandlungen an, hat ben Vorſitz und das Recht 
der Entſcheidung bei Gleichheit der Stimmen, und fteht an ber 
Spiße in den von der Synode ernannten Eommiffionen. 

. 7. Er dat vie Berorbnungen ber Behörden in Ausführung zu 
bringen. Die Verfügungen berfelben, fo weit. fie bie kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten. und Die Amtsführung ber Geiſtlichen 
betreffen, gelangen allein durch ihn an bie Prediger und 
Gemeinden des Kreifes, und durch ihn geben die Geſuche 
ber Prediger und Gemeinden wieder zu ben Behörben. 

8. Er iſt in der Regel Schul⸗Inſpector, oder es kommen doch 
alle die Schule ‚betreffenden Angelegenheiten, wenn ein an⸗ 
derer Geiftlicher mit der Schulpflege beauftragt ift, an ihn 

und durch ihn au die Staatsbehörbe, und von biefer durch 
ihn an die Schul: Infpectoren. Er ift hiernach das Organ 
fowohl der dem Kirchen: und Schulwefen vorgeſetzten tönig- 
lichen Behörden, als der Synode. 

S 41. Die Befchlüffe werden durch Mehrheit ber Stimmen ge: 
faßt. Zur Faffung eines Beſchluſſes wird die Anweſenheit von zwei 
Drittheilen der Glieder erforbert. 

S 42. Die Verhandlungen werden protofollirt, und die Prototolle 
müflen von dem Superintendenten durch ben General: Superintenbenten 
an das Konfiflorium gefandt werben, außerdem circuliren dieſelben 
bei den Pfarren der Kreisfunpde zur Abſchriftsnahme und Aufbe⸗ 
wahrung im Kirchen: Archiv, nachdem biefelben. zuvor dem Presby⸗ 
terium mitgetheilt worden. 


5 Die Provinzialſynode. 


gs 44-46. - (Heber die Provinzialgemeinbe, die Proninzialfynobe, 
ben Präfes der Provinzialſynode, pen Aſſeſſor |. pas Nähere oben S. 400.) 

8 4. Die Provinzialſpnode wacht über pie Erhaltung der Nein: 
heit der enangelifchen Lehre im. Kinihen. und Säulen, und ber in der 
Provinz geltenden Kirchenordnung. 

Sie bringt ihre Beſchwerden über Belegung der kirchlichen Ord⸗ 
nung, über eingeſchlichene Mißbräuche im Kirchen⸗ und Schulweſen, 
fo wie über. die Führung ber Geiſtlichen und Kirchen: Beamten, und 
ihre. vesfallfigen Anträge an die beiveffenden Staatsbehörben. 

Sie beräth bie Anträge und Gutachten der Kreisfynoven ihres 
Bereiche, und faßt- Abe. bie: inneren lirthlichen Angelegenheiten Be⸗ 
ſchlüſſe. 

: Die Behhtäfe der Hrovingte lſynebe treten aber eiſt dann in Kraft 
und Ausführung, wenn fie bie Beftätigung der ompetenken Staats; 
behörden erhalten haben. a 
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Sie nimmt an den Prüfungen der Candidaten pro licentia und 
ministerio durch Abgeordnete aus ihrer Mitte, deren Zahl der ver 
Rathe des Konfifioriums der Provinz gleich ift, mit vollem Stimm- 
recht Antheil. 

Sie begutachtet die Tirchlichen Gegenflände, welche ihr von der 
geiſtlichen Stantsbehörbe zur Begutachtung vorgelegt werden. 

Ste führt die Aufficht über die Kreisſpnodal⸗Wittwen- und die 
Synodalcaſſen ihres Bereiches. 

Sie wählt ihren Präfes, Afleffor und Seriba. 

$ 50. Der Präfes der Provinzialſynode, im Behinderungsfall 
der Affeffor, beruft die Provinzialſpnode, Teitet die Verhandlungen 
perfelben, forgt für die Beobachtung der äußeren Ordnung, fammelt 
die Stimmen, giebt bei Gleichheit der Stimmen durch feine Stimme 
den Ausfchlag, und faßt die Veſchluſſe nach der Mehrheit der Stim⸗ 
men ab. 

EEr iſt der erſte Abgeordnete ber Provinzialſpnode zu ben Prü⸗ 
fungen der Candidaten. 

Er hat das Recht, den Kreisſpnodal⸗Verſammlungen mit vollem 
Stimmrecht beizumohnen. 

Er führt die Eorrefpondenz mit den Staatsbehörben über alle 
Angelegenheiten der Provinzialfpnode. 

Er repräfentirt bei der Einweihung neuer Kirchen bie Provinzial: 
fpnobe. : 

.$ 52. Die Acten der Provinzialſpnode circuliren bei allen Pre⸗ 
bigern ber Provinz, welche eine Abfchrift Davon im Archiv aufbewahren. 


5. Beſetzung des Pfarramtes. 


8 59. Die Wieverbefeßung einer erfedigten Pfarrftelle durch freie 
Wahl der Gemeinde - Repräfentanten erfolgt auf folgende Weife: 
‚1. Der Superintendent ladet die Candidaten, welde bie 
s  Repräfentation zu hören wünſcht, und bie er, außer 
diefen, der. Gemeinde empfohlen hat, zur Haltung einer 
Probepredigt und Katechifation ein. Unter den Einge⸗ 
ladenen müffen fich fämmtliche Candidaten der Kreisfpnope 
-... befinden. 
4. Der Tag der Wahl wird der Gemeinde wenigftens vierzehn 
. Tage vor derfelben durch eine Proclamation von der Kanzel 
bekannt gemacht. 

5. Der Superintendent, ober im Fall ſeiner Abweſenheit der 
Aſſeſſor, begiebt fich, in Begleitung des Scriba, am 
Wahltage zur beſtimmten Zeit in die Kirche der valanten 
Gemeinde. 

6 Die Handlung wird mit Gottesdienft eröffnet. 


10. 


1l. 


12. 


13. 


14. 


15. 


16. 


17 


18. 
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. Unmittelbar nach dem Gottesdienſte wird zur Wahl ge- 


fhritten. Der Superintenvent leitet Die Wahl. Nur Stimm: 
berechtigte nehmen daran Antpeil. 


. Die Stimmberechtigten werben aufgerufen, einzeln nach der 


Ordnung, wie fie im Berzeichniß aufgeführt find, an den 
Chortiſch zu treten und ihre Stimme abzugeben. 


. Riemand kann feine Stimme durch einen Andern abgeben 


laffen, ausgenommen, wenn nachgewiefen worden, baß er 
frank oder verreift if. 
Wer auf die Aufforverung, oder vor dem Schluß der Wahl 
nieht erfiheint, wird als abweſend notirt, und feine Stimme 
nicht mehr angenommen. 
Der Scriba und ein vom Presbyterio beputirted Mitglied 
deſſelben, fchreiben zu dem Namen des Stimmenven den 
Namen deflen, welchem die Stimme gegeben worden if. 
Nachdem alle anmwefende Stimmbererhtigten ihre Stimmen 
abgegeben haben, wird zum Zählen der Stimmen geſchritten. 
Wer unter den Concurrirenden die meiften Stimmen 
bat, ift der erwählte Prediger. Der Superintenvent ver⸗ 
fündet das Nefultat der Wahl. 
Es wird ein Wahlprototol aufgenommen und vom Su: 
perintendenten und feinem Affiftenten, fo wie von bem 
Presbyterio unterfährieben. An den nähften 3 Sonntagen 
wird das Refultat der Wahl der Gemeinde vor Schluß bes 
Öffentlichen Gottesbienftes von der Kanzel bekannt gemacht. 
Geſchehen Einfprüche gegen ven Gewählten, welche jedoch 
innerhalb der auf die erfte Bekanntmachung von der Kanzel 
folgenden 14 Tage bei dem Superintendenten eingelegt wer 
den müften, fo werben biefelben auf ber Stelle von dem⸗ 
felben mit Zuziehung des Presbyterit unterfucht, und ber 
betreffenden Regierung mit gutachtlichem Bericht bes Su: 
perintendenten zur Entſcheidung vorgelegt. _ 
Der Erwählte erhält eine vom Presbyterio Namens ver 
Gemeinde unterfihriebene, vom Superintendenten als richtig 
befcheinigte, und von der Negierung beftätigte Vocation. 
Der Erwählte kann ſich eine Bedenkzeit von 4 Wochen nehmen, 
jedoch muß er, im Fall der Annahme des Berufs, fpäteftens 
innerhalb 9 Wochen nach gegebener Zufage fein Amt antreten. 
Nimmt der Erwählte die Berufung nicht an, fo muß immer: 
balb 4 Wochen nach der ablehnenden Antwort bes Berufenen, 


‚zu einer neuen Wahl gefihritten werven. 


Die Koften der Wahl werden aus den Einkünften ber Kirche, 
und wo biefe mangeln, von ber Gemeinve beftritten. 
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6. Die Pflichten des Pfarrers, 

865. Dem Pfarrer liegt ob, nad Anleitung der eingeführten 
Kirchen: Agende den Gottedbienft abzuhalten, die Sarramente zu ver: 
weiten, und alle geiſtlichen Amtshandlungen zu verrichten; den Unter- 
richt der Jugend im Chriftentfum vorzunehmen, bie ihm überwiefene 
Aufficht der Schulen zu führen, und ſich allen zur Seelforge gehörenden 
Geſchaͤften zu unterziehen. 

867. Er muß mit einem unbefdholtenen, exemplariſch chriftlichen 
Lebenswandel der Gemeinde, welche ihm anvertraut if, vorleuchten, 
und überall den Ernſt und die Würde eines Geiftlichen behaupten. 

868. Er hat die Kirchenbücher nach den darüber beſtehenden 
Gefeßen zu führen, und für die Aufbewahrung aller Bücher, Doku⸗ 
mente und Nachriääten, welche den Zuſtand und das Vermögen der 
Gemeinde betreffen, Sorge zu tragen. 

$ 69. Als Bertreter der Gemeinde in den Kreis- und Provinzial: 
ſpnoden fol er ſowohl das Beſte der ganzen Kirche, als andy befonders 
feiner Gemeinde immer vor Augen haben und zu befördern fuchen. 

$ 70. Für die genaue Beforgung derjenigen Berrichtungen, welche 
der Staat den Predigern, insbefondere bet Eheverhältniffen, Aufgeboten, 
Tranungen, Taufen, Begräbniffen, Führung der Kirchenbücher und der 
aus denfelben auszuftellenden Zeugniffe aufträgt, ift er der Obrigkeit 
verantwortlich. 

$ 74. Der Prediger, den eine Tangtvierige Krankheit verhindert, 
feine "Stelle ſelbſt zu verfehen, Tann auf einen Subftituten antragen, 
welcher auf den Vorſchlag des Pfarrers vom Superintendenten für 
vie Zeit der Krankheit des Pfarrers angeorpnet wird. Für die Ent: 
Schädigung bes Subftituten muß der Pfarrer forgen. Wird ein Pfarrer 
durch Altersſchwaͤche oder unheilbare Krankheit verhindert, fein Amt 
fortzufeßen, fo wird verfelbe emeritirt. Der emeritirte Pfarrer behält 
wentäftens die Häffte feines bisherigen Dienfteintommens. 

Die Geitteinde Hat dafür zu forgen, daß der Nachfolger bis zum 
Tode des emeritirten Pfarrers anfländig befoldet werde. 


7. Der Religionsunterrigt der Jugend und die Eonfirmation. 


$ 103. Den erſten Religionsunterricht empfangen die Kinder in 
den Schulen. Der umfaffende Unterricht, den der Pfarrer ertheilt, darf 
nicht fpäter, als mit dem Eintritt In das dreizehnte Lebensfahr beginnen. 
Zur Aufnahme eines Kindes in den Reltgionsunterricht Des Pfarrers wird 
erfordert, daß es leſen könne. Durch die Aufnahme felbft wird es indeß Der 
Schulpflichtigkeit nicht entbunden, und bleibt e8 dem Pfarrer überlaffen, 
zu beurtheilen, ob ihm ein fernerer Schulumterricht noch nöthig fey. 

8 1. De Religionsunterricht muß wenigſtens zweimal in der 
Woche ertheilt werden. 
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F 105. Ro mehr als 50 Kinder im Chriſtenthum von bemfelben 
Prediger zu unterrichten find, müſſen biefelben in zwei ober mehre 
Abtheilungen gefondert werben, beren feine über pie Zahl 50 hinausgeht. 

$ 106. Die Bibel tft das Hauptbuch beim Religionsunterriht. 
Es darf weder ein Lehrbuch noch ein Katechismus als Leitfaden des 
Unterrichts ohne Genehmigung der Provinzialfpnode und des Kon⸗ 
fiftorii der Provinz gebraucht werben. 

F 107. Bor zurüdgelegtem vierzehnten Jahre fol fein Kind zur 
Eonfirmation zugelaffen werden. Wenn ein Kind in dieſem Jahre 
eonfirmirt wird, fo muß es den Unterricht wenigſtens 2 Jahre un- 
unterbrochen genoflen haben. 

$ 108. Der befondere Eonfirmandenunterricht wird in den Ießten 
4 Monaten vor der Eonfirmation wöchentlich wenigfteng in vier Stunden 
ertheilt. 

$ 109. Jedes Kind wird in derjenigen Gemeinde im Chriſtenthum 
unterrichtet und confirmirt, welcher die Eltern angehören. Ausnahmen 
biervon können nur flatt haben auf Dispenfation des Pfarrers, dem 
die Eonfirmation zuftebt, welcher aber die Dispenfation nicht verweis 
gern kann, wenn das Kind in einer andern Gemeinde erzogen wird. 
Sind die Eltern nicht mehr am Leben, fo wird es da unterrichtet und 
eonfirmirt, wo es untergebracht tft. 

F 110. Bor der Eonfirmation ſelbſt muß durch den Pfarrer eine 
Prüfung der Eonfirmanden in Gegenwart des Kirchenvorſtandes ge- 
halten werben. Nach geendigter Prüfung beftimmt der Kirchenvorftand, 
nach) der abfoluten Mehrheit der Stimmen, ob der Geprüfte würbig 
fey, aufgenommen zu werben. 

Bon dem Befchluffe der Abwelfung kann von demjenigen, ber 
venfelben für ungegründet hält, an ben Superintenbenten appellixt 
werben, welcher nach vorhergegangener Prüfung des Abgewiefenen den 
Beſchluß beftätigt oder verwirft. Wo es gewünfcht ober etbaulich ge⸗ 
funden wirb, kann bie Prüfung auch vor der Gemeinde gefrhehen. 

F 111. Die Eonfirmation geſchieht in der Kirche vor der ver: 
fammelten Gemeinde. Zu einer Eonfirmation in einem: Grivathaufe 
bedarf e8 der Erlaubnig ded Superintendenten, welcher biefelbe nur 
in dringenden Fällen ertheilen. wird, und ift bei folcher Genfirmation 
auch die Gegenwart des Presbpterit erforderlich... 


8. Die Kirchen: Viſitation. | 


$ 144. Die Kirchen : Bifitation wird yon Dem Superintenbenten 
gehalten und dies in ben beireffenben Gemeinden ven Sonntag vorher 
von der Kanzel befannt gemacht. Zu biefer Handlung verſammelt 
fih das Presbpterium mit Dem Prebiger ober den Predigern, und der Sus 
perintendent eröffnet fie mit Gebet, und einer kurzen angemeffenen Anrede. 
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$ 145. Die Gegenflände, auf welche der Superintendent feine 
Aufmerkfamkeit zu richten bat, find folgenve: 

1. Lehre und Betragen des Pfarrerd und Zuſtand des Pres- 
byteriums. — Der Prediger tritt ab, und der Superintendent 

‚befragt das Presbpterium, ob es etwas gegen benfelben 
vorzubringen habe. Daffelbe gefchieht darauf in Anfehung 
bes Presbyteriums. Nun werben bie Glieder der Gemeinde, 
welche ſich mit Anliegen und Beſchwerden eingefunden, und, 
nach vorheriger Anzeige an das Presbypterium, feine Remedur 
gefunden haben, vorgelaflen und gehört. 

Der Superintenpent verfucht bei Mißhelligteiten Aus: 
gleichung, ertheilt freundliche Erinnerungen, und behält für 
ſolche Fälle, welche fich nicht won ihm fchlichten laſſen, bie 
höhere Entfcheivung vor. 

2. Zufland der innern Angelegenheiten ver Gemeinde, würbige 

. Feier der Sonn= und Fefltage, Beſuch des öffentlichen 
Gottespienftes, Theilnahme an den Sacramenten, Confir⸗ 
manden = Unterricht, Hebung ver Kirchen » Disciplin, herrſchende 
Sünden und Laſter, eingerifiene Mißbräuche u. f. w., Be⸗ 

rathung, wie ihnen abzubelfen und Einhalt zu thun. 

3. Aeußerer Beftand der Gemeinde. Aufficht über die Ber: 
waltung des Kirchen: und Armenvermögend, je nachdem er 
verfaffungsmäßig einzumwirken bat. Borlegung der Inven: 
tarien und Lagerbücher, Sirchenrechnungen, Befichtigung, 
wenn es erforberlich ift, der Schulen in Anfehung des Be: 
flandes und der Utenſilien, Infpection der Schulen nach den 

darüber beftehenden Borfehriften, Nachfrage über Verwaltung 
ber etwanigen Ortd:Wittwencaffen und befonberer Stiftungen, 
worüber bie Rechnungen vorzulegen find, Einficht der kirch⸗ 

lichen Regifter, ver Tauf: und Copulationd: und Begräbniß-, 

. wie auch der Eonfirmanden: und Eommuntcanten Regifter, 
welche allgemein einzuführen find, der Prototollbücher des Kir- 
chenraths, der Abſchriften von den Verhandlungen ver Kreis: 
‚und Provinzialſpnode und der Verordnungen ver Behörven. 

6 146. Nach gehaltener Viſitation trägt der Superintendent über 
den Zuſtand der Gemeinde und ihre kirchlichen Verhältniſſe den Befund 
ins Presbyterial⸗Protokoll ein, welches von den anweſenden Predigern 
und Presbpterialgliedern unterzeichnet wird. 

Den allgemeinen Viſitationsbericht hat der Superintendent ſowohl 
der Kreisſpnode vorzulegen, als durch den General⸗Superintendenten 
dem Konfifiorio einzuſenden. 


— — 


- 
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| Beilage 2. 


Penfionirung der Beamten. 
(Zu Seite 151.) 


Die Mehrzahl der über die Penflonirung der Beamten beftehenben 
Geſetze geht von der Auffaffung aus, daß freilich jeder Beamte, welcher 
entweder wegen hohen Lebensalter, oder auch früher durch unver: 
ſchuldete Umſtände, dienſtunfähig wird, zu penfioniren fey, Daß indeſſen 
die Größe der Penfion davon abhängig gemacht werde, wie lange ber 
betreffende Beamte im Staatsdienſt fich befunden habe. Je Länger dieſe 
Zeit gewefen tft, eine deſto höhere Gehaltsquote erhält der Beamte. 
Sn einzelnen Staaten befteht die Einrichtung, daß nach einer gewiffen 
Anzahl von Dienftiahren (40 over 50) der Beamte, ohne Rüdficht auf 
fein Lebensalter, oder auf pas Maaß feiner geiftigen Rüſtigkeit, mit 
Beibehaltung entweder des ganzen Gehaltes, oder eines gewiffen Theiles 
deffelben, fich zurüdziehen darf. | 

Die folgende Tabelle it Zahariä’s Deutfhem Staats: 
und Bundesrechte, 1842 (Bd.I1. ©. 65), entnommen: 


Der in Qutescenz tretende Staatsviener hat 
bet einem bei einem geſehlichen Anſpruch auf: 






im: Dienſtalter: | Lebensalter: 


Königs von 40 Sahren, 
rei und zwar: 
Sachſen. von 40-45 Jah: 

ren........4. ........... en 
von 45-50 Zabel des Dienfteinfom- 
22/,., mens, 
vom 50. Dienft:| 
jahre an ............... 
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Der in Quiescenz tretende Staatsbiener bat 


bei einem bet einem F 
Dienftalter: | Lebensalter: geſetzlichen Anfpruch auf: 












............ 8/..N des mit der zuletzt be- 
............ /kleideten Stelle ver: 
............ 10/,,\ bundenen Dienſtein⸗ 
............ ı2/,, ( kommens, jedoch nicht 
............ 18/.2J unter 50 und nicht 
............ 19/,,) über 3000 Rthlr. 


.. ........... den vollen Normalgehalt. 
ſchweig. ſbei vorhandener 70jährigem kann als Gnaden-Ruhe— 
Dienſtuntüchtig⸗ | Lebensalter: gehalt verwilligt werden: 


fi Re u sh Des vollen Normalge: 
I KERERELERZ EN y baltes. 
Beeren .e 5 


Der Normal: Ruhegehalt, 
d. h. worauf der Beamte ein 
Recht hat, beträgt: 
....... J............i/, des Normalgehaltes. 


..... ........... wächſt er um 11/, Procent des 

Normalgehaltes, bis er den 
vollen Betrag deſſelben er: 
reicht hat. 


(mit Ausnahme der Miniſter⸗ 
RNuhegehalte) nicht 3000 fi. 






beträgt. 
40 Proc. des Durchfchnitts: 
betrag8 der firen Befoldung 
keit im 10tn | in den lebten 5 Jahren, 
Dienſtjahre welche 
für jedes weitere | 






Dienftiahr, ..!... nen [02 Prot vermehrt werben. 
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Der in Quiescenz tretende Staatoͤdiener bat 


| bei einem 
Dlenfatker: gchendafter: gefeglichen Anſpruch auft 









zv..... .a...m 


.. . . . . ....... Titel und 7/,, des Gehaltes. 






.. P. .. . . . . . . . . .. Titel und ®/, des Gehaltes. 
lee. Tutel und 9/,, des Gehaltes. 


IN . . . . .. die Hälfte bes Dienſtgehaltes. 


an um! / desGehaltes vermehrt. 
mit zurückgeleg⸗ oder dem 7Oſten kann der Staatsdiener dieſe 
tem 35ſften 
Dienſtjahre 


von 40 Jahren. ............ den Stanbesgehalt!)(alfomit 
Verluſt des Dienſtgehaltes). 
............. den Geſammt⸗Geldgehalt. 







Baiern. 


Quiescirung. ............ auf den Standesgehalt, d. h. 









bed Hauptgeld⸗ 
" 3 en ” ............ auf 7/ bezugs, je nach⸗ 
oder 8/, , | demerallein den 
Gehalt bildet, 
oder mit Reben: 
m en . . . . . . . . . .. auf ®/,. | bezügen an Geld 
oder 9, , J oder Raturalien 

.. 7 verbunden if. 


1) Auf das Genauere bes Unterſchiedes smifchen Etanbesgehalt und Dienpgedalt nad ben 
baierifigen Geſetzen kommt es bier nicht gan. Dan vergleiche darüber ven Moy 


baieriſches Staatsrecht. Th. 1. ©. 
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Eine beſondere Beachtung verdient das preußiſche Beamten⸗ 
Penfionsweſen. — Es beruhet auf der, S. 151 des Berichtes als für 
Hamburg allein anwendbar bezeichneten Auffaſſung, daß durch Bei: 
träge der Beamten ſelbſt die Mittel zur Beſtreitung der Penſionen 
aufzubringen feyen. Das Nähere der dort beſtehenden Einrichtung iſt 

Folgendes: 

Jeder neu angeſtellte, oder in ſeinem Gehalte erhöhete Beamte 
zahlt ein für alle Dal ein Zwölftheil (eine Monats⸗Rate) reſpective 
bes Gehaltes oder des Erhöhungsbelaufes zum Penfſions⸗Fond, und 
leiftet außerdem einen nach Procenten beftimmten Zapresbeitrag. Die 
Brocent : Beftimmung dieſes Beitrages ift verfchieden, je nachdem Das 
Gehalt kleiner oder größer ifl. Sie betragt, den Thaler u 24 8 A 
Courant gererhnet: 


1) bis 1000% inclufive ............................. 1 Procent, 
2) von 1000 .% exrciufive bis 2500 X incluſive ......... 1 
3) von 2500 excluſive | für die erften 2500 4... ....- 14 »_ 
bis 5000 incluſive für das Mehre ............. 2 " 
4) von 5000.X excluſive für die erften 2500 %........ 13 
518 10,000-X incluflve für die zweiten 2500 X...... 2 " 
’ für das Mehre ............. 3 u 


5) von 10,000 -X erciufive Tin ie —E 9, ae > 
bis 15,000 X inclufive für das Mehre....... ...... 4 u 
für die erften 15,000 %, wie bei 
6) mehr als 15,000 X. No. 5, reſpective 14,2, 3 und 4 
für das Mehre ............. 5 
In den einzelnen Abſtufungen werden die Procentſätze nur von 
50 zu 50.9 (Et. 112:8 A) berechnet, fo daß, was unter 50.2 iſt, 
no zum vorigen Satze gezogen wird, von 50.P und darüber aber bis 
zum sollen Hundert die Hälfte des Nächfifolgenden zu entrichten ifl. — 
Höher, ald bie 500.2 (Ct. & 1250) erftredt fich kein Fahresbeitrag. — 
Bon einem Dienfteinfommen unter 50.9 findet kein Beitrag flatt. 
Durch die einmalige Einlage und die Jahresbeiträge, welche bei 
ben Behaltszahlungen einbehalten werben, fichert fich ver Beamte durch 
eine mindeſtens 15jährige Dienftzeit, für den Fall unverfchuldeter Ent: 
laſſung oder Qutescirung, folgende Penfion: 
vom 15ten bis zum 2öften Dienftiahre (inclufive) 2 2 aitbeite des Gehaltes, 
n 20ften “on often " H n " n 


" 30ſten nn 40ften n " : n " " 
" 40ften nn 5often " " 5 u n ” 
mehr als 50 Dienſtjahre .................. 6 J— 


In außerordentlichen Fällen kann auf Antrag der betreffenden 
Verwaltungsbehörde die normale Penfion erhöhet werben; jedoch nicht 
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weiter, als um ein Achtiheil der Beſoldung. — Da bei Beamten, 
welche einen fehr niedrigen Gehalt beziehen, der geringe Betrag der 
ihnen zukommenden Penfion den nothdürftigen Unterhalt nicht gewähren 
würde, fo ift beflimmt worden, baß die Penfion der Staatspiener, 
welche nur mechanifche Verrichtungen zu beforgen haben, nicht unter 
60 .P, die Penflon der Beamten höherer Art nicht unter 120.9 be: 
tragen foll. 

Der penfionirte Beamte gebt feiner Penfionsberechtigung verluftig, 
wenn er eines während feiner Amtsverwaltung begangenen Verbrechens, 
welches, früher entvedt, die Dienftentfeßung nach fich gezogen haben 
würde, überführt wird, oder wenn er während bes Penfionsgenuffes 
ein gemeines Verbrechen begeht, welches, wäre ed während des Staats» 
dienftes begangen, außer der Eriminafftrafe auch die Eaffation zur Folge 
gehabt haben würde. Man vergleihe Perthes, der Staatspienft 
in Preußen. 1838. ©. 152— 158. Mannkopf, Allgemeines 
Landrecht für die preußifhen Staaten in Verbindung 
mit den ergänzenden Berorbnungen. 1838. Bd. V. ©.248 ff. 
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Beilage 3. 


Abriß der Gefchichte des mundlichen und ferrflichen: 
Gerichtöverfahrend in Hamburg. 
(Zu Seite 178.) 


Die Aufgabe, welche durch die Meberfhrift angedeutet ift, gebt 
dahin, nachzumweifen, wie feit dem funfzehnten Jahrhundert die Schrift 
in das, bis dahin rein und ausfchließlih mündliche Berfahren Ein 
gang gefunden, und wie weit fie allmälig die Herrfchaft in den ge: 
richtlichen Verhandlungen erlangt habe. Der Gegenſtand gehört zu 
denjenigen, über welche fih in unferen Gerichtsorbnungen. ben Ge⸗ 
meinen Beſcheiden und in den Schriftftellern, namentlich den Commen⸗ 
taren zum neueſten Stadtrecht, manche Notizen zerfireuet finden, für 
welche bier nur eine chronologifche Ordnung und überfichtliche Zu⸗ 
fammenftellung ihres Inhaltes verfucht werben fol. 


1. Verfahren vor dem Rath. 


Sn den älteren Recenfionen ber Statuten findet ſich noch keine 
Spur von Schriftlichkeit des Verfahrens. Die erfte gefeßliche Ver⸗ 
fügung darüber enthält, fo viel bekannt, der Receß von 1529 im Art.13: 

“Were ock eene Klage vor dem Rade gebracht, dar de Wedder⸗ 
“part nich wolde up antworben, unbe begehrede be Klage in 
“Schriften aver tho geven, fo ſchall de Kläger dat dem an- 
“dern Part nich weigern, unde wedderumme de Beklagede dem 
“ Kläger.’ 

Indeſſen if dieſer Artikel nicht von der Form der Mittheilung allein, 
ſondern von dem Anfprud auf den gemeinrechtlichen (articulirten) 
Prozeß zu verſtehen. Bon biefer Befugnig muß bald darauf, und in 
wichtigen Sachen häufig, Gebraud gemacht worden ſeyn, denn ſchon 
im Receß von 1548 Art. 12 verfpricht ver Rath, dag “den wichtigſten 
“Sachen, damit fi bie Parteien durch allaulange und viele Wechſel⸗ 
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“fchriften nicht ſelbſt verwirren oder aufhalten, durch einen Rechter 
“fpruch binnen Jahr und Tag zur Enpfchaft verholfen werden ſolle 

Deutlicher und burchgreifender iſt der Gegenſatz, welcher in ber, 
bisher ungedruckten, “gerichtlichen Orveninge mundtlicher und ſchrifft⸗ 
“licher Prozeffe vor E. E. Rhade tho Hamburgh“ von 1560 hervor 
tritt. Der dort regulirte, den Ordnungen für das Reichskammergericht 
nachgebildete Prozeß wird ſchon in ver. Meberfchrift als der Prozeß 
“in Schriften” bezeichnet, welche Form ihm allerdings weſentlich, 
wenn auch nicht ausfchließend eigenthämlih war. Wenn aber keine 
Partei dieſe Prozeßart begehrte, over fie, vermöge ber im erften Titel 
aufgeftellten Beſchränkungen, nicht fordern konnte, fo follte das Ver⸗ 
fahren nach der gleichzeitigen Orbnung für. das Niebergericht, welche 
noch durchgängig rein mündliche Verhandlung vorausfept, fich richten, 
und es wird überdies in dem kurzen, jene Berweifung enthaltenden 
Abſchnitte (Tit. 2) das mündliche Anbringen ber Borträge für biefe 
Fälle ausdrücklich verfügt. 

Bekanntlich Tiefern die revidirten Statuten (Th. L Tir..38, 3) 
fene Beſtimmungen in einer, faft durchgehends wörtlichen, hochdeutſchen 
Veberfegung wieder. Iſt der articulirte Prozeß nicht gefeßlich unter 
fagt (Art. 4. Tit.38) und wird er von einer Partei, fie fey Kläger, 
oder Beklagter, gebeten, fo verfpricht der Rath, denfelben zuzulaffen 
(Art. 3.ibid.). Eine ſolche Bitte mußte, wie es feheint; 1). zu Anfang 
der Sache fehriftlih eingereicht werben, worauf dann ver Gegner 
mündlich oder in einem Schriftfag fih vernehmen ließ, und der Rath 
die einzuleitende Prozeßart “nach Beichaffenheit der Sachen”. vun 
einen Befcheid feftfeßte. Reben der Uebergabe der, nah Zahl. und 
Inhalt feft geregelten Schriftfäge konnte inbeffen, wenigſtens über 
Sneidentpuntte, auch mündlich verhandelt werden, namentlich follen 
Friſtgeſuche * offenbar vor dem Rathe“ in Gegenwart bes. Gegentheils, 
ber feine Einfpradhe Dagegen vorzumenden "befugt iſt, angebracht und 
motivirt werben. ?) — Diefem gemeinrechtlichen, "bei uns. niemals bes 
günftigten, Prozeſſe in Schriften, fteht nun als Regel das Berfahren 
gegenüber, welches, unſerem Stadtrechte zufölge, nicht nur nach dem 
Ramen, fondern in Wirffichkeit, ein mündliches und zugleich fhleuniges 2) 
ſeyn fol, und zwar nicht mur bei Suchen, die vor dem Rath in erfler 
Inſtanz anhängig gemacht werben, *) fonbern: gleichmäßig auch in 
Appellationen, die an den. Rath gelangen, fofern nieht bloß auf bie 
Borarten fubmittirt, fondern in zweiter Inſtanz nochmals verhandelt 


1) Syndicus Möller zu Ari. 8. Tit. 88. 
2) Art.2. Tit. 39. P.}. Stat. 

3) Art. 3. Ti. 38. P.1. 

4) Art.2. Til.38. P.1. 
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wird, woräber. ſich im Art. 6. Tit. 37..P.L zum erſten Mal eine 
ſelbſtſtändige Vorſchrift findet. Jedoch leſen wir an. diefer Stelle auch 
zuerſt Sie.alternative Befugung des Appellanten, bie fernere Ausführung 
feiney Nothdurft vor dem Dbergericht. "mündlich, oder durch eine 
“&upplication’ vorzubringen, und bem entſprechend iſt hinſichtlich 
“por dem Prozeſſe in Schriften entzogenen Sachen simplicis querelae, in 
& weichen summarie und mündlich procediret werben foll,’’ bei ber zweiten 
Neviſton der Ausweg verflatiet, “ber Sache Rothdurft in: eine Suppli⸗ 
Kation verfaffet zu übergeben.”.:) Daß hiedurch Teine eigentliche 
Neuerung eingeführt, vielmehr nur der bisherigen. Obfernanz nach⸗ 
gegeben wurde, und aus welden Gründen. man as rathfam fand, die 
Wätere auodrüctlich zu .fanctionigen, exgiebt bie Bemertung bed Rathes 
in. den Berhanhlungen mit den Oberalten: “Solches if auch in 
"Appellationsfachen in Tit. 37. Art. 6. alfo verordnet, und bienet Dazu, 
daß Durch Der Procuratgren unfleifiges und unfchidliches Bortragen 
“die Parteien in ihren gerechten Sachen nicht mögen verfäumet werben. 
FOR auch bis dahero den Parteien freigeftanden, ihre Nothdurft münd⸗ 
Hl. onen durch Supplication vorzutragen.“ Cine ſolche Supplication 
wurde übrigens durch den Prormrator in ber gerichtlichen Audienz ver⸗ 
Ifen,: Abergeban, und.:e8 war bei Strafe von zwei Mark jenes münd⸗ 
Kihe. Borbringen Hancben, mit Ausnahme ber Bitte, dem Inhalte ber 
friben gemäß zu ertennen, unterfagt. >) Auch fand das Recht, einen 
ſolchen Schriftſat zu übergeben, jeber Partei. nur einmal zu; bie 
ſerneren Vorträge, Repliten, Dupliten ı. follten unbedingt mündlich 
geſchehen, damit nicht.ber, für viele Clafſen von Faͤllen geſetzlich ver- 
botene Prozeß in. Schriften indirect eingeführt werde. 2) 
Obgleich Die Gerichts⸗ Ordnung von 1622 vornehmlich durch die 
im erften. Capitel organiſirte Beſetzung des. Niedergerichts beveutfam 
iſt/ fo: enthält. doch das Kap. 2 (HWie.in gerichtlichen Sachen ſowohl 
“ia Dbern⸗ als im Wiedern-Gerishte angefangen und allerſeits Darin 
procedtret werden foll”).. in mehren. Berfügungen den nochmaligen 
Verſuch, die eindringende Schriftlichkeit der Verhaudlungen in möglichſt 
enge Grenzen zurüctzuweifen, und ben mündlichen Prozeß als die Regel 
ſeſtzuhalten. Während für den Prozeß in Schriften alles und jegliches 
mündliche Receſſiren unterſagt wird, *) fand. man. für nöthig, nochmals 
einzufchärfen, daß im mündlichen Prozeſſen nur eine Supplication er⸗ 
laubt ſey. Dieſelbe darf. nicht erſt im fpäteren Verlaufe des Prozeſſes, 
fonsern muß: vom Kläger *zu Anfang: der Klage,” vom Beklagten 


I) Art.4. Tit.98. P.1. 

2) Art.6, Tit. 37. P.I am Ende. 

3) Bürgermeifter Möller zu Art.4. Til.38. P. verb. In eine "Supfication. 
9 Gerichts⸗Ordnung 9. 1622. Cap. 2. Art. 2%. 
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“in primo termino zu YInfang feiner Exception” übergeben‘ werben; 
ed ſey denn, daß der Kläger feine Gare mündlich vortragen, mb 
der Beklagte darauf durch eine Supplieniion antworten würbe, wuf 
welchen Fall ver Kläger in Heplica feine Supplication zu überamt? 
worten befugt iſt. 1) Für jeden verartigen, nebft einer Copie für ven 
Gegentheil einzureichenden, Schriftſatz wird überdies ein Langenmaaß 
von höchſtens zwei Bogen gewöhnlicher Schrift vorgefchrieben. Ob: 
ſchon num zugleich den Procuratoten und Parteien anbefohlen wurbe, 
fih in ihren Receffen oder mündlichen Vorträgen aller möglichen Kürge 
zu befleißigen, nur die merita causse verſtändlich vorzutragen, vie 
überflüffigen Zitel, und die weitläufigen: allegata fo viel möglich, "zu 
unterlaffen, 2) fo feheint man doch fee bald die Unmoͤglichkeit era 
zu haben, folche Vorſchriften im Widerſpruch mit dem Style der Zeit 
und mit dem Charakter der damaligen Gelehrfanrtelt ferner durch⸗ 
zufegen. Denn nur zehn Jahre ſpäter warb. Die nädhfte Gerichts⸗ 
Ordnung (von 1632) ausſchließlich für das Obergericht °) erfaffen, 
deren 9 Artikel gleich in ven erſten Sätzen diejenigen neuen: Box 
fhriften enthalten, welche zu ihrer Yublicirung vie nädfte Beram: 
laffung gegeben haben mögen: Es ſollen nämllich die Proruratoren, 
fo wie ein Jeder, der vor dem Obergerichte in bärgerfichen,' alibereits 
rerhtshängigen und künftigen Sachen zu handeln gemeinet, hinftihro 
anftatt- mündlichen recessus, die Nothdurft in Schriften ſammt ven 
Docnmenten ober Beilagen geboppelt (für das Gericht und fiir ven 
Gegner) übergeben, und eben fo fol es in Injüttenſachen, wenn He 
per appellationem an das Obergericht erwachſen, fo vote in Prozefſen 
über Mare Hanpfchriften gehalten werben. *) Dieſelben Verfügungen 
finden fih im Wefentfichen: in ver Gerichts⸗Ordnung vor 1645 wieder⸗ 
holt, 5) wofelb auch für die Rechtemittel der Appellatton und Re⸗ 
viſion die Einreichung fehriftlicher: Libelle verordnet ober vorausgefet 
wird. 6) Bei diefer durchgängigen Säriftiichtelt det Procedur vor 
dem Obergericht, ſowohl in zweiter als (bis 1815) In erſter Inſtanz,“ iſt 
es feitvem geblieben, und wenngleih nach Eap. 2. Art. 13 in Klagen 
auf Mare Hanpfchriften, Werhfeibriefe ꝛc. ein ſchriftltcher Prozeß wur 

on De EDER: 


... Hz: 





1) Gerihto-Ordnung ©. 1629, (5. 2 AMd . 33.. 
2) Gerichts ⸗Ordnung v. 1622. ‘Cap. 2. Art 16. u ' in 
3) Das ergiebt ſich nicht delt Aus bei: auparfe & 8 An 8: 9. iM. 14), — 
ſchon aus den Worten im Einganzge; —X— 
aus Fremde, fo ihre Sachen alihier im ae Anzuftellen —X rohen 
4) Gerichts⸗Ordnung v. 1632. Ar.1—3. 
5) Gerialse Ordnung v. 1645. Cap. 2. Art. 8. 11. 13. Gtatt ter Worte im 
1.8: Würde aber ein ſchriftlicher Prozeß verfattet werben können,“ — es 
bespalb richtiger heißen: “Auch in Fällen, wo ein ſchriftlicher — 


heren, noch in bem vorhergehenden Art. 7 beibehaltenen ebeufung) ni ri yerhdttn 
werben Tann. 


6) Gerichts⸗Orbnung v. 1645. Cap. 2. Art. 8T. 40. 
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bio anf des Nathe fernere VBerorbuung geduldet werben ſollte, ſo if 
doch eine ſolche fernere Verordnung nachher nicht erſchienen, ſondern 
das Concept der ·Gerichts⸗Ordnung von 1711 (Tit. 46. Art. 2) ver⸗ 
ſprach nur, daß in folchen und ähnlichen Fällen, fofern dieſelben im 
Obergericht in erſter Inſtanz anhängig gemacht werden, auf das 
ſchlenmigſte, fo viel möglich, procedirt werden ſolle. Dagegen wieder⸗ 
holen die ſpaͤteren Gerichte: Drbnungen 4) bie. frühere Beſchränkung, 
baß tein zu übergebenner Schriftfatz die Länge von zwei Bogen ge 
wöhnlicher Schrift und Papier überfchreiten, oder. mit Strafe von 
zveet Nihlrn. dem Procurator fofort durch den Protonotar zurüdgegeben 
werden folle; ein limitum, weiches auch bei den Reviſionsſchriften ans 
gewandt, ?) durch einen gemeinen Befrbeiv vom 25. Mat.1657. ein- 
teſchaͤrft, 2) und in bem Contcept der Gerichts⸗Ordyung von 1711 
(Tr. 8. Art. 22) auf börhftens drei Bogen ertenbirt wurde. 

.r: Die Schriftlichkeit der Berhandlungen iſt aber in dem gericht: 
Lichen Berfahren niemals bis zu der Eonfequenz burchgeführt, daß 
der perſonliche Verkehr der Parteien oder ihrer Besollmächtigten mit 
dem Gerichte dadurch völlig. abgefchnitten. worben wäre; ſondern man 
bieb bisher auf halbem Wege Beben, umb behielt durchgängig bie. ſo⸗ 
genannten Audienzen an beftimmien Tagen bei, in weichen. von Den 
Vertetern der Parteien, oder auch wohl von den letzteren ſelbſt, zum 
gerichtlichen Protokoll receſſirt wurde. ‚Reben den. Schriftfägen, in 
meichen num fueceffio der: Frozen, ‚feinen weientlichen Theilen nach, 
Whruirt: wurde, unb welche bie, ia ben Gerichts: Drbnungen fo» 
genannten Haupthandlungen enthielten, mußte. das Receſſiren zu 
Meototoll. als zwitterartiges Mittelding zwiſchen mündlichen und 
ſchriftlichem Verfahren eingeführt: werben, :und. dieſe fogennunten Re⸗ 
ceffe detrafen theils die unerheblicheren prozeſſualiſchen Incident⸗ und 
Reberpuntie, theils wurder mittelſt ihrer. bie Ungehorfamg: Befthulpt- 
gungen rückſichtlich Der ſchriftlichen Daupthanblungen „angebracht, und 
pie.ispteren felbft übergeben. Für das Obergericht verorbnet bereite 
die Berichts: Orpnung von 1639, unmittelbar nach ber Sanctionirung 
eines Berfahrend, in Schriften, im Art. 4, 1) der Procuxator folle bei 
Webergebung einer Prozeßſchrift ſich alles ferneren mündlichen Re⸗ 
ceſſtrens gaͤnzlich und bei 1 Rthlr. Strafe enthalten, und allein 
simpliciter, mit wenig Worten, anzeigen, baß es feines Principalen 
N. RN. entweder actio ober exceptio etc. fey, contra N. N. mit 
Bitte zu erkennen, wie barin gebeten. Eben daſſelbe weme, wenn 


1) Berig- Ordnung v. 1632. Art.65 9.1645 Cap. 2. Art. 26. 
.2) Geridits-Orbnung v. 1645. Cap. 2. Art, 43. 

3) Underfon, Hamb. Privatrecht. Th. III. S. 282 

9 Woͤrtlich wiederholt Herihts-DOrbnung m. 1645. "Cap. 2. Art. 20, 
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möglich, noch deutlicher und detaillixter, durch einen gemeinen Beſcheib 
vom 8. Anguft 1642 1) vorgefchrieben. Den -Tonftigen Inhalt münd-- 
licher Receffe befchräntte vie Gerichts: Orbnung von 1632, Art. 10, 
von 1645, Cap. 2, Art. 30, und ein gemeiner Beſcheid vom 16. März 1636*) 
ausſchließlich darauf: “wenn beeidigte oder kriegiſche Vormünder zu be 
“ftellen, Zeugniß zu führen oder zu eröffnen gebeten, Caution, Mandat 
“ober citatio ad reassumendum zu begehren, im Appellationsgerichte 
“de diligentia pröteftirt, oder dergleichen geringſchätzige Dinge verrich⸗ 
“tet würden.” Solches follen die Anwälte mit wenig Worten mündlich 
anzeigen, und, während noch der gemeine Beſcheid vom 33. Mai 1649*) 
der eingeriffenen Unordnung fleuerte, daß auch in dergleichen Punkten, 
darin die Erledigung ‚der Hauptſache nicht beftehet, fchriftlich gehandelt 
wurde, hielt man es andererfeitö für nöthig, für den Umfang biefer 
Dral:Receffe die größtmögliche Kürze dringend anzubefehlen. Nach 
den Gerichts - Orbnungen follten fie aus wenigen Worten befichen; 
der angeführte gemeine Befcheib von 1642 beftehlt den Procuratoren 
bet Orpnungsftrafe, ſich in den Vorträgen, worin ihnen mündlich. zu 
receffiren erlaubt fey, aller Weitläufigfeiten zu enthalten, und bie 
Audienzen vergeblich nicht aufzuhalten. Am 23. Mat 1649 wir als 
Normalmaaß aufgeftellt, daß der mündliche Neceß nicht über 10 ober 
12 Zetfen gewöhnlicher Schrift im Protokolle fich erſtrecken dürfe, und 
in ven am 19. März 1655 und 28. Februar 1710 publicirten gemeinen 
Befcheiben *) werben bie Anmälte abermals ermahnt, ſich aller Weit⸗ 
Yäufigfeit im Receſſiren, Bei Strafe der Gerichts-Ordnung, zu enthalten. 

Rachbem envlih am 27. Auguft 1728 nochmals darauf hinge⸗ 
wiefen war, daß in ben Receſſen keine merita eausae angeführt werben 
dürften, °) fo {ft die Langmuth zu verwundern, mit welcher man noch 
das ganze vorige Jahrhundert hindurch Dabei beharrte, alles von ven 
Anwälten Receffirte während ver Audienzen felbft zu Protokoll zu 
nehmen. Erft als durch die Verordnung über die Abkürzung der Prozeffe 
vom 21. Mai 1802 ($ 2) die bisherigen brei Aubienzen in der Woche 
auf eine einzige rebucirt waren, erklärte der obergerichtliche gemeine 
Beſcheid vom 24. September veffelben Jahres, °) vaß die Kürze ber 
Zeit es nicht mehr erlauben wolle, bie won ben Procaratoribus ab- 
zubaltennen Neceffe in der Audienz ſelbſt in das Protokoll ein- 
zutragen, und verfügte veshalb nach dem Borgange des Niedergerichts 


1) Anderſon a. a. O. S. 277 
2) Anderſon a. a. O. S. 275 
3) Anderſon a. a. O. S. 278. 
4) Anderſon a. a. O. S. 282. 201 
5) Anderſon a. aD. S. 293. 
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(ehe unten); hinfühen ſeyen alle im der Audienz zu haltenden Vor⸗ 
träge. gm Tage vorher ber. Regiſtratur zur Eintragung in das Protololl 
sw: Äberliefere, mit ber. eruſtlichen Bedeutung, DaB. in der Audienz feubft 
feine weiterer ober. veräuberte Receſſe mürben angenommen werben; 
eine Einrichtung, dei ber man fich * ke den Umfeäpben ed, 
wohl-au befisben fcheint. . 

nn Beggsefallen ift Dagegen, bei Gelegendei * neuen Drpanifatian, 
das rein ſchriftliche Verfahren, welches kurz zupor in hoöchſſer 
MAüthe und umfaſſender Ausdehnung beſtand. Schon das Staptrerht '): 
exmahnt beiläufig der Fälle, *fo außerhalb Gerichts supplicando ober. 
mRondlich geklaget,“ und. wenngleich nie: ſpäteren Gerichte⸗HOrdnungen 
alles Extrajudicial⸗ Supplieiren an ven Rath, nach dem die Sache 
ejremal ‚nerihtfich anhängig, unterfagen, 2) fe geſtatten ſie doch im- 
pleite und. ausbrüdli,?) vorher die Sache außergerichtlich, behufs 
Anoronung eines Güteverſuchs, vorzutragen, mad; deſſen Feblſchlagen 
dieſolbe ſodann unweigerlich auf, Den Autrag der einen oder andern 
Partei zu Gericht verwieſen werden ſollte. Dieſe Verweiſung brauchte 
nur dann nicht Statt zu finden, wenn "bie Partei ausdrücklich auf 
biefelbe Yerzichtet und ſich ein Deciſiv⸗Decret erbeten hatten ;*) foäter 
jedoch ſcheint umgekehrt eine namentliche Provocation zu Gericht. er 
fordert, und dieſe nicht mehr heachtet zu ſeyn, wenn die Partei dem 
exßen prozeßleitenden Detrete Folge geleiſtet hatte.«) Hieraus hildete 
fich nn Das außergerichtliche Verfahren wor dem Rath, in Form von 
Suppliten und Demeten, wie eo ausführlich von. Anderfon, Dh. IV. 
&, 259-314 geſchildert if: Obgleih “man ſich dabei an die For⸗ 
“alien des gerichtlichen Prozeſſes nicht zu binden brauchte,” fo hatte 
doch die Inſtruction und Entſcheidung der Sache nichts Eigenthämliches, 
und bie Form ber Procedur wur. weientli die bes deutſchen ſchrift⸗ 
lichen Prozeſſes. Weil aben dadurch ein willkommenes Mittel geboten 
war, ‚vie nußlofe Mitwirkung der gerishtlichen Procuratoren zu ums 
gehen , für welche dabei michts abſtel, als pie Siſtixung der Parteien 
in den Zeugen: und Eiden⸗Audienzen, fo wurde biefe außergerichtliche 
Inſtanz in ben letzten Zeiten des alten rögime vorzugésweiſe frequen⸗ 
tirt. Cin Blick auf ven ſchwerfälligen und koſtſpieltgen Bang dieſer 
Einrichtung Iäßt es jedoch keineswegs hebauern, daß dieſelbe vo ber 
Neſtauration nicht wieder hergeſtelnt worden ii. 


“ 


1) Art. 10. Tit 1. P. I. Stat. 

2) Gerihts-Orbnung v. 1622. Cap. 2. Art. 203 d. 1645 Cap. 2. Art 41. 
3) Berihts-Orbnung v. 1645. Cap. 2 An. 45—49; 9. 1711 Til 38. Arı 3. 
4) Krieger, Introd. in prax. Cap.1. 83. 

5) Anberfon, Privatredt. Th. IV. S. 204 — 2386. .. - 
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2. Verfahten vor vem Niedergericht. 


Der Gerichtsſchreibet, welcher zuerſt im Stadtrecht von 1202 B, 8 
mit der Beflimmung, pas Berzeichnib bet Brüchen zu führen, err Mut 
wird, bat zwar auch in ber Gerichts⸗ HOronung von 1580 bieſe Junction 
behalten, aber als Hauptzweck feiner Thätigkeit wird rim. atigegebene 
damit die Gerichtohändel und Acta geireulich angezeichnet werben und 
man ſich jederzeit, wenn es die Nothdarft erfordert, bei: Sachen Ge 
legenheit erkundigen könne. Deshalb follen bie Gerichtsherren allegeit 
wenn fie zu Gericht ſttzen, einen Schreiber, und zwar einen erfabreiiem 
unbefcholtenen Rotax neben fi haben, welcher fieigig und treulich 
Alles, was im Bericht verhandelt wird, namentlich bie Borträge ber 
Parteien, das darauf gefundene Urtheil und vie Appellations-Einwenbung 
protokolliren muß, Außer viefem, rein chronologiſchen, Protokolle wird 
ber Gerichtöfchreiber angewiefen, ein Urtheilsbuch dergeſtalt zu führen, 
Daß in letzteres aus jenem die Acten jedes Prozefſſes ohne Unterbrechung 
(durch andere. gi@lkhzeitige Verhandlungen) von der Riage bis zum 
Endustheil eingetragen werben. Daß biefe Borfihriften, weiche tm 
Stadtrecht von 1003 P.L Tit.5 ſich wörtlich wiederholt findpn ‚täe: 
folgt wurden, lehrt vie Anficht. des uns erhaltenen niedergerichtuchen 
Urtheilsbuches von den Jahren 1800 — 1600.2) 

Das ganze ſiebenzehnte Jahrhundert umfaßt den Kampf stokfepen 
dem Wunſche, mündliches Berfahren als das einfachere, nätürliche, 
aufrecht zu erhalten, und den Schwierigkeiten, welche, abgeſehen Yon 
andern Gründen, vornehmlich durch die Untüchtigkeit und ven Eigene 
der damaligen Procuratoren beveitet "wurben, ..bis. nbiich, gleich⸗ 
zeitig mit einer für vie Lepteren denkwürdigen Kataſtrophe, und 
ſcheinlich eben durch dieſelbe, die jetzige ſchriftliche Procedur auch 
das Riedergericht vollſtanvig eindrang· Die einzelnen Belize varder 
find folgende: .. 

Im vesstvirten Stadtrecht findet fich außer ven obigen Vorſhriften 
für ven Gerichtsſchreiber, auch aus der früheren Gerichts⸗Ordnung Die 
Berpflichtung für die Gerichts : Berwakter ats Borfiger im Niedergericht 
wieder! “daß fie der Parteien vortragende Nothdurft mit Fleiß an: 
“Hören, und der Sachen umſtändliche Befchaffenpeit ertundigen follen, ” 2) 
wie es dem rein mündlichen. Berfahren gemäß tft. Außervem wird. au 
verfchienenen Stellen *) den Parteien md ihren Anwälten eingefihärft, 
daß fie ihre Borträge mündlich, jedoch verſtändlich, klärlich und 


1) rit. Ban dem Gerichtsſcriver am Ende. 
2) Im Stabtardiv. 

3) Stadtrecht v. 1603. Arı.2. Tit. 3. P.l. 

4) Art.5. Tit.7. Art.1. Tir 19. P.1. 
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langſam vorbringen, und jederzeit bergeftalt reden follen, daß ſolches 
von dem Gerichtsſchreiber protokollirt werden könne. 
.. Indeſſen mußte einerſeits die Reception bes römiſchen Rechts, welche 
ph die Reviſion des Stadtrechts geſetzlich ſanctionirt worden war, 
die erwunſchte oder doch unvermeidliche Veranlaſſung zur Ausbreitung 
einer. ſchwerfaͤlligen Gelehrſamkeit in den gerichtlichen Vorträgen bieten, 
welche dem Protokolle ex tempore einzunerleiben ſchwierig, aus: dem⸗ 
felben wegzulaſſen aber bevenflih war. Andererſeits wurde die. An⸗ 
mronung und Eintheilung des erweiterten Stoffes einer Streitverhand⸗ 
Tung ‚nicht nur für Diejenigen, welche darauf gu antworten ober 
bazäber zu entſcheiden hatten, dringendes Berürfniß, fondern die Feſt⸗ 
fehuug gewiffer Formen und Unterfiheidungen wurde auch insbefonvere 
durch die fogenannte Eventual-Martme nothwendig geboten, 
— im Statut von 1603 !) sum erftien Male ſich ausgeſprochen 
et... 
„10 Die Gerichts - Drbnung von 1622, Cap. 2. Art. d, 1, 13, 16, 
sicht beshalb die durch gemeine Beſcheide vom I: November 1631 
und. nom 28. Januar 1633 2) wiederholte Vorfehrift, daß, zur Ber: 
meidung ber Eonfufionen in den mündlichen Receffen, ber Kläger fetne 
lage, .und überhaupt: die Procuratoren ihrer Parteien Nothburft, 
förmlich, distinete, langſam, kurz und klärlich vortragen follen, damit 
folibe von den Richtern wohl eingenommen und verfianden, und von 
dent. Actunr protofollirt werden könne. Sowohl dem Kläger als De: 
klagten werben in jevem Hauptabfchnitt des Prozefied nur zwei Receſſe 
oper Borträge erlaubt, in welchen Die Proeuratoren ich aller möglichen 
Kürze befleifigen, alles unnöthigen Geſchwätzes und Receſſirens fich 
alten, vielmehr nur bie merita causae vortragen, und bie weit: 
Käufigen Allegata, fo viel möglich, unterlaffen follen. Roch beftinmter 
fucht Art. 14. Cap. 2 den damals einreißenden Uebelſtänden entgegen 
zu trein: “Kein Procurator, Anwalt oder Partei foll über eine 
% Biertelfiunde zum Höchften receffiren, folchen Receß auch memoriter 
“haften, und aus Feiner Schartefen ober Inftruction vorlefen, fonften 
“fol er damit abgewiefen und in Strafe won 1. Rthlr. condemnirt 
Umerben.” . Auch nachdem bie Gerichts » DOronung von 1632 vie 
ſchtiftliche Procerur für das Obergericht zur Regel erhoben hatte, 
ſollie doch das niedergerichtliche Verfahren den entſchiedenen 
Gegenſatz in dieſer Hinficht bilden; denn der Rath rügt in einem kurz 
nachher von ihm für das Niebergericht erlaffenen gemeinen Befcheide, 2) 
daß die Procuratoren und Andere, fo dort agiren, *vielmals ihre, 


I) Art.1. 5. 6. Til. 20. P.1. 
2) Anberfon, Privatrecht. Th. III. ©. 300. 274. 
3) Vom 28. Sanuar 1683. Anderſon a. a. O. ©.274. 
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“und zwar weitläufigen Receſſe and der Charta berfefen, und folgenvs 
«dieſelbe apud Acta übergeben, welches wider die uralte Fundatione 
* und Töbliche Intention des Niedergerichts, auch in ver revidirten Gerichts: 
* Orbnumg (von 1622). ausprätffich verboten,” weshalb den Procuratoren 
und Parteien mit ernfter Berwarnung anbefohlen wird, veutlich, langſam 
und förmlich, damit e8 zu Protokoll gebracht werben Tann, zu res 
ceffiren, ihre Receſſe aber mündfich und memoriter, au) summarie 
in möglichfter Kürze zu halten. Demgemäß erwähnt Schreining gu 
Art. 1. Tit.5. P.I. Stat. des Präfudicates vom 7. November 1634, 
woburd einem Procurator, der einen fehr langen Receß vorgelefen, 
infungirt wurde, venfelben aus dem Gedächtniß herzufagen, und ven 
(zuerft) gehaltenen, behufs Supplirung des Protokolles, einzuliefert. 
Freilich fcheint die Zumuthung bes Auffagend von memorirten Receſſen 
an jenem Gerichtstage als unbillig bald erfannt zu fepn; denn efn 
gemeiner Beſcheid vom 4. März 16371) Magt zwar über ven ein- 
geriffenen Mißbrauch, daß die Procuratoren ganz weitläufige Neceffe, 
weit über zwei Bogen lang, ex charta receffiren, wodurch andere 
Sachen aufgehalten würben, erinnert jedoch nur an bie Borfehriften 
der Gerichts⸗Ordnung, daß ein Jeder feine Sache kurz, ohne welt 
läufige Alfegate, und zum längſten nicht über eine Viertelſtunde lang 
alfo vortragen folle, damit e8 vom Gerichtsfchreiber affequiret werben 
könne. Und wenige Jahre fpäter fand man ſich veranlaßt, das bisher 
verpönte Ablefen fehriftliher Necefie ausdrücklich zu verftatten, 
indem man baflelbe gleichzeitig durch Feftftellung eines gewifien Längen: 
maaßes minder zeitranbend zu machen fuchte. Die Gerichts: Orpnung 
von 1645 beruft ſich nämlich (Cap. 1. Art. 8), als auf eine tägliche, 
unläugbare Erfahrung, daß im Niedergerichte die Receffe ex charta 
recitiret, und zu 3—4 Bogen ertendiret würnen, und verfügt, daß 
hinfliro den Procuratoren, wenn fie wollen, ex charta ihre Receſſe 
zu halten zwar vergönnet ſeyn folle, *jenoch daß berfelbe Receß Im 
“Einilfachen nicht Tänger in gewöhnlicher Teferficher Schrift als auf 
“einen halben Bogen ‚gewöhnlichen Papiers, in Criminalſachen aber 
“auf einen ganzen Bogen gewöhnlicher Schrift und Papiers, gefchrieben 
“fey, und daß dieſer ſchriftliche Receß alfofort pro supplendo -Pro- 
%tocollo dem Gerichts: Schreiber tim Gerichte Öffentlich zugeftellt werbe.” 
Bon viefer Erlaubniß wird ohne "Zweifel allmälig immer häufiger 
Gebrauch gemacht ſeyn; verſchiedene gemeine Befcheine ?) erneuern bie 
Borfehrift der Gerichts: Oronung (Cap. 3. Art. 7), daß der Procurator 
die don ihm zu übergebeniden (fihrtftlichen) Receſſe mit feiner eigenen 





1) Anderfon a. a ©. 6.300. 
2) Bon 1656. 1661. 1667. 1702. 1721. Anderfona. a. O. €. MM. 303. 301. 
815. 326. 
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Hand und Dinte unterfhreiben folle. Dem Kläger war es freigeftellt, 
«auf. bie eingelommenen beflagtifchen Einreden, namentlich in. Sachen, 
Die auf Haren, unläugbaren Handſchriften beruhen, ſofort mündlich 
sam Urtheil zu fchließen, und in foldem Kal wurde, wie billig, dem 
Bellagten eine Friſt zur Duplik verfagt. . (Gerichte: Orpnung v. 1645. 
Gep. 2. Art, 18. 19. 24.) Wenn aber, wie regelmäßig im orbentlichen 
Prazefirdie gefetlichen, oder durch Webereinkunft erweiterten Termine 
zu jeder. einzelnen Handlung benußt wurden, fo fonnte bas, durch mehre 
Andienzen zerftüdelte und mit einer Reihe anderer Sachen. vermifchte 
MWleſen der erceptivifchen, replicarifchen und anderer, die merita 
e enthaltenen Receſſe, welche vom Gericht erſt nach ber. Con⸗ 
Won geprüft, und dem abzugebenven Befchelve zu Grunde gelegt 
wurden, erſichtlich nur als verorießlicher und zeitraubender Schatten 
eines wahrhaft mündlichen Berfahrens erfcheinen. Es läßt ſich be⸗ 
greifen, daß diefe Form, — diefelbe, in welcher bis auf ven heutigen 
Tag die Eriminalfachen verhandelt werden — allmälig durch vielleicht 
wer ftillfipweigende Webereintunft der Betbeiligten (Richter und Pros 
euratoren) abkam, daß man nämlich bie fchriftlichen Receſſe, anftatt 
ſie abzuleſen, nach dem einflußreichen Borbilde des Verfahrens vor 
mi Rath, ohne Weiteres zu den Acten gab, zumal da die Hand: 
babung der Ordnung in folhen Dingen hauptfächlich von dem Actuar 
els-.damals einziger fländigen Gerichtsperfon, abhängen mochte, feine 
Protokollführung aber durch jene Veränderung wefentlich erleichtert 
werben müßte. Hiernach iſt es erklärlich, daß fo wenig gefehliche 
Berfügungen über die Sanction diefer Veränderung, als auch Nach⸗ 
richten über den genaueren Zeitpunkt ihres Eintritts nachzuweiſen find. 
Zur Zeit des Actuars 3.3. Müller (+ 1733) wurden, wie er an mehren 
Stellen feines Eommentared zum Stadtrecht 1) bemerkt, ſchon laäͤugſt 
alles Weſentliche in Schriften verhandelt. Nach einer Erwähnung 
von-M. Schlüter zu Art. 1. Tit. 6 war damals, bi6 vor etwa zehn \ 
Jahren (alſo vermuthlih vor dem letzten Viertel. des achizehnten 
Jahrhunderts), meiſtens der Bortrag der: ganzen Sache mündlich ges 
ſchehen. Damit ſtimmt das Condept der Gerichts ⸗Ordnung von 1711 
Tit. G. Art. 21 überein: “Weil nunmehr und, von ‚vielen Jahren ber 
“duch im Niedergericht ber fehriftliche Prozeß eingeführet, und alſo 
«des weitläufigen mündlichen Receſſtrens es nicht bedarf, fo follen 
die Procuratores, wenn Rs ihre Nothdurft ſchriftlich übergeben, alles 
«weitläufigen Nereffirend ſich zu enthalten ſchuldig ſeyn,“ weshalb 
auch von dem Gerichtsſchreiber daſelbſt Tit. 3. Art. 2 nur gefordert 
wird, daß er ſein Protokoll in guter Ordnung halte, und die Reeeſſe, 





1) Vergleiche zu Art. 2. Tit. 5. Art. 4. 5. Tit. 7. PL 
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fo von ven Procuratoren bei Hebergebung ber Propucta und bonſt 
mündlich gehalten werden, fleißig verzeichne. 

Seit jener Zeit iſt das Uebergeben von Schriftſätzen der ab— 
vocaten in der Audienz, mittelſt ſogenannter Receſſe, die im Weſent⸗ 
lichen unveränderte, und dem obergerichtlichen Verfahren gleichmäßige, 
Form geblieben. Hinſichtlich der Länge jener Schriften verſuchte man 
das in den Gerichts-Ordnungen für das Obergericht aufgeftellte 
Maximum von zwei Bogen auch auf das Niedergericht anzuwenden: 
die Gerichts⸗Ordnung von 1711 wollte (Tit.6. Art. 21) verbieten, 
bie Producta über drei Bogen gewöhnlicher Schrift und Papiers zu 
extendiren; ber gemeine Befcheid vom 15. Januar 1721 Hagt u. 2. 
darüber, daß die Procuratoren häufig Producta von ungebeuerlicher 
Größe übergeben; ein fpäterer vom 237. September 1742 erneuert bie 
Beftimmung, daß fie Die geziemende Größe von zwei Bogen nicht über 
ſchreiten follen, und der Beſcheid vom 31. Auguft 1768 !) erinnert, 
baß bie Schriftfäße nicht ohne Roth größer als zwei Bogen feyn 
ſollten. Diefe Noth frheint jedoch feitbem immer mehr gefliegen und 
allgemeiner geworben zu feyn; fihon bald nachher erlaubte die Ob» 
fervanz bei allen Gerichten eine, der Nothdurft jeder Sache angemeſſene 
Länge ?), und in neuerer Zeit ift die Bogenzahl im Aligemeinen, rübmliche 

Ausnahmen abgerechnet, ind Maaßloſe zerfloſſen. 

Der Umfiand, daß bie durchgängige Schriftlichleit in Die nieders 
gerichtliche Proeedur, der bisherigen Darlegung zufolge, nicht kraft 
eines organiſchen Beſchluſſes eingeführt, ſondern allmälig und uns 
vermerkt eingedrungen ift, erklärt e8 zugleich, daß auch bei piefer 
Behörde die quasi-Öffentlichen Audienzen hauptfächlich zum Produciren 
ber Schriftfäße, ald hohle Ruine der Vergangenheit, als ſchaale Ber: 
böhnung einer wahrhaft mündlichen und öffentlichen Rechtspflege, fort 
befteben Tonnten. Es wäre unbegreiflich, weshalb nicht die, allerdings 
fehr ungenügende, aber gefeßlich niemals entzogene Möglichkeit, durch 
eine Berhandlung ohne Schriftfäge Zeit und Koſten zu erfparen, von 
gewifienhaften Vertretern der Parteien, zumal in einfacheren Sachen, 
benußt wurde, wenn man nicht bie gefchichtfiche Wahrnehmung be- 
rüdffichtigt, daß ed vor Der neuen Organiſtrung bed Gerichtes ben da- 
bei. befehäftigten Perſonen ſtets an genügenber Zeit gefehlt hat, bie 
fogenaunten Aubienzen mit gehöriger Muße und Ruhe abzumarten. 
Da man fih bewußt war, daß bo nicht alle zu entfcheinenben 
Sachen dort abfolvirt werden konnten, fo firebie. " Zu 
feßteren auf eine bequemere Zeit zu verfchieben, ı 


!) Anderſon a. a D. 6.826. 827. 337. " 
2?) Anderfon. Th. IV. ©. 128. ' 
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Öffentlichen Sisungen fo viel als möglich zu beſchneiden. Wefentlich 
war biefer Gewinn für die Prätoren, welche an der Entſcheivung 
der Streitfachen ſchon Tängft keinen Theil mehr nahmen, die währenn ver 
Audienz aber noch immer pro forma ben Borfiß führten, und daneben 
Durch wirkliche, fich ſtets mehrende Gefchäfte als Verwalter der Praͤtur 
und der Poltzet in Anfpruch genommen wurben. Sie wollten ſchon 
gegen das Ende des fiebenzehnten Jahrhunderts der gerichtlichen Aubienz, 
als einer’ verbrießlichen Formalität, höchſtens nur eine Stunde ob⸗ 
liegen. 1) Bis dahin hatte man an ber Vorfehrift der Gerichts: 
Orbnung von 1622 (Cap. 2. Art. 14) feftgehalten, wonach jedem 
Procurator höchſtens eine Biertelftunde zum Neceffiren‘ vergönnt 
war; dadurch war dann die von Schlöter gefchilverte unwürdige 
Jagd herbeigeführt: es war “große Confuflon wegen ver Mebereilung 
wyorgefallen, indem faſt bei zwanzig Sachen in gevachter Biertel- 
“unbe proponiret worben, und viel Zank entflanden wegen Ablauf 
“nes Biertelftunden : Glafes, da der sequens Acht auf gab, und, fo- 
“bald ſolches ausgelaufen war, feinem antecedenti gemeiniglich in 
“feine Reden und Receſſen einfiel und fortfuhe.” Die Proruratsren 
ſelbſt trafen deshalb Die Verabrenung, daß jeder von ihnen an jebem 
Gerichtſtage ſechs Sachen proponiren dürfe (mit ſtillſchweigender Zu⸗ 
ſtimmung ber Prätoven und Deputirten); mit zunehmender Zahl ber 
Prozeſſe war fpäter (im Anfange des achtzehnten Jahrhunderts) die 
Zahl von art Sarnen ftatt jener ſechs verftattet worden, “ja! bar- 
“nach der referirenne Grabuirte Luft oder Vermögen zu arbeiten hatte, 
“und die Procuratores nicht allzulange mündliche Receffe hielten, 
“über vierzehn.” 2?) Indeſſen mußte das wörtliche Protokolliren des 
enblofen Peto und Produco noch immer viele, den Bor: und Bel: 
fißern werthvolle Zeit abforbiren; dieſe wenigſtens wurbe zur Hälfte 
erfpart Durch die fhöne Erfindung des Actuar Müller, welche er ferbft °) 
alſo beſchreibt: 

“Reit in meinen Jahren bie audientiae causarum im Nieder: 
gerichte ſich fo gar fehr verfpäteten, daß man bie wenigſte 
“Bet vor zwei Uhr Nachmittags, und doch noch Hals 

“über Kopf damit fertig wurde, warb dieſes Expediens ge- 
. “funden: Daß ich mich mit dem protocollo die meifte Zeit um 

10 Uhr des Morgens, als wann bie obergerichtliche Aubtenz 

“sum öfteften fich emdigte, ind Gericht verfügte, eines jeden 
. “Procuratoris, ber ba vorhanden, feine Sache mit der Rubrit 


1) Schlüter zu Arı.8. Tit. 7. P. J. Stat. 
2) Schlüter und Müller zu Art. 8. Tit.7. P. JI. Stat. 


3) Bu Art. 3. Tit. 7. P.l. Stat. Vergl. auch Krieger, Introductio in prax. for. 
Cap. 1. $28 und Schlüter zu Ar. Tit.3. P.1. 
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“and propomendis zu Protokoll brachte, ber Ermeflung nach 
“zu bes Gegentheils Antwort ein zufänglih spatium Heß, und 
“nach darunter gezogenem Strich mit allen folgenden‘ Sachen 
“arfo fortfuhr; wann ich damit, und die Gerichts: Deputirte 
“mit dem Referiren und Botiren in ver Relation fertig, es 
“den Herren Praetoribus vor der Rathsſtube andienen ließ. 
- “ind ward diefes, als wodurch über zwei Drittel, ja faſt brei 
- Viertel von der Arbeit verrichtet und an ber Zeit erfparet 
“ward, für ganz gut und nüblich befunden, darauf dann bie 
“Procuratores in gleicher Geſchwindigkeit die annotata het» 
“fagen konnten, deren Gegentheif fofort antwortete, fo darin 
“ad protocollum beinotiret ward, und iſt dieſe Gewohnheit 
“noch bisher beftändig geblieben. Wodurch zwar ein Großes 
“gewonnen, jedoch ich die wenigften Male des Mittags vor 
“zwei, zwei ein halb,’ ja! brei uhr zu Hauſe oder Tafel | ger 
. Kfommen.” -- 

Wie manche gemeinnitgige Erfindung, fo hat auch dieſe in der 
Folge no Erweiterungen zugelaffen und erfahren. Während nämlich 
anfangs nur die fogenannten Activ-Receſſe im Voraus präparirt, 
die gegnerifchen Erwieberungen aber, wie früher, währenn der Audienz 
vom Actuar nachgeſchrieben wurden, traf man baͤld bie Einrichtung, 
daß auch die Ießteren, bie Paſſiv⸗Receſſe, vor ber Audienz ein- 
getragen, mithin der ganze Dialog, während ‚der eigentlichen Auf 
führung, vom Actuar nur controlirt und nöfhigenfalls- foufflirt warb. !) 
Rah Inſtallirung des fegigen, im feiner Zufammenfegung weſentlich 
veränderten Rievergerichtes war man weit entfernt, fi jenes, unter 
ben obmaltenden Umftänden unläugbaren, Vortheiles zu begebeit; 
vielmehr traf bereits ein am 9. Mat 1816 publichrter gemeiner Beſcheid 
folgende Berfügungen: -*Die Procuratoren müffen das Verzeichniß 
“ihrer Actio- Sachen, nebft ven Receſſen, an einem beltebigen, ver 
«Audienz vorhergehenden Werktage bis Mittags ein Ihr in der Gerichts: 
“fanzley einreichen. Sie find verpflichtet, an den Aubienztagen fpätes 
“ftens um eilf Uhr fih einzufinden, um gegenfeltig zu receffiren, und. — 
“unter Aufficht des Herren Actuars (durch Eintragung ber Paſſiv⸗ 
“Receffe) das Audienzprotokoll vervollſtändigen zu laſſen.“ — Hterbei 
tft e8 feither verbfieben, und man bat es viefen unmittelbar voraus⸗ 
gehenden Generalproben zu verbanten, wenn bie Darftellmg felbft, 
in ven feterlichen Audienzen, an Rundung und rafıhem Ineinander⸗ 
greifen fo wenig zu wünfchen übrig läßt. Auch der körnige und 
Inconifhe Inhalt viefer Wechſelreden ift erft feit neuerer Zeit vol: 


1) Anderſon, Privatrecht. Th. V. ©. 137. 
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ſtaͤndig gefichert. Die früheren Gerichts - Orpnungen und häufige ge: 
meine Befcheine hatten ſich darauf befchränft, “alle Höhnifchen, fchimpf- 
“ligen Reben, Schmähungen und beſchwerlichen Wörter” ſich zu ver: 
bitten, i) die Vermeidung unnüger Weitläufigkeiten und möglichfte 
Kürze im Allgemeinen dringend zu empfehlen. 2) Als man aber 
im Jahre 1826 wahrnafm, “ daß das dem Zwecke des Receffirens 
“ zumiderlaufende Borbringen langer Receſſe wieder auffallend über: 
“hand genommen babe,” fo fand das Gericht ſich veranlaßt, durch 
den gemeinen Beſcheid vom 9. October feflzufeßen, daß bei Strafe 
von fünf Rthlrn. für Procurator und Advocaten ein. mündlicher Receß 
auf keinen Fall über eine, nach der Mopalität. des Zehntenamtes: 
Actuar: Schragend zu beſtimmende oliv: Seite ausgebehnt werben 
dürfe, welches Normalmaaß in Folge gepflogener Berhandlungen, am 
3. Januar 1827 dahin declarirt ward: Daß ber Receß bei Strafe von 
zwei Rthlrn. nicht mehr ale 150 Wörter enthalten bürfe.: - Einzelne 
Ererutionen biefer Strafe yaben, in Verbindung mit dem Mangel an 
Uebung, während des Sprechend gleichzeitig feine Werte zu zählen, 
feitvem genügt, um von ferneren Heberireiungen bed Berboted ab⸗ 
zuſchrecken. 


3. Verfahren vor den übrigen Behörden. 


a. Die Anficht, daß commercielle Streitigleiten eine beſondere 
Begunſtigung durch Vereinfachung und Beſchleunigung des Rechts⸗ 
ganges bedürften, und vor anderen verdienten, wurde ſchon für das 
im Sabre 1623 angeordnete Admiralitätsſs-Gericht, wenngleich 
ohne bedeutenden Erfolg, geltend gemacht. Daſſelbe klagte in dem 
gemeinen Beſcheide vom 31. Zuli 1656, ?) ‘daß feither oftmals in 
Schriften gehandelt, lange mündliche Receſſe gehalten, und von den 
Procuratoren, aus Mangel behufiger Information, vielfältig Dilation 
gebeten, woburd bie Sachen weitläufig und intrieat gemacht, und 
die Juſtiz fehr protrahirt worben ſey. Es erinnerte daran, -wie es 
nur zu dem Ende angeorbnet fey,. damit in Kaufmannsfachen : de 
simpliei et plano, mit Hintanfegung fubtiler Dispüten, and .alfer 
Formalitäten, fo etwa tn ordinariis judiciis in Eonfiveration fommen, 
summarissime procebirt, förberfamft gefprochen, und alfo der See 
Commercien Aufnahme befördert werben folle, wie es auch anfänglich 
feliciter prafticiret worben fey. Es follten daher "die Parteien in 
“piefem Gericht fich aller fchriftlicden Receſſe, auch alles unnöthigen 





1) Siehe die bei Anterfon Th. IV. S. 139 gefammelten Stellen. 
2) Andberfona. a. O. ©. 126. 135. 


3) Bei Kangenbed, Anmerlungen über das Schiffrecht. S. 364; und 
Anderſon. Th. III. €. 3 
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“weitläufigen münblichen Receſſirens enthalten,- die Sache, wie 


“fe bloß tfl, nur mit den Umſtaͤnden, worauf fie berubet, vortragen, 


“und biefelbe, wo möglich, in einer Aubienz Bis zur Submifflon ver: 
“handeln.” Das Eonrept ber GerichtsOrdnung von 1711 wiederholt 
noch dieſe Borfhriften: FTit:30. Art. 9-11), geftattet. nur in Sarhen 
über Sper. 300 ſchriftliches Verfahren, wobei aber mit Vermeidung 
aller dilatoriſchen Aufzüge Die merita oausae in: Schriftfägen ‚vom 
höchſtens drei Bogen Ränge zu verhanbeln find, und verfpricht (Art. 18), 
daß in den mündlich verhandelten Sachen die Arthetle in derſelben, 
oder wenigftens in der nächflfolgenden Andienz geſprochen werben 
folfen. Allein die Berhandiung in Schriften wurde auch hier ſehr bald 
allgemein ) und. die Eigenthümlichkeit des Verfahrens befand nur 
darin, daß Die Audienzen, weiche früher regelmäßig alle vierzehn Tage 
Statt fanden, lediglich zur. Introducirung neuer Sachen angeſegt 
wurben, wogegen in. ven bereits anhängigen, : zufolge des gemeinen 
Befcheives vom 29. Rovember 1764, ?) das Neceffiven ver Procuratoren 
vor dem Secretair geſchah, umd, nach einer fehr. zweckmäßigen Obſer⸗ 
vanz auch in den etwa einfalenden Aubienzen nicht wiederholt wurbe. ) 

d. Bei ven Landgerichten erhielt fich, nebfl den Übrigen alter⸗ 
thümlichen Formen, auch der Grundſatz am längſten, daß unmittefbar 
nachdem eine Sache vor den Urtbeilern verhandelt worden, viefelben 
in die Finduing gingen, und über das abzugebenve Urtheil berath- 
fchlagten. *) Damit war ein der Form nach ſchriftliches Berfahren 
unvereinbar.: Den Procuratoren, welche auch bier bie. allein zulaͤffigen 
Bertreter der Parteien waren, ſchreibt Die Gerichts - DOrbnung yon I71B 
(Tit. 56. Art. 8) vor, daß fie “ihre Sachen fo kurz, als die Nothdurß 
“perfelhen immer leiven mag, daneben deutlich und ohne Einmiſchung 
%“fateinifiher oder weitläufiger Rechts⸗Allegaten, (außer was Stadt⸗ 
“md Landrecht in fich bakten). mit wernehmlichen Worten: vortragen, 
“nicht ex eharta receifiren, auch nicht weiter: als ad: duplicas inch. 
“handeln follen,” und viefe mündlichen Receſſe wurden während per 
Sigung dem Actuar in bie Feder dictirt.») Im inneffen Zeit zu er⸗ 
fparen, ſah mim es ſchon im Anfang bes vorigen Jahrhunderts gern, 
wenn ein Theil ver Antväge von den Prosuratoren (em: seripkls) ver 
leſen ward, die ſodann ben: x. Sanbfeuten mit indie Bindung weoeben; 


“5 „+1 . Fa 


1) u, Samb. Gefepe. Th. J. S. 11. Th. vIL &. 587,” "Anderfon, 

2) Bei Anberfon. Th. IM. ©. 341. 

3) Anberfon. Tb. IV. ©. 137. 138, 

4) Sammlung Hamb. Geſetze. Th. XI. S. „396. 

5) H. P. Müller, de jure Actuarii. Cap.3. 815. Krieger, Intr old. In prax. 
Cap. 1. $18. 
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und hernach ad Protoeollum. gelegt wurden, !) und bald wurde dieſe 
Berfefung-für ven Klag⸗ und Erreptionsfah die Megel, wogegen Re 
plit und Duplik jederzeit durch einen mündlichen, von Aetuar zu 
Protokoll genummenen Receß vorgetragen: werden mußten. ?)- 
3 60. Sp lange die außergerihtlihe Eognition der Prä— 
toren fich innerhalb der ihr urſprünglich angewieſenen Grenzen dahin 
bewegte; die Sachen, welche ſich nicht über dreißig Mark erſtreckten, 
ohne einigen gerichtlichen Prozeß zu. eniſcheiden, ®) konnte es. Teine 
Schwierigteit haben, fchriftliche Verhandlungen von den Dielen: 
Inſtanzen auszufchließen. Es wird Daher wohl mir der Vollſtändig⸗ 
kett wegen im Concept der Gerichts⸗Ordnung von 1711 angedeutet, 
daß vie Dielen⸗Anwaͤlte ihrer: Parteien Nothdurft mündlich, kurz 
umb deutlich vortragen ſollten.“) Seitdem aber bie Pratur⸗Competenz 
allmaͤlig, theils⸗ durch einzelne Claſſen ſummariſcher Sachen von 
höherem Belauf, theils durch freiwillige Provocation erweitert wurde, 
‚ babe. vie geſetzlichen Vorſchriften, welche fich in regelmäßigen Zwiſchen⸗ 
zeiten von je dreißig Fahren folgten, auch die ſe Frage nicht unberüd: 
fichtigt gelaſſen. Zunächſt verfügten. vie Dielen- Artikel von 1724 
(Art: T): *Die Procuratoren follen ihren Bortrag allen’ mündlich 
® atom, und weder Klage. noch Exrceptiönen, noch weniger Replik over 
“Duplik fohriftlich übergeben, in summa überhaupt ſich alles fchrift- 
AAlichen Hanbelns und Receffirens: gänzlich enthalten.” In ſolcher 
Ausvehneng hielt man jedoch damals vie Befolgung dieſes Berbotes 
für. imansführbar; ſchon Krieger 5) berichtet, daß in Sachen altioris 
indaginis das fchriftliche Verfahren gebulpet werbe, weil man es aus 
Erfahrung im Intereffe ver Parteien nöthig finde, und. bie Verordnung 
wider bie Mißbräuche bei den Dielen-Prozefien von 1754) fanctionirt 
bie fehriftliche Procebur ſtillſchweigend, indem fle (Art. 1, 2) nur ver: 
langt, daß von jedem producirten Schriftfage dem Gegner fofort Ab: 
fehrift ertheilt werben folle. Eine gefepliche Grenze ift zuerſt durch 
die Verfügung von 1784 (Art. 2, 4) gezogen: in allen Sachen unter 
45 X, imgleihen bei allen Tiquiden Forberungen und Sachen, welche 
auf Haren Hanbfchriften, Wechfeln und. vergleichen beruhen, wird das 
fehriftliche. Berfahren verboten, binfichtlich aller .Tonfligen Forderungen 
aber, wie bisher, zugelaſſen. Diefe Grenze wurde jedoch durch vie 
Berorpnung von 18157) gleichzeitig mit der großen Competenz- 


1) 3. 3. Müller, Comm. zu Ar. 4. Tit 38. P,I. Stat. 

2) Anderfon. IH. IV. ©, 124, 

3) Art.5. Tit. 4. P. I. Stat. 
9 Gerichts Ordnung v. 1711. Tii. 1. Art. 2. Til 11. Art 4. 
6) Introd. in prax. Cap.2. 811. 12. 

6) Sammlung ber Mandate. Bdo. 1V. S. 1849. 

7) nueber das Verfahren. Art. 4. Vergl. Ari. 9. 
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Erweiterung wieder verwifcht, indem nun wor den Protofollen, ber 
Regel nah, die Sachen mündlich, und nur auf geſchehene Erlaubniß des 
Prätors fehriftlich zu verhandeln find, und begreiflich mußte fchon ver 
raſche Perſonal⸗Wechſel bisher das Auflommen eines erkennbaren 
Principes über den Eintritt der Regel oder der Ausnahme verhindern. 
Für geringfügige oder einfache Sachen, bie auf ben Dielen im 
erfier und letzter Inſtanz abgemacht wurden, erfchten eine Fixirung bes 
mündlich Verhandelten durch Protokolle unnöthig, und bei Sachen, 
worin auf den gefeßlichen Güteverſuch die Berweiſung zu Gericht ers 
folgte, fogar unzuläſſig; demgemäß heißt es in der Gerichts - Orbnung 
von 1711 Tit. 1. Art. 7: *es bleibe zwar den Bürgermeiflen und 
“Pratoren frei, um ber Memorie zu Hülfe zu kommen, ober was fie 
“fonft dabei für gute Abficht Haben mörhten, von den mündlichen Re 
“ceffen etwas zu prototolliren, jedoch folle davon Ertracte auszulöfen 
“nen Parteien nicht zugemuthei werben. Auch nach ber fpäteren 
“Praxis hing es vom Belieben des Prätors ab, die mündlichen Receffe 
“per Anwälte entweder zu protofollicen, ober fie nur anzuhören und 
“fofort ein Conelusum abzugeben.” !) Zu Anderfon’s Zeit geſchah 
immer das Erſtere, auch wurden bie Aetiv⸗Receſſe fihon vor ber 
Audienz, wie bei den Gerichten, eingetragen, ?) und fomit beflätigt 
die Verordnung von 1815 im Art. 4 nur die bisherige Obfervanz: 
“Bet mündlichen Verhandlungen wird der Prätor das Wefentlihe zu 
“Protokoll nehmen,” wenngleich bas bort eingeführte, in vielfache 
Zermine zerfüdelte Receffiren zu Protokoll von einer. männlichen 
Berbandlung im wahren Sinne weit genug entfernt if.: : - 


I) Krieger, Introd. inprax CpIL SE. - ner. 
2) Anberfon. Th. WV. ©,841.. 
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Surze Ueberficht der hamburgifchen Geſetzgebung in derns 
auf das Schulweſen. 





l. Durs bie Reformation warb, ben Anfpräcen einer Kirche 
gegenüber, welche einen Staat im Stante bilden wollte, die @emeinbe 
in ihr Recht, hinfichtlich Des Schulweſens wie des Kirchenweſens, wieder 
eingeſezt. ) Die. Bugenhagenfche Kirchenordnung (1529) ent: 
hält in ihrem erſten Theil die Grundzüge einer Verfaſſung des Schul: 
weiens. Gleich der erfie Artikel verfügt Die Errichtung ber (gelehrten) 
Sohannisfchule, bezeichnet deren Innere Einrichtung, ımb beſtimmt über 
die Wahl der Lehrer Folgendes: den Rettor follen E. €. Rath und 
die Diaten durch ihre Verordneten, fammt dem Superintendenten und 
feinem Adjutore verfchaffen und annehmen; den Subrector und Cantor 
ſoll ſich der Rector felbft verfchaffen, doch dieſelben nicht für fich allein 
annehmen, fondern in Berbindung mit vier Rathmännern, vom Rath 
bazu gefügt, und den vier älteflen Diaken aus den vier Kixchfpielen, 
fammt dem Superintendenten und feinem Adjutore ; die vier paedagogos 
oder Kindermeifter fol der NRector, mit Genehmigung des Superin: 
tendenten und feines Adjutoris, annehmen, für deren Benehmen aber 
feinerfeit3 verantwortlich feyn. Im dritten Artikel heißt es: der Super: 
attendent over oberfle Prediger mit den vier Paftoren neben ven vier 


1) 3 der Vereinigung vom 1. „september 1528 bei stes: Sio denne od van old napee 
ber, de vorben. Erſame Radt unte Karckſwaren to Sunte Nicolas 
“ eher de Dberegept unde Frodeit, de Schole tarfulref to Sunte 
“MNicoiaes tho verlenende unde eynen Scholemefter anthonemente, bar van fe myth 
HOynderliſt n „one Tydt lanck ſynt van entfettet unbe verbyndert, u. f. mw.’ 
Bei Lappenbe — jur Säcularfeier ©. 46. So mochten in bem 
Urtilel der Gottes aften dung (1528 Z in wel von ber Beftellung ber 
Kirchen⸗ und Schuldiener bie Rede t e Bürger Glück han, mänfden, daß 
“dor gebtlite ——— * an Bunderighen * vthu ſolche Beftellung “ana 


Dele webberumme u Gapitels und Scholafters 
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Ratheperfonen und neben ben zwölf Oberalten follen alle halben Jahre 
die Schule viſttiren, um nachzuſehen, ob es au in allen Dingen nad 
der erſt angefangenen Ordnung richtig zugehe. Hier find demnach 
bereits die Elemente des Scholarchats gegeben. In Berbindung mit 
der Gelehrtenfchule dachte Bugenhagen ſich zwei Anflalten, ein Pers 
torium (Art. 4) *eine allgemeine gelehrte Bildungsanftakt, eine Idee, 
welche erſt fpäter durch bie Errichtung des Gymnaſii ihre Ausbildung 
“erhielt,” 1) und eine Bibkiothet (Art. 5). In Bezug auf die Ger 
lehrtenſchule verfügt ber dritte Artikel auch, daß keine Winkelſchulen 
geſtattet werben follen.?) Aber es ſoll (Art. 6) eine “deutiche Schule” 
beſtehen, zu St. Nicolai; ber Schulmeifter, mit zwei @ehülfen, fol 
die Schule frei Haben, und was zum Gebäude gehört, auch Wohnungen 
follen fie darin haben, ihren Sold aber von den Schülern nehmen. 
Nebrigens foll biefe Schule unter einer anderen Behörbe fiehen, als 
die Gelehrtenſchule; nämlich, allem Anſchein nach, unter der kirch ⸗ 
lichen Berwaltungsbehörbe. *) Außerdem fo in jedem Kirchſpiel eine 
“Zungfenuenfpule” ſeyn (Art. 7); bie Sorge dafür wird ben Bers 
orbneten des RathO und ben Diaken des Kirchſpiels übertragen; ben 
Schulmeiſterinnen foll der Hauszins bezahlt werden aus dem gemeinen 
“Scpatttaften,” das Sqhulgeid aber won ben eltern ber Jungfrauen, 
fo fie vermögend find. Wenn’ nun na einem fpäteren Artitel (19) 
dem Guperattendenten mit feinem Adjatore die ganze Sache aller 
Prediger und ber Schulen” durch bie Erwähler befohlen werben 
foll, fo läßt erfiens der Wortlaut unentſchieden, ob überall andere 
Schulen ald die Johannisſchule) gemeint find, und zweitens bes 
Mint der Zaſammendang fo genau, zur Abwehr jeden Mißverfländ« 
niſſes, den Gefihtepunft der dem *oberfien Prediger” überkagenen 

Aufficht.) Daß ——— 
fegung einer oberſten Centralbehoͤrde für das Schulweſen (bern es 
damals wie jegt ermangelte) nicht wirb verwechſeln dürfen. J 


2 Dane sm tapınnben aan. em 
2) DE fh ame Andi € et wen, Naben D 
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3) “De Borwefere, de be Sqhole buwen.” 

+) In temfetben Motel Blbt 18: “be behben, run Robt angtene, Bakes orte 
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72 Die Aepiniſche Kirchenordnung (1556) enthält nur Weniges, 
was auf das Schulweſen Bezug hat. Der zehnte Artikel ſagt: den 
Meinen Kindern zum Beſten, denen St. Johannis Schule zu weit ab⸗ 
gelegen, und die ohne Gefahr dahin nicht gehen Könnten, follen die 
Küfter in jedem Kirchfpiel, gleih als vormals beredet und vertragen 
iR, 1) für die ganz Meinen Kinder und für diejenigen, fo deutſch lernen 
wollen, Schule halten, auf daß hiermit die unorbentlichen ventfchen 
Bintelfchulen abgethan werben mögen. Die Amahme der Küfter fol 
(Art. 22) dur die Paftoren, Kirchfpielsherren und Juraten (Berge: 
fwaren) in jedem Kirchſpiel geſchehen. Aus dem Berfolg des zehnten 
Artitels. erfieht man, daß zunähft dem Paſtor eine befonvere Aufficht 
Über die neue (Kirchen⸗) Schule übertragen ward; es beißt nämlich: 
die aber Latein lernen wollten, follen nicht Länger in der Küfterfchule 
aufgehalten werben, als daß fle Tefen, und ohne Gefahr in St. Johannis 
Schule gehen können, und daß dem alfo nachgelommen werbe, fol 
ein jeglicher Paftor in feinem Kirchfpiel Acht darauf haben, daß Die 
Kinder in der Küfterfehufe nicht zu lang aufgehalten, und an ihrer 
Snftitution nicht verhindert werden. Endlich wiederholt Art. 51 
(“van Bifttation der Scholen”) den wefentlihen Inhalt des bie 
Gelehrtenfchule betreffenden dritten Artikels der Bugenbagenſchen 
Rirchen- Orbnung, wiederholt auch in diefem Zufammenhang das 
Berbot der Winkelſchulen, und fügt Hinzu, der Superintendent ſoll 
«thom Forderlikeſten mith Rabe der Mitvifitatoren tho einer geſchick⸗ 
“richen Scholeordnung vordacht fon.” 
Wirklich erſchien auch noch im Laufe des Jahres 1550 eine Schulord⸗ 
nung,?) die aber (mie eine frühere von 1537) nur mit ver@elehrtenfänfes) 
fish befchäftigt, und Hauptfächlich nur als Erweiterimg der entſprechenden 
Partieen der Bugenhagenfhen Kirchen⸗Ordnung zu betrachten iſt. 
3. Die dürftigen, allgemeineren Beftimmungen ber Aepiniſchen 
Kirchen: Ordnung Über das Schufwefen fonnten in der That nicht 
genügen. Ein paar Bedenken des Minifterti aus dem Jahre 1568 
“san den Klipfholen” und *van den Megdeken Scholen“ *) ent» 
hüllen den regellofen, factifhen Zuftand. Das erfle Bedenken erachtet 


1) Die früheren Behrebungen bes St. Petri Kirchſpiels um eine eigene Schule finb 
i Plant: und allerdings. ließ auch die Annahme ber —E die m 

richtung einer Kirchenſchule in jedem Kirchſpiel erwarten. 
Eine handſchriftliche Notiz in F A. G. Schetelig's Sammlung (auf ber Stabt. 
bibliothel) bezeugt, daß dieſe Schulorbnung von ben Viſitatoren ber Johannisfchule 
erlaffen worben. "* Ordinatio haeo approbata et ratificala est ao. 1556 die Sabbati 
“post exaltationem crucis ab omnibus Visisatoridus Scholae, nempe Superintendente, 
* Pastoribus parochiarum, et delectis Civibus.” 

3) Kine zweite Schule beabfichtigten bie Oberalten ums gr 1552 im Et. Marien- 
Masdalenen Kloſter anzulegen. Lappenberg a. a. D. ©. 57. Gin ken 
bagegen (von 1558) ſteht unter ben Beilagen ber fo eben erſcheinenden “ Gefchichte 
des urgifhen Schulweſens im Mittelalter,’ von Ebduard Meyer (6. 835 f.). 


*) Beim Ziegra TU. L 6.586 ff. ; 
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für nöthig und nüßlich, daß nicht Jedermann frei flehe, Schulen ein: 
zurichten und zu halten; eine, oder falls der Rath es für gut anfehe, 
zwei deutſche Schulen in jedem SKirchfpiel, neben der Kirchenfchule, 
würden genügen; ber Rath möge in den Kirchfpielen Herren und 
Bürger (etwa die älteften Kirchfpielherren und Etliche von den Ober 
alten und Leichnamsgeſchwornen) veroronen, welche Vollmacht hätten, 
tüchtige Schulmeifter anzunehmen, und darauf zu fehen, daß in den 
deutſchen Schulen Alles recht und chriftlich gehalten werde. Nützlich 
würde es auch feyn, wenn die Paftoren in jedem Kirchfpiel “uth Be: 
fehl E. E. Rahdes“ die deutſchen Schulen einmal bes Jahres vifitirten. 
Man fieht, das Minifterium. wollte die deutſchen Schulen nicht ber 
Auffichtsbehörbe der Gelehrtenfchule, fondern einer Kirchfpielsbehörbe 
zuweilen; noch weniger dachte man daran, für den Paftor des Kirch: 
fpield allein das Hecht der Eonceffionirung in Anfpruh zu nehmen. 
Das zweite Bedenken geht davon aus, drei oder vier Mädchenſchulen 
in jedem Kirchfpiel würden ausreichen, und nöthig möchte es feyn, 
daß vom Rath drei oder vier Perfonen in jedem Kirchfpiel verordnet 
würden, die Befehl und Macht hätten, die Erlaubniß zur Haltung 
von Mädchenſchulen zu ertbeilen und die Lehrmütter anzunehmen; 
die Beroroneten hätten auch die Aufficht über die Mädchenfchulen 
zu. führen, 

Zwei Mandate find, ohne Zweifel in Folge der obigen Bebenten, 
erlaffen worden. Das erfle, vom Jahre 1568, 1) fpricht von einer 
nüßlichen und notbwendigen Ordnung zu *tüchtiger und gottfrüchtiger 
Ertehung der jungen Jögent,“ ſowohl in Klipfehulen als Mädchen- 
ſchulen, welche der Rath geftellt, und welche durch bie Paſtoren, 
Kirchſpielherren und Leichnamgeſchwornen jeden Kirchſpiels 
unverweilt mit Fleiß gefördert werden ſoll; auch ſollen Alle, welche 
bisher Schulen und Lehrhäuſer gehalten, dieſen * Berorbneten” uns 
weigerlich Folge leiften. Hier erfheint demnach zum erſtenmal eine 
Behörde für die Privatfihulen. Das zweite Mandat, im Jahre 1575) 
von den Kanzeln verlefen, kündigt an, daß der Rath entfchloffen fey, 
die Ordnung über die Mädchenfehulen aufrecht zu halten, und daß 
demnach die Paftoren “ſammt ehren Toverorpneten” der Lehrmütter 
Schulen vifitiren und befuchen werben. 

Ein drittes Mandat, die deutfchen Schulmeifter und Lehrmäütter 
belangend, ?) warb 1583 nothwendig durch die Erfahrung, daß Etliche 
fich unternommen hätten, “von fich felbft, ohn Urlaub und Eonfens 
“der von E. E. Rath dazu verorpneten Herren Inſpectoren und 





1) Publicatum die visitationis Marlae 1508. Beim Biegra a. a. O. ©. 589. 
2) Am vierten Sonntage nad Trinitatie (26, Juni 1575). Ziegra a. a. O. ©. 59%. 
3) Ziegra a. 0. O. ©. 591. 
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“Bifitatoren, Schule und Lehre ihres eigenen Gefallend zu Halten.” 
Verordnet ward, *daß fih Niemand unterfiehen fol, ohne der Herren 
“Bifitatoren Urlaub Kinder zu lehren, ımb die folhes bisher gethan 
Kund kein Urlaub dazu haben, daß biefelben wiederum abſtehen follen 
“und verharren, bis To lange fle von ven Herren Bifltatoren, wann 
“Stätte ledig ſeyn, und fie au tätig dazu befunden, 
“orbentlih dazu beftätiget werben, bei Pon und Strafe won 
“E. E. Rath dabei verorbnet;” 1) auch follen in jebem Kirchſpiel 
nicht mehr als acht Lehrmütter ſeyn. Somit war unzweifelhaft aus⸗ 
geſprochen, welcher Behoͤrbe die Prüfung und Conceſſionirung Der⸗ 
jenigen zuſtehe, welche Privatſchulen errichten wollten. 

4. Im Lauf des fiebenzehnten Jahrhunderts war die Thatigkeit 
ber Geſetzgebung, ſoviel die Schulverfaſſung anlangt, bauptſaäͤchlich 
anf die Entwickelung des gelehrten Schulweſens gzerichtet. Dieſe 
Erſcheinung, und namentlich die wiederholt und lebhaft ansgeſprochene 
Theilnahme der Bürgerſchaft für dieſe Angelegenheit, ertlärt Ad um 
fo Teihter, wenn man ſich erinnert, daß die Johannisfchule zugleich 
die einzige, autoriftrte Höhere Bärgerfihule war. 2) Ein Un: 
trag des Raths, welcher ven Lehrplan derſelben als einer Berbefferung 
und Erweiterung bevürftig darſtellte, veranlaßte, nächft ber beſſeren 
Dotation der Zohannisfihule, das Begehren der Bürger (16, Auguſt 
1610): *daß förberlicht eine Reformation angeftellet, und neben den 
«“vier Paſtoren etliche Rathsperſonen, fo E. E. Rath dazu verordnen 
“wird, und die zwölf Oberalten dazu deputiret werben,” ferner: 
“„damit auch in Annehmung der praeceptores hinfüro deſto beffere 
“Auffiht geſchehen möge, fo follen die vier Paſtores, vier Rathe: 
“herren und fämmtliche Oberalten die Eollegen von dem unterfien 
“bis zum öberſten nach den meiften Stimmen ermählen.” Cs if 
nicht ganz richtig, wenn man barin eine Einfeßung des Scholarchats 
dur Rath und Bürgerſchluß finden will. Als Auffichtsbehörde bes 
fand das Scholarchat ſchon feit der Bugenhagenſchen Kirchen⸗ 
Ordnung; das Neue in der bürgerlichen Refolution betrifft nur die 
Erweiterung der Befugmiffe deffefben als Wahleollegium für ſaͤmmt⸗ 
liche Lehrer ber Johannisſchule; und gerade auf die ſen Punkt er 
wiederte der Rath (17. Auguft 1610): “bei der Wahl ver Eollegen an 
“nen Schulen follte der erbgefefienen Buͤrgerſchaft Meinung, ſow eit 
“niefelbige der Schnlordnung nicht zuwider wäre, in Acht ge 





1) Bei 20.8 Brühe, und Schließung der Schule. Daß bies Mandat au rt 
worden, TR nadgewiefen — eue Kamb. Blätter. vn. ©&.54 f. egefad 


2) Unter Paul Sperling's Rectorat (ſeit so ſoll die Zabl al aller ler 1100 
l. 


betragen haben, darunter in prima allein 1 Klefeler. Bb. 
Iar ſen ausfü slide Rachrichten S. 361 end — Ste ber fein Pa I 
abt Hamburg Bb. II. S. 141. — Ueber bie früheren U eeerangen, Bezug auf 


allgemeine —E vergl. gappenberg a. a. —X 





Schulweien. 488 


nommen werben.” Indeſſen fiheint ber Rath nicht lange nachher 
auch in dieſem Punkt fih dem Buͤrgerſchluß conformirt zu haben. 

Im folgenden Jahre begehrten (7. Rovember 1611) und erlangten 
die Bürger auch (unerachtet eines entgegenſtebhenden Bedenkens ber 
Paſtoren) die Errichtung des Gymnafiums, befien Borlefungen am 
Schluß des Jahres 1613 eröffnet wurden. Die erſten Gefehe dieſer 
Anftalt wurden 1015 publicitt, und im Jahre 1652 revibirt,; vom 
Sabre 1675 .aber datirt ver wechfelnde Rector. Dieienigen Verhand⸗ 
lungen, durch welche mehrmals die Exiſtenz der kaum gegründeten 
Anſtalt ernfähaft bebropt war, fanden ihre Erledigung buch ben 
Windiſch⸗Grätziſchen Receß (1674), der dem Gymmaflum einen 
eigenen Artikel (den zweiundvierzigſten) widmete, und die Aufficht 
gleichfalls dem Scholarchat übertrug. ' 

In Bezug auf das Johanneum If beſonders bemerkenowerth bie 
Schulordnung von 1634, ſammt dem ſehr ſpeciell ausgearbeiteten 
Lehrplan (“Ordinarium der Schule zu Hamburg“) von 1635. Der 
breiundvierzigfle ‚Artikel des Windiſch⸗Grätziſchen Receſſes befagt: 
“wann auch die Neuſtädter zu einer wohlbeftallten Schulen bie 
“henöthigten praeceptores zu falariren Mittel ausfinden können, will 
“E. €. Rath geſchehen laſſen, daß eine neue Schule bafelbfi cin: 
“gerichtet werde, welshe gleich unter der vorerwähnten Scholacchen 
“ Dirertion fteben fol.” Diefer alte, bei der Errichtung des fünften 
Kirchfpiels ohne Zweifel doppelt Iebhafte Wunfch ift indeffen nicht zur 
Ausführung gekommen, 

5. Spärlid und zum Theil unflar find die Materialien, nad 
welchen man die Rechtsverhältnifie des Privatſchulweſens im 
fiebenzehnten Jahrhundert zu beurtheilen hat. 

Die (noch nicht vollſtändig abgebrudte) Schulordnung von 1634 !) 
wiederholt (Cap. 1) den alten Grundſatz, dis Privateoneurrenz vom 
Kreife des höheren (jegt durch zwei Staatsanſtalten beforgten) Unter: 
richts gänzlich auszuſchließen: “keine Privat: ober Nebenfchule ſoll 
“nie Knaben in lateiniſcher Sprache oder anderen freien Künften und 
“ diseiplinis unterrichten, außerhalb verfelben.” Bis zum Berbot ber 
Privatſtudien und zur firengften Ueberwachung allen Privatunterrichts 
fol dies ausgedehnt werden: *E. E. Rath will einem Zeglichen, der 
“ich allhier, Studirens halber, auffbalten thut, geboten haben, daß 
“er entweder in der Schulen ſich einflellen oder in das Spmnaflum 
“hegeben foll;” und (Eap. 9): “wir orbnen und wollen ernſtlich, daß 
“Hinfüro Keiner einige paedagogiam annehmen folle, er habe fich 
“ſdenn]].. vorher bei vem Rectore angegeben, und feinen Namen 


ı) Gi ri (ie Güetelin's Gam 
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“in des @pmmaflt oder der Schul Matritel einfhreiben ‚Iaffen.” 1) 
Eine andere Stelle diefer Schul-Orbnung kann leicht beim erſten 
Anbjid das Mißverſtaͤndniß veranlaſſen, als ob auch das Privat- 
ſchulweſen überhaupt dem Scholarchat Habe untergeorbnet werben: 
follen. Die Eingangeworte des zweiten Eapiteld nämlich, fo wie Re 
von Weftphalen®) angeführt find, lauten folgendermanßen: “Das 
“mit biefer unſter Schulorbnung gebührlich Folge geleiftet werben 
“möge, haben wir ben Guperintenbenten, wenn berfelbige ans 
“genommen, zu einem General-Infpertor unferer Schalen *) bes 
“ftmmt, und ihm vier befonbere Perfonen aus dem Rathe, auch aus 
“dem Minifterio den p. t. Seniorem benebft den breien andern 
“ Yaftoren der Kirchſpiele, und die Oberalten als Bifitatoren adjungirt, 
“und benfelben bas ganze Schulweſen in unferer Stadt‘) 
“heften Fleißes zu handhaben hiemit vollkommene Macht und Gewalt 
“gegeben.” Außer dem unten (Aumerk. 4) Erörterten ift au bemerten, 
daß biefe ganze Schul⸗Ordnung, wie die frühere, lediglich mit vom 
gelehrten Schulweſen ſich beihäftigt; daß bie Ueberſchrift des Capitels 
“yon Verwaltung der Schulen und Erhaltung der Orbnung” ber 
neberſchrift des entſprechenden Artikels (Art. 3) der Bugenpagen- 
fen Kirchen» Orbnung nachgebildet fiheint; daß auch im ummittels 
barften Zufammenhange °) nur von ber Johannisſchule die Rede iR; 





> Vzu Befränfmgen bes Pritahumterrichts SEE, —T in ürtembi 
Modt mürtembergifiies Staateveht Bi. II Der Gommifflon 
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daß man ſchwerlich die Mandate von 1568 umd 1575 ſtillſchweigend 
aufheben wollte; endlich, ſelbſt wenn das bie Abſicht geweſen wäre, 
daß Niemand behauptet hat, irgend eine, auch nur die geringſte Spur 
- von einer in dieſem Sinne auch auf das Privatſchulweſen ſich er: 
firestenben Tätigkeit des Scholarchats nachweiſen zu können. 
Ein Mandat vom 18. Auguft 1650 fcheint allen Privatfchulen das 
Todesurtheil anzufündigen. Es Heißt darin: *... Alsdann auch durch 
“die vielen Privat: und Nebenfchulen, fo won etlichen Erulanten !) 
“und Anden ohne Borwiffen E. E. Rathes allhier gehalten 
“werben, der Schule zu St. Johannis nicht wenig Abbruch gefihieht, 
“auch durch folche unterſchiedliche und ungleiche Inftitution bie Knaben 
«“ſehr verfäumet werben: als will €. €. Rath alle folhe Privat: 
“tchulen, fo ohne deſſen Borwiffen angerichtet worden, hiemit 
“caffiret und aufgehoben, auch allen Dentenigen, fo dieſelbigen halten, 
“hiemit geboten haben, daß fie ſich folder Privat: Inftitution hinfüro 
“sänzlih enthalten, mit der Verwarnung, wofern Jemand bierwider 
“thun und handeln würde, baß wider benfelben mit ernfllicher will⸗ 
“kührlicher Strafe verfahren werben fol.” Wenn Klefeter ?) zu ver: 
ftehen giebt, biefes Habe “fo buchſtäblich nicht zur Erfüllung kommen 
“mögen,” fo ift das fehr glaublich. Aber; fo fehr es auffallen mag, 
daß mit einem Male das “Vorwiſſen E. E. Rathes” als erforderlich 
vorausgefeßt wird, fo ift doch nicht denkbar, daß man auch Die, zufolge 
der Mandate von 1568 und 1575 gefeglich beftehenven, Privatfchulen 
babe aufheben, oder ihre Verhältniſſe weſentlich verändern wollen. 
Wenn bald darauf (1654) verorbnet warb, daß in jedem Kirchfpiel 
der Paſtor, ein Rathsherr und ein Leichnamsgeſchworner *die Lehrer 
verbören” Tollen, 3) fo fcheint. bier, ohne von dem Grundſatz 
jener früheren Gefeßgebung abzuweichen, eine engere Behörde für 
bie Prüfung und Beauffihtigung ber Privatſchullehrer eingefeht zu 
werden. 
Eine Aeußerung des Seniors Dr. Johann Müller vom 
Sabre 1663: +) *er (der Studiofus Bolfch) ſoll wiffen, daß Niemand 
“de jure eine Schule anfangen müfle, der nicht von mir examinirt 
“und alfo einen Schein von mir bekommen, wiewohl Viele. de facto 
“fh bin und wieder ſetzen und mnangemelvet Schulen anfangen, 
welches ich in der großen Stadt allenthalben nicht wehren kann, 
“zumal die Obrigkeit Hierin zu connioiren pflegt,” — dieſe gelegent: 





1) Es waren bie Zeiten nach dem dreifiglährigen Ariege. 
2) Bo. v1. ©. 40. 


3) Reue Hamb. Blätter von 142 ©. 55. Aus ben Miniferial- Acten unter 
Müller’s Seniorat. 


4°) Beim Ziegra Th. n. S. 444. Vergl. Reue Hamb. Blätter von 1842 ©. 55. 
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liche Aeußerung wird, in Ermangelung einer beftätigenden Geſetzes · 
vorfehrift, gewiß nicht fo verſtanden werben bärfen, als ob ver Genion, 
und er für fh allein, zur Ertheilung von Eonceffionen für bie ganze 
Stadt bererptigt geweſen wäre. 

6. Das erſte Biertel des achtzehnten Jahrhunderts brachte Licht 
und Ordnung in unſere ſtaatsbürgerlichen Berpälmiffe. Auch das 
Kirchen: und Schulweſen warb in ven Kreis ber Beratungen ger 
zogen. Aber das Minifterium Tonnte mit ben Gtaatsbehörben ſich 
nicht darüber einigen, wer ben Entwurf einer neuen Drbnung ber» 
zugeben habe: bie kaiſerliche Eommtffion, an deren Cpipe ein Kutpolit 
Rand, hatte iprem Einwirten in biefe Angelegenheit gewife Grenzen 
vorgezeichnet, die fie nicht überfchreiten wollte; und das ganze Wert 
unterblieb, ungeachtet bie Rothwendigkeit veffelben vom keiner Seite 
der in Abrebe geftellt werben konnte. Eine der fihweriten Sauden 
unferer Gefebgebung if ohne Zweifel, daß die Verheißung einer voll 
Rändigen neuen Kirchen» und Schul ⸗Ordnung!) (Danptreceß Art. 24) 
bis Heute unerfüht geblieben iſt. So tft denn ben damals aufgefteliten 
Berfaffungsgefegen nichts Hiehergehöriges weiter zu entnehmen, ats 
daß zu den “Yemtern und Functionen,“ welden die Oberäften als 
ſolche vorzuftehen haben, auch die *Bifitation der Schulen” zu zählen 
iR (Untons»Recep der bürgerlichen Collegien, Cap. 2. Art.4), 
und daß au den Sechzigem gewiffe * Aemter und Bunctionen” (e6 
iſt aber nicht gefagt, weldhe?) bei den Schulen obliegen (ebendafeibk, 
Cap. 3. Art. 4). 

7. Seitdem if die Geſetzgebung vorzüglich wieder nur um die 
Hebung und zeitgemäße Einrichtung der Stantsanftalten bemüpt 
gewefen, deren Interefien ununterbrochen im Scholarchat ſowohl als 
im Senat ihre Vertretung gefunden haben. Bereits am 14. Februar 
1715 warb dem Scholarchat für die Zwece des Johanneums eine 
Heine Summe aljäprlih durch Rath und Bürgerfhluß zur Ber 
fügung geftellt. Bär das Johanneum erfiien ferner im Fahr 1732 


?) Ma eite Mnfrage der Sunbertmänner erlebte bie Geienlger am 20, Febr 
Ariıı “auf brr Siuloronung IR noch nicht angefangen worden, hrles mit wohl 
Aber edlen amäten, oe Die — fertig, weit es ein Aheil don 
sbterer IR, Oieliagen sum Broisod, ber Bunberimänne, Oanfänft veo * 
— Diefe Weuferung iR nit. allein an. und 
sarakterififh, fondern fie erklärt — 3— mweopatb au bie Schulorbnun; FRE 
mußte, In dem Enttwurf vom Li. Bübrfen (von welhem ber Math ang bie Ein» 
inärfe ed Minsteni Beanfportet ju [een münftte, well = Memans feldes Seftr 
*nieo ıdun fennen, ale Deren! ar, Je Mübere barin geasbeltet‘”" — Extr. Proioc. 
Extrajud. 23. Jon. IM, a. a. DIR mehrfac „aon der Anfpreiion Der 
Säulen die Rede, Hamenitih, Bel m dem Srtifel vom int ber Dialonen an 
den Hauptfirden ($ 13, 0. a. ©. ®. II. ©. 875): “Neuntens, in ben Kiriplel- 
— verideiten fir fh an alfo, Cab fe von Mlem eine gute Rumble 
“ ‚ und nähf ben Paforen ber’ Eulen Mufnahme und Bere fürbern 
anägen.", Gine Drobe det Gntmurfe iR neuesinge dt — Rene Hamb. 
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eine. erneuerte Schul⸗Ordnung !), deren erſtes Capitel, welches won 
allgemeinerem Inhalt iſt, weiter unten zur Sprache kommen wird. 
Ein revidirter Lehrplan erſchien 17602); Zuſätze und Abänderungen 
wurden von Zeit zu. Zeit publicirt. Ar ber Schwelle bes neunzehnten 
Zahrhunderts ſtellte der Rath einen. Antrag auf. neue Organiſation 
bes Johanneums; durch Rath und Bürgerfihluß vom 4. April 1801 
wurden nicht allein Gelomittel verwilligt, fondem auch eine vom 
Collegio der Sechziger aus deffen Mitte zu erwählende Deputation 
von vier Perſonen bevollmächtigt, mit einer Deputation von vier Mit: 
gliedern des Rathes diefenigen Berfügungen zu treffen, welde bie 
Schulreform etwa nothwendig machen könnte. Es kann auffallen, 
daß ein Theil des gelehrten Schulweſens ohne Mitwirkung der im 
Scholarchat ſitzenden Diinifterialen geordnet werben follte. Diele Ab- 
weichung von hertömmlichen Grundfägen bat übrigens keine Folge 
gehabt; pie Deputation tft nicht Ind Xeben getreten, *inbem das Scho⸗ 
larchat bie weiteren Einrichtungen felbft übernahm.” 2) Dagegen 
begann ein engerer Ausichuß des Scholarhats, unter dem Namen ber 
Sthuldeputation, welcher auch der Director des Johannei zugezählt‘ 
ward, 1803 feine Wirkſamkeit. 

Beſonderer Erwägung bepurften bie Einrichtungen, durch welche 
das Johanneum in den Stand gefeßt werden Tollte, zugleich ben An⸗ 
forderungen, welche unfere Zeit an eine Höhere Bürgerfchule ftellt, zu 
entſprechen. Das Ergebniß ift befannt: die Realichule ward zuerft 
1834 verfuchsweife von der Gelehrtenfchule getrennt, dann burch Rath: 
und Bürgerfhluß vom M. Aprul 1837 unabhängig hingeſtellt. 

Für das Gynmaſium trat (zufolge einer Bekanntmachung vom 
3. October 1833) ein prowiforifcher Zuſtand ein, bis deffen Verhältniſſe 
gleichfalls vurh Rath- und Bürgerſchluß vom 27. April 1837 definitiv 
georonet, und am 214. Juni deſſelben Jahrs die venibisten Geſetze 
vom Senat publicirt wurden. 

8. Um ſo dürftiger iſt Alles, was ſeit Anfang des vorigen gahr⸗ 
hunderts über die Verhältniſſe der Privatſchulen beſtimmt worden. 


» Die Schulordnung von 1684 warb zu unbe. elegt. ueber den Irgron und die 
Motive ber Abärberungen unb Zufdbe findet mln Sinkgen Muffhinh Mi Deo Margte 
nalien ber fchon erw nien Handfi rift * —X —* F— ber Wolf’fchen 
u: Es warb dabei Rüdficht genommen auf ben von Dr. Volkmar im 

frag bes Sr beforgten Entwurf fe bie Oemerlungen her 1718 und 

1714 hiezu veranfalteten Debutation’ vergl, PA Rn «D. 287), auf 
FE a ‚ auf foätere Beſchlüſſe des Scho arhats, endiic auf Be⸗ 
erben 


2) ug das Verhältniß ber beiden Gele eben Me zu einander iR einigermaafen 
be 1. De ber nariet- anffene.a.D as angemerkt, —336 man zerrie 
nbung bes Gymna une darauf bedacht war, ed. m ſchen beiden 
—2 — “ —— immer eine recqht innige Verbindung herrſchen. 
3) Weſtphalen a. a. O. ©. 186. 
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Die “Ordnung der öffentligen St. Johauuisſchule vom 11. Juni 
1732” enthäft in ihrem erften Eapitel, mit ver Ueberſchrift: “yon 
den Schulen insgemein,” die folgenden Befimmungen: ı) — 

“L. Es follen nebft der öffentlichen St. Joh annisſchule Feine 
Privat · und Rebenſchulen, bie Knaben in den gelehrten Gpraden, 
“imgleichen in freien Künften und Wiſſenſchaſten zu unterrichten, ger 
“fattet werben, es fey benn, daß vorher ein Jeder, der ſolchergeſtallen 
“pie Jugend umterweifen will, 

“1) bei dem Pafore des Kirchfpield, darinn er fih zu wohnen 
“begiebt, fih melde, und von ihme, wie bei ander Meben- 
“Spulen gebräuchlich it, (mityin bei benen, ‚weiße von ven 
Eirchen unterhalten werben, mit Borwiflen ver Bede) dazu 
“pie Erlaubniß bebörig erhalten, au die erforderte Geſchic-⸗ 
wficpteit beglaubiget, und eines unfishflichen Lebens und Ban- 
“pels ſey. 

“2) Diejenige Profectus, fo in bie britte, zweite ober wohl 
“gar in bie erfle Claſſe der öffentlipen St. Johannisſchule ger 
“hören, dahin verweife, welche dann allenfalls bei ben jän 
“fichen Bifitationen in den Schulen jeben Kirchſpiels leicht in 
“Erfahrung zu bringen find. 

“3) In Anfehung ber Lehrart ſich der Johannisſchule leide 
— bezeige, auch einerlei Catechismum und Schulbüger 
auche. 

*I. Bleibt auch gleichfalls wohlhabenden Eltern unverwehrt, bei 
“*ipren Kindern privatim eigene und befondere Informatores zu halten, 
“jebodp werben fie ſich von felbften beſcheiden, daß in Aufehung ber 
“auf die Öffentliche Schule gemanbten Mühe und Koften fie ipre Kinder 
“per letzteren ohne Noth nicht entziehen.” 

Auf den erſten Aublid Tönnte es fheinen, als ob wirklich dem 
Paſtor der Kirchfpielsticche für fich allein die Eonreflontrung von 
Privatfipulen übertragen wäre. Aber bei näherer Erwägung ftellen 
fich gegen diefe Auffaflung mehrere bedeutende Bedenken herans. Es 
iſt 1) offenbar nur von ſolchen Privatfchulen die Rede, welhe “in den 
“gefehrten Sprachen, in freien Künften und Wiſſenſchaften unter 
“ripten” — alfo welche zunächft mit der Gelehrtenſchule concurriren; 
2) die beſtehenden Borfepriften über die ‚Eonceffionirung anderer 


D) Ban, nt sü brteigen ie Margaaten br, enähitn DBT hen Banbfärie 
Cingang be ineiten Gola be: Süuferbnung ben Top t bafeibß: 
BEE at aber Saltes jetier Bei, nacitem Me Stadt yemtic Fat, mande 
SAnaben im garten Alter weit entfernt, und anderer Usfacen Balder San obere, 
“dad sivor Privat- und Nedenfeulen, darunen Latinn von tüctigen Babjoctis bockrek 
“erden, yu teleriren, jeden daß rin Iever Chibofus, oder wer {onfen — 

— —— 
— —— ee et 

Sonberen'teenfahlen gepräuhttd, grpienß (über 
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Srivatfgulen (die Mandate von 15681583) ſollen fo wenig um ⸗ 
geftoßen werben, daß vielmehr ausbrüdlih gefagt ift, die Erlaubniß 
fol von dem Paftor “wie bei andern Nebenſchulen gebräuchlich ift” 
erteilt werben; und baß bies heißen foll: in der Art wie es ges 
bräuplich ift, daß es eine befihräntende, nähere Bezeichnung 
der Art und Weife enthäft,. erhellt 3) aus bem einzigen erläuternben 
Beifpiel: “mithin bei denen, melde von den Kirchen unterhalten 
“werden, mit Borwiffen der Beede;” ein Beiſpiel, in welchem 
ver Paſtor keineswegs für ſich allein, fondern nur mit Borwiflen einer 
collegialiſch conftituirten Behörde conceffiontren Tann; 4) fleht demnach 
der Grundfag des Mandats von 1583 noch unverändert, daß nämlich 
bie Inſpectionsbehörde die Erlaubniß zur Errichtung einer Schule von 
ber, eben biefer Behörde untergebenen Gattung zu ertheilen hat (ein 
Grundſatz, welcher auch bei der Wahl der Kirchenſchullehrer, wie ver 
Lehrer an den Stantsanftalten, feine Geltung behauptet), fo liegt es 
ſehr nahe, in eonfequenter Anwendung dieſes Grundfages nicht anzu- 
nehmen, daß durch bie Schul-Orbnung von 1732 dem Paftor des 
Kirchſpiels ein alleiniges Recht der Eonceffiontrung von Privatfihulen 
beigelegt worden, ſondern vielmehr zu vermuthen, daß derfelbe auch 
zur Erriptung von folhen Privatſchulen, welche mit dem Johanneum 
eoncurriven, nur mit Vorwiſſen ber betreffenden Inſpectionsbehörde 
bie Erlaubniß zu ertheilen habe. Aber bie Durchführung bed Principe 
tonnte nicht wohl erfolgen; denn man ließ eine neue, bis bapin ver⸗ 
pönte +) Art von Schulen zu, ohne eine befondere Iufpertionsbehörbe >) 
bafür anzuorbnen, ober bie Befuguiß des Scholarchats dahin aus: 
zudehnen (es iſt nicht gefagt, wer?) die jährlichen Bifitationen bev 
forgen fol — daher die Frage entfiehen konute, ob auch für biefe 
Gattung von Privatſchulen bie Iufpertionsbehörbe anderer Reben» 
ſchulen berechtigt fey); und bie Praxis ſcheint überhaupt in gang an: 
derem Sinne entfchieben zu haben. 


1) Daß das Sehannrum huc-bie-Gongurseny uneonteslirter Vebstfänlen with. bes 
einträgt orten, In dem Betenten snre Deciars (beim 
legra a. 0. ©. ©. 618; vermuthlih War #6 Shulße”s Auffak von 1098 — 

de Galmbern a.0. ©, © 138), Nr Meuferung, Discislin Role man wohL 
alten, “wenn nur bie Alpfäulen, Yabin fie Tanfen, menn wir mit Der 

« „Strafe nexfabren, Iercen abgchdaf", ie Deforgiß, bap, ea 5 Ionen 
wre, az fer Hart angeprain In bem Bhenten vn 1658 = hi 0, eher 
2, D, @. dur, "Den fs werben ul der onen Gsien Fa on he ande 
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Die Zwanziger von 1814 haben unter den ihrer Anficht nach er: 
forberlichen Veränderungen mit aufgeführt “eine allgemeine Schal⸗ 
“ordnung, und Einheit der Aufficht durch Nebertragung ber 
*felben an ein Schulcollegium.”’ ı) Daß died Verlangen nicht ganz 
unberüdfichtigt bleiben werbe, ließ die nachfiehende Bekanntmachung 
(vom 11. Rovember 1816) erwarten, welche vorläufig wentaftens 
einen großen Hebelftand zu beſeitigen verfuchte: 

Da nur Diejenigen eine Lehrfehule anzulegen ermächtigt find, 
die nach vorhergegangener Prüfung ihrer Faͤßigkeiten und von 
den Herren Hanptpaftoren erhaltener Autorkfatten dazu geeignet 
befunden worden, dieſem allen ungeachtet aber eine Menge 
Winkelſchulen bier erifiicen, in venen bie Lehrer und 
Lehrerinnen der erforderlichen Prüfung ſich nicht unterworfen 
haben, woraus denn nicht allein ein nicht zu Wertennender 
Nachtheil Fire die Unterrichtnehmenden erwähft, fondern auch 
die erforderliche Aufficht auf den Lehrunterricht wegfällt, fo will 
ein Hochedler Rath "allen nicht autorifirten Unternehmern von 
Lehrſchulen die Haltung und Anlegung folder Schulen Yemit 
unterfagt und Diefenigen, pie die Autortfation noch nicht bes 
hufig nachgefucht Haben follten, angewiefen haben, unverzägli 
fih dazu zu melden, mit ver Verwarnung, daß Tünftig alle 
biefenigen Lehrſchulen, bie keine Autoriſation anfweifen können, 
als unerlaubte Winkelſchulen von Polizeiwegen geſchloſſen wer⸗ 
den ſollen. 

Funfzehn Jahre fpäter war aus der folgenden * Rotificatiom, 
“hetreffend die Lehr⸗, Erziehungs: und Penfions- Anflalten” (vom 
18. April 1831) zu entnehmen, daß die Aufmerkſamkeit der Geſetz⸗ 
gebung neuerdings dieſem Gegenſtande fih zugewendet habe: 

“Da das Schulmwelen, bei feiner großen Wichtigkeit für das Wohl 
“nes ganzen Staates, eine mehrere Aufficht erfordert, und daher eine 
“zweckmäßigere Einrichtung, fo wie ein nüglicheres Einwirfen auf 
“paffelbe, ſchon längere Zeit Die Aufmerkſamkeit Eines Hochebdlen Rathes 
“auf fich gezogen hat; vor allen Dingen aber, um eine Berbefferung 
% eintreten laſſen zu können, eine genaue Kenntniß der Lage des Ganzen 
«erforderlich ift: fo tft, um dieſen Zweck zu erreichen, abfeiten Eines 
«Hochedlen Rathes Folgendes verorbnet: 

“1) Alle, in ver Stadt und den Vorſtädten wohnende Schulhalter 
“und Schulhalterinnen, wie auch alle Borfteher und Borfteherinnen 
“yon Lehr⸗, Erziehungs: oder Penfliond: Anftalten jeder Art für bie 


1) Protokoll vom 29. Anguſt 1814 Ro. 15, bei Bartels verefemd, TR abe 
s Prototol vom 10. Auguf 1814, das en effend, —— in 
ben Reuen Hamb. Blättern von 1842 © 
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*gugend, jedes Standes, Alters und Geſchlechts, ſofern nicht, in für 
“Maädthen allein beſtimmten Schulen und Inftituten, der Unterricht 
“ganz ausſchließlich auf Händearbeit fich beichräntt, haben innerhalb 
“Bier Wochen vom Tage der Publication biefer Verordnung an ge: 
“rechnet, die nach einem vorgefchriebenen und von der Polizei⸗Behörde 
“abauforvernden Schema ihnen vorgelegten Fragen, ihre Unterrichts: 
“Anftalten betreffend, genau und beflimmt zu beantworten und bie 
“ausgefüllten Schemata der Polizei-Behörbe wiederum einzuliefern. 

“2, Mereinen Erlaubnißſchein zur Haltung einer ſolchen Unterrichts: 
“Anftalt bat, muß ihn dem Schema in Ur⸗ und Abfchrift beilegen. 

“3) Es darf bis auf weitere Berfügung, wie bisher, ohne eine 
“ Eonceffion des competenten Herrn Paſtoris, oder eventualiter des com⸗ 
“petenten Landherrn, Teine neue Unterrichts⸗Anſtalt angelegt werben. 

“4) Ausgenommen von diefer Manßregel der Angabe ſind: Die 
“öffentliche Schule, die fünf Kirchfptels: Schulen, fo wie die fünf Frei⸗ 
“und Armen: Schulen der Alt: und Neuftadt. 

“5) Es erſtreckt ich die Vorſchrift dieſer Verordnung auf alle Schulen 
“der Stabt und der Borfläbte, von welcher Eonfeffion fie auch find. 

. #Mer nit binnen der befiimmten Friſt Die Beantwortung ber vor: 
% gefrhriebenen Fragen einreicht und bie Verordnung genau befolgt, bat 
“es ſich ſelbſt zuzufchreiben, wenn ihn fpäter bie aus folcher Ber- 
“ſaͤumniß folgenden Nachtheile in ihrem ganzen Umfange treffen.” 

Wenn nun Wer, neben dem competenten Paſtor, auch ber com: 
petente Landherr als Behörde für pie Conceffiontrung (für Schulen 
in einem Kirchſpiel der Stadt oder, beziehungsweiſe, außerhalb der 
Stadt auf hamburgifchen Gebiet) aufgeführt wird, und zwar, ohne 
daß von einer Prüfung oder von andern zu beobachtenden Formen 
irgend eine Erwähnung gefchieht, fo erhellt erfiens aus den Worten 
“wie bisher,” daß diefe Notification nicht beſtimmt war, an ber bes 
ſtehenden Gefehgebung Etwas zu ändern, und zweitens aus den 
Worten *bis auf weitere Verfügung,” wie auch aus dem unzwei⸗ 
deutiglautenden Eingang, daß eine durchgreifende Reform beabſichtigt 
war, und daß zu dieſem Zwed eine “genaue Kenntniß ber Lage 
des Ganzen,” mittelft dieſer Berorbnung, eingezogen werben follte. 

Gegen Ende des Jahres fand man für nöthig, die nachſtehende 
“Polizeiwarnung, die Anmeldung der Schulen ımd anderer Erziehungs: 
Anftalten betreffend,” (12. December 1831) zu erlaffen: 

“ Slaubwürbigen Anzeigen nach, follen in der Stadt und in ben 
“Borftäbten fich noch Schulen und Lehr:, Erziehungs: und Penſions⸗ 
* Anftalten für die Jugend befinden, welche, der Notification des Senats 
“som 18. April d. 3. zuwider, bet der unterzeichneten Behörde noch 
“nicht angemelbet worben, obgleich ſolches binnen vier Wochen zu thun 
“verfügt war. 
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«Geſchehener Mittheilung zufolge, befchäftigt fich Die competente 
“Behörve, an welche die Polizei bie eingegangenen Anmeldungen ge: 
“fangen ließ, jebt mit der definitiven Aufmachung ber Liften und wir 
“daher jeder Zuhaber von Schulen, und Lehr:, Erziehungs⸗ und 
“Henfiond: Anftalten für die Jugend, welcher fih bis jetzt nicht ge 
“meldet, ermahnt, alsbald nachträglich ſich bei der unterzeichneten Be 
“hörbe anzugeben, um bie Gefahr ber Schließung feiner Anſtalt pu 
“vermeiden.ꝰ 

Somit verdankt das Publikum der Polizeibebörde vie Iekte | 
beglaubigte Nachricht über den Stand biefer Angelegenpett. 

9. Es if nun noch von ber Befeßgebung für das Landſchulweſen 
zu reden. Die *Hamburgiiche Kirchen: und Schul: Eonftitution in 
denen unter ihrer Jurisdiction belegenen Ländern” (22, October 1730) 
enthält unter Anderem folgende Borfihriften: 

$ 24. Aeltern follen ihre Kinder fleißig zur Schule ſchicken, 
und zwar von 7—12 Jahren, und wo fie dem zumiber ban- 
bein, und etwan lieber das Schulgeld erfparen, als ihre Kinder 
in der Furcht des Herrn erziehen laſſen wollten, dennoch für 
ihre Kinder das jeden Orts gewöhnlihe Schulgeld bes Schul⸗ 
meifter erlegen. 

$ 26. Wer aber feine Kinder in den benannten Jahren gar 

- aus dem Kirchfpiel in eine andere Schule fchiden wollte, foll 
nichts deſto weniger bem orbeutlichen Schulmeiſter die Gebühr 
erlegen. 

53. Für arme Kinder follen die Kirchen das Squlgeld er⸗ 
legen, jedoch daß ſich die Aeltern der Kinder beim Paſtor und 
Zuraten melden, damit fie orbentlich verzeichnet werben. _ 

529. Die Schulen follen kährlich von dem Paftor, over wen 
es jeden Orts beilömmt, zum wenigſten zweimal vifitiret, und 
Eramen gehalten werben. ı) 

$ 30. Die Winkel: und Nebenfchulen, außer ben verorbneten, 
werben nicht gebulbet, jedoch follen die praeceptores und Schul: 
meifter bei anerwachfener Zahl der Kinder, die fie allein nicht 
informiren können, tüchtige Adfutanten, mit Vorwiſſen und 
Genehmbaltung des Paftors, beftellen, damit die Jugend in 
feinem verfäumt werde. 

S 32. Die Zuraten follen ..... auch Kirchen: und Schul: 
Gebäude fleißig viſitiren. 


ı) In Ir Führfen’s Entwurf Iautet ber 6 4 bes Urtilels V. (vom Amte bes 
Ernioris): * Bevoraus da dem Seniori — bie Infpeetion über die S auf 
“dem Rande oblieget, und bannen rebiger auf dem Lande ne nit alleine 
J ben Zuſtand ie Schulen von 7* beriäten sen, fondern er auch felb R 

‘beim Bifitiren, mas und wie elebret wird eiß unterfuchen, unb 
“ — mit allem Ernſt und Eifer abzube ifen Fr angelegen feyn laſſen muß.” 
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Hier ift demnach die Schulpflichtigkeit für Kinder vom fiebenten Jahre 
an ausgefprochen, und ein indirecter Zwang zum Befuch der Diſtrictsſchule 
(die Eintheifung der Kirchfpielsiente, wo mehr als eine Schule, fol nach 
g 25, mit Genehmhaltung der Landesobrigteit, der Paftor beforgen) in 
Anwendung gebracht. Noch weiter ging die * Schulverorbnung für die zu 
Eppendorf eingepfarrten Ländereien bes Klofter8 St. FZohannis” (publicirt 
19. März 1786). Ste beſtimmte das fechste Lebenstahr für den Anfang der 
Schulpflichtigkeit, und unterfagte ven Eingepfarrten gänzlich, * ihre Kinder 
wilftührlich aus einer Schule wegzunehmen ımb in eine andere zu ſchicken.“ 

In Bergeporf können Privatfchulen (der neueften 1791 eingeführten 
Schulordnung zufolge) nur nach vorgähgig vom Amtsverwalter und vom 
Paſtor des Städtchens erhaltener Eonceffion errichtet werden, und follen 
(wie auch die in den Vierlanden hin und wieder beſtehenden Nebenfchulen) 
nur bis zu einem gewiffen Alter bie Kinder unterrichten. Die öffentliche 
Stadtfchule in Bergedorf fteht unter ver Aufficht des Kirchen-Collegit. ') 

Seit Anfang diefes Jahrhunderts find für die meiſten Ortfihaften 
des Landgebietes befondere Schulorbnungen von den Landherren erlaffen. 
Zuerft in ven Marſchlanden für Moorburg (1801, erneuert 1824), 
Bill» und Ochſenwärder (1803, erneuert 1824) und Fintenwärber (3. Mai 
1824); die Schufpflichtigkett vom fiebenten Jahre an iſt In diefen dreien 
ausgefprochen; wenn Aeltern ihre Kinder eigenmächtig von der Schule 
zurüdhalten, fo Tollen bie Fälle dem erflen Landherrn * zu ernftlicher 
Beſtrafung“ gemeldet werden; für Bill⸗ und Ochſenwaͤrder tft insbefon- 
dere beftimmt, wenn Jemand feine Kinder anderswo unterrichten laflen 
wollte, fo fol dazu vorher die Erlaubniß bei dem Landherrn nachgefucht, 
auf jeden Fall aber dem Schullehrer des Bezirks das landübliche Schul- 
geld entrichtet werben. In der Landherrenſchaft ver Geeſtlande find 
feit 1833 für ſechs Ortfchaften?) vorgängig und “bis zur Publication 
einer allgemeinen Schulorpnung ” einzelne Verordnungen erfchtenen, welche 
die Schulpflichtigkeit vom fechsten Fahre an als Regel beftimmen, und 
widerfpenftige Aeltern mit Gelb» oder Gefängnifftrafen bedrohen; an 
ber Stelfe eines von den Aeltern zu entrichtenden Schulgeldes full eine 
Schulfteuer (jährlich oder wöchentlich von allen Bolihufnern u. f. w. zu 
entrichten), durch eigens beftellte Schulvorſteher *) eingeforbert werben. 


1) Weſtphalen Bd. 11. ©. 409 f. 

2) Sie find einzeln aufgezählt bei Werphalena. a. D. ©. 867. 

3) Die Schulvorſte her erſcheinen zum erfien Male in dem, von ben Walbherrenerlaffenen 
Schulmandat ß Wohldorf und Ohlſtebt (Januar 1824); von einer en er 
if bajeren nit die Rebe; aber das Schuigelb (für bie Juſten gerin er angefeht als 
für die Eigenthümer und wohlhabenden Einwohner) foll durch bie Ehutvorkrher für 
ben Schulmeifter eingezogen werben. Das die Vorſteher felbft einen Aufſatz von drei 
Grundeigenthãmern entiverfen, woraus ber Ranbherr einen erwählt, iR zuerſt in ber 
Derorbnung für Farmſen (1. Dessmber 1838) beſtimmt. 
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Bremifche Verordnung über den Schulbefuch der Kinder, 
welche in Fabriken arbeiten: 


(Bu Seite 384.) 





Die Beihäftigung der Kinder in Fabriken mit einer, auch nur 
nothdürftigen Schulbildung zu vereinigen, unb ihrer Verwilderung 
vorzubeugen, gilt allgemein für eine der ſchwierigſten Aufgaben ber 
Gefeßgebung. Um fo mehr wird ed der Mühe werth feyn, die um⸗ 
ſichtigen Borfchriften Hier aufzuführen, welche in ber neueften Zeit in 
Bremen in biefer Beziehung erlaffen find, 

Im Sabre 1823 waren burch Rath: und Bürgerfihluß in Bremen 
die Abendſchulen aufgehoben, und für bie auf frühen Erwerb an- 
gewiefenen Kinder die Stunden von 1—4 Uhr am Mittwoch und 
Sonnabend zum Unterricht in Freiſchulen angefebt worden. Diefe 
Berfügung entfprach dem beabfichtigten Zwecke nicht; die betreffenden 
Kinder fuhren fort, entweber gar keine Schule zu befuchen, oder 
wiederum nur in den Abendſtunden fich zum Unterricht zu melden. 

Im Bürgerconvent vom 13. April 1841 ward diefe Angelegenheit 
angeregt, und eine Deputation niebergefeßt, welche am 4. Januar 1842 
einen umfaffenden Bericht abſtattete. Sie war bald zu ver Ueber⸗ 
zeugung gelangt, daß ed zunächſt, ja faſt ausſchließlich, fi nur um 
das Kigarren- Zabritwefen handeln könne. In 185 Fabriken 
diefer Art fanden ſich 2017 Arbeiter befchäftigt, darunter 67 unter 
10 Sahren, 545 von 10 bis 15, und 625 von 15 bis 20 Zafren; 
männliche Arbeiter waren 1649, weibliche 368; unter den Ießteren 
Mädchen unter 12 Jahren, welche mit dem Abftreifen, und von 12 
bis 18 Jahren, welche mit dem Widelmachen befrhäftigt find. Die 
Arbeitszeit ift an allen Werktagen im Sommer von 6 ober 7 Uhr 
bis 12, und Nachmittags von 14 bis 7 Uhr, Winters wird etwa 
eine Stunde fpäter angefangen und geendigt. Die Deputation hielt 
für nothwendig, diefe ganze Erwerbsthätigteit einer Infpection zu unter- 
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werfen, ohne jedoch bie Befugniß zur Ausübung des Gewerbes, * welches 
ein freies ift, und bleiben muß,” an eine Eonreffion zu knüpfen. 

Auf den Grund ihrer motivirten Vorſchläge warb am A. April 1842 
. eine obrigteitliche Verordnung erlaflen, deren wefentlichfte Beſtimmungen 
bier folgen: 

1. Die aus dem Senate angeorbnete Infpection Hat bie obrig- 
keitliche Aufficht über das Eigarrenfabrifwefen in Bremen zu führen 
und bie zur Aufrechthaltung ber dafür beftehenben Vorfchriften nöthigen 
Berfügungen zu erlaffen. 

8 2. ever, welcher in ber Stabt oder Vorſtadt das Geſchäft 
eines Eigarrenfabritanten ausüben will, und zwar ohne Unterfchied, 
ob allein oder mit Hülfe Anderer, muß biefed mit Angabe bes dazu 
beftimmten Locals der Inſpection anzeigen. Erſt nach diefer Anzeige 
darf er das Gefchäft beginnen. Im Falle der demnädftigen Ber: 
fegung feiner Fabrik in ein anderes Local hat er binnen vierzehn Tagen 
davon ebenmäßig ver Inſpection eine Anzeige zu machen. 

6 3 As Eigarrenfabritant if im dieſer Beziehung ein Jeder 
anzufehen, ber in einem ihm gehörenben ober boch ver Benußung nach 
zuſtehenden Locale die Berfertigung von Cigarren betreibt, fey es auch, 
daß foldhes nur für einen Andern aus dem bon biefem ihm dazu ge⸗ 
lieferten DMateriale oder auf fonftige Weiſe nur für Rechnung eines 
Andern von ihm gefcheben follte. 

F 4. Jever, welder in einer in ber Stabt ober Vorſtadt befind- 
lichen Fabrik arbeiten will, fey ed als Cigarrenmacher, Widelmacher, 
Abſtreifer, Pader oder unter einer fonftigen Benennung, bat fi bei 
ber Infpection zu melden, von welcher er alssann, wenn feinem Bor: 
haben kein gefeglicher Grund entgegenfteht, ein Arbeitsbuch ($ 9, 11) 
erhält. Erſt nach Empfang biefes Buches darf er die Arbeit antreten. 

$ 5. Dei diefer Anmeldung bat er fein Alter durch Beibringung 
feines Geburtsfcheines oder auf fonft genügende Art darzuthun, wie 
auch, falls er bereits das achtzehnte Jahr vollendet hat, feine Con⸗ 
firmation nachzuweiſen. Hat er aber dieſes Alter noch nicht erreicht, 
fo muß er, wenn er noch nicht confirmirt iſt, eine Befcheinigung feines 
Lehrers oder feiner Lehrerin parliber beibringen, vaß er wenigflens ben 
Elementar-Unterricht mit hinreichendem Erfolge benutzt habe. 

8 6. 3Zur Arbeit in der Fabrik kann Tein Kind zugelaffen werben, 
weiches noch nicht das zehnte Jahr ſeines Alters vollendet hat. | 

8 7. Wenn gleich denjenigen Frauenzimmern, welche erweistich 
ſchon bevor dieſe Berorbnung in Kraft tritt ($ 18) in den Fabriken 
gearbeitet haben, auf ihre Anfuchen von ber Infpertion die Fortfetzung 
diefes Gewerbes geftattet werden wird, fo Dürfen doch außer dieſen 
feine weibliche Arbeiter in einer Fabrik mehr gugelaflen werben. Durch 
dieſes Berbot tft indeß bie Beihulfe, welche eiwa Frauen ihren Män- 
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nern und Töchter ihren Aeltern bei deren Arbeit, und zwar im Hauft 
derfelben, Teiften möchten, nicht ausgefchloflen. 

G 8. ever, der in einer Fabrik arbeitet, muß, wenn er bad 
achtzehnte Zahr feines Alters vollendet hat, confirmirt fepn, fofem 
ihn nicht ausnahmsweiſe die Infpection von diefem Erforderniffe ned 
auf einige Zeit dispenfirt haben follte, 

F 9. Zn Anfehung des Arbeitsbuches, welches auf die gefchehen 
Anmeldung den Arbeitern von ber Infpection gegen Erlegung einn 
von derfelben vorab bekannt zu machenden Gebühr eingehändigt wird, 
gelten insbefondere folgende Beflimmungen: a) Es iſt Darin von ber 
Snfpection der Name, fo wie Jahr und Tag der Geburt des Arbeiterd 
zu bemerken. Auch iſt wegen des Erforbernifies der Eonfirmation 
($ 8, 11) das Nöthige darin anzuführen. ‚Zu dieſem Zwede hat 
daher auch der Arbeiter, wenn feine Eonfirmation erfi nach feinem 
Eintritte in eine Fabrik erfolgt, alsdann der Infpection unter Ein- 
fieferung des Arbeitsbuches davon fofort eine Anzeige zu machen. 
b) Jeder Arbeiter muß fpäteftens bei feinem Eintritt in eine Fabrik 
fein Arbeitsbuch dem Fabritanten, ſelbſt wenn er auch nicht von biefem, 
fondern von einem Mitarbeiter angenommen feyn follte, einhänpigen. 
.c) Der Fabritant hat dieſes Buch bis zum Ausſcheiden des Arbeiters 
aus der Fabrik forgfältig aufzubewahren und den Tag des Eintritts 
und der Entlaffung deſſelben darin zu befrheinigen. d) Sollte der 
Babritant dem Arbeiter, welcher aus feiner Fabrik austreten will, aus 
bem Grunde der noch nicht abgelaufenen Vertragszeit oder aus chrem 
fonftigen Grunde die Befcheinigung ber Entlaffung und die Rückgabe 
bes Buches verweigern, fo hat ex baffelbe ver Infpectton auf deren 
Verlangen abzuliefem. Der Infpection iſt es alsdann überlaffen, 
den Umftänden nach Durch eine Bemerkung in dem Buche und Ber: 
abfolgung deſſelben an den Arbeiter diefen zum Eintritt in eine andere 
Fabrik in den Stand zu feßen, unbefchabet der von den Betheiltgten 
im gerichtlichen Wege etwa geltend zu machenden gegenfeitigen Schadens: 
anſprüche. e) Ein Retentionsrecht an dem Buche ſteht, abgefehen von 
ver Einrede der noch nicht abgelaufenen Bertragszeit, wegen fonftiger 
Auſprüche dem Fabrikanten in keinem Falle zu. Auch findet eine Arreft: 
anlage auf daſſelbe nicht Statt. 

$ 10. Der Fabritant hat ein genaues Verzeichniß aller Arbeiter 
in feiner Fabrik zu führen und auf ein orbnungsmäßiges Betragen 
berfelben und insbefonvere auf Befolgung ber dieſe betreffenden Bor: 
fhriften der gegenwärtigen Verordnung zu halten. 

F 11. Er darf Teinen Arbeiter in feiner Fabrik dulden, welcher 
ihm nicht fein Arbeitsbuch eingehändigt hat. Ebenſo wenig darf er 
ihn aulaffen, wenn derſelbe bereits in einer andern hiefigen Eigarren: 
fabrtt gearbeitet hat, und aus dem Buche nicht feine daſelbſt gefchebene 
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Entlaffiung ($9, b, c) fih ergiebt, oder wenn er ſchon pas achtzehnte 
Jahr feines Alters vollendet hat, und das Buch nicht wegen feiner 
Eonfirmation die erforderliche Nachweiſung ($ 8, 9, a) enthält. 

$ 12. In jeder Fabrik, in welcher wenigſtens zehn Arbeiter regel: 
mäßig befchäftigt find, muß der Fabrikant aus den beſonders zuverläffigen 
Arbeitern einen oder mehre Auffeher beftellen. Diefe haben pas Bes 
tragen fämmtlicher Arbeiter in der Fabrik zu beachten und, wenn fie 
Derftöße gegen Anftand und Ordnung überhaupt und namentkich gegen 
bie beftehenden befondern Borfhriften bemerken und fie folche nicht 
durch Zurechtweifungen felbft zu befeitigen vermögen, dem Fabritanten 
und erforderlichen Falls der Infpection davon Anzeige zu machen. 

F 14. Um in Anfehung der füngern Angehörigen der Fabriken 
eine regelmäßigere Benußung des Schulunterrichts, foweit es mit dem 
Gewerbsbetriebe vereinbar tft, zu bewirken, wird das Folgende feft- 
geſetzt: a) Jedes in einer Fabrik arbeitende Kind tft bis zu dem Zeit⸗ 
punkte feiner Confirmation ſchulpflichtig. b) Vermöge biefer Schul: 
pflichtigkeit muß es pünktlih und unausgefebt big nach vollendetem 
zwölften Sabre, minbeftens in den Nachmittagsfiunden von 1 bis 4 Uhr 
am Mittwochen und Sonnabend, nach Erreichung fenes Alterd aber 
mindeftens in den Abendflunden von 7 bis 9 Uhr am Montage, 
Dienftage, Donnerfiage und Freitage eine der beftehenden Schulen 
befuchen, oder Doch zu einer nach biefem Maaßſtabe wenigſtens aus: 
reichenden fonftigen Tageszeit an dem Interrichte in einer folchen Schule 
Theil nehmen. e) Berfäumung diefer Schulzeit, welche nicht durch 
Krankheit oder fonftige genügende Gründe entſchuldigt iſt, zieht eine 
Geldbuße nach fih, welche für Kinder nach vollendetem zwölften Sabre 
zwölf Grote, für jüngere Kinder aber ſechs Grote für die Schulſtunde 
eines Tages beträgt. d) Für diefe Gelbbuße find die Aeftern bes 
Schuldigen gleich dieſem ſelbſt verantwortlih. Auch iſt folche auf 
Berlangen der Infpertion von dem Fabrikanten, in beflen Fabrik 
Jener in Arbeit fleht, auszulegen, vworbehäftlich der Befugniß des 
Sabrifanten, dieſe Auslage bei der Lohnzahlung in Rechnung zu 
bringen. e) Die Geldbußen werben in den vorkommenden Berfäns 
mungsfällen von dem Scholarchate feftgefept und demmächſt von der 
Snfpection, und zwar erforderlichen Falles in polizeilichen Wege, ein- 
gezogen. Gehört aber das Kind einer der außerhalb der Stabt und 
Borftadt befindlichen Schulen an, fo- wird in dieſer Rückſicht nach den für 
dieſe wegen der Schulpflichtigkeit beftehenden Anordnungen verfahren. !) 

S 15. Wenn gleich zu hoffen fleht, daß nicht nur bie Inhaber 
der Fabriken, fondern auch bie Arbeiter ſelbſt bei Erwägung, daß bie 


1) An folchen Geldbupen iR int Jahre 1842 bie Summe von 85.9 24 Groten einge- 
gangen — sum Beweis, daß dieſe Beſtimmung praftifch geworben. 8 
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Beſtimmungen der gegenwärtigen Verordnung neben ber Förderung 
des Öffentlichen Intereſſe zugleich das wahre Wohl der DBetheiligten 
ſelbſt bezweden, für die genaue Erfüllung der fie betreffenden Bor: 
ſchriften Sorge tragen werben, fo wirb doch für etwanige lleber- 
tretungefälle Folgendes angeorbnet: a) Feder, welcher, wenn er das 
Geſchaäft eines Cigarrenfabrikanten anfängt, oder feine Zabrit in ein 
aubered Local verlegt hat, die vorgefchriebene Anzeige bei der Ins 
ſpection (52) unterläßt, verfällt in eine Geldbuße bis zu zehn Rthlrn. 
b) Das NRämliche trifft den Sabrilanten, welcher einen Arbeiter in 
feiner Babrit zuläßt, wenn nieht derſelbe ihm zuvor fein Arbeitsbuch 
eingehändigt hat ($ 11), oder wenn nicht das Buch wegen feiner 
Eonfirmation (58, 9 a, 11) und feiner Entlaffung aus ver bisherigen 
Fabrik (59 d, c, 11) die erforverliche Nachweifung enthält. c) Feder 
Arbeiter, der fih einer groben Verletzung deſſen, was Zucht und Ord⸗ 
nung in ber Fabrik und in feiner vertragsmäßigen Stellung und feinem 
Benehmen gegen den Fabrikanten umd feine Mitarbeiter erfordern, 
ſchuldig macht, unterliegt einer Gelobuße bis zu zehn Rthlru., ober 
einer Befängnißftrafe bis zu drei Tagen. Auch kann ihm, wenn wieder⸗ 
holte Strafverfügungen der Art fruchtlos geblieben find, von der Be⸗ 
Hörde unter Einforberung bes Arbeitsbuches die Arbeit in allen biefigen 
Eigarrenfabriken bis zu feiner ermeistichen Befferung unterfagt werben. 

$ 16. Ueber die vorſtehenden Mebertretungsfälle, fo wie über 
Disetplinarfälle, welche bie Berhältniffe der Arbeiter am ſich, unter 
einanber and gu dem Fabrikanten betreffen, fleht ber Inſpection bie 
Entſcheidung zu, ſofern fe nicht die Berweifung der Sache an das 
Gericht für nöthig erachten follte. 

8 17. Sowohl die in den vorſtehenden Fällen, als auch bie 
wagen verkäumten Schulbeſuchs von der Inſpeetion eingezogenen Straf: 
gelder werden von berfelben aufbewahrt, um Fänftig für eine zu er: 
rAihtende Krankencaſſe dee Arbeiter, oder zu einem ähnlichen für bie 
Arbeiter wohlthätigen Zweck verwandt zu werben. 

: Der 6 19 enthält tranfitortfche Beflimmungen, und am 7. Mai 1842 
erſchien abfetten der *Infpertion des Cigarrenfabrikweſens“ eine Auf: 
Forderung zur Anmeldung für Alle, welche vom 20. Juni an in einer 
Eigarrenfabrit arbeiten wollen, oder bereits darin befchäftigt find. 

Am Schluß des Berichtes vom A. Januar 1842 heißt es: *Die 
“Deputation trägt fih nicht mit der Erwartung, daß bie vorgefchlas 
“genen Beilimmungen allgemein befrievigen, oder gar augenblidiich 
“einen ſichtbaren wohlthätigen Erfolg haben werben. Man darf indeß 
“das Gute nicht unterlaffen, weil das etwanige Beſſere nicht zu er- 
“reichen flebt; daß aber der beabfihtigte Erfolg nur allmälig 
“sich Außern könne, Liegt in der Natur ber Berhältniffe.” 
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1. Petition an den Senat vom 8. Juni 1842. 


Magnifici ꝛc. | ! 


Die unterzeichneten Bürger und Einwohner fühlen fh 90 
brungen, unter ben gegenwärtigen außeroxrbentlichen Umſtänden eine 
Eingabe an Ew. Magnificenzen, Hoch» und Wohlweisheiten zu richten 
und, foweit es ihnen als Einzelnen vergönnt iR, die Sprache bes 
Bertraueng zu erwiebern, welche Ein Hochebler und Hochweifer Rath 
in den letzten Wochen mehrfach fih veranlaßt geſehen hat, zu. Den 
Bürgern zu reben, 

Sie beginnen mit der Wahrnehmung, daß in diefer Zeit der Noth 
und Bebrängniß die allgemeine Anhänglichkeit an unfere freie Verfaſſung 
bewährt und geläutert erfrheint. — Bewährt mit Bezug auf bie 
unerfihütterlich feſtſtehenden Grundlagen, und die fo weite abgegränzte 
Befugniß der Gewalten im Staate, wobei Teinem MHebergreifen ein 
Spielraum bleibt, und felbft der Schein widerſtreitender Intereſſen ent» 
fernt gehalten, pie einmüthige Förderung Des gemeinen Wohles alle 
mit Sicherheit erzielt wird. — Beläutert wurde jene Anbänglichkeit 
im Hinblid auf manche Mängel, theils der ‚gefeßlichen Beftimmungen, 
theils der herfömmlichen Uebung, welde von ber öffentliden Stine 
zwar auch früher ſchon erkannt und begeichnet, jept aber in einer Zeit 
ber ungewöhnlichen Bewegung ber Gemüther, um fü nachdruclicher 
hervorgehoben worden find. 

Die Unterzeichneten glauben annehmen zu dürfen, daß auch Einem 
Hochedeln und Hochweiſen Rathe viefe Stimmung eines großen Theile 
wohlgefinnter Bürger keineswegs unbemerkt geblieben fey. 
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Mit Befriedigung haben die Interzeichneten aus einer zufälligen 
Privat⸗ Mittheilung entnommen, daß es in der Abſicht Eines Hoch: 
edeln und Hochweiſen Rathes Tiege, die Anträge, welche an die nächfte 
Bürgerſchaft gebracht werben follen, vorher zur öffentlichen Kunde zu 
bringen. Sie begrüßen diefe, wie manche früher eingetretene Er: 
weiterung einer fo heilfamen als nothwendigen Deffentlichkeit, als ein 

Zeichen von guter Borbeveutung für ihre Wünſche. 
| As ein folches Zeichen erfcheint ihnen auch in einer der letzten 
Belanntmachungen Eines Hocheveln und Hochweifen Rathes die An 
estennung ber verfüngendben Keime, welche in unferer Berfaffung 
liegen, und welche zu entwideln vie nächfte Zukunft berufen fcheine. 

Wenn die gefebmäßige Vereinbarung von Reformen, ohne Kampf 
der Parteien, ohne eine den Staat gefährdende Aufregung, mit Recht 
zu ben Beweifen einer gefunden Lebenskraft der Republik gezählt 
wird, fo darf Jeder erwarten, daß die gegenwärtige Zeit, in welcher 
ganz Deutfchland feine Augen auf uns geheftet hält, für: die ver- 
faſſungsmäßige Einleitung folcher Verhandlungen nicht unbenugt vor- 
übergeben werde. Was früher von vielen Einzelnen gewünfcht und 
erfirebt' wurbe, ift jeßt das entfchievene Berwußtfepyn der Gefammtheit 
geworden. Sn den Hoffnungen für unfer Gemeinwefen, bie bisher 
vor dem Genuſſe einer reichen Gegenwart zurüdtraten, Tiegt jet der 
Troft für die Opfer, welche die Zukunft fordern, bie Kraft für die 
Anftrengungen, welche fie auferlegen wird. 

Die Unterzeichneten beſcheiden fi, dem grunngefeßlichen Gange 
ber Berathung in keiner Weiſe vorgreifen zu wollen. Ste erlauben 
fich nur, beifpielsweife einige ver Punkte hervorzuheben, in welchen die 
Ueberzeugungen einer fehr großen Anzahl von Bürgern fich begegnen. 
Sie wurſchen einſtimmig: 

Veränderungen in der Wahlart unſerer bürgerlichen Collegien; 

weitere und vollſtändige Durchführung des Grundſatzes der 
Trennung der Rechtspflege von der Adminifiration; 

eine Reform des Polizeiweſens, 

und eine Abhülfe für fo manche Mängel in anderen Zweigen 
der Verwaltung. 

Die Unterzeichneten verkennen keineswegs, daß durch das Brand: 
unglüd Fragen der Berwaltung angeregt worden find, deren Berathung 
weder Auffchub noch Unterbrehung duldet. Nichts kann ihren Ab⸗ 
fichten entfernter liegen, als ein Vorſchlag, durch welchen die Erwägung 
fo wichtiger Fragen: überellt und die ohnehin fehon ungewöhnlich ange- 
firengte Thätigkeit ver Behörden noch mehr in Anfpruch genommen werben 
könnte. Sie vertrauen indeſſen, daß auch die oben angeregten Wünſche, 
ba ber vorbereitenden Behandlung verfelben durch eine befondere De⸗ 
putation Nichts im Wege ftebt, baldigſt Berüdfihtigung finden werben. 
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Der beveutende Umfang und die tiefgreifende Wichtigkeit biefer 
Wünfhe, endlich die große Zahl Derienigen, welche dieſelben theilen, 
rechtfertigt das Gefuch, welches die Unterzeichneten dahin richten: 

Ein Hochedler und Hochmweifer Rath wolle auf verfaffungss 
mäßigem Wege in einer der nächflen Verſammlungen Erb: 
gefeffener Bürgerfchaft beantragen, daß biefelbe eine Depntation 
aus gefammter Bürgerfchaft ernenne, um innerhalb einer zu 
beftimmenden Zeitfrit Einem Hochedeln und Hochweifen Rathe 
einen, demnächſt zu veröffentlichenden, Bericht über die oben 
angebeuteten und fonftige allgemein gehegte Wünfche, in Betreff 
unferer Verfaffung und Berwaltung, zu erftatten. 


In Ehrerbietung verharren 


Ew. Magnificenzen, Hochs und Wohlweisheiten 


Kirchenpauer, Dr. 
Voigt, Dr. 

H. Baumeiſter, Dr. 
O. C. Gaedechens. 
Günther Gensler. 

D. C. Mettlerfamp. 
C. F. Wurm, Profeſſor. 
G. Repſold. 

Th. Ad. Jaques. 

J. P. L. Bartels. 

Dr. de Chaufepié, jun. 
A. E. Vidal. 

Ep. Johns. 

C. W. Lüdert. 
Theodor Dill. 

C. C. Hartmann. 

H. C. Spiermann. 


J. H. Lührs, Dr. 
G. W. Goetze, Dr. 
J. Kirſten. 

C. P. H. Möring, 
A. H 


K. G. Zimmermann, Dr. 


ergebenfte 


P. D. Lohmann. 
A. H. Groothoff. 
Juſtus Ruperti. 
Dr. Radecke. 

C. F. L. Brull. 

C. P. Schütt. 

J. M. Commeter. 
Wm. Korn. 

Dr. Rothenburg. 
F. B. Dohm. 
Georg Otten, Dr. 
C. H. Bonſen. 

C. Schröder. 

C. 4. Martens, 

% ©. Boehlcke. 
D. 3. Ehlers. 
J. 9. Htllebrandt. 
Dr. Cordes. 

C. W. Crudelius. 
Profeſſor Bubendey. 
Dr. Gernet. 

H. Moltrecht. 

J H. Rodatz. 

V. H. Ohlendorff. 
W. Peters. 

H. Ferſenfeldt, Profeſſor. 
J. N. Köhn. 
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Guſtav Bald. 

N. H. Lütgens. 

Dr. Rambach. 

H. Schleiden, Dr. 
Nic. Jacob Ferſenfeldt. 
Bm. H. Goßler. 

5 W. Schemmann. 
Herrmann Dreyer. 
M. Steinthal. 

O. R. Schröder. 

C. J. Johns. 

J. J. Liebert. 

M. de Jongh. 

Gottl. Heinr. Harras. 
Hermann Griſſon. 
Edw. Ferber. 

Ernſt Merck. 

Fried. Wilh. Carſtens. 
Ed. Rayner. 

Ed. Doorman. 

Carl L. D. Meiſter. 
H. A. Hoper. 


E. Müller, G. W. Sohn. 


S. Sthamer. 

J. C. Dürfeldt. 
Chr. L. Knöhr. 
B. L. Gumpel. 
J. F. Strantzen. 
F. L. Kob. 

G. H. Sonntag. 
Eduard Ringel. 
Km. von Hein. 
3.9. C. Müller 
3.9. Dirk. 
Het. Dan. Moll. 
M. H. Cords. 

J. H. Liebrecht. 
C. A. Craſemann. 
Wilh. Weſtphal. 
H. J. de Voß. 
Chriſt. Freſe. 

J. H. Huͤlß. 

E. Céſar Hartung. 
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Ernſt Krull. 

& Heuß. 

W. Dunder, jun. 
€. ©. 4. Hundeiker 
J. H. €. Quirling. 
. 3. Laar. 

. 2. Runge. 

. A. Gütſchow. 

. Rofenftein. 

erm. Wagner. 

. 2. Geier. 

9. Heuberer. 
Jauch. 

. 9. Cordes, fun. 
einr. Geffcken. 

ſt Ad. Brunner. 
. &. Schmilinsky. 
. Weſtendarp. 

. C. Meyer. 

oh. Ferd. Cordes. 
. H. Berckemeyer. 
. L. Heiſe, Dr. 

. Brandt. 

. P. N. Zahnde. 
. A. Fiſcher. 
einwort Gebrüder. 
be. Schröder. 

. D. Lauenburg. 

. U. C. Froh. 

9 W. Knoop. 

C. C. Craſemann. 
G. Pieper, Dr. 

S. J. Cahen. 

C. M. Pattenhauſen. 
Dr. de Chaufepié, fen. 
RW. Plath, Dr. 

A. Böckmann. 

Dr. Hahn. 

E N. Thope. 

Dr. 3. ©. Leffing. 
Fr. Menke. 

D. Billerbed. - 


Fried. Schaar. 
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% North. 

% €. Beets. 

G. €. Lübbers. 
Philipp Canthal. 
Michael Keßler. 
Wm. Ferd. Haſche. 
Joh. Ed. Zell. 
Joh. Herrm. Voigt. 
Joh. A. Seippel. 
J. T. Wienecke. 
Wilh. Köhler. 


Dr. H. F. Titzck, Proc. 


L. Dreves, Dr. 

B. J. Poſchaan. 
Joh. Pet. Ruch. 
H. J. Müller. 

W. Birckenſtock, Dr. 
Joh. Nic. Blaefing. 
J. Rooſen Runge. 
Dr. Schön. 


J. F. W. Röding, Dr. 


Fr. Heinr. Meyer. 
J. G. Trautmann. 
F. W. C. Marburg. 
Fr. Cropp, Dr. 

Ad. Johns. 

Rud. Eckermann, Dr. 
J. B. Fehr. 

L. J. Paulſen. 

Dr. Weißflog. 

J. H. Lutze. 

J. N. Martin. 

E. Eden, Dr. 

Fr. Weber. 

Friedr. Leinau. 

W. P. Minder, Dr. 
J. H. Walſemann. 
Eduard Moll. 

J. Fr. Freeſe. 

C. H. Sonntag. 
M. R. Hühn. 

J. C. Quenzel. 

C. W. Neumann. 
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J. C. F. Nirrnheim. 
J. Steetz, Dr. 

T. Timmann. 
Francçois Wille. 

W. A. Kramer, Dr. 
J. F. Martens, jun. 
J. C. Oelreich. 

H. L. Kopemann. 
G. Buek, Dr. 
A. W. Möller. 
Georg Wm. Mönd. 
Eduard Schumacher. 
9. C. Bol. 
Lüddert. 

H. Gries, Dr. 

F. L. Stuhlmann. 
A. Bollmann. 
Edgar D. Roß. 
Robert Flor. 

C. Sillem. 

L. H. Beyer. 

A. G. C. Vogt. 

P. W. Henſchel. 
Joach. Diedr. Poſchaan. 
Auguſt Meyer, Dr. 
Gottf. Lud. Behrens, 
Joh. Phil. Erie. 

C. Mettlertamp. 
30h. Hartw. Gräpel. 
C. ®. Harder, Dr. 
W. Semper. 

W. Sander. 

J. D. W. Dürkoop. 
John R. Möller. 
Guſtav Bennecke. 
Georg Fried. Köpde. 
J. Blum. 

% A. Ehrhorn. 

G. L. Kratzenſtein. 
C. F. von Bargen. 
L. A. Des Arts. 
Guſtav Wieler. 

J. P. H. Hagedorn. 
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Eduard Lüdors. 
9. Berens. 


30H. Heinr. von Spredelfen. 


J. D. Beder. 

C. F. Reichardt. 
D. E. Houben. 
Alex. Bordier. 

G. L. F. Senger. 
J. H. Brunn. 

H. C. Croiſſant. 
Charles de Liagre. 
G. Moenck, Dr. 
C. A. Auffm'Ordt. 
A. W. Ingwerſen. 
A. R. Lange. 

H. Ruperti. 
Philipp Gericke. 
Guſtav Spllm. 

C. H. de Drufina, Dr. 
9 4. Nohaſcheck. 
8. ©. Wend. 

G. 9. Zacobien. 
T. Bieber. 

W. Mauke. 

L. Langmaack. 


J. G. F. C. Guilhauman. 


Conrad A. Auffm'Ordi. 
Joh. Jacob Hinſch. 

P. H. Witt. 

Victor Wolff. 

J. G. Becker. 

C. S. Willich. 

H. A. Hübener. 
Charles Schüler. 

Sean Ph. de Chaufepié. 
Conrad D. Warncke. 
Joh. Heinr. Rabe. 

H. A. Wreden. 

C. A. Kap:herr. 
Fried. Voß, fen. 

G. Ev. Pappe. 

€. 5. Vindernelle. 

€. 3. 2. Blanquet.- - 
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G. Eymer, jun. 

% G. Tſchölzke. 

C. L. Nottebohm. 
M. Heiſſenbüttel. 
Robert Moltres. 
Theodor von Melle. 
Ad. Palm. 

Lud. Steenfadt. 

J. C. Dehmcke. 

G. C. Uhlenhoff. 
G. F. Kalkbrenner, Med. Dr. 
M. Ed. Becker. 

J. G. Gallois, Dr. 
A. F. Hellwig. 

M. E. Heerlein. 

H. H. Schmidt. 

Ad. Offrop. 

J. G. D. Lafrentz. 
G. J. W. Unbehagen. 
Claus Adolph Witt. 
C. J. Meyer. 
Moritz Wolfſ. 
George Sauer. 

H. Wiebcke. 

C. Dürkoop. 

H. C. Doſe. 

G. F. Bordier. 

F. F. Beyme. 

F. H. Weber. 

A. L. C. H. Zinck. 
A. Ferd. Zipperling. 
Hein. Chriſt. Mantels. 
C. Fr. Henrici. 
Rud. Beffer. 

Julius Guido Wolff. 
H. F. Lembcke. 

P. Lohſe. 

Friedr. Stammann. 
H. Schäffer. 

W. E. Haupt. 

J. € B. Langhenie. 
S. S. Lowe. 

G. L. Stuhlmann. 


. 3. Dittmer. 

. 2. Nagel. 

. Bröding. 

J. 4. Libbertz. 

J. F. Koyemann. 
Otto Speckter. 
Ad. Vollmer. 
Martin Gensler. 
Prof. K. Wiebel. 
Adolph Alexander. 
Jacob Gensler. 
Eduard Nolte. 
Julius Campe. 
Ad. Soetbeer, Dr. 
C. G. Kopal. 

J. Faber. 

P. H. Fetterlein. 
Diedr. Meyer. 

H. A. Ruete, Dr. 
M. 3. Metzendorff, Dr. 
Joſephus A. Herz. 
P. D. J. Kolſter. 
3.9. Fölſch. 

J. J. Wedekind. 
C. Pagenhardt. 
J. C. Hinſch. 


Joh. Mich. Georg Thies. 


A. D. Cords. 

C. F. Sievers. 

J. F. C. Bergeeſt. 
F. E. Schmid. 
Wm. Detert. 
Wm. Garrigues. 
Gottl. D. Meyer. 
Ludw. Buk. 

H. F. W. Quade. 
Jacob Schipmann. 
Guſtav Morgenſtern. 
Laué Bödeker. 


Carl Friedr. Schmilinsky. 
C. G. Leonhard Schmid. 


Ferd. von Spreckelſen. 
C. G. Bergreen. 
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C. L. Koch. 

Carl Hoppe. 

Fr. Ernſt. 

Rob. M. Sloman. 
Joch. Jacob Holtzgreve. 
Emil Bach. 

B. C. Fehrmann. 

P. E. Hartenfels. 

J. H. Böhmer. 

Alex. Fried. Jacobſen. 
Des Arts, Dr. 

Th. C. D. Krüger. 
Albert Schrader. 
Friedr. Ferd. Meyer. 
R. G. F. Berger. 


C. ©. Hanfen. 


Adolph de Chapeaurouge. 
9.9 W. Großmann. 
Martin Wm. Soltau. 

Joh. Wilh. Dunder. 

C. F. Dankwarth. 

F. B. Schwabe. 

A. D. Mordtmann. 

Aug. Courvoiſier, jun. 

3. Laeiß. 

C. H. Wehrkamp. 

J. C. Sahrlandt. 

Carl Peterſen, Dr. 

J. te Kloot. 
Joh. Theod. Köpcke. 
Anton Asmus. 

Joh. Schweicker. 

Friedr. Wilh. Hirſch, Dr. 

S. P. P. Cordes. 

Georg Heinr. Moenck. 

H. C. Lopau. 

Hinr. Peltzer. 1 
P. F. Biancone. 
H. M. Hanſſen. 

F. C. Bahre. 

J. A. H. Schaar. 

Wm. Weinkauff. 

C. H. Hartog. 
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Prof. Chr. Peterfen. 
Aug. Marehn. 
Melchior Georg. 

9. C. Schaer. 

C. W. Aber, Dr. 
Th. Haſche. 

R. Schondorff. 

H. A. Bonſen. 
Carl 3. Romagnolo. 
3.8 €. Babel. 
EN. Möller. 

€. Herzfeldt, Dr. 
Louis Dubois. 

Carl Winten. 

M. L. Behrens. 

9. F. Stuhlmann. 
. 9. Knoop. 

. 1 Rowohl, Dr. 
. W. Boigt. 
ide, 

. A. Lorengen. 
W. Gert. 

. Steeb. 

. Bofle. 

. Mopderfohn. 

. Bille. 

p. Kedenburg. 
2. F. Borling. 
Franz Schüßer. 

C. Woermann. 
Adolph Wilmanns. 
J. Roeck. 

Fr. Wm. Haſche. 
W. Fr. Carl Woge. 
Guſtav Ewald. 
Dan. Hälffen. 

Aug. Laur. Kort. 
J. H. Wulff. 

P. A. Carſtens. 

D. H. W. Bödecker. 
Scharff. 

Ernſt Stolle. 
Joh. Chriſt. Govers. 
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F. M. Burmeſter. 
C. W. Hefle 

A. C. Hagedorn. 
C. P. Siemen. 


Ceſar Godeffroy, jun. 
G. F. A. F. Heyne. 
Fr. Guſt. Voigt, Cand. 
Ph. Egenhuſen. 

J. A. Rodatz. 

Chriſt. Goerne. 

H. J. Hanſſen. 

Carl Ferd. Witt. 

C. W. Knoop. 

C. H. W. Thies. 

M. H. Cords, Dr. 

P. G. Cotius. 

Dr. Gaͤdechens. 

F. A. C. van der Linden. 
Georg Math. Brauer. 
Herm. Manecke. 

J. P. Linck. 

C. F. W. Meder. 

J. H. Oſterhold. 

P. J. Tavernier. 

J. F. Müller. 

J. P. C. Homann, Dr. Med. 
Joh. Conr. Karſtens. 
Ferd. Wm. Unger. 
Joh. Chr. Duncker. 
Herm. P. Ehrenreich. 
L. Roeck. 

R. Meletta. 

Guſt. P. Dittler. 

H. E. Ravn. 

Louis Eckſtein. 

Joh. Geo. Heiſe. 

J. C. A. Meſtern. 

J. D. Hamel. 

Joh. Peters. 

Joh. Ch. D. Rapantz. 
H. A. Caspar. 
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H. M. Blecken. F. W. Beckendorff, Dr. 
J. Wolffſon, Dr. H. C. Meyer, jun. 
Wm. te Kloot. J. Heinr. Ludolff. 

A. Tesdorpf. G. H. Ehlers. 

Theo. Hinß. G. T. Vorwerk. 


2. Decret bed Senates vom 24. Juni 1842. 


Auf eingekommene und verleſene Supplication abſeiten der in 
supplicis unterzeichneten Bürger und Einwohner, Supplicanten, de: 
eretirt E. E. Rath: 

daß Supplicanten an Herrn Syndicum Kauffmann Drem. zu 
verweifen. 

Decretum in Senatu Hamburgensi, Veneris d. 24. Junii 1842. 





Extractus Protocolli Senatus Hamburgensis. 
Veneris d. 24. Junii 1842. 
Ad relationem ex Supplicis abfeiten hiefiger Bürger und Eins 
wohner, Supplicanten. 
Conclusum et commissum Domino Syndico Kauffmann Dri., 
den Supplicanten anzuzeigen: 

Wenn €. H. Rath auch überzeugt fey, daß vie von einer 
großen Zahl achtbarer Bürger ausgefprochenen Wünſche und 
gemachten Borfchläge, nur aus der Abficht hervorgegangen feyen, 
das allgemeine Befte zu fürdern, fo könne er doch nicht umbin, 
den gegenwärtigen Zeitpunkt zur Anregung berartiger Fragen 
nicht für geeignet zu halten, und zwar um fo weniger, da in 
Supplicis felbft die vesfallfige Bemerkung gemacht und hervor - 
gehoben worden fey. Ein Zeitpunkt, welcher durch große Un⸗ 
glücksfälle die Gemüther mehr, wie gewöhnlich, in Spannung: 
gefeßt habe, und in welchem alle Kräfte mehr als je angeftrengt 
werden müßten, um bie Folgen des Unglücks weniger fühlber 
zu machen; in welchem bie Aufmerkfamteit, welche bie großen, 
raſch zu erlebigenden Fragen in Anfpruch nehmen, nicht getheilt 
werben dürfe, würde der Ruhe und der Muße entbehren, welche 
zur Erörterung verfaflungsmäßiger Fragen durchaus erforderlich 
feyen, wenn wirklich pas Befte erreicht werben folle. 

E. 9. Rath wolle jedoch über die einzelnen in Supplicks 
bemerkten Wünſche noch hinzufügen, daß, wegen bes erfieren, 
in unferm Grundgefeße fo genaue und heilfsme Regen auf 
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geftellt feyen, daß eine genaue Befolgung berfelben, welche er: 
wartet werben könne, jedem billigen Berlangen genügen müfle, 
wie denn wegen des zweiten und dritten Wunfches, namentlich 
in wie weit eine größere Trennung ber Rechtspflege von ber 
Adminiftration, befonders in Bezug auf das Obergericht, ein: 
zuführen, rathſam und thunlich fep, bereits feit längerer Zeit 
die Borarbeiten durch eine desfallſige Commiffion geprüft würden, 
beren Arbeit ohne allen Zweifel in nicht ſehr langer Friſt zur 
verfaffungsmäßigen Berhanplung kommen werde. E. 9. Rath 
werde nicht nur diefe in Anregung gebrachten Gegenftänve, 
fondern auch andere Punkte unferer Berwaltung, in denen fich 
vielleicht Abänderungen wünfchenswerth zeigen follten, feiner 
Aufmerkſamkeit nicht entgehen laſſen, und deshalb zu geeigneter 
Zeit Die erforderlichen Anträge auf verfafflungsmäßigem Wege 
machen, vertraue aber dem ruhigen Sinne nicht nur der Sup: 
plicanten, fondern aller wohlmeinender Bürger, daß fie der 
verfaffungsmäßigen Entwidelung ver Verhandlung entgegenfehen, 
und nicht durch ein unzeitiges Beeilen die mehr als je erforder: 
liche Eintracht gefährden würden. 


(Unterzeihnet) J. M. Tappenberg, Dr. 


3. Petition an den Senat vom 22. Suli 1842. 
Magnifici ꝛc. 


Die Unterzeichner der am 8. Juni d. J. Einem Hochweiſen Rathe 
überreichten Vorſtellung und Bitte haben von dem verehrlichen Eon: 
elufum vom 24. Juni Kenntniß erhalten, bei dem Inhalte deſſelben 
fich aber nicht beruhigen zu können geglaubt, und beöwegen die ehr: 
erbietigft Unterzeichneten beauftragt, bas frühere Geſuch auf das 
Dringendfte zu wienerholen. 

Die Unterzeichneten, und neben ihnen gewiß eine fehr große An: 
zahl ihrer Mitbürger, würden es aufrichtig beffagen müflen, wenn fic 
die ihnen gewordene Mittheilung ald ein Zeichen anzufeben hätten, 
daß die verfaffungsmäßige Erwägung einer Reihe von Mißbräuchen 
und Mängeln, aus welchen fie einzelne beifpielsmweife hervorgehoben 
baben, und deren Vorhandenſeyn nicht in Frage geftellt zu ſeyn 
fcheint, auf unbeftimmte Zeit hin vertagt werben folle. — Es ift weder 
in der früheren Borftellung von ihnen beantragt worden, noch ift es 
jeßt ihre Meinung, daß die verfchienenen zur Abhülfe erforderlichen 
Manpregeln fofort, oder in der nächften Zukunft follten zur Aus: 
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führung gebracht werden, aber ein unbeſtimmtes Hinausſchieben der⸗ 
ſelben auf andere ruhigere Zeiten ſcheint ihnen um ſo bedenklicher, je 
mehr eine langjährige Erfahrung bewieſen hat, wie wenig, felbft in den: 
Zeiten der tiefften Ruhe, anf eine Erledigung fener wichtigen Kragen zu 
rechnen if. Es hat ſich eben Deswegen ber dringende Wunſch heraus» 
geftellt, daß gerade jetzt, wo ben öffentlichen Angelegenheiten eine 
Tebendigere Theilnahme geſchenkt wird, als fonk, wo mithin Das⸗ 
jenige, was einer Aenderung und Befferung bedarf, deutlicher und bes 
fiimmter in das allgemeine Bewußtſeyn tritt, ein mit öffentlicher 
Autorität ausgerüfleted Organ gebildet werbe, um bie Anfichten und 
MWünfche der Bürger, in Bezug auf die Berfaffung und Berwaltung 
des Staates ‚zu fammeln, zu prüfen, und, wenn fie bie Läuterung 
einer ruhigen und umfichtigen Veurtheilumg beflehen, in zufammen- 
bängender Ordnung, und dur Darlegung ber Gründe unterflüßt, 
Einem Hochweiſen Senate vorzulegen. . 

Ein Zeitpunkt, welcher Durch außerordeniliche Verwickelungen 
einerfeits manche Gebrechen unferer öffentlichen Zuſtände in ein belleres 
Licht geftellt hat, und der andererfeits jeden Stantsangehörigen zu 
ungewöhnlichen Anftrengungen und Opfern anffordert, frheint gewiß 
nicht ungeeignet zur Ergreifung einer folchen Maafregel, welche ven 
Wünſchen per Staatsangehörigen in Bezug auf jene Gebrechen einen 
Ausdruck zu verleihen beftimmt feyn würbe, ohne darum die Erledigung 
Defien, was im Intereſſe des Gemeinwohles zunächſt angeordnet 
und befchafft werben muß, zu verhindern oder auch nur. aufzuhalten. 
Denn durch die Wirkſamkeit derjenigen Männer, welche jenes Organ 
zu bilden berufen wären, würde weder Ein Hochweifer Rath, nor 
eine ber verfchievenen Verwaliungsbehörden in ihrer jet fo ſchwierigen 
Tyhätigkeit irgend geftört werden; ja es ift ſogar mit Sisherheit ans 
zunehmen, daß der Bericht, mit beflen Erſtattung pie Bürger: Deputation 
ihre Aufgabe gelöft haben würde, erfk nach eines Reihe von Monaten, 
alfo zu einer Zeit würde abgefinttet werben können, wo Die wichtigen 
Tragen des Augenblides, wenn auch nicht in der Ausführung erledigt, 
doch hinfichtlich der zu Grunde zu legenden Priuripien geordnet feyn 
werden. — Ein Hochweiſer Senat würde dann ohne Zweifel hin⸗ 
längliche Ruhe finden, um bie geeigneten Gefebentwürfe vorzubereiten, 
und, auf den Bericht von Deputirten Erbgefeffener Bürgerfihaft ge: 
fügt, fie ſchneller, als vielleicht fonft thunlich wäre, zur verfafſungs⸗ 
mäßigen Erledigung führen können. 

Die Unterzeichneten und deren Committenten, nicht gemein, deu 
Arbeiten der von ihnen gewünſchten Deputation vorgreifen zu wollen, 
hatten nur beiſpielsweiſe einzelne jener Mängel hervorgehoben, welche 
einer verfaffungsmäßigen Erledigung harren; und wenn fie dabei mil 
den Mängeln in der Wahlart der bürgerlichen Collegien beganuen, fo 
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geſchah dieſes einerfeitö in der Anertennung der allumfaſſenden Wichtig. 
teit, welche diefen Eollegien, und namentlich dem erflen derſelben durch 
unfere Verfaſſung angewieſen iR, andererfeits in der Ueberzeugung, daß 
die beſtehenden Borfchriften über die Wahl der Collegien zu ungenügend 
find, als daß fle zu einem, jener Wichtigkeit nur irgend entfprechenden 
Refultate führen Könnten. Die in dem verehrlichen Concluſum als 
heilſam bezeichneten Regeln ber Srumpgefeße über die fraglichen Wahlen 
bezeugen feld in den Worten, mit benen fie. im Unionsreceß ber 
bürgerlichen Gollegien verzeichnet find, ihre eigene Unzulänglichkeit 
und wenn fie fihon damals warnend und Magend ed ausſprachen, Daß 
die fraglihe Wahl *fchier ein Succeffion werben wolle,” fo beweiſt 
jeßt wieder eine mehr’ als hundertjährige Erfahrung, daß es neuer 
Geſetze berarf, um die wichtigften Aemter und Würden des Staates 
unabhängig zu machen von Zufälligtetten einer Iangen Lebensdauer. 

Nur erfreulich konnte es ven Unterzeichneten ſeyn, daß Ein Hoch⸗ 
weifer Senat, in Betreff einiger anderer der angeregten Punkte, Com: 
miffionen zur Vorbereitung ver als nothwendig anertannten Reformen 
eingefcgt bat. Nichtsdeſtoweniger mögten die Interzeichneten auch 
diefe ihnen fo ſehr am Herzen Tiegenden Wünſche nicht lediglich won 
jenen commiffarifchen Verhandlungen abhängig gemacht fehen, da die 
Bergangenheit lehrt, wie Leicht durch ben Drang der laufenden Ges 
ſchaͤfte und durch zufällige Umfände ein. Stillſtand in fo manche, 
gewiß nicht unwichtige legislatoriſche Vorarbeiten eintreten konnte. 

- Wenn ſonach die in der Bittfprift vom 8. Juni d. 3. in Bor: 
ſchlag gebrachte Einfegung einer außerorbentlichen Bürger - Deputation 
am meiften geeignet erfcheint, um den lebhaft gewünfchten Reformen 
eine baldige Ausführung: zu fihern, fo müſſen andererfeits die Unter: 
zeichneten, welche, wie alle guten Bürger, von den, am Schluffe bes 
verehrlichen Eonchufi ausgeſprochenen Wünfchen für die Erhaltung ver 
Eintracht durchdrungen und befeelt find, für diefe die befte Bürgfchaft 
darin finden, wenn Ein Hochweiſer Rath fich entfehfießen wollte, die 
Wünſche der Bürger nicht. allein in Andeutungen, wie fie der Bor: 
ſtellung Einzelner vergönnt feyn konnten, fondern in umfaffenter Zu⸗ 
fammenflellung zu vernehmen, wie fie von einer, befonders dazu 
beoollmächtigten, durch freie Wahl Erbgefefiener Bürgerfchaft erforenen, 
Deputation zu erwarten fleht. 

Die Unterzeichneten” Haben deswegen, nachdem die gegenwärtige 
Borftellung in einer am 20. d. M. gehaltenen Verſammlung ver 
Yintergeichner der Bittfehrift vom 1. Juni verlefen und genehmigt 
worden, den Auftrag erhalten, viefelbe Einem Hochweiſen Senate zu 
übergeben, und — wie fie hierdurch thun — ihr ehrerbietiges Geſuch 
an Em. Magnificenzen, Don: und Wohlweieheiten dahin zu wieder⸗ 
holen ·⸗· 
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wolle auf verfaffungsmäßigem Wege in einer der nächften Ber: 
fammlungen Erbgefefiener Bürgerfchaft beantragen, daß dieſelbe 
eine Deputation aus gefammter Bürgerfchaft ernenne, um inner: 
balb einer zu beftimmenven Zeitfrift Einem Hochedeln und 
Hochweiſen Rathe einen, demnächſt zu veröffentlichenden, Be: 
richt über die eben angebeuteten und fonftige allgemein gehegte 
Wünſche, in Betreff unferer VBerfaffung und Berwaltung, zu 
erftatten. 


In Ehrerbietung verharren 
Ew. Magnificenzen, Hoch: und Wohlweispeiten 
ergebenfte 
(folgen die Unterſchriften). 


— 4ů— 





Langhoff'ſche Buchdruckerei, 
Catharinenſtraße No. 6. 


t 
⁊ 


Berichtigungen. 





Seite 4, Zeile 13, lies: ſtrenger — geſunder 
n 9, v 7,"  Deputirter 
» 59, Marginalie, lies: Raths - Wahlfähigkeit 
» 81, Erſte Marginalie, lies: Verhandlungen vom Juli 1723. 
» 180, Zetle 14, lies: wärben 
„100, u 17, 18, lies: Vermögens - Reiten 
„143, 9, Hes: jedenfalls 
144, Rote, Beile 4, lies: ber (hatt ben) 
» 145, Zeile 2, lies: Tönnte d 
„36, 8 v. u., lies: und in dieſer zweiten 








